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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Haushaltssatzung der Stadt Braunschweig für das Hau shaltsjahr 2012  
 
 
„Der Rat der Stadt wird gebeten zu beschließen:  
  

1. Der Verwaltungsentwurf der Haushaltssatzung 2012 nach dem derzeitigen Stand mit  
 

a) Haushaltsplan 2012 einschließlich Stellenplan und Investitionsprogramm  
2011 – 2015 
 

b) Wirtschaftsplänen 2012 einschließlich Stellenübersichten und Investitionsprogramm  
2011 - 2015 für  
 

-    die Sonderrechnung des Fachbereiches Hochbau und Gebäudemanagement  
-    die Sonderrechnung Stadtentwässerung und  
-    die Sonderrechnung Abfallwirtschaft  
 

c) Haushaltsplan des Sondervermögens "Pensionsfonds der Stadt Braunschweig" 
  

wird beschlossen, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Beschlusspunkten eine  
andere Empfehlung ergibt. 
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2. Der Programm- und Handlungsrahmen 2011 bis 2014 für die Stadt Braunschweig wird 
beschlossen. 

 

3. Die Anträge und Änderungen der Verwaltung zu Strategischen Zielen, Wesentlichen  
Produkten und Maßnahmen in einzelnen Teilhaushalten werden entsprechend den  
Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personalausschusses beschlossen. 

 

4. Die zwingenden Ansatzveränderungen der Verwaltung werden entsprechend den  
Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personalausschusses beschlossen. 

 

5. Die finanzunwirksamen Anträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte werden  
entsprechend den Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personalausschusses  
zusammen mit den während der Haushaltslesung angenommenen Anträgen  
beschlossen. 

 

6. Die finanzwirksamen Anträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte werden  
entsprechend den Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personalausschusses  
zusammen mit den während der Haushaltslesung angenommenen Anträgen  
beschlossen.  

 

7. Die haushaltsneutralen Umsetzungen und die Haushaltsvermerke werden entsprechend 
den Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personalausschusses beschlossen. 

 

8. Die Verwaltung wird ermächtigt, die sich aus den vorstehenden Beschlusspunkten und  
der Aufteilung der Personalaufwendungen ergebenden Veränderungen im Enddruck des 
Haushaltsplanes 2012 auf die Teilhaushalte einschließlich der Produktdarstellung zu  
übertragen. 
 

9. Der als Anlage 1 beigefügte Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 
wird in der Fassung beschlossen, die sich aus den Beschlüssen zu Ziffer 1 bis 7 ergibt.“ 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis: 
 
Diese Vorlage wird nur einmal versandt. 
Sie dient somit als Beratungsunterlage in allen o. g. Gremien. 
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Begründung: 
 
1.1 Ausschussempfehlungen zum Haushaltsentwurf 2012  

 
Der Verwaltungsentwurf sowie die Anträge der Fraktionen des Rates, die Anträge der 
Stadtbezirksräte, die zwingenden Ansatzveränderungen nach Druck des Haushalts-
planentwurfes zum Haushalt 2012 und zum Investitionsprogramm 2011 – 2015 sowie 
der Programm- und Handlungsrahmen 2011 bis 2014 sind von den Ausschüssen  
beraten worden. Die Empfehlungen der Ausschüsse hierzu sowie die nach den  
Ausschussberatungen eingereichten Anträge der Fraktionen (s. Anlage), weitere 
zwingende Ansatzveränderungen und die haushaltsneutralen Umsetzungen sind dem 
Finanz- und Personalausschuss zu seiner Sitzung am 14. Februar 2012 vorgelegt 
worden. 
 
Am 21. Februar 2012 ist ein weiterer Antrag der SPD-Fraktion „Sportentwicklungs-
plan für Braunschweig“ mit 50.000 € für 2012 eingegangen. Dieser ist als Anlage bei-
gefügt und weiterhin in der Anlage 0 als Antrag aufgenommen worden, der bisher 
keine Ausschussempfehlung und auch keine Beschlussempfehlung des Finanz- und 
Personalausschusses hat. 

 
1.2 Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personala usschusses 

 
Der Finanz- und Personalausschusses (FPA) hat in seiner Sitzung am 
14. Februar 2012 die zwingenden Ansatzveränderungen, die haushaltsneutralen  
Umsetzungen, die finanzwirksamen Haushaltsanträge der Fraktionen und Stadt-
bezirksräte, die Stellenplananträge und die finanzunwirksamen Anträge beraten.  
Die Beschlussempfehlungen sind in der Anlage 2 dieser Vorlage dargestellt. Die  
Antworten der Verwaltung zu den Anfragen der Fraktionen zum Haushalt 2012 sind 
ebenfalls in der Anlage 2.1 enthalten. In diese Anlage sind auch die Antworten auf 
Fragen aufgenommen worden, die in der Sitzung des F inanz- und Personalaus-
schusses am 14. Februar 2012 gestellt wurden.  
 
In seiner Schlussabstimmung hat der Finanz- und Personalausschuss  

 
1. den Entwurf des Haushaltsplanes 2012 (einschließlich Stellenplan 2012) mit  

Investitionsprogramm 2011 – 2015, 
 

2. die Entwürfe der Wirtschaftspläne mit Stellenübersichten und Investitions-
programmen 2011 – 2015 für die Sonderrechnung des Fachbereichs Hochbau 
und Gebäudemanagement und für die Sonderrechnungen Stadtentwässerung 
und Abfallwirtschaft 
 

3. den Haushaltsplanentwurf 2012 des Sondervermögens „Pensionsfonds der 
Stadt Braunschweig“ 
 

4. die finanzunwirksamen Anträge zum Haushalt 2012  
 

indes passieren lassen. 
 
Desweiteren hat der Finanz- und Personalausschuss empfohlen, den Programm- und 
Handlungsrahmen abzulehnen. 
 
In dem nachfolgenden finanzwirtschaftlichen Ergebni s sind die  Empfehlungen 
des Finanz- und Personalausschusses zu den einzelne n Anträgen  berück-
sichtigt. 
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2.  Verwaltungsvorschlag (Zwingende Ansatzveränderu ngen) 
 
 
2.1 Ergebnishaushalt   
 

Der Entwurf des Ergebnishaushaltes 2012 wies beim ordentlichen Ergebnis  einen 
Überschuss in Höhe von 2.189.908 € und beim außerordentlichen Ergebnis  einen 
Überschuss in Höhe von 201.500 € aus.  
 

 Die wesentlichen Veränderungen , die gegenüber dem im Dezember 2011 versandten 
Haushaltsplanentwurf durch die zwingenden Ansatzveränderungen zur Veränderung  
des Ergebnisses führen, werden nachstehend näher erläutert: 

 
2.1.1 Als Erträge aus den Schlüsselzuweisungen aus dem kommunalen Finanzaus-

gleich  sind im Haushaltsplanentwurf 2012 auf der Basis der am 28. November 2011 
veröffentlichten vorläufigen Berechnungsgrundlagen für den kommunalen Finanz-
ausgleich 2012 bisher rd. 65,7 Mio. € veranschlagt worden, wobei die Höhe dieser 
Zuweisung noch durch die aktuellen Einwohnerzahlen, die zugrundezulegende  
Sozialhilfebelastung der einzelnen Kommunen sowie durch die Steuer–Isteinnahmen 
des Landes Niedersachsen im Jahr 2011 beeinflusst werden kann. Aufgrund der  
positiven Entwicklung der Einwohnerzahl Braunschweigs werden sich Mehrerträge 
von rd. 0,35 Mio. € ergeben, sodass in 2012 Schlüsselzuweisungen in Höhe von 
rd. 66,05 Mio. € zu erwarten sind. 

 
Am 31. Januar 2012 ist der Entwurf einer Änderungsverordnung über den Gemeinde-
anteil an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer  sowie über die Gewerbesteuer-
umlage eingegangen. Die darin enthaltenen Umsatzsteuerschlüssel beinhalten eine 
Verbesserung Braunschweigs um rd. 2,3 %. Unter Berücksichtigung des Rechnungs-
ergebnisses 2011 und der Steuerschätzdaten wird für 2012 von einer Erhöhung der  
Erträge aus dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer von 0,3 Mio. € auf jetzt 
rd. 14,9 Mio. €  ausgegangen. 

 
Beim Fachbereich 32 entfallen aufgrund der Entscheidung, auf eine Geschwindig-
keitsüberwachung an der A 2  bis auf weiteres zu verzichten, Sachaufwendungen 
i. H. v. 0,2 Mio. € und Erträge von 1,3 Mio. €. Ferner unterbleiben im Finanzhaushalt 
berücksichtigte Investitionen. 
 
Bei den Personalaufwendungen  ergibt sich ein Mehrbedarf von rd. 0,3 Mio. € ins-
besondere aufgrund der Einrichtung von 4,75 Stellen im Bereich der Erziehungshilfe 
des Fachbereiches 51. Durch das seit Anfang 2012 geltende Bundeskinderschutz-
gesetz ergibt sich ein erheblicher Zuwachs bei den Aufgaben des Kinderschutzes, 
der die genannten Stellenschaffungen notwendig macht.  

 
Beim Fachbereich 40 waren bereits im Haushaltsplanentwurf die Aufwendungen für 
die Schülerbeförderung  um 0,7 Mio. € erhöht worden. Nunmehr ist eine Erhöhung 
um weitere rd. 0,6 Mio. € erforderlich. Dieser dauerhafte Anstieg ist – neben einer 
steigenden Zahl von Bewilligungen – auf Preissteigerungen bei Neuvergaben bzw. 
der Verlängerung von Beförderungsverträgen zurückzuführen.  
 
Beim Fachbereich 41 war als Zuschuss der Stadt Braunschweig an das Land Nieder-
sachsen zu den laufenden Kosten des Staatstheaters  im Haushaltsplanentwurf ein 
Betrag von rd. 8,5 Mio. € eingestellt. Aus der Haushaltsplanung des Landes ergibt 
sich nunmehr eine Beteiligung der Stadt Braunschweig in Höhe von rd. 9,7 Mio. €. 
Diese deutliche Steigerung ist einerseits auf einen erhöhten Zuschussbedarf des 
Staatstheaters aus den Jahresabschlüssen 2009 und 2010 sowie andererseits auf die 
Tarifsteigerungen seit 2009, die bisher bei der Kalkulation des Zuschussbedarfes des 
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Staatstheaters für 2012 vom Land noch nicht berücksichtigt worden sind, zurückzu-
führen.  
 
Die Belastung aus der Sozialhilfe  wird abgemildert durch die Arbeitsmarktentwick-
lung und durch die verstärkte Beteiligung des Bundes an den Kosten der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung. Sie beträgt 2012 54,9 Mio. €. Gegenüber 
dem Haushaltsplanentwurf 2012 ergibt sich eine finanzielle Entlastung von (saldiert) 
rd. 3,2 Mio. €. 

 
2.1.2 Aus dem Investitionsmanagement  ergibt sich aus zusätzlichen Aufwandspositionen 

eine Ergebnisbelastung in Höhe von rd. 1,1 Mio. €. Der erhöhte Aufwand bei den  
zwingenden ergebniswirksamen Ansatzveränderungen ist im Wesentlichen darauf  
zurückzuführen, dass bisher als Investitionszuschüsse eingeplante Haushaltsmittel 
als Aufwandszuschüsse veranschlagt werden müssen (z. B. U3-Zuschüsse an Dritte 
für Umbauten im Bestand). Weiterhin sind zusätzliche Finanzmittel für das Haus der 
Kulturen in Höhe von 200.000 € aufgenommen worden. 

 
Die höheren Erträge und der höhere Aufwand wirken sich unter Berücksichtigung von 
zahlungsunwirksamen Teilen auf den Finanzhaushalt entsprechend aus. 

 
2.1.3 Die von der Verwaltung für das Jahr 2012 insgesamt  vorgesehenen zwingenden   

Ansatzveränderungen  stellen sich aufgrund der Beschlüsse des Finanz- und Perso-
nalausschusses vom 14. Februar 2012 im Ergebnis saldiert wie folgt dar: 

 

 Erträge 
- € - 

Aufwand 
- € - 

Saldo 
- € - 

Veränderungen durch: 
a) die zwingenden Ansatzver- 
    änderungen zum Ergebnis- 
    haushalt 

-    7.693.700 -   7.808.700 +      115.000 

b) die zwingenden Ansatzver- 
    änderungen im Finanzhaus- 
    halt, die ergebniswirksam sind 

+       60.000 +   1.172.000 -     1.112.000 

c) haushaltsneutrale Umsetzungen 
    Ergebnishaushalt 

+     467.700 +     467.700 +/- 0 

d) haushaltsneutrale Umsetzungen  
    Investitionsmanagement 

0 0 +/- 0 

Veränderung Ergebnishaushalt -    7.166.000 -    6.169.000 -      997.000 

 
Aufgrund der zwingenden Ansatzveränderungen ergeben sich somit Haushaltsbe-
lastungen in Höhe von 997.000 €. Dies führt im Ergebnis dazu, dass sich der bisher 
eingeplante Überschuss  von rund 2,4 Mio. € auf nunmehr 1.394.408 € reduziert. 
Dieser Überschuss setzt sich folgendermaßen zusammen:  
 
Ordentliches Ergebnis: 

 
 

bisher neu 

Ordentliche Erträge 658.832.179 € 651.198.479 € 

Ordentlicher Aufwand 656.642.271 € 650.005.571 € 

Ordentliches Ergebnis 2.189.908 € 1.192.908 € 
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Außerordentliches Ergebnis: 

 
 

bisher neu 

Außerordentliche Erträge 1.055.500 € 1.055.500 € 

Außerordentlicher Aufwand 854.000 € 854.000 € 

Außerordentliches Ergebnis 201.500 €  201.500 € 

 
 

2.2 Finanzhaushalt  
 
2.2.1 Im Entwurf des Finanzhaushaltes 2012 ergaben sich ein positiver Saldo aus laufen-

der Verwaltungstätigkeit von 25.809.556 € und für die Investitionstätigkeit ein negati-
ver Saldo in Höhe von 51.869.000 €. Der Finanzmittelfehlbetrag belief sich somit  
auf 26.059.444 €. Unter Berücksichtigung des ebenfalls negativen Saldos aus der  
Finanzierungstätigkeit in Höhe von 8.307.000 € (ordentliche Tilgungen) wies der  
Entwurf des Finanzhaushaltes 2012 einen Gesamtfehlbetrag von insgesamt 
34.366.444 € aus.  

 
Die wesentlichen Veränderungen , die gegenüber dem im Dezember 2011 versand-
ten Haushaltsplanentwurf durch die zwingenden Ansatzveränderungen zur Verände-
rung des Ergebnisses führen, werden nachstehend näher erläutert: 

 
2.2.2 Laufende Verwaltungstätigkeit  

 
Im Personalbereich  wird der Ausgleich von Mehrarbeit für Feuerwehrbeamte in den  
folgenden Jahren zusätzlich zu den unter Ziffer 2.1.1 genannten Mehraufwendungen 
zu Aufwendungen von rd. 4,5 Mio. € führen. Für die Kalkulation der Aufwendungen 
sind die entsprechenden Anträge der Feuerwehrbeamten zugrunde gelegt worden. 
Um die künftigen Aufwendungen zu neutralisieren, soll im Jahresabschluss 2011 eine 
Rückstellung in entsprechender Höhe gebildet werden. Für die zu erwartenden  
Zahlungen ist im Finanzhaushalt eine korrespondierende Einplanung bei den Aus-
zahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit in Höhe von 4,5 Mio. €  im Jahr 2012 
erforderlich.  
 

2.2.3 Investitionstätigkeit  
 

 Die von der Verwaltung zwischenzeitlich vorgelegten zwingenden Ansatzveränderun-
gen für Investitionstätigkeit  wirken sich aufgrund der Beschlüsse des Finanz- und 
Personalausschusses vom 14. Februar 2012 im Einzelnen wie folgt aus: 

 
 

 Einzahlungen 
- € - 

Auszahlungen 
- € - 

Saldo 
- € - 

Veränderungen durch 
a) zwingende Ansatzveränderungen 

+     1.386.000 +   4.061.800 -    2.675.800 

b) Haushaltsneutrale Umsetzungen 0 0 0 
Ergebnis Finanzhaushalt +     1.386.000 +   4.061.800 -    2.675.800 
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Insgesamt ergeben sich durch die zwingenden Ansatzveränderungen der Verwaltung 
 zusätzliche Finanzhaushaltsbelastungen in Höhe von rd. 2,7 Mio. € , die weitestge-
hend auf den Ankauf des Grundstückes Kleine Burg 2-4 für das Gymnasium Kleine 
Burg, einem höheren Mittelbedarf für den Ausbau der Betreuungsquote für unter  
Dreijährige auf 40 %, zusätzliche Mittel für den Mensaneubau mit Küche für die GS 
Am Schwarzen Berg sowie das Vorziehen der Neubauten der Feuerwehrhäuser in 
Leiferde, Querum, Lamme und Völkenrode zurückzuführen sind.  
 
Mit der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig (Niwo)  sollen Geschäftsbe-
sorgungsverträge geschlossen werden (Drucksache 15041/12), in denen dem Unter-
nehmen neben delegierbaren Bauherrenfunktionen auch die Projektsteuerungs- und 
Bauleitungsaufgaben übertragen werden. Die Einbeziehung der Niwo in die Realisie-
rung städtischer Bauvorhaben hat es u.a. ermöglicht, dass die notwendigen Aus-
gabeansätze der Neubauten der Feuerwehrgerätehäuser Leiferde, Querum, Lamme 
und Völkenrode vorgezogen werden können, so dass der Stand des Haushaltsplan-
entwurfes aus dem September 2011 wieder erreicht wird. Vorgesehen ist weiterhin, 
die Niwo bei der Errichtung der Kindertagesstätte Gliesmarode sowie der Vereins-
heime Gartenstadt, Volkmarode und Waggum einzubeziehen. Außerdem soll das Un-
ternehmen das Projekt Berufsfeuerwehr/Neubauten übernehmen. Zu weiteren Einzel-
heiten der Zusammenarbeit zwischen der Niwo und dem Fachbereich Hochbau und 
Gebäudemanagement wird auch auf die 2. Ergänzungsvorlage zur Beurlaubung von 
Frau Stadtbaurätin Sommer (Drucksache 12982/12) verwiesen.  
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen  reduziert sich durch die  
zwingenden Ansatzveränderungen gegenüber dem Verwaltungsentwurf von bisher 
47.448.300 € auf 46.287.700 €. 
 

2.2.3 Finanzierungstätigkeit 
 
Für die Finanzierung der Investitionen und der Investitionsförderungsmaßnahmen 
sind weiterhin keine Kreditaufnahmen  vorgesehen. 

 
2.2.4 Gesamtergebnis 

 
Gegenüber dem Haushaltsplanentwurf verändern sich die Einzahlungen und Auszah-
lungen im Finanzhaushalt durch die zwingenden Ansatzveränderungen aufgrund der 
Beschlüsse des FPA vom 14. Februar 2012 wie folgt: 
 

 
Saldo 
bisher 

Saldo 
neu Veränderungen 

Einzahlungen und Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 

25.809.556 € 20.312.556 € -5.497.000 € 

Einzahlungen und Auszahlungen 
für Investitionstätigkeit 

-51.869.000 € -54.544.800 € -2.675.800 € 

Finanzmittelfehlbedarf -26.059.444 € -34.232.244 € -8.172.800 € 

Einzahlungen und Auszahlungen 
aus Finanzierungstätigkeit 

-8.307.000 € -8.307.000 € 0 € 

Ergebnis Finanzhaushalt -34.366.444 € -42.539.244 €  -8.172.800 € 
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Nach dem gegenwärtigen Beratungsstand erhöht sich somit durch die zwingenden 
Ansatzveränderungen der Gesamtfehlbetrag des Finanzhaushaltes um rd. 8,2 Mio. € 
auf rd. 42,5 Mio. € . Der Gesamtfehlbetrag soll aus dem Bestand an Zahlungsmitteln 
gedeckt werden. 
 
Die Aufnahme von neuen Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen ist in 2012 weiterhin nicht vorgesehen. 
 

2.2.5 Finanzierung von Haushaltsausgaberesten für d as Jahr 2011 
 
Im Rahmen des Jahresabschlusses 2010 hat die Verwaltung zunächst zwingende 
Haushaltsausgabereste in Höhe von rd. 57 Mio. € gebildet, die jetzt dem Rat zur  
Beschlussfassung zugeleitet werden (siehe Beschlussvorlage über den Jahres-
abschluss 2010, Drucksache 14875/11). Darin enthalten ist allerdings ein Betrag von 
rd. 6,3 Mio. € aus dem Konjunkturpaket II (KP II), so dass die Haushaltsausgabereste 
ohne die auf das Sonderprogramm des Bundes entfallenden Finanzmittel rd. 
50,7 Mio. € betragen. 
 
Die Haushaltsausgabereste für das KP II von rd. 6,3 Mio. € sind bis Ende 2011 voll-
ständig abgearbeitet worden. Darüber hinaus sind im Jahr 2011 auch bereits weitere 
Ausgabereste von rd. 28,6 Mio. € verausgabt worden. Die nicht abgearbeiteten 
Haushaltsausgabereste des Haushaltsjahres 2010 von rd. 22,1 Mio. € sollen mög-
lichst auf das Jahr 2012 vorgetragen werden, um alle vom Rat beschlossenen Vor-
haben realisieren zu können. 
 
Die Gesamtsumme der zwingenden Haushaltsausgabereste für das Jahr 2011 steht 
derzeit noch nicht fest. Zur Vorbereitung des Jahresabschlusses 2011 haben die mit-
telbewirtschaftenden Fachbereiche bislang Haushaltsausgabereste von rd. 60 Mio. € 
zur Übertragung auf das Jahr 2012 angemeldet. Ohne Berücksichtigung des Sonder-
effektes, der auf die Realisierung der KP II-Projekte zurückzuführen ist, würde sich 
gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung der ohnehin schon hohen Ausgabereste um 
rd. 9,3 Mio. € ergeben. 
 
Da die Übertragung von Haushaltsausgaberesten mit einer entsprechenden Vorbe-
lastung der liquiden Mittel verbunden ist, wurden die angemeldeten Haushaltsreste  
bereits im Rahmen der Arbeiten zum vorläufigen Jahresabschluss kritisch geprüft. 
Diese Arbeiten sind derzeit noch nicht abgeschlossen. Nach erster grober Durchsicht 
und Prüfung der Anträge steht indes fest, dass Ausgabemittel von rd. 7,3 Mio. € nicht 
übertragen werden können, weil beispielsweise Finanzmittel doppelt eingeplant  
wurden (Feuerwehrgerätehäuser Querum und Leiferde) oder aber entgegen den  
ursprünglichen Planungen geringere Ausgaben (Krankenhausumlage) anfielen. 
 
Die Summe der dagegen zwingend zu bildenden Haushaltsausgabereste für das  
Jahr 2011 beträgt nach derzeitigem Arbeitsstand rd. 52,7 Mio. €. Ein immer noch sehr 
hoher Stand. 
 
Die so von der Verwaltung für den vorläufigen Jahresabschluss 2011 ins Auge ge-
fassten Haushaltsausgabereste von derzeit rd. 52,7 Mio. € würden in vollem Umfang 
aus dem Bestand an Zahlungsmitteln finanziert, der sich am Ende des mittelfristigen 
Planungszeitraums 2015 auf rd. 55,4 Mio. € belaufen wird. Die Aufnahme von Kredi-
ten zur Finanzierung der Haushaltsausgabereste ist dann unverändert nicht vorge-
sehen. Der prognostizierte Überschuss für das Jahr 2011 in der Ergebnisrechnung 
würde sich unter Berücksichtigung der vorgeschilderten Bildung von Haushaltsaus-
gaberesten auf rd. 68,7 Mio. € belaufen. 
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Nach der aktuellen Terminplanung der Verwaltung für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses 2011 ist vorgesehen, dass der Rat in der Sitzung am 8. Mai 2012 nach 
Vorbereitung im Finanz- und Personalausschuss am 26. April 2012 über die Bildung 
der Haushaltsausgabereste für das Jahr 2011 entscheidet. 
 

 
2.3 Investitionsprogramm 2011 - 2015  

 
Das Investitionsprogramm 2011 – 2015 würde sich gegenüber dem Verwaltungsent-
wurf aufgrund der zwingenden Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplan-
entwurfes 2012 aufgrund der Beschlüsse des Finanz- und Personalausschuss vom 
14. Februar 2012 in den Planungsjahren 2013 - 2015 um folgende Beträge aus-
weiten: 
 
 
 

 Planungsjahr  
-€ - 

 

 2013 2014 2015 

Zwingende Ansatzveränderungen 1.826.800 2.444.800 3.724.200 

davon ergebniswirksam 2.505.200 297.300 171.200 

davon werterhöhend -678.400 2.147.500 3.553.000 

 
Für die Finanzierung der Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in den 
Planungsjahren 2013 bis 2015 ist weiterhin keine neue Kreditaufnahme  vorgesehen. 

 
 

2.4 Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
 
Nach § 9 Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung (GemHKVO) umfasst die  
mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung einen Zeitraum von 5 Jahren mit den  
Ansätzen des Vorjahres, den Ansätzen des Haushaltsjahres und den Ansätzen der 
drei dem Haushaltsjahr folgenden Jahre und wird in den Haushaltsplan einbezogen.  
 
Im Vergleich zum Haushaltsplanentwurf 2012 (Stand: Dezember 2011) müssen  
weitere zwingende Ansatzveränderungen vorgenommen werden. Im Wesentlichen 
handelt es sich dabei um Anpassungen bei folgenden Haushaltsansätzen: 
 

2.4.1 Mittelfristige Ergebnisplanung 
 
2.4.1.1 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer  
 

Im Planungszeitraum 2013 bis 2015 war bisher von Erträgen in Höhe von 90,5 Mio. €, 
95,8 Mio. € und 101,2 Mio. € ausgegangen worden. Aufgrund des anhaltend guten  
Wirtschaftswachstums sowie - daraus resultierend - den sich bereits deutlich ab-
zeichnenden erhöhten Tarifabschlüssen wird nunmehr von Erträgen in Höhe von 
91,9 Mio. €, 97,3 Mio. € bzw. 102,8 Mio. € ausgegangen.  

 
2.4.1.2 Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich   

 
Die Schlüsselzuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich werden im Jahr 
2012 bedingt durch die gestiegene Steuerkraft Braunschweigs im zugrunde zu legen-
den Zeitraum (IV. Quartal 2010, I., II., III. Quartal 2011) und durch eine gegenüber 
2011 geringere Verteilungsmasse rd. 66,05 Mio. €  betragen.  
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Die im Finanzplanungszeitraum erwarteten Steuereinnahmen Braunschweigs werden 
nach Einschätzung der Verwaltung dazu führen, dass trotz prognostizierter Steige-
rungen der Verteilungsmasse von rd. 4,7 v.H. im Jahr 2013 sowie rd. 4,0 v. H. in den 
Jahren 2014 und 2015 nicht von durchgehend steigenden Schlüsselzuweisungen  
für Braunschweig ausgegangen werden kann. Nach Einschätzung der Verwaltung 
werden die Schlüsselzuweisungen in 2013 rd. 68,4 Mio. € sowie 2014 und 2015 
rd. 65,4 Mio. € betragen. 
 

2.4.1.3 Sozialhilfe   
 
Im Finanzplanungszeitraum zeichnen sich bei der Sozialhilfe Veränderungen ab: Ein 
Teil der Erstattungsleistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket wird nur bis 
2013 gewährt. Dies führt ab 2014 zu Mindererträgen von 1,1 Mio. €. Der Bund ver-
stärkt aber ab 2012 stufenweise seine Beteiligung an den Kosten der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung. Die erste Stufe ist bereits beschlossen und im 
Haushaltsentwurf 2012 berücksichtigt. Die weiteren Stufen sind zwischen Bund und 
Ländern vereinbart und mit Mehrerträgen in 2013 von 5,5 Mio. € und ab 2014 von 
10,6 Mio. € als zwingende Ansatzveränderungen berücksichtigt. Diese Veränderung 
wurde nach Versand der Liste der zwingenden Ansatzveränderungen mit Schreiben 
vom 4. Januar 2012 zur Vorbereitung auf die Beratungen im Finanz- und Personal-
ausschuss noch einmal aktuell eingeschätzt. Zunächst war von Mehrerträgen i. H. v. 
2,75 Mio. € (2013) bzw. 5,3 Mio. € (2014 und 2015) ausgegangen worden. 
 

2.4.1.4 Verlustausgleich SBBG   
 
Aufgrund der vorliegenden Ergebnisprognose der Stadt Braunschweig Beteiligungs-
Gesellschaft mbH ist im Jahr 2015 für diese Gesellschaft ein Verlustausgleich in Hö-
he von rd. 1,9 Mio. € eingeplant worden. Im Vorfeld zur Sitzung des FPA ist diese 
Prognose überprüft worden. Als Ergebnis dieser Überprüfung wurde der in 2015  
voraussichtlich notwendige Verlustausgleich um 2,0 Mio. € auf 3,9 Mio. € erhöht. 
 

2.4.1.5 Jahresergebnisse  
 

Insgesamt führen die von der Verwaltung vorgelegten zwingenden Ansatz- 
veränderungen aufgrund der Beschlüsse des Finanz- und Personalausschusses 
vom 14. Februar 2012 zu folgenden Jahresergebnissen: 

 
 2011 2012 2013 2014 2015 

Jahresergebnis in Mio. € 68,7* 1,4 6,1 13,0 20,1 
*Vorläufiger Jahresabschluss 2011 

 
 

2.4.2 Mittelfristige Finanzplanung 
 

 Die Ergebnisse des Finanzhaushalts zeigen unter Berücksichtigung der zwingenden 
Ansatzveränderungen der Verwaltung aufgrund der Beschlüsse des Finanz- und Per-
sonalausschusses vom 14. Februar 2012 folgendes Bild: 

  
 2011 2012 2013 2014 2015 

Finanzmittelveränderung in Mio. €  -42,5 -23,3 -14, 6 -0,2 
Zahlungsmittelbestand am Ende 
des Haushaltsjahres (rund) 136,0* 93,5 70,2 55,6 55,4 

 * Vorläufiger Jahresabschluss 2011 
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Wie unter Ziffer 2.2.5 dargelegt, ist damit zu rechnen, dass ein Betrag von rd. 
52,7 Mio. € an Haushaltsresten aus dem Bestand an Zahlungsmitteln zu finanzieren 
sein wird. Wie der obigen Tabelle zu entnehmen ist, ist die Finanzierung dieses  
Betrages durch den voraussichtlichen Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des  
Planungszeitraumes gesichert. 

 
2.5 Ergebnis der Verwaltungsvorschläge  

 
Insgesamt sollen die Fehlbeträge im Finanzhaushalt durch Entnahmen aus dem  
Bestand an Zahlungsmitteln ausgeglichen werden. Eine Neuverschuldung ist weiter-
hin nicht vorgesehen.  

 
 
3.  Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte 
 
 
3.1 Ergebnishaushalt  
 
3.1.1 Die Anträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte führen aufgrund der Beschlüsse 

des Finanz- und Personalausschusses vom 14. Februar 2012  im Entwurf des Ergeb-
nishaushalts 2012 saldiert zu Veränderungen, die in der nachfolgenden Tabelle  
dargestellt sind:  

 

 Erträge 
- € - 

Aufwand 
- € - 

Saldo 
- € - 

Veränderungen durch: 
a) die Anträge der Fraktionen zum 
    Ergebnishaushalt 

+    933.000 +      1.069.600 -       136.600 

b) Anträge der Fraktionen im 
    Finanzhaushalt, die ergebnis- 
    wirksam sind 

0 +      439.500 -       439.500 

c) die Anträge der Stadt- 
    bezirksräte zum  

 Ergebnishaushalt 
0 +      20.000 -      20.000 

d) Anträge der Stadtbezirksräte 
    im Finanzhaushalt, die ergebnis- 
    wirksam sind 

0 +        120.000 -        120.000 

Ergebnis Ergebnishaushalt +   933.000 +   1.649.100 -       716.100 

 
Im Ergebnis würde sich durch diese Veränderungen nach dem derzeitigen Bera-
tungsstand eine Haushaltsbelastung in Höhe von rd. 0,7 Mio. €  ergeben.  
 
 

3.1.2 Aufgrund der zwingenden Ansatzveränderungen ergeben sich wie unter Ziffer 2.1.3 
dargestellt Haushaltsbelastungen in Höhe von 997.000 €. Dies führt im Ergebnis da-
zu, dass zusammen mit der Haushaltsbelastung durch die Anträge der Fraktionen 
und Stadtbezirksräte (s. Ziffer 3.1.1) die Haushaltsbelastung insgesamt 1.713.100 € 
beträgt. Dies führt im Ergebnis dazu, dass sich der bisher im Entwurf eingeplante 
Überschuss von 2.391.408 € auf nunmehr 678.308 € reduziert. 
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 Der Überschuss teilt sich auf das ordentliche und das außerordentliche Ergebnis wie 
folgt auf: 

 
Ordentliches Ergebnis: 

 
 

bisher neu 

Ordentliche Erträge 658.832.179 € 652.599.179 € 

Ordentlicher Aufwand 656.642.271 € 652.122.371 € 

Ordentliches Ergebnis 2.189.908 € 476.808 € 

 
Außerordentliches Ergebnis: 
 
 

bisher neu 

Außerordentliche Erträge 1.055.500 € 1.055.500 € 

Außerordentlicher Aufwand 854.000 € 854.000 € 

Außerordentliches Ergebnis 201.500 €  201.500 € 

 
 
3.2 Finanzhaushalt  
 
 
3.2.1 Die von den Fraktionen gestellten Anträge und die Vorschläge der Stadtbezirksräte 

für die Investitionen führen aufgrund der Beschlüsse des Finanz- und Personalaus-
schusses vom 14. Februar 2012 saldiert zu folgenden Veränderungen: 

 
 

 Einzahlungen 
- € - 

Auszahlungen 
- € - 

Saldo 
- € - 

Veränderungen durch 
a) die Anträge der Fraktionen 

0 € +     10.000 € -     10.000 € 

b) die Anträge der Stadtbezirksräte 0 € +   175.000 € -   175.000 € 
Ergebnis Finanzhaushalt 0 € +   185.000 € -   185.000 € 

 
 
Aus den Fraktions- und Stadtbezirksratsanträgen resultieren zusätzliche Investitions-
auszahlungen in Höhe von rd. 0,2 Mio. €.   
 

 
 
3.2.2 Gegenüber dem Haushaltsplanentwurf verändern sich aufgrund der Beschlüsse des 

Finanz- und Personalausschusses vom 14. Februar 2012 die Einzahlungen und Aus-
zahlungen im Finanzhaushalt durch die zwingenden Ansatzveränderungen und die 
Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte wie folgt: 
 



13 

 
Saldo 
bisher 

Saldo 
neu Veränderungen 

Einzahlungen und Aus-
zahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit 

25.809.556 € 19.596.456 € -6.213.100 

Einzahlungen und Aus-
zahlungen für Investitions-
tätigkeit 

-51.869.000 € -54.729.800 € -2.860.800 € 

Finanzmittelfehlbedarf -26.059.444 € -35.133.344 € -9.073.900 € 

Einzahlungen und  
Auszahlungen aus  
Finanzierungstätigkeit 

-8.307.000 € -8.307.000 € 0 € 

Ergebnis Finanzhaushalt -34.366.444 € -43.440.344 €  -9.073.900 € 

 
Nach dem gegenwärtigen Beratungsstand erhöht sich somit durch die zwingenden 
Ansatzveränderungen (s. Ziffer 2.2.4) und die Anträge der Fraktionen und Stadt-
bezirksräte der Gesamtfehlbetrag des Finanzhaushaltes um rd. 9,1 Mio. € auf 
rd. 43,4 Mio. € . Der Gesamtfehlbetrag soll aus dem Bestand an Zahlungsmitteln  
gedeckt werden. 
 
Die Aufnahme von neuen Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen ist in 2012 weiterhin nicht vorgesehen. 

 
 
3.3 Investitionsprogramm 2011 – 2015  

 
Das Investitionsprogramm 2011 – 2015 würde sich aufgrund der Beschlüsse des Fi-
nanz- und Personalausschusses vom 14. Februar 2012 gegenüber dem Verwaltungs-
entwurf unter Berücksichtigung der zwingenden Ansatzveränderungen und der  
Änderungsanträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte in den Planungsjahren  
2013 - 2015 um folgende Beträge ausweiten: 
 
 
 

 Planungsjahr  
-€ - 

 

 2013 2014 2015 
Anträge der Fraktionen und der 
Stadtbezirksräte 94.000 93.000 93.000 

davon ergebniswirksam 94.000  93.000 93.000 

davon werterhöhend 0  0 0 
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3.4 Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
 
 

3.4.1 Mittelfristige Ergebnisplanung 
 
Die von der Verwaltung vorgelegten zwingenden Ansatzveränderungen und die  
Änderungsanträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte führen mit ihren Aus-
wirkungen auf die Jahre 2013 - 2015 zu folgenden Jahresergebnissen: 

 
 2011 2012 2013 2014 2015 

Jahresergebnis in Mio. € 68,7* 0,7 5,6 12,6 19,7 
*Vorläufiger Jahresabschluss 

 
Der Gesamtergebnishaushalt 2011 – 2015  nach dem gegenwärtigen Beratungs-
stand mit den zwingenden Ansatzveränderungen und den Anträgen der Fraktionen 
und Stadtbezirksräte ist als Anlage 3  beigefügt. 
 

3.4.2 Mittelfristige Finanzplanung 
 

 Die Ergebnisse des Finanzhaushalts ergeben sich mit den zwingenden Ansatz-
veränderungen und den Anträgen der Fraktionen und Stadtbezirksräte wie folgt:  

  
 2011 2012 2013 2014 2015 

Finanzmittelveränderung in Mio. €  -43,4 -23,7 -15, 0 -0,6 
Zahlungsmittelbestand am Ende 
des Haushaltsjahres (rund) 136,0* 92,6 68,8 53,8 53,2 

 * Vorläufiger Jahresabschluss 2011 

 
Wie unter Ziffer 2.2.5 dargelegt, wird ein Betrag von rd. 52,7 Mio. € an Haushalts-
ausgaberesten  aus dem Bestand an Zahlungsmitteln zu finanzieren sein. Wie der 
obigen Tabelle zu entnehmen ist, ist dieser Betrag durch den voraussichtlichen  
Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des Planungszeitraumes gesichert. 
 
Der Gesamtfinanzhaushalt 2011 – 2015  nach dem gegenwärtigen Beratungsstand 
mit den zwingenden Ansatzveränderungen und den Anträgen der Fraktionen und 
Stadtbezirksräte ist als Anlage 4 beigefügt. 

 
 

4. Haushaltsausgleich 
 
Gemäß § 82 Abs. 4 NGO soll der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung 
ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der ordentlichen Er-
träge dem Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen und der Gesamtbetrag der 
außerordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen 
entspricht. Der Haushaltsausgleich ist aufgrund des dargestellten Ergebnisses des  
Ergebnishaushaltes gegeben. 
 
Weiterhin sind gemäß § 82 Abs. 4 Satz 3 NGO die Liquidität  der Gemeinde sowie  
die Finanzierung ihrer Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sicher-
zustellen. Aufgrund des in Anlage 4 dargestellten Liquiditätsstandes ist im gesamten 
Planungszeitraum die Liquidität auch zur Finanzierung der Haushaltsausgabereste 
2011 (s. Ziffer 2.2.5) sichergestellt. 
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5. Kreditaufnahme für Investitionen und Investition sförderungsmaßnahmen 
 
Wie bereits dargestellt, ist weiterhin keine Aufnahme von neuen Krediten für Investi-
tionen und Investitionsförderungsmaßnahmen vorgesehen. Das Ergebnis des  
Finanzhaushaltes kann unter Berücksichtigung der zwingenden Ansatzveränderun-
gen und den Anträgen der Fraktionen und Stadtbezirksräte aus dem Bestand an Zah-
lungsmitteln ausgeglichen werden.  
 
Im Planungszeitraum wird der Schuldenabbau plangemäß fortgesetzt. Allerdings soll 
mit Blick auf die Finanzierung der Haushaltsausgabereste die zwischenzeitlich ins 
Auge gefasste außerordentliche Tilgung von Altschulden in den Jahren 2014 (rd. 
8,7 Mio. €) und 2015 (rd. 1,6 Mio. €) zunächst verschoben werden.Darüber hinaus 
wurde im Jahr 2015 ein Planungsfehler bei den Ein- und Auszahlungen bzgl. der Um-
schuldung von Investitionskrediten in Höhe von 6,4 Mio. € haushaltsneutral korrigiert. 
 
Die nachstehende Tabelle zeigt die Rückführung der Kredite für Investitionen und  
Investitionsförderungsmaßnahmen: 

  
 2011 2012 2013 2014 2015 

Stand Kredite für Investitionen und  
Investitionsförderungsmaßnahmen in 
Mio. € am Ende des Haushaltsjahres  

111,4 103,1 94,9 87,0 78,8 

 
 
6. Änderung der Teilhaushalte und der Produktdarstellu ngen  

 
Die Beschlussempfehlungen des Finanz- und Personalausschusses und später die 
endgültigen Beschlüsse des Rates zum Haushaltsentwurf 2012 haben auch (redak-
tionelle) Auswirkungen auf die Teilhaushalte und auf die Produkte. Sie führen in den 
Teilhaushalten zu einer Änderung der dargestellten Haushaltsansätze und somit auch 
zu anderen Ergebnissen der Teilhaushalte im Vergleich zum Haushaltsplanentwurf 
(Stand: November 2011). Sie haben ferner Änderungen der Produkterträge und  
Produktaufwendungen zur Folge. 
 
Aus technischen Gründen können diese Auswirkungen auf die Teilhaushalte und  
auf die Produkterträge und Produktaufwendungen sowie auf die Maßnahmenplanung 
erst nach der Beschlussfassung durch den Rat verarbeitet werden. Die endgültige 
Darstellung der Teilhaushalte sowie der Produktplanbeträge kann daher erst im End-
druck des Haushaltsplanes abgebildet werden. 
 
Dies gilt entsprechend für die Aufteilung des Personalaufwandes auf die Teilhaus-
halte bzw. zwischen den Teilhaushalten. Hierdurch ergeben sich u. a. durch die  
Auflösung der Personalkostendeckungsreserve noch Verschiebungen, die erst im 
Enddruck des Haushaltsplanes abgebildet werden können. Durch diese Verschie-
bungen ergeben sich aber keine Auswirkungen auf die Höhe der Personalaufwen-
dungen im Gesamtergebnishaushalt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



16 

7. Stellenplan 2011  
 
Zum Haushaltsentwurf 2012 waren Personalaufwendungen i. H. v. rd. 158,1 Mio. € 
vorgesehen, in denen rd. 66 Stellenschaffungen und rd. 89 Stellenwegfälle enthalten 
waren. Zur Sitzung des Finanz- und Personalausschuss wurden von der Verwaltung 
weitere rd. 5 Stellenschaffungen vorgeschlagen, die aufgrund gesetzlicher Vorgaben 
(In Kraft treten des Bundeskinderschutzgesetzes) bzw. organisatorischer Notwendig-
keiten erforderlich waren. Der Personalaufwand stieg somit auf rd. 158,4 Mio. €. 
 
Aufgrund der Beschlussfassung über die Fraktionsanträge im Finanz- und Personal-
ausschuss sind nunmehr weitere 6 Stellenschaffungen für die Einführung des 
„Braunschweig-Passes“, den Ausbau der Sozialbetreuung in der Unterkunft „An der 
Horst“ sowie die Stärkung des Beteiligungskonzeptes „bs4u“ vorgesehen. 
 
Zum Stellenplan 2012 sind somit im Bereich der Kernverwaltung (ohne Sonderrech-
nungen) insgesamt rd. 75 Stellenschaffungen, im Bereich der Sonderrechnung Hoch-
bau und Gebäudemanagement rd. 2 Stellenschaffungen vorgesehen. 
 
Gut 33 % der Stellenschaffungen (rd. 25 Stellen) erfolgen in verschiedenen Berei-
chen des Fachbereiches 51 Kinder, Jugend und Familie, um u. a. die Betreuung in 
den Kindertagestätten und die Schulkindbetreuung sicherzustellen. Weiteren rd. 
13 Stellenschaffungen in verschiedenen Bereichen stehen Einnahmen aus unter-
schiedlichen Quellen (Bund, Land oder Gesetzliche Krankenkassen) bzw. Sach-
mitteleinsparungen gegenüber. Im Bereich des Jobcenters sind weitere rd. 
15 Stellenschaffungen vorgesehen. Grundlage hierfür ist zum einen die Umsetzung 
des Bildungs- und Teilhabepaketes. Zum anderen ist es der Bundesagentur für Arbeit 
derzeit nicht möglich, vakante Stellen nachzubesetzten. Zur Sicherstellung des 
Dienstbetriebes ist daher der vermehrte Einsatz kommunalen Personals erforderlich. 
Die Personalkosten werden vom Jobcenter erstattet, sodass kein finanzieller Mehr-
aufwand entsteht. Die restlichen rd. 22 Stellenschaffungen, die aufgrund geänderter 
Aufgabenstellungen erforderlich sind, verteilen sich auf alle Bereiche der Stadtverwal-
tung. Im Bereich Sonderrechnung Hochbau und Gebäudemanagement ist eine Stel-
lenschaffung zum Ausbau der Betreuungseinrichtungen für Kinder unter 3 Jahren 
vorgesehen, um die baulichen Voraussetzungen für die angestrebte Betreuungsquote 
von 40 Prozent zu schaffen. Eine weitere Stellenschaffung soll der Optimierung der 
Abwicklung von Baumaßnahmen (verbessertes Projektcontrolling, Gewährleistung 
der Durchführung von Baumaßnahmen im Kosten- und Zeitrahmen) dienen. 
 
Den Stellenschaffungen stehen im Bereich der Kernverwaltung rd. 44 Stellenwegfälle 
durch Aufgabenveränderungen gegenüber. Im Bereich der Sonderrechnung sind rd. 
45 Stellenwegfälle vorgesehen. Hierbei handelt es sich um Stellenwegfälle im Bereich 
der Hausreinigung, die aufgrund von Fremdvergaben nicht mehr benötigt werden, 
sowie Stellenwegfälle nach Umsetzung des PPP-Projektes. 
 
Im Ergebnis werden zum Stellenplan 2012 rd. 77 Stellenschaffungen und rd. 
89 Stellenwegfälle vorgeschlagen. Der Personalaufwand für das Jahr 2012 liegt bei 
insgesamt rd. 158,6 Mio. €.  
 
Die Stellenplanveränderungen in den einzelnen Organisationseinheiten sowie der 
förmliche Stellenplan sind als Anlage 5 beigefügt. 
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8. Wirtschaftspläne für Sonderrechnungen 
 

8.1 Der Entwurfsstand Dezember 2012 des Wirtschaftsplanes 2012 der Sonderrechnung 
des Fachbereiches Hochbau und Gebäudemanagement  mit Stellenübersicht und 
Investitionsprogramm wurde den Mitgliedern des Rates am 15. Dezember 2011 zu-
sammen mit anderen Teilen des Haushaltsplanentwurfes vorgelegt. 
 
Aufgrund der haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen des PPP-Projektes Schulen 
und Kitas wurde der Wirtschaftsplan in einzelnen Positionen entsprechend ange-
passt. Der Finanz- und Personalausschuss hat den Wirtschaftsplan in seiner Sitzung 
am 14. Februar 2012 behandelt und beschlossen. Hinsichtlich der Stellenplanvorlage 
und des Gesamthaushaltes hat er aber keinen Beschluss gefasst, sondern die ent-
sprechende Vorlage passieren lassen. Die Stellenplanveränderungen sind in der an-
gepassten Stellenübersicht als Anlage 6 beigefügt  
 

8.2 Der Entwurfsstand Dezember 2012 des Wirtschaftsplanes 2012 der Sonderrech-
nung Stadtentwässerung  mit Stellenübersicht und Investitionsprogramm wurde den 
Mitgliedern des Rates am 15. Dezember 2011 zusammen mit anderen Teilen des 
Haushaltsplanentwurfes vorgelegt. Der Finanz- und Personalausschuss hat diesen 
Wirtschaftsplan in seiner Sitzung am 14. Februar 2012 zwar behandelt und beschlos-
sen, hat aber hinsichtlich des Gesamthaushaltes keinen Beschluss gefasst, sondern 
die entsprechende Vorlage passieren lassen. 
 

8.3 Der Entwurfsstand Dezember 2012 des Wirtschaftsplanes 2012 der Sonderrech-
nung Abfallwirtschaft  mit Stellenübersicht und Investitionsprogramm wurde den 
Mitgliedern des Rates am 15. Dezember 2011 zusammen mit anderen Teilen des 
Haushaltsplanentwurfes vorgelegt. Der Finanz- und Personalausschuss hat diesen 
Wirtschaftsplan in seiner Sitzung am 14. Februar 2012 zwar behandelt und beschlos-
sen, hat aber hinsichtlich des Gesamthaushaltes keinen Beschluss gefasst, sondern 
die entsprechende Vorlage passieren lassen. 

 
 
9. Pensionsfonds 

 
Durch Beschluss des Rates vom 5. Oktober 1999 wurde der rechtlich unselbständige 
„Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ mit Wirkung vom 1. Januar 2000 errichtet.  
Es handelt sich hierbei um ein Sondervermögen nach § 130 Abs. 1 Nr. 5 des Nds.  
Kommunalverfassungsgesetzes, für das ein besonderer Haushaltsplan aufgestellt  
werden kann. Gemäß § 6 der am gleichen Tage vom Rat beschlossenen Satzung zur 
Errichtung und Verwaltung des Pensionsfonds ist für jedes Jahr ein Haushaltsplan 
aufzustellen. 
 
Der in Abschnitt XIII. des Haushaltsplanentwurfs 2012 dargestellte Haushaltsplan 
2012 für das Sondervermögen „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ ist gemäß 
§ 130 Abs. 4 NKomVG anstelle einer Haushaltssatzung zur Beschlussfassung vor-
zulegen. 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich bei diesem zur Beschlussfas-
sung vorgelegten Haushaltsplan lediglich um die rechtliche Ausformung des Sonder-
vermögens handelt. Die aus dem städtischen Haushalt bereitzustellenden Mittel sind 
bereits im Finanzhaushalt und dem Investitionsprogramm des Haushaltsplanentwurfs 
2012 enthalten. 
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10. Weitere Änderungen 
 
10.1 Wesentliche Produkte und Maßnahmen  

 
Im Teilhaushalt des Fachbereichs 20 - Finanzen - waren irrtümlich das Wesentliche  
Produkt 1.11.1165.20 - Grundstücksverkehr - und eine Maßnahme zum Wesentlichen 
Produkt 1.11.1165.21 - Verwalt. städt. u. angemiet. Grundst. - im Haushaltsplanent-
wurf 2012 nicht enthalten. Beides wird wie in den Vorjahren im Haushalt dargestellt 
(s. Anlagen 2.3.1 und 2.3.2). 
 
Aufgrund der Entscheidung des Rates, 2012 eine 5. IGS zu eröffnen, sind bereits in 
den im Dezember 2011 ergänzten Haushaltsplanentwurf entsprechende Mittel im 
Teilhaushalt des Fachbereichs 40 - Schule - aufgenommen worden. Es wird vorge-
schlagen, dementsprechend auch eine Maßnahme zu den Wesentlichen Produkten 
1.21.2XXX.10 - Schule - und 1.21.2XXX.11 - Schulentwicklung und Schulorganisa-
tion - einzufügen (s. Anlage 2.3.3). Der Schulausschuss hat den Vorschlag im Rah-
men der Abstimmung über den Haushalt passieren lassen. 
 
Für den Teilhaushalt des Fachbereichs 50 - Soziales und Gesundheit - werden in  
Anpassung an die tatsächliche Entwicklung Veränderungen der Kennzahlen zu  
Wesentlichen Produkten wie folgt vorgeschlagen: 

 
 

wesentliches Produkt Produktkennzahl Plan 2012 
bisher 

Plan 2012 
neu 

1.31.31111 –  
Hilfe zum Lebensunterhalt 
(3. Kap. SGB XII) 

Personen HLU a. v. E. 380 370 

1.31.3113 –  
Eingliederungshilfe für  
behind. Menschen 

Fallzahl Eingliederungshilfe 2.850 2.950 

 
 

Der Sozialausschuss hat diesen Vorschlag passieren lassen.  
 
Ebenfalls zum Wesentlichen Produkt 1.31.3113 - Eingliederungshilfe für behind. 
Menschen - wird vorgeschlagen, die beiden im Haushaltsentwurf enthaltenen Maß-
nahmen durch die als Anlage 2.3.4 beigefügte Maßnahme zu ersetzen.  
 
Der Sozialausschuss hat hierzu gebeten, bis zur FPA-Sitzung am 9. Februar 2012 die 
Gründe für eine vermutete Verdoppelung des Finanzbedarfs zu erläutern. Hierzu wird 
auf die Beantwortung in der Anlage 2.1 hingewiesen. 
 
Der Finanz- und Personalausschuss hat den vorgenannten Änderungen insgesamt 
zugestimmt. 

 
 

11. PPP-Projekt Schulen und Kitas 
 
Im Rahmen der haushaltstechnischen Umsetzungen des PPP-Projekts sind für das 
Haushaltsjahr 2012 haushaltsneutrale Anpassungen erforderlich (s. Haushaltsneu-
trale Liste - Anlage 2). Die dafür erforderlichen Mittel sind im Teilhaushalt des Fach-
bereichs 20 zusammengefasst worden. Die sich für die Haushaltsjahre 2013 bis 2015 
ergebenden Umsetzungen, u.a. aufgrund von weitergehenden Steuerungsüberlegun-
gen (z. B. Verrechnung von Mieten an die Nutzer im Rahmen der internen Leistungs-
verrechnung) werden zum Haushalt 2013 dargestellt.  
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12.  Beteiligungsbericht 2012  

 
Nach § 1 Abs. 2 Ziff. 10 GemHKVO ist der „Bericht der Gemeinde über die Unter-
nehmen und Einrichtungen in der Rechtsform des privaten Rechts und ihre Beteili-
gungen daran sowie über ihre kommunalen Anstalten (Beteiligungsbericht)“ eine An-
lage zum Haushaltsplan. Der geänderte Beteiligungsbericht 2012 für die städtischen 
Gesellschaften ist als Anlage 7 beigefügt. Bei den Änderungen handelt es sich um 
zwei redaktionelle Ergänzungen auf den Seiten 39 (letzter Absatz der Rubrik  
„Geschäftsverlauf“) und 50 (zweiter Absatz der Rubrik „Geschäftsverlauf“). 

 
 
I. V. 
 
 
 
gez. 
 
Stegemann 
 
Anlage Nachversand Anfragen/Anträge der Fraktionen 
Anlage 0 Aufzurufende Anträge 
Anlage 1 Entwurf der Haushaltssatzung 2012 
Anlage 2 Änderungslisten zum Haushaltsplanentwurf 2 012 
Anlage 3 Gesamtergebnishaushalt 2011 bis 2015 (Entw urf) 
Anlage 4 Gesamtfinanzhaushalt 2011 bis 2015 (Entwur f) 
Anlage 5 Stellenplan 2012 
Anlage 6 Stellenübersicht des Wirtschaftsplanes der  Sonderrechnung Hochbau und  
 Gebäudemanagement  
Anlage 7 Beteiligungsbericht  
 
 
 





Anlage 2.1 


 
 
 
 
 


Zusammenstellung der Antworten 
 


der Verwaltung 
 


zu den 
 


Anfragen / Anregungen 
 


zum Haushalt 2012 
 


(soweit nicht in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln) 


 
Die nach der Beratung im FPA am 


14. Feb. 2012 erstellten Antworten sind ab Seite 
94 enthalten. 


 
 
 
 
 


Stand: 22. Februar 2012 
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Anfrage/Anregung zum Haushalt 2012 Nr. 2 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
Produkt: 4E.210089, ggf. 5E.21 neu 
 
 
 
Überschrift: 
 
Haus der Kulturen - Umbau des ehemaligen Nordbahnhofs 
 
 
 
 
Hinsichtlich der Beantwortung der Anfrage wird auf die diesbezügliche Mitteilung zum Haushalt, 
Drucksache Nr. 12220/12 hingewiesen. 
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Erhebung zur Belastbarkeit der 
Automatenaufstellunternehmer  
mit Vergnügungsteuer


Der Auftrag für diese Umfrage wurde erteilt an:Seite 45
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Spieleinsatz Hierunter wird derjenige Betrag verstanden, den der Spielende als Einsatz am  
 Unterhaltungsautomaten mit und ohne Geldgewinnmöglichkeit erbringt.


Kasse Spieleinsatz abzüglich des Gewinns des Spielenden.


Stückzahlmaßstab Bemessungsgrundlage für die Besteuerung unter anderem von Geldspiel- 
 geräten mit Vergnügungsteuer. Die Vergnügungsteuer wird beim Stück- 
 zahlmaßstab nach der Anzahl der aufgestellten Geräte berechnet, wobei pro  
 Gerät ein zuvor ixierter Steuerbetrag erhoben wird.


Wirklichkeitsmaßstab Bemessungsgrundlage für die Besteuerung unter anderem von Geldspiel- 
 geräten mit Vergnügungsteuer. Im Gegensatz zum Stückzahlmaßstab  
 erfolgt die Besteuerung beim Wirklichkeitsmaßstab nicht unabhängig von der  
 Nutzung/Frequentierung des Gerätes, sondern auf Basis einer Umsatzgröße.  
 Diese Größe kann im Zusammenhang mit Geldspielgeräten sein: Spieleinsatz,  
 Brutto- oder Nettokasse.


Kommune  Eine Kommune ist eine Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts. Der  
 Begriff Kommune umfasst aus Gründen der Übersichtlichkeit und besseren  
 Lesbarkeit sowohl Städte und Gemeinden als auch Gemeindeverbände oder  
 Landkreise.


Glossar
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1 Vorwort


Die Besteuerung von Automatenaufstellunternehmern und -unternehmen mit 
Vergnügungsteuer auf Unterhaltungsautomaten ist in den vergangenen Jahren in 
Deutschland einem fortwährenden Wandel unterworfen. Insbesondere aufgrund 
einschlägiger Urteile wie beispielsweise des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahre 2009 (Grundgesetzwidrigkeit des Stückzahlmaßstabs bei 
der Erhebung der Vergnügungsteuer) ist ein zunehmender Übergang der Kom-
munen von der pauschalen Besteuerung pro Automat (Stückzahlmaßstab) auf 
den sogenannten Wirklichkeitsmaßstab zu verzeichnen.


Für die Automatenaufstellunternehmer und -unternehmen bedeutet dies den 
Wechsel von einer pauschalen Vergnügungsteuer hin zu einer von geräteindivi-
duellen Faktoren bestimmten Besteuerung ihrer Tätigkeit. Mit dieser fortschrei-
tenden Umstellung der Bemessungsgrundlage geht vielfach eine höhere Belas-
tung der Unternehmer und Unternehmen mit Vergnügungsteuern einher.


Hieraus ergibt sich die Frage, inwieweit diese Entwicklung sich auf die Existenz-
fähigkeit der Unternehmen auswirkt. Die AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-
Info GmbH hat die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft daher mit der 
Durchführung einer entsprechenden Umfrage beauftragt.


Ziel der Umfrage ist die rechnerische Ermittlung eines repräsentativen maximal 
tragbaren Vergnügungsteuersatzes, der es Unternehmen der Automatenauf-
stellbranche ermöglicht, keinen Jahresfehlbetrag zu erwirtschaften und darüber 
hinaus eine angemessene Eigenkapitalrendite zu erzielen. Hierzu wurden über 
6.000 betroffene Unternehmen deutschlandweit angeschrieben.


Wir wünschen Ihnen eine interessante und spannende Lektüre.


Prof. Dr. Vera-Carina Elter Simon Faust


Partner, Advisory Manager, Advisory  
KPMG AG  KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
T +49 211 475-6069 T +49 89 9282-4407 
veraelter@kpmg.com sfaust@kpmg.com
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dass einem durchschnittlichen Betrei-
ber die Berufsausübung unmöglich 
gemacht wird, wenn er keinen ange-
messenen Gewinn erwirtschaften 
kann.4 Die Beweislast tragen die Auto-
matenaufstellunternehmer. Sie können 
jedoch den notwendigen Nachweis 
einer wirtschaftlich erdrosselnden Wir-
kung derzeit in einem Gerichtsverfah-
ren nicht erbringen, weil eine valide 
und nachvollziehbare, breite Daten-
basis der Branche beziehungsweise 
der in der jeweiligen Kommune täti-
gen Aufstellunternehmer in der Regel 
fehlt. Vor diesem Hintergrund hat die 
AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-
Info GmbH KPMG damit beauftragt, 
eine zentrale, deutschlandweite Erhe-
bung durchzuführen, um die derzeit 
noch bestehende Informationslücke 
zu schließen. Durch die Umfrage sol-
len aussagekräftige und repräsentative 
Daten gewonnen werden.


Die Übersicht5 in Abbildung  1 stellt 
die Bemessungsgrundlagen dar, die in 
Deutschland bei der Erhebung der Ver-
gnügungsteuer Verwendung inden.6


2 Konzeption der Umfrage


2.1 Zielsetzung der Umfrage


Mit der vorliegenden Auftragsumfrage 
untersucht KPMG die wirtschaftliche 
Situation von Automatenaufstellunter-
nehmen in Deutschland. Der Schwer-
punkt der Umfrage liegt dabei auf der 
Belastung der befragten Unternehmen 
durch die Vergnügungsteuer. Hinter-
grund des Auftrags und der darauf-
hin durchgeführten Umfrage sind die 
Änderungen im Hinblick auf die Art 
der Erhebung der Vergnügungsteuer  – 
insbesondere die Veränderung der 
Bemessungsgrundlage – sowie die 
Höhe der hierauf angewendeten Ver-
gnügungsteuersätze.


Die Kommunen1 sollen zwar bei der 
Festsetzung der Vergnügungsteuer 
sicherstellen, dass sie einerseits keine 
erdrosselnde Wirkung entfaltet und 
andererseits auf die Spieler an den 
Geldspielgeräten und Unterhaltungs-
automaten abwälzbar bleibt.2 Aller-
dings sind die Kommunen hinsicht-
lich der Bemessungsgrundlage und 
der Höhe der Vergnügungsteuersätze 
grundsätzlich frei.3 Die betroffenen 
Unternehmen der Automatenaufstell-
branche sind daher in der Regel auf 
den Klageweg angewiesen, wenn sie 
in diesem Zusammenhang nachwei-
sen wollen, dass die effektiv resultie-
rende wirtschaftliche Belastung aus 
der Vergnügungsteuer der jeweiligen 
Kommune für einen durchschnittli-
chen Betreiber wirtschaftlich erdros-
selnd (im juristischen Sinne) wirkt. Die 
Erdrosselung stellt nach herrschender 
Meinung einen Verstoß gegen Arti-
kel  12 des Grundgesetzes dar. Dieser 
Verstoß resultiert aus der Tatsache, 


Abbildung 1 
Bemessungsgrundlagen der Vergnügungsteuer 


in Deutschland


Anzahl der Kommunen


Quelle: Trümper, Jürgen  /  Heimann, Christiane5


 1 Stückzahl


 2 Kasse (brutto oder netto)


 3 Spieleinsatz


 4 Wahlrecht zwischen Stückzahlmaßstab (1) 
  und Wirklichkeitsmaßstab (2 und/oder 3)


 5 Keine Besteuerung mit Vergnügungsteuer


 6 Sonstige


581


451


36


278


4


263


1 Eine Kommune ist eine Gebietskörperschaft des öffentlichen  
 Rechts. Der Begriff Kommune umfasst im Folgenden aus  
 Gründen der Übersichtlichkeit und besseren Lesbarkeit sowohl  
 Städte und Gemeinden als auch Gemeindeverbände oder Land 
 kreise. 
2 Vergleiche Kasper, Andreas: Kommunale Steuern, Stuttgart:  
 DGV Kohlhammer, 2006, S.  243 f. 
3 Ebenda 
4 Vergleiche Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spiel- 
 geräte mit Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85 – 92,  
 S.  90. 
5 Vergleiche Trümper, Jürgen / Heimann, Christiane: Angebots- 
 struktur der Spielhallen und Geldspielgeräte in Deutschland  
 (Stand: 01.01.2010), Unna: Arbeitskreis gegen Spielsucht e.V.,  
 2010, S.  591 ff. 
6 Die dargestellten Bemessungsgrundlagen basieren auf Daten  
 des Jahres 2009. Seit diesem Zeitpunkt ist eine grundsätzliche  
 Tendenz hin zu einer höheren Anzahl von Kommunen, die auf  
 den Wirklichkeitsmaßstab (2 und 3) übergehen, zu verzeichnen.
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2.2 Rechtliche Hintergründe als 


Ausgangspunkt der Umfrage


Die Vergnügungsteuer ist eine Ver-
brauchs- und Aufwandsteuer 7, die 
von den Kommunen erhoben wird. 
Der Vergnügungsteuer unterliegen 
bestimmte Veranstaltungen, die ent-
weder in den Kommunalabgabenge-
setzen oder in den Vergnügungsteuer-
gesetzen der einzelnen Bundesländer 
festgelegt werden.8 Zu den betroffe-
nen Veranstaltungen zählt unter ande-
rem auch der Betrieb von Spiel- und 
Unterhaltungsautomaten mit und ohne 
Gewinnmöglichkeit sowie ähnlicher 
Spielgeräte, beispielsweise in Spiel-
hallen, spielhallenähnlichen Unter-
nehmen oder Gast- und Schankwirt-
schaften. Nicht jedes Bundesland hat, 
wie oben angedeutet, ein gesonder-
tes Vergnügungsteuergesetz. Zurzeit 
haben nur noch das Saarland und die 
Stadtstaaten Landes-Vergnügungsteu-
ergesetze. Bayern erhebt als einziges 
Bundesland keine Vergnügungsteuer. 
In Baden-Württemberg oder Sach-
sen-Anhalt beispielsweise sind die 
Kommunen laut den jeweiligen Kom-
munalabgabegesetzen berechtigt, ört-
liche Verbrauchs- und Aufwandsteu-
ern, also auch Vergnügungsteuern zu 
erheben.9 Die Bemessungsgrundlage 
sowie die Höhe des Vergnügungsteu-
ersatzes sind in den einzelnen Kom-
munen unterschiedlich. Die genauen 
Vorschriften sind in den jeweiligen von 
den Kommunen erlassenen Satzun-
gen beziehungsweise – sofern noch 
vorhanden – in den Vergnügungsteu-
ergesetzen des jeweiligen Bundes-
landes geregelt. Die unterschiedliche 
Handhabung sowie auch die Tatsache, 
dass in Bayern sowie einigen Kommu-
nen anderer Bundesländer keine Ver-
gnügungsteuer erhoben wird, führt 
zu einer starken Heterogenität dieser 
Steuer in Deutschland. 


Im Folgenden soll ein kurzer Überblick 
über die jüngere Historie der Vergnü-
gungsbesteuerung und die wichtigs-
ten Satzungsinhalte gegeben werden, 
wobei der Fokus auf die Vergnügung-
steuer gelegt wird, die auf Spiel- und 
Unterhaltungsautomaten – speziell 
Geräte mit Geldgewinnmöglichkeit – 
erhoben wird.


Die Steuerplicht für die Vergnügung-
steuer setzt grundsätzlich nicht bei 
demjenigen an, der an einem Spiel- 
und Unterhaltungsautomaten spielt, 
sondern beim Aufstellunternehmer.10 
Eine unmittelbare Steuererhebung 
beim Spieler selbst ist praktisch kaum 
durchführbar. Steuerschuldner ist des-
halb der Aufstellunternehmer.11 Steu-
erträger ist dagegen der Spieler, der 
einen Unterhaltungsautomaten mit 
oder ohne Geldgewinnmöglichkeit 
bedient. Steuergegenstand ist das in 
das Spielen investierte Kapital. Sobald 
ein Spielgerät aufgestellt, angeschlos-
sen und betriebsbereit ist, beginnt die 
Steuerplicht und sie endet mit der 
Entfernung des Spielgeräts. Sofern die 
Vergnügungsteuer auf Grundlage einer 
Kommunalabgabenordnung erhoben 
wird, müssen sämtliche Bestimmun-
gen hierzu durch eine beschlossene 
und erlassene Satzung der jeweiligen 
Kommune umgesetzt werden.12 
Solche kommunalen Satzungen müs-
sen sich in der Regel auf die  – für je-
des Bundesland unterschiedlichen –  
Gemeinde- und Kommunalabgaben-
ordnungen beziehungsweise auf das 
in dem jeweiligen Bundesland gültige 
Vergnügungsteuergesetz beziehen.13 


7 Die Gesetzgebungskompetenz für örtliche Aufwandsteuern ist  
 in Art. 105 Abs.  2a Grundgesetz geregelt. 
8 Vergleiche Risch, Mandy / Kerst, Andreas: Eventrecht kompakt:  
 Ein Lehr- und Praxisbuch mit Beispielen aus dem Konzert- und  
 Kulturbetrieb, Berlin: Springer Verlag, 2009, S.  457. 
9 Vergleiche zum Beispiel Kommunalabgabengesetz Baden- 
 Württemberg in der Fassung vom 09.  Mai 2009, § 9 Abs. 4. 
10 Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 
 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
 S.  1241 – 1246, S.  1242  f. 
11 Vergleiche beispielsweise Vergnügungsteuergesetz Bremen in  
 der Fassung vom 01. April 2011, § 2 Abs. 1 oder Heil, Michael,  
 in: Beck’sches Steuer- und Bilanzrechtslexikon, Edition 2/11,  
 Rn. 1 – 4. 
12 Vergleiche Kasper, Andreas: Kommunale Steuern, Stuttgart:  
 DGV Kohlhammer, 2006, S.  190  ff. 
13 Ebenda
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In der Vergangenheit wurde die Ver-
gnügungsteuer ausschließlich nach 
der Anzahl der aufgestellten Geräte 
festgesetzt (Stückzahlmaßstab).14 Bei 
dieser Form der Besteuerung wurde 
pro Gerät grundsätzlich ein ixer Betrag 
erhoben, wobei sich der Betrag je 
nach Aufstellungsort unterscheiden 
konnte. So wurde bei Anwendung 
des Stückzahlmaßstabs häuig ein 
höherer Betrag pro Gerät bei Aufstel-
lung in Spielhallen als bei Aufstellung 
in Gaststätten angesetzt. Aufgrund 
eines Grundsatzurteils des Bundesver-
waltungsgerichts vom 13. April 2005 
ist die Besteuerung für Geräte mit 
Gewinnmöglichkeit mit einem ixen 
Betrag pro Gerät nur noch begrenzt 
möglich.


Die Richter des Bundesverwaltungs-
gerichts trugen den Kommunen auf, 
den Charakter einer Aufwandsteuer 
bei der Wahl der Bemessungsgrund-
lage zu berücksichtigen. Dies erfor-
dert, dass die Bemessungsgrund-
lage einen „lockeren Bezug“15 zum 
Vergnügungsaufwand, das heißt zum 
Spieleinsatz aufweisen sollte. Nach 
Ansicht des Bundesverwaltungsge-
richts ist das der Fall, wenn die Ein-
spielergebnisse einzelner Geldspiel-
geräte um nicht mehr als 50 Prozent 
vom Durchschnitt der Einspielergeb-
nisse dieser Geldspielgeräte in einer 
Kommune abweichen. Dies bedeutet, 
dass der Stückzahlmaßstab seit die-
sem Urteil in einer Kommune nur noch 
dann angewendet werden kann, wenn 
die Einspielergebnisse eines einzelnen 
Spielgeräts nicht mehr als 25 Prozent 
über oder unter dem Durchschnitt aller 
Geräte in der jeweiligen Kommune lie-
gen. Zur Prüfung dieser Voraussetzung 
ist vom Bundesverwaltungsgericht ein 
detailliertes Prüfschema entwickelt 
worden, das die Kommunen anwen-
den müssen.16


Kritisch an der pauschalen Besteue-
rung war, dass Geräte, bei denen die 
Spieleinsätze im Vergleich zu ande-
ren Geräten eines Automatenaufstel-
lers unterdurchschnittlich waren, mit 
demselben Steuerbetrag belastet wur-
den, wie Geräte, an denen überdurch-
schnittlich hohe Spieleinsätze getätigt  
wurden. Zudem war durch eine Pau-
schalbesteuerung der Charakter einer 
Aufwandsteuer, das heißt einer Steuer, 
die sich nach dem Aufwand, wie bei-
spielsweise dem Spieleinsatz bemisst, 
nicht gegeben. Voraussetzung für 
eine Besteuerung des Spieleinsat-
zes ist jedoch, dass dieser zuverlässig 
bestimmbar ist. Lange Zeit war dies 
kaum möglich, da Geräte nicht mit ent-
sprechenden Zählwerken ausgestat-
tet waren, sodass schon aus diesem 
Grund am Stückzahlmaßstab für die 
Besteuerung festgehalten wurde.14 Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 


 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
 Seite  1241 – 1246, S.  1241. 
15 Bundesverwaltungsgericht vom 13.04.2005  – 10  C  5.04, S. 1. 
16 Bundesverwaltungsgericht vom 13.04.2005  – 10  C  5.04.


Seite 52







Vergnügungsteuer | 9


Seit dem 1. Januar 1997 sind aufgrund 
einer freiwilligen Selbstverplichtung 
der Automatenwirtschaft sämtliche 
Geldspielgeräte mit Gewinnmöglich-
keit mit nicht manipulierbaren elekt-
ronischen Zählwerken ausgestattet.17 
Dennoch haben die Kommunen auch 
danach am Stückzahlmaßstab fest-
gehalten, was in der Folge Gegen-
stand weiterer gerichtlicher Verfah-
ren war. Mit dem Grundsatzurteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 
13.  April  2005 wurden den Kommunen 
Gestaltungsspielräume hinsichtlich der 
Bemessungsgrundlage zugestanden.18 
Die Pauschalbesteuerung war weiter-
hin zulässig, allerdings nur unter den 
oben aufgeführten Bedingungen mög-
lich. Sofern die Schwankungsbreite 
im Einspielergebnis in einer Kom-
mune überschritten wurde, konnte der 
Stückzahlmaßstab nicht mehr beibe-
halten werden. 


Mit Beschluss vom 4. Februar 200919 
hat das Bundesverfassungsgericht 
entschieden, dass eine Besteuerung 
nach Stückzahl und Aufstellungsort 
der Automaten dem Gleichheitsgrund-
satz gemäß Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz 
widerspricht, da einer Besteuerung 
grundsätzlich ein sogenannter Wirk-
lichkeitsmaßstab zugrunde zu legen 
sei. Die Verwendung eines Wahr-
scheinlichkeitsmaßstabs wie des 
Stückzahlmaßstabs muss nach Auf-
fassung des Gerichts vom jeweiligen 
Gesetzgeber gerechtfertigt werden.20 
Je größer die Differenz zwischen Wirk-
lichkeitsmaßstab und Wahrschein-
lichkeitsmaßstab sei, „desto größer 
wird der Rechtfertigungsbedarf des 
Gesetzgebers“21. Das Bundesverfas-
sungsgericht hält die Verwendung 
des Stückzahlmaßstabs zur Erhebung 
der Vergnügungsteuer für nicht zuläs-
sig, da seit 1997 alle Geldspielgeräte 
mit Gewinnmöglichkeit mit einem fäl-
schungssicheren Zählwerk ausgestat-
tet sind.22 Die Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage sei daher sehr einfach 


durchzuführen. Seit diesem Urteil 
gehen viele Kommunen auf den Wirk-
lichkeitsmaßstab23 bei der Besteue-
rung über. Bemessungsgrundlage ist 
hier entweder der Spieleinsatz oder 
die „Kasse“.24 Als Kasse wird der 
Spieleinsatz abzüglich des Gewinns 
des Spielenden bezeichnet, also letzt-
lich das, was dem Aufstellunterneh-
mer nach Gewinnauszahlung ver-
bleibt.25 Unterschieden wird zudem 
in Brutto- und Nettokasse, das heißt 
den verbleibenden Überschuss vor 
beziehungsweise nach Umsatzsteuer. 
Ist der Spieleinsatz die Bemessungs-
grundlage, wird der Spieleinsatz vor 
Gewinnauszahlung besteuert. 


Die Kommunen erheben individuell 
unterschiedliche Vergnügungsteuer-
sätze von Null bis zu teilweise 25  Pro-
zent auf die jeweilig festgelegte 
Bemessungsgrundlage. Aus Grün-
den der Praktikabilität und der Ver-
waltungsvereinfachung erfolgt die 
Besteuerung, wie erläutert, auf Ebene 
des Aufstellunternehmers und nicht 
auf Ebene des Steuerträgers bezie-
hungsweise Spielenden. Die Vergnü-
gungsteuer ist nur dann als Aufwand-
steuer im Sinne des Grundgesetzes 
zu qualiizieren, wenn sie vom Auf-
stellunternehmer auf den Spielenden 
abgewälzt werden kann beziehungs-
weise auf Abwälzbarkeit ausgelegt 
ist,26 da letztlich die Spielenden als 
diejenigen, die den steuerplichtigen 
Aufwand auslösen, die Steuer auf-
bringen müssen. Bei der Abwälzung 
ist zu beachten, dass eine kalkulatori-
sche Abwälzung ausreichend ist. Das 
heißt, dass der Aufstellunternehmer 
die gezahlte Steuer bei der Kalkulation 
seiner Selbstkosten berücksichtigt, 
um so auch durch eigene Maßnahmen 
die Wirtschaftlichkeit seines Betriebes 
aufrechterhalten zu können.27 Solange 
dem Betreiber nach Berücksichti-
gung der (kalkulatorischen) Kosten ein 
Gewinn verbleibt, ist die Möglichkeit 
zur Abwälzung gegeben. 


17 Hierbei handelt es sich um eine Selbstverpflichtung der Her- 
 steller und Verbände der Unterhaltungsautomatenwirtschaft vom  
 15.  Januar 1990 (ursprüngliche Selbstverpflichtung) beziehungs- 
 weise 01.  Oktober 1990 (Ergänzung zur ursprünglichen Selbst- 
 verpflichtung) gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft  
 sowie dem Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und  
 Gesundheit. Die Automatenwirtschaft verpflichtet sich darin, ab  
 01. Januar 1997 alle Geldspielgeräte mit einem manipulations- 
 sicheren Zählwerk auszustatten. 
 Vergleiche Bundestagsdrucksache 11/ 6224 vom 15.01.1990 –  
 Bericht der Bundesregierung über Selbstbeschränkungsverein- 
 barungen der Automatenwirtschaft, S.  2. 
18 Bundesverwaltungsgericht vom 13. April 2005 – 10 C 5.04. 
19 Bundesverfassungsgericht vom 04.  Februar 2009  – 1  BvL  8 / 05. 
20 Vergleiche Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spiel- 
 geräte mit Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85 – 92,  
 S.  91. 
21 Ebenda 
22 Ebenda; Bundesverfassungsgericht vom 04.  Februar 2009  – 1   
 BvL 8 / 05, Rn. 15. 
23 Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 
 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
 S.  1241 – 1246, S.  1243. 
24 In Übereinstimmung mit dem Beschluss des Bundesverfas- 
 sungsgerichts vom 04.  Februar 2009  – 1  BvL  8 / 05; vergleiche  
 Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spielgeräte mit  
 Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85 – 92, S.  91. 
25 Ebenda 
26 Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 
 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
 S.  1241 – 1246, S.  1242  f. 
27 Ebenda
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Die Möglichkeit zur Abwälzung der 
Vergnügungsteuerbelastung auf den 
Steuerträger (Spieler) ist durch die in 
der Spielverordnung festgeschriebe-
nen Eckdaten für ein Spiel begrenzt 
(Höchstgewinn, Höchstverlust, maxi-
maler durchschnittlicher Verlust pro 
Stunde, Mindesteinsatz für ein Spiel). 
Daher kann der Automatenaufstellun-
ternehmer als Steuerschuldner eine 
steigende Steuerlast durch die Ver-
gnügungsteuer nicht beliebig auf den 
Spieler abwälzen, sondern ist hier sehr 
stark reglementiert.


Somit spielt die Höhe der Vergnügung-
steuer bei der Abwälzung eine ent-
scheidende Rolle. Ist die Steuer zu 
hoch festgesetzt, kann es zur Erdros-
selung im Sinne von Art. 12 Grundge-
setz kommen. Dies kann in der Folge 
für Automatenaufsteller bedeuten, 
dass gegen das im Grundgesetz ver-
ankerte Gebot der freien Berufswahl 
beziehungsweise Berufsausübung28 
verstoßen wird. Eine solche Situation 
kann sich ergeben, wenn die Steuer-
belastung so hoch ist, dass die Aus-
übung des Berufs beziehungsweise 


der Eintritt in den Markt wirtschaftlich, 
also als Grundlage zur Lebensführung, 
nicht mehr lohnend ist.29 Verfassungs-
rechtlich ist die Vergnügungsteuer 
dann als kritisch zu sehen, wenn das 
„Aufstellen von Spielgeräten mit 
Gewinnmöglichkeiten in Spielhallen 
für einen durchschnittlichen Betreiber 
in aller Regel unwirtschaftlich ist, dass 
heißt keine angemessene Kapitalver-
zinsung und keinen Unternehmerlohn 
mehr abwirft“.30 Maßstab ist hierfür 
immer ein durchschnittlicher oder typi-
sierter Aufstellunternehmer. 


Die Erhebung der Vergnügungsteuer 
kann zudem verfassungswidrig sein, 
wenn die Absicht der Kommune bei 
der Vergnügungsteuererhebung nicht 
mehr die Einnahmeerzielung – zumin-
dest als Nebenzweck – ist, sondern 
vorrangig politische Ziele – wie bei-
spielsweise die Einschränkung oder 
Unterbindung der Aufstellung von 
Geldspielgeräten – erreicht werden 
sollen.


28 Art.  12 Abs.  1 Grundgesetz. 
29 Vergleiche Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spiel- 
 geräte mit Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85–92,  
 S.  90. 
30 Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.12.2000  –  II R 36/98 (NV).
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• Eine Excel-basierte Befragung mit 
Rückübersendung der Datei per 
E-Mail an KPMG: Die Teilnehmer, 
die diesen Weg wählten, wurden 
gebeten, den ausgefüllten Excel-
Fragebogen zusätzlich auszudru-
cken und ihn unterschrieben durch 
den jeweiligen Steuerberater bezie-
hungsweise Wirtschaftsprüfer per 
Post an KPMG zu übermitteln. 


• Eine Befragung durch Zusendung 
oder Download eines Fragebogens 
in PDF-Form: Die Teilnehmer konn-
ten den Fragebogen auf Wunsch 
lokal ausfüllen, ausdrucken und im 
Anschluss unterschrieben durch 
den Steuerberater beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfer an KPMG zurück-
schicken. 


• Eine Befragung durch postalische 
Zusendung des Fragebogens durch 
die Spitzenverbände und Rücküber-
sendung per Post: Die Teilnehmer, 
die diesen Weg bevorzugten, konn-
ten den Fragebogen handschriftlich 
auf Papier ausfüllen und ihn nach 
Unterzeichnung durch den Steuer-
berater beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfer an KPMG zurück- 
senden.


Postalisch eingegangene und hand-
schriftlich ausgefüllte Fragebögen 
wurden durch KPMG vor der Auswer-
tung digitalisiert. 


Die Plausibilitätsprüfung durch den 
Steuerberater beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfer und die damit verbun-
dene, schriftliche Bestätigung diente 
zwei Zwecken:


1. eine möglichst objektive und nach-
vollziehbare Datenbasis zu erhalten, 


2. eine Möglichkeit für die Unterneh-
men zu schaffen, an der Befragung 
teilzunehmen, und gleichzeitig eine 
größtmögliche Anonymität ihrer 
unternehmensspeziischen Daten 
sicherzustellen.


3.1 Erhebungszeitraum und 


Datenbasis


Um die größtmögliche Vergleichbarkeit  
der teilnehmenden Automatenaufstell- 
unternehmer und eine vollständige, aus- 
sagekräftige Datenbasis zu erhalten, 
basiert die Untersuchung auf Zahlen 
des 2009 endenden Geschäftsjahrs. 
Der Fragebogen wurde in Zusammen-
arbeit mit Vertretern der Spitzenver-
bände der Unterhaltungsautomaten-
wirtschaft sowie unter Einbeziehung 
der Meinung von in der Branche tätigen 
Steuerberatern beziehungsweise Wirt- 
schaftsprüfern und Rechtsanwälten 
entwickelt und Ende März 2011 an alle  
Mitgliedsunternehmen der Spitzenver- 
bände – soweit sie Aufstellunternehmer 
sind – per Post verschickt. Der Versand 
erfolgte durch die Verbände selbst. Da- 
rüber hinaus wurde der Fragebogen 
über den Großhandel an Automatenauf- 
stellunternehmer verteilt. Zusätzlich  
ermöglichte der Bundesverband Auto-
matenunternehmer e. V. auch den Down- 
load der Fragen über seine Internet-
seite. Auf diese Weise wurde der Frage- 
bogen rund 6.000  Automatenaufstell- 
unternehmen zur Verfügung gestellt.


Den Aufstellunternehmern standen 
folgende vier Möglichkeiten zur Verfü-
gung, an der anonym durchgeführten 
Befragung teilzunehmen:


• Eine webbasierte Onlinebefragung 
mit Übertragung der Daten auf einen 
Datenserver bei KPMG: Die Auto-
matenaufstellunternehmer wurden 
im Anschreiben zum postalisch ver-
sandten Fragebogen auf die Mög-
lichkeit aufmerksam gemacht, eine 
webbasierte Version des Fragebo-
gens auf einer speziell eingerichte-
ten Internetseite auszufüllen. Die 
Teilnehmer, die von diesem Angebot 
Gebrauch machten, erhielten von 
KPMG im Anschluss eine elektro-
nische Version ihrer Antworten per 
E-Mail mit der Bitte um schriftliche 
Bestätigung und Unterschrift durch 
den zuständigen Steuerberater 
beziehungsweise Wirtschaftsprüfer. 


3 Rahmenbedingungen  
 und Methodik der Umfrage
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31 In den Fällen, in denen KPMG aufgrund offensichtlicher  
 Ungereimtheiten eine grobe Plausibilitätsprüfung durchführte,  
 erfolgte dies ausschließlich in Abstimmung mit den zuständigen  
 Steuerberatern / Wirtschaftsprüfern. 
32 Dies könnten beispielsweise im sonstigen betrieblichen Auf- 
 wand erfasste Personalaufwendungen sein (zum Beispiel Auf- 
 wendungen für bezogene Personaldienstleistungen etc.).


Dementsprechend wurden zur Iden-
tiizierung der Fragebögen nur Unter-
schrift und Kontaktdaten des zuständi-
gen Steuerberaters beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfers festgehalten, nicht 
aber entsprechende Daten des Auto-
matenaufstellunternehmers selbst. 
Weitere Prüfungsschritte und Plau-
sibilisierungsmaßnahmen wurden 
von KPMG aufgrund der mangelnden 
Kenntnis der teilnehmenden Automa-
tenaufstellunternehmer nur sehr ein-
geschränkt31 durchgeführt. Bei der 
Auswertung wurden lediglich Frage-
bögen berücksichtigt, die den Plau-
sibilitätsvermerk des jeweiligen 
Steuerberaters beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfers trugen. 


Die Umfrage erfolgte bundesweit und 
ohne eine detaillierte, über statistische 
Angaben hinausgehende Regionalisie-
rung, um eine möglichst breite Daten-
basis zu erhalten. AWI denkt über 
eine zusätzliche Regionalisierung der 
Umfrage nach, um der regional sehr 
unterschiedlichen Situation der Auto-
matenaufstellunternehmer hinsichtlich 
der Vergnügungsteuerbelastung Rech-
nung tragen zu können. 


3.2 Gestaltung des Fragebogens


Der dieser Auftragsumfrage zugrunde 
liegende Fragebogen wurde von 
KPMG in Zusammenarbeit mit Ver- 
tretern der Spitzenverbände der Unter-
haltungsautomatenwirtschaft und 
Rechtsanwälten, die mit der Thematik 
einschlägig vertraut sind, sowie Steu-
erberatern beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfern der Automatenaufstell-
branche entwickelt.


Der Fragebogen gliedert sich in zwei 
Teile: Im ersten Teil werden statisti-
sche Unternehmensdaten erfasst, 
im zweiten, dem Hauptteil, Finanzda-
ten. Zudem konnten die Unternehmer 
in einem ergänzenden Feld eigene 
Anmerkungen und Hinweise beifügen, 
die über die Abfragekriterien des Fra-
gebogens hinausgingen.


Als statistische Unternehmensdaten 
wurden zunächst folgende Größen-
merkmale abgefragt:


• Anzahl der Arbeitsplätze (beschäf-
tigte Personen) zum Bilanzstichtag 
des im Jahr 2009 endenden  
Geschäftsjahrs


• Personalaufwand im 2009 enden-
den Geschäftsjahr in Tausend Euro 
(inklusive möglicherweise in  
anderen Positionen enthaltene  
Personalaufwendungen32)


• Gesamtumsatz im 2009 endenden 
Geschäftsjahr in Tausend Euro (laut 
Gewinn- und Verlustrechnung)


• Anzahl der Geldspielgeräte 
zum Ende des 2009 endenden 
Geschäftsjahres


• Anzahl der Unterhaltungsautoma-
ten zum Ende des 2009 endenden 
Geschäftsjahres


• Anzahl der Spielstättenbetriebe 
(Standorte) zum Stichtag


• Anzahl der Konzessionen zum  
Stichtag
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• Regionale Konzentration, gemes-
sen an der Anzahl der Landkreise, in 
denen die Geschäftstätigkeit aus-
geübt wird; unterschieden wird  
hier zwischen stark konzentriert 
(Verteilung der Spielstätten auf  
1  bis 3  Landkreise), konzentriert  
(4 bis 10  Landkreise), diversiiziert 
(11 bis 25 Landkreise) und stark 
diversiiziert (mehr als 25 Land-
kreise)


• Unterschiede zwischen den  
Spielstätten eines Unternehmens  
(Öffnungszeiten, Umsatz etc.) 


• Durchschnittliche Öffnungszeit 
pro Tag (über alle Spielstätten und 
Wochentage hinweg)


Zudem wurde in diesem Teil des Fra-
gebogens die Bemessungsgrund-
lage für die Vergnügungsteuer erfasst, 
wobei als Auswahlmöglichkeiten der 
Spieleinsatz, die Bruttokasse, die Net-
tokasse, die Stückzahl oder keine Ver-
gnügungsteuer vorgegeben waren. 
Sofern die Unternehmen Spielstät-
ten in mehreren Kommunen betreiben 
und es Unterschiede in der Bemes-
sungsgrundlage gibt, sollte die am 
häuigsten zutreffende Bemessungs-
grundlage angegeben werden. Unter-
schieden wurde hier jeweils zwischen 
der Bemessungsgrundlage für die Ver-
gnügungsteuer auf Geldspielgeräte 
und der Bemessungsgrundlage für die 
Vergnügungsteuer auf Unterhaltungs-
automaten.


Neben den Größenkriterien und der 
Bemessungsgrundlage wurde in die-
sem Teil die regionale Verteilung 
anhand der Anzahl der Spielstätten in 
einem Postleitzahlengebiet erfasst. 
Als weitere statistische Merkmale 
wurden die Unternehmen gebe-
ten, ihre Rechtsform und die jewei-
lige Bilanzierungs- beziehungsweise 
Gewinnermittlungsmethode anzuge-
ben. Hierbei wurde zwischen Gewinn- 
und Verlustrechnung nach Handels-
gesetzbuch (HGB) und Gewinn- und 
Verlustrechnung nach International 
Financial Reporting Standards (IFRS) 
sowie Einnahmenüberschussrechnung 
unterschieden.


Darüber hinaus wurde abgefragt, ob 
die Unternehmen grundsätzlich zur 
Teilnahme an einer weiteren, regionali-
sierten Befragung bereit wären.


Mit dem zweiten Teil des Fragebogens  
wurden inanzielle Unternehmens-
daten erhoben. Hierzu wurde in Zu-
sammenarbeit mit Vertretern der Spit-
zenverbände, Rechtsanwälten und 
Steuerberatern beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfern ein Ermittlungs-
schema für ein typisiertes steuerba-
res Ergebnis vor Fremdkapitalergebnis 
sowie Vergnügung- und Ertragsteuern 
erstellt. Das Ermittlungsschema, auf 
das im Folgenden näher eingegangen 
wird, ist in Abbildung 2 auf Seite  15 
zusammenfassend dargestellt. 


Bei der Ermittlung des typisierten 
Ergebnisses für einen Automatenauf-
steller konnten nur aufstellbezogene 
Ergebnisbestandteile berücksichtigt 
werden, während Sonder- und nicht 
typisierte Effekte aus unterschiedli-
chen formellen oder inanziellen Struk-
turen zu eliminieren waren.
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Ausgangsbasis der Ermittlung war das 
gesamte spielstättenbezogene Ergeb-
nis der gewöhnlichen Geschäftstätig- 
keit der Unternehmen sowohl aus 
Geldspielgeräten als auch aus Unter-
haltungsautomaten. Dieses Ergebnis 
wird im Folgenden als „Segmentierte 
Geschäftstätigkeit des Spielstätten-
betriebs“ bezeichnet und schließt die 
der Vergnügungsteuer unterliegen-
den Geldspielgeräte wie auch Unter-
haltungsautomaten ein (Ermittlungs-
schema Punkt 1). Sämtliche mit einer 
entgeltlichen Bewirtung oder sonsti-
gen Betätigungen in Zusammenhang 
stehenden Ergebnisbestandteile waren 
daher vorab von den jeweiligen Steuer-
beratern beziehungsweise Wirtschafts-
prüfern zu eliminieren. Grundsätzlich 
zu berücksichtigende Aufwendun-
gen und Erträge, die nicht eindeutig 
der segmentierten Geschäftstätigkeit 
des Spielstättenbetriebs oder sonsti-
gen Betätigungen zugeordnet werden 
konnten, sollten anhand eines nach-
vollziehbaren Verteilungsschlüssels 
zugeordnet werden. Als nachvollzieh-
barer Verteilungsschlüssel wurde eine 
Schlüsselung anhand des Umsatzver-
hältnisses (Umsatzschlüssel entspre-
chend § 15 Abs. 4 Umsatzsteuerge-
setz) empfohlen. 


Sofern die vom Spielstättenbetreiber 
und zum Betrieb der Spielstätte not-
wendigen Aktivitäten aus verschiede-
nen Gesellschaften heraus erbracht 
wurden (beispielsweise unter Zuhilfe-
nahme einer Besitzgesellschaft für 
Immobilien, einer Personalservicege-
sellschaft oder mehrerer operativer 
Gesellschaften), waren diese im Rah-
men der Ermittlung eines Ergebnis-
ses der segmentierten gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit des Spielstätten-
betriebs (Ermittlungsschema Punkt  1) 
als Ausgangsbasis zusammenzufüh-
ren (durch einfache Summierung oder 
Konsolidierung, je nach speziischer 
Situation).


Folgende Effekte waren aufgrund ihres 
außerordentlichen Charakters bei der 
Ermittlung des typisierten steuerbaren 
Ergebnisses zu eliminieren:


• Erträge aus Beteiligungen, die nicht 
Spielstättenbetriebe enthalten 
(Ermittlungsschema Punkt 2),


• Erträge und Aufwendungen aus 
anderen Wertpapieren und Auslei-
hungen des Finanzanlagevermögens  
(Ermittlungsschema Punkt 3), 
Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und Wertpapiere des Umlaufvermö-
gens (Ermittlungsschema Punkt 4), 
sowie Aufwendungen und Erträge 
aus Ergebnisabführungsverträgen, 
die nicht Spielstättenbetriebe betra-
fen (Ermittlungsschema Punkt 5).


Um individuelle Verzerrungen auf-
grund unterschiedlicher Finanzie-
rungsformen zu bereinigen, musste 
das individuelle Finanzierungsergeb-
nis eliminiert werden (Ermittlungs-
schema Punkt 6). Die Hinzurechnung 
des Finanzierungsergebnisses auf 
Basis einer typisierten Kapitalstruktur 
erfolgte durch KPMG nach Ermittlung 
der typisierten Kapitalstruktur der Peer 
Group im Rahmen dieser Erhebung. 
Nicht zu eliminieren waren sonstige 
Bestandteile des Finanzergebnisses, 
die nicht die Finanzierung betreffen, 
sofern solche vorhanden waren. Hin-
tergrund ist, dass das operative Ergeb-
nis nicht durch individuelle Finanzie-
rungstatbestände beeinlusst werden 
sollte.


Bei der Errechnung eines typisierten 
steuerbaren Ergebnisses sollte von 
einheitlichen Voraussetzungen hin-
sichtlich der zum Spielstättenbetrieb 
benötigten Räumlichkeiten ausgegan-
gen werden (Miete/Eigentum). Das 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit musste daher – sofern der 
Unternehmer seiner Tätigkeit in eige-
nen Räumlichkeiten nachging – um im 
Jahresabschluss 2009 enthaltene 
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Abbildung 2 
Ermittlungsschema für das typisierte 


steuerbare Ergebnis


Quelle: KPMG, 2011


numerisch
in Euro


in Prozent 
vom Netto-
umsatz


1 Ausgangs-
wert


Ergebnis der segmentierten gewöhnlichen Geschäfts- 
tätigkeit des Spielstättenbetriebs


2 – Erträge aus Beteiligungen, die nicht Spielstättenbetriebe 
beinhalten


3 – Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen  
des Finanzanlagevermögens


4 + Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere  
des Umlaufvermögens


5 +/– Aufwendungen und Erträge aus Ergebnisabführungs- 
verträgen, die nicht Spielstättenbetriebe betreffen


6 Bereinigung des 
Finanzierungsergebnisses


+/– Unternehmensindividuelles Finanzierungsergebnis


7 + Abschreibungen auf Immobilienvermögen  
(ausschließlich selbst genutzte Immobilien, sofern 
vorhanden)


8 – Fiktive ortsübliche Miete für die für den Spielstättenbetrieb 
genutzten Gewerberäume und zugehörigen Nutzlächen


9 Eliminierung von 
Sondereffekten


+/– Wesentliche periodenfremde Aufwendungen und Erträge 
sowie Sondereffekte, sofern nicht im außerordentlichen 
Ergebnis enthalten


10 Berücksichtigung der nicht 
im Ergebnis der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit 
enthaltenen Steuern


+/– In den sonstigen Steuern enthaltene Steuern  
außer der Vergnügungsteuer


11 Berücksichtigung des 
Unternehmerlohns


– Bei Personengesellschaften oder aus anderen Gründen  
nicht berücksichtigt: Unternehmerlohn


12 Eliminierung von Sonder- 
effekten aufgrund 
nicht marktgerechter 
Transaktionen


+/– Bei Personengesellschaften oder aus anderen Gründen  
nicht berücksichtigt: Aufwendungen oder Erträge aus  
Transaktionen, die einem Drittvergleich nicht standhalten


13 – Ansatz einer typisierten iktiven Eigenkapitalverzinsung  
(mit einer Verzinsung in Höhe von 10,25  Prozent)


14 = Typisiertes steuerbares Ergebnis vor Vergnügung-  


und Ertragsteuern sowie vor typisierten 


Fremdkapitalkosten


Eliminierung der GuV- 
Effekte aus Beteiligungen 
und Finanzanlagen


Typisierung der Immobilien 
auf eine ortsübliche Miete  
(Finanzierungskosten, 
sofern vorhanden, bereits 
unter 6 berücksichtigt und 
eliminiert)
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Abschreibungen auf eigengenutzte 
Immobilien korrigiert und im Gegenzug 
eine iktive ortsübliche gewerbliche 
Miete berücksichtigt werden (Ermitt-
lungsschema Punkte 7 und 8). Für die 
Berechnung der iktiven Miete war von  
den Steuerberatern beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfern als Ermittlungs-
maßstab für eine ortsübliche gewerbli-
che Miete ein anerkannter Mietspiegel 
heranzuziehen.33 Die Ermittlung wurde 
als Gesamtwert auf Basis dieser orts-
üblichen Miete sowie der tatsächli-
chen Fläche (inklusive Nebenlächen) 
abgefragt. 


Weiterhin waren Sondereffekte, bei-
spielsweise aus Zuschreibungen auf 
außerplanmäßige Abschreibungen in 
Vorperioden, Gewinne und Verluste 
aus dem Verkauf von Anlagevermö-
gen sowie Umsatzsteuererstattungen 
aufgrund des Urteils des Europäischen 
Gerichtshofs34 von 2005 zu eliminieren 
(Ermittlungsschema Punkt 9),soweit 
diese Effekte nicht bereits im außer-
ordentlichen Ergebnis enthalten und 
somit nicht Bestandteil von Punkt  1 
des Ermittlungsschemas waren.


Sonstige Steuern (außer der Vergnü-
gungsteuer), die nicht Bestandteil des  
Ergebnisses der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit waren, sollten zusätz-
lich bei der Ableitung des typisierten 
Ergebnisses berücksichtigt werden 
(Ermittlungsschema Punkt 10). 


Je nach Rechtsform des Unterneh-
mens – insbesondere bei Personen-
unternehmen – kann es vorkommen, 
dass kein expliziter Unternehmerlohn 
gezahlt wird. Sofern daher in der Ge- 
winn- und Verlustrechnung eines Auto- 
matenaufstellunternehmers kein Unter- 
nehmerlohn enthalten war, wurden die 
Unternehmen gebeten, einen entspre-
chend angemessenen Unternehmer-
lohn für das Unternehmen anzugeben 
(Ermittlungsschema Punkt  11).


Darüber hinaus wurden die Unter-
nehmen gebeten, Sondereffekte auf-
grund sogenannter nicht marktge-
rechter Transaktionen zu eliminieren. 
Hierunter waren Aufwendungen und 
Erträge zu verstehen, die einem Ver-
gleich mit Transaktionen mit einem 
externen Marktteilnehmer nicht stand-
gehalten hätten. Beispiele hierfür kön-
nen Liefer- und Leistungsbeziehungen 
zwischen verbundenen Parteien sein. 
Hier waren demnach nur die Diffe-
renzbeträge zu einer marktgerechten 
Vergütung zu korrigieren (Ermittlungs-
schema Punkt  12). Erwartungsgemäß 
wurden in diesem Punkt in der Regel 
keine Korrekturen vorgenommen.


Um eine angemessene Verzinsung des 
Kapitals zu berücksichtigen, wurde 
zudem um die Angabe des Buchwerts 
des Eigenkapitals zum Stichtag (bei 
Personengesellschaften: Kapitalkon-
ten  I und – soweit Eigenkapitalcharak-
ter – Eigenkapitalkonto II) gebeten. Die 
angemessene Verzinsung des Eigen-
kapitals (Ermittlungsschema Punkt  13) 
wurde durch KPMG auf Basis einer 
Peer Group ermittelt und beträgt 
annahmegemäß 10,25  Prozent. Diese 
setzt sich aus einem risikolosen Basis-
zinssatz von 4,25  Prozent, einer Markt-
risikoprämie vor persönlichen Steuern 
von 5  Prozent sowie einem verschul-
deten Betafaktor von 1,2 zusammen. 
Dieser Betafaktor wurde anhand einer 
Peer Group von europäischen Unter-
nehmen der Unterhaltungsindustrie 
ermittelt. Die Ermittlung der Eigen-
kapitalkosten basiert auf Daten vom 
31.  Dezember 2009. Im Folgenden 
wird die Ableitung der verschiedenen 
Kapitalkostenparameter kurz erläutert.


Für die Bestimmung des Basiszins-
satzes wurde auf die veröffentlichten 
Zinsstrukturdaten der Deutschen Bun-
desbank zurückgegriffen.


33 Vergleiche http://www.mietspiegeltabellen.de. 
34 Gemäß dem deutschen Umsatzsteuerrecht waren glücksspiel- 
 bedingte Umsätze in öffentlichen Spielbanken umsatzsteuer- 
 frei. Dagegen unterlagen glücksspielbedingte Umsätze außer- 
 halb von öffentlichen Spielbanken der Umsatzsteuerpflicht.  
 Dies galt auch für Umsätze an Geldgewinnspielgeräten. Mit dem  
 Urteil vom 17.02.2005 (C-453 / 02, Rechtssache „Linneweber“  
 und 462 / 02) entschied der Europäische Gerichtshof, dass die  
 günstigere Rechtsstellung der Spielbanken auch auf private  
 Glücksspielbetreiber auszudehnen sei, da im Falle von mitein- 
 ander im Wettbewerb stehenden Dienstleistungen private  
 Betreiber nicht benachteiligt werden dürften. Seit 06.  Mai 2006  
 sind allerdings sowohl öffentliche als auch private Glücks- und  
 Geldgewinnspielbetreiber gemäß § 4 Nr.  9b Umsatzsteuergesetz  
 umsatzsteuerpflichtig.
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Bei der Ermittlung typisierter Kapital-
kosten wurde zur Ableitung des Risiko- 
zuschlags nicht auf die subjektiven 
Risikoneigungen einzelner Unter-
nehmenseigner, sondern auf das all-
gemeine Verhalten des Marktes 
abgestellt. Die Berechnung der kapital-
marktorientierten Marktrisikoprämie 
erfolgte durch Bildung der Differenz-
rendite zwischen Anlagen in ein reprä-
sentatives Marktportfolio, bestehend 
aus Unternehmensanteilen (Aktien), 
und risikolosen Anlagen.


Diese durchschnittliche Marktrisiko-
prämie wurde im Hinblick auf die spe-
zielle Risikostruktur der betrachteten 
Unternehmen modiiziert. Das bran-
chenspeziische Risiko wurde im soge-
nannten Betafaktor ausgedrückt. Die-
ser Betafaktor wurde anhand einer 
Peer Group von Unternehmen der 
Unterhaltungsindustrie ermittelt, die 
im Bereich Glücks- oder Wettspiele 
tätig sind, wie zum Beispiel Kasino-
betreiber oder Unternehmen, die 
Glücksspiele im Internet anbieten. Die 
Betafaktoren wurden rückwirkend zum 
Stichtag 31.  Dezember 2009 ermittelt.


Unter Verwendung der ausgesuch-
ten Vergleichsunternehmen wurden 
auch die typisierten Fremdkapitalkos-
ten abgeleitet. Dabei wurde auf Basis 
der Vergleichsunternehmen ein über 
den Basiszinssatz hinausgehender 
Fremdkapitalkosten-Spread 35 für die 
Branche ermittelt, der zusammen mit 
dem Basiszinssatz von 4,25  Prozent zu 
einer Fremdkapitalverzinsung von ins-
gesamt 6,95  Prozent führt.


Die typisierte Kapitalstruktur – also  
die Aufteilung des Gesamtkapitals  
zwischen Eigen- und Fremdkapital –  
wurde ebenfalls anhand der Peer 
Group ermittelt.


3.3 Rücklauf und statistische 


Auswertung der Fragebögen


Von den insgesamt ungefähr 6.000 
versandten beziehungsweise verteil-
ten Fragebögen wurden 428 zurückge-
sendet. Von diesen 428 Fragebögen 
waren nur 394 letztlich verwertbar, 
was teilweise an fehlenden Bestäti-
gungen durch die Steuerberater bezie-
hungsweise Wirtschaftsprüfer, teil-
weise jedoch auch an offensichtlichen, 
nicht klärbaren Unplausibilitäten lag. 
Der Rücklauf entsprach somit auf 
Basis der ausgesandten Fragebögen 
einer Quote von ungefähr 6,6 Prozent. 
Auf Basis der insgesamt in Deutsch-
land vorhandenen Konzessionen  
ergibt sich eine Rücklaufquote von 
37,39 Prozent.


Die Mehrheit der an der Branchen-
erhebung teilnehmenden Unterneh-
men hat die Rechtsform einer GmbH 
(206 Unternehmen). Ein weiterer 
großer Anteil sind Einzelunterneh-
mer (122 Unternehmen). 30 Unter-
nehmen haben die Rechtsform einer 
GmbH  & Co. KG und 19 Unternehmen 
die Rechtsform der GbR. Die weiteren 
Rechtsformen treten bei den teilneh-
menden Unternehmen nur sehr ver-
einzelt auf. Die Abbildung  3 zeigt die 
Verteilung der teilnehmenden Unter-
nehmen auf die einzelnen Rechts- 
formen.


Die Abbildung  4 zeigt die regionale Ver- 
teilung der Unternehmen anhand der 
Postleitzahlengebiete. 319 (80,1  Pro-
zent) der teilnehmenden Unternehmen 
haben ihre Bereitschaft zur Teilnahme 
an einer weiteren, stärker regionalisier-
ten Befragung signalisiert.


281 Unternehmen sind regional stark 
konzentriert (Verteilung der Spiel-
stätten auf 1 bis 3 Landkreise). Kon-
zentriert (4 bis 10 Landkreise) sind 
61 Unternehmen, während 14 Unter-
nehmen diversiiziert (11 bis 25 Land-
kreise) und 13 Unternehmen stark 
diversiiziert sind (mehr als 25 Land-
kreise).


35 Der Fremdkapitalkosten-Spread bezeichnet denjenigen Prozent- 
 satz, der zu dem Basiszinssatz hinzu addiert werden muss, um  
 einen adäquaten durchschnittlichen Fremdkapitalkostensatz für  
 die Unternehmen der Automatenaufstellbranche zu erhalten. 
36 Die Abweichung zwischen der Summe der Antworten in den  
 jeweiligen Ausprägungen und der Summe der teilnehmenden  
 Unternehmen entspricht der Anzahl der Unternehmen, die keine  
 Angaben zu ihrer Rechtsform gemacht haben.


Abbildung 3
Verteilung der Rechtsformen bei den 


teilnehmenden Unternehmen 36


(Anzahl)


Quelle: KPMG, 2011
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Abbildung 4
Regionale Verteilung der Spielstätten


(Anzahl)


Quelle: KPMG, 2011
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Der Rücklauf an Fragebögen ergab fol-
gende Ausprägungen der abgefragten 
statistischen Daten:


• Im Durchschnitt hatten die teil-
nehmenden Unternehmen 
40,91  Arbeitsplätze und einen 
durchschnittlichen Personalauf-
wand im Geschäftsjahr 2009 von 
781  Tausend Euro. Der durchschnitt-
liche Personalaufwand in Euro pro 
Arbeitsplatz und Monat beträgt rein 
rechnerisch 1.590  Euro auf Basis 
einer Zwölfmonatsbetrachtung für 
2009. Von 370 verwertbaren statis-
tischen Antworten in Bezug auf den 
durchschnittlichen Personalaufwand 
lagen 107 innerhalb eines Inter-
valls von plus/minus 20  Prozent um 
den Durchschnitt. Dies entspricht 
28,92  Prozent der für diese Kenn-
zahl verwertbaren Antworten.


• Der durchschnittliche Gesamtum-
satz im Geschäftsjahr 2009 der teil-
nehmenden Unternehmen betrug 
2.921  Tausend Euro. Der durch-
schnittliche Umsatz in Euro pro 
Arbeitsplatz und Jahr beträgt rein 
rechnerisch 71.410  Euro. Von 380 
verwertbaren Antworten bei dieser 
Kennzahl lagen 83 innerhalb eines 
Intervalls von plus/minus 20  Pro-
zent um den Durchschnitt. Dies ent-
spricht 21,84  Prozent der für diese 
Kennzahl verwertbaren Antworten.


• Die teilnehmenden Unternehmen 
stellen durchschnittlich 138,69  Geld-
spielgeräte auf. Der durchschnittli-
che Umsatz in Euro pro Geldspielge-
rät und Tag beträgt rein rechnerisch 
54,45  Euro. Von 382 verwertbaren 
Antworten bei dieser Kennzahl lie-
gen 140 innerhalb eines Intervalls 
von plus/minus 20  Prozent um 
den Durchschnitt. Dies entspricht 
36,65  Prozent der für diese Kenn-
zahl verwertbaren Antworten.


• Durchschnittlich stellen die teilneh-
menden Unternehmen darüber hin-
aus 26,51  Unterhaltungsautomaten 
auf. Der durchschnittliche Umsatz 
in Euro pro Unterhaltungsautomat 
und Tag beträgt rein rechnerisch 
5,18  Euro. Von 278 verwertbaren 
Antworten bei dieser Kennzahl lie-
gen 37 innerhalb eines Intervalls 
von plus/minus 20  Prozent um 
den Durchschnitt. Dies entspricht 
13,31  Prozent der für diese Kennzahl 
verwertbaren Antworten.


• Die durchschnittliche Anzahl der 
Spielstätten (= Standorte), die die 
teilnehmenden Unternehmen betrei-
ben, beträgt 8,09. Weiterhin haben 
die teilnehmenden Unternehmen 
durchschnittlich 12,28  Konzessio-
nen. Die Anzahl der Geldspielge-
räte pro Konzession beträgt 11,3. 
Von 367 verwertbaren Antworten 
bei dieser Kennzahl liegen 251 inner-
halb eines Intervalls von plus/minus 
20  Prozent um den Durchschnitt. 
Dies entspricht 66,75  Prozent der 
für diese Kennzahl verwertbaren 
Antworten. Darüber hinaus beträgt 
die Anzahl der Konzessionen pro 
Standort insgesamt durchschnittlich 
1,52. Von 379 verwertbaren Antwor-
ten bei dieser Kennzahl liegen 93 
innerhalb eines Intervalls von plus/
minus 20  Prozent um den Durch-
schnitt. Dies entspricht 24,54  Pro-
zent der für diese Kennzahl verwert-
baren Antworten.
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Von den teilnehmenden Unterneh-
men erstellen 368 Unternehmen 
eine Gewinn- und Verlustrechnung 
nach Handelsgesetzbuch, während 
21 Unternehmen eine Einnahmen-
überschussrechnung aufstellen. Eine 
Gewinn- und Verlustrechnung nach 
International Financial Reporting  
Standards wird von keinem der teil-
nehmenden Unternehmen erstellt.


Die teilnehmenden Unternehmen  
haben zum Stichtag einen durch-
schnittlichen Buchwert des Eigenka-
pitals beziehungsweise bei Personen-
gesellschaften ein durchschnittliches 
Kapitalkonto  I und – soweit Eigen-
kapitalcharakter – ein durchschnitt-
liches Kapitalkonto II in Höhe von 
504.678,53  Euro.  


Die durchschnittliche Bilanz-
summe zum Stichtag beträgt 
1.738.668,54  Euro, der durchschnitt-
liche Buchwert des für den Spielstät-
tenbetrieb selbst genutzten Immo- 
bilienvermögens 129.442,96  Euro.
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In diesem Abschnitt werden die Ergeb-
nisse der Befragung hinsichtlich der 
Bilanz- und Ergebnisgrößen vorge-
stellt. Zielsetzung der Umfrage war 
insbesondere die Ableitung eines 
durchschnittlichen maximalen Vergnü-
gungsteuersatzes, der auf Basis der 
ermittelten Daten dazu führen würde, 
dass das Einkommen vor Vergnü-
gung- und Ertragsteuern vollständig 
als Steuerzahlung abgeführt werden 
müsste. Mit anderen Worten, gesucht 
wurde der Vergnügungsteuersatz, der 
zu einem durchschnittlichen Ergebnis 
nach Steuern von Null führen würde. 


Im Einkommen vor Vergnügungsteuer 
und Ertragsteuern ist ein Unterneh-
merlohn und auf Basis der beschrie-
benen Annahmen eine angemessene 
Verzinsung auf das eingesetzte Kapi-
tal bereits abgezogen. Würde von den 
Kommunen ein höherer Steuersatz 
festgesetzt, würde das auf Basis der 
ermittelten Daten bedeuten, dass die 
Unternehmer im Durchschnitt keinen 
angemessenen Unternehmerlohn und/
oder keine angemessene Verzinsung 
auf das eingesetzte Eigenkapital erzie-
len würden. Das kann wiederum dazu 
führen, dass die Steuerlast insgesamt 
erdrosselnde Wirkung hat.


Für die Ermittlung des rein rechneri-
schen, durchschnittlichen maxima-
len Steuersatzes haben wir zwischen 
dem Einkommen vor Vergnügung- 
und Ertragsteuern sowie vor typi-
sierten Fremdkapitalkosten und dem 
Einkommen vor Vergnügung- und 
Ertragsteuern jedoch nach typisier-
ten Kapitalkosten unterschieden, um 
zu berücksichtigen, dass der Unter-
nehmer zur Durchführung seiner 
unternehmerischen Tätigkeit zusätz-
lich zum bereitgestellten Eigenkapi-
tal auch Fremdkapital aufgenommen 
haben kann. Hierbei wurde auf typi-
sierte Kapitalkosten zurückgegriffen, 
die anhand einer Peer Group ermittelt 
wurden.


Die Basis zur Ermittlung des Steuer-
satzes bildet – getrennt dargestellt  – 
zum einen der Bruttoumsatz mit 
Geldspielgeräten, zum anderen der 
Nettoumsatz mit Geldspielgeräten.


4 Ergebnisse der Umfrage
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Auf Basis der uns durch die Steuerbe-
rater beziehungsweise Wirtschafts-
prüfer der teilnehmenden Automaten- 
aufstellunternehmen zur Verfügung 
gestellten Daten, die wir ohne wei-
tere, detaillierte Plausibilitätsprüfung 
übernommen haben, kommen wir zu 
dem rechnerischen Ergebnis, dass das 
durchschnittliche typisierte verfüg-
bare Einkommen vor Vergnügung- und 
Ertragsteuern sowie vor typisierten 
Fremd- wie auch Eigenkapitalkosten 
rein rechnerisch 438.668,76  Euro37 
beträgt. Der Nettoumsatz mit Geldge-
winnspielgeräten beträgt durchschnitt-
lich 2.756.574,00  Euro. Aus diesem 
Nettoumsatz ergibt sich ein rechne-
risch ermittelter, durchschnittlicher 
Bruttoumsatz mit Geldgewinnspielge-
räten von 3.280.323,06 Euro.


Berücksichtigt man zudem die durch-
schnittlichen typisierten Kapital-
kosten bestehend aus Eigen- und 
Fremdkapitalkosten in Höhe von 
149.202,62  Euro38, was zu einem typi-
sierten verfügbaren Einkommen vor 
Vergnügung- und Ertragsteuern inklu-
sive typisierten Kapitalkosten in Höhe 
von 289.466,14 Euro führt, ergeben 
sich rein rechnerisch folgende maxi-
male durchschnittliche Steuersätze:


• bezogen auf den Bruttoumsatz  
mit Geldgewinnspielgeräten: 
8,82  Prozent


• bezogen auf den Nettoumsatz  
mit Geldgewinnspielgeräten: 
10,50  Prozent


Bei Erhalt eines angemessenen Unter-
nehmerlohns und einer angemesse-
nen Verzinsung auf das eingesetzte 
Kapital kann ein durchschnittliches 
Automatenaufstellunternehmen, das 
an der Umfrage teilgenommen hat, 
somit eine Vergnügungsteuerbelas-
tung von 8,82  Prozent auf den Brutto-
umsatz (oder 10,5  Prozent auf den 
Nettoumsatz) der von ihm aufgestell-
ten Geldgewinnspielgeräte tragen, 
ohne dass die über die normale Ertrag-
steuerbelastung hinausgehende Steu-
erbelastung durch die Vergnügung-
steuer für das Unternehmen zur Folge 
hat, dass die Erzielung eines positiven 
Ergebnisses nicht mehr möglich ist.


37 Die durch die Automatenunternehmer selbst errechneten Eigen- 
 kapitalkosten in Höhe von 10,25  Prozent des tatsächlich vorhan- 
 denen Eigenkapitals wurden hierbei neben den Fremdkapital- 
 kosten ebenfalls nicht berücksichtigt, da im Rahmen der Um- 
 frage zur besseren Vergleichbarkeit von einer typisierten Kapital- 
 struktur ausgegangen werden sollte. Es erfolgte daher eine  
 Berücksichtigung von Kapitalkosten anhand der ermittelten  
 durchschnittlichen Kapitalstruktur und der ermittelten Eigen- 
 kapitalverzinsung von 10,25  Prozent sowie einer Fremdkapital- 
 verzinsung von 6,95  Prozent (siehe folgender Absatz). 
38 Ermittelt anhand der typisierten Kapitalstruktur auf Basis der  
 Peer Group unter Berücksichtigung einer erwarteten Eigenkapi- 
 talverzinsung von 10,25  Prozent sowie einer Fremdkapitalverzin- 
 sung von 6,95  Prozent (nähere Erläuterungen siehe auch unter  
 3.2  Gestaltung des Fragebogens).
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Kontakt


AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-Info GmbH 
Dircksenstraße 49 
10178 Berlin 
www.awi-info.de


Verbände


Bundesverband Automatenunternehmer e. V. (BA) 
Am Weidendamm 1 A 
10117 Berlin 
www.baberlin.de


Deutscher Automaten-Großhandels-Verband e. V. (DAGV) 
Höller Weg 2 
56332 Oberfell 
www.dagv.de


FORUM für Automatenunternehmer in Europa e. V.  
Dircksenstraße 49 
10178 Berlin 
www.forum-europa.de 


Verband der Deutschen Automatenindustrie e. V. (VDAI) 
Dircksenstraße 49 
10178 Berlin 
www.vdai.de
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Fachbereich Soziales und Gesundheit    9. Februar 2012 
Beschäftigungsbetrieb      Sachb.: Frau Becker 
50.2         Tel.: 470 5160 
 
 
 
 
 
FB 10 
 
Über Dez V 
 
 
 
Finanzwirksamer Antrag zum Haushalt 2012 der Fraktion Die Linke zur Beschäftigung 
im Rahmen von § 16 e SGB II ab 1. April 2012 
Stellungnahme zu den finanziellen Auswirkungen 2012  
 
 
 
 
Grundsätzlich ist zunächst festzuhalten, dass entgegen der früheren Förderung aus dem 
Jahre 2009 nunmehr die Arbeitsplätze gezielt auf die spezifischen Einschränkungen der 
Leistungsfähigkeit der betroffenen Leistungsberechtigten zugeschnitten werden müssen. 
Außerdem wurde die Ausrichtung dieser Maßnahmen bei der vorläufigen Maßnahmeplanung 
für das Jahr 2012 aufgrund der eingeschränkten Mittelsituation des Eingliederungstitels noch 
stärker an die erzielbaren Integrationserfolge geknüpft, so dass lt. Auskunft des Jobcenters 
geplant ist, dieses Instrument vorwiegend in der Privatwirtschaft einzusetzen, da dort eher 
Anschlussbeschäftigungen möglich erscheinen, die im öff. Dienst fehlen. Auch aufgrund 
dessen erscheint es sehr schwierig, überhaupt Bewilligungen für die Stadt Braunschweig  
und die VHS erreichen zu können. Bereits die Besetzung der Plätze für Bürgerarbeit 
gestaltet sich problematisch, da oftmals die Anforderungen des Arbeitsplatzes nicht mit den 
gemeldeten Bewerbern aus den Zielgruppen übereinstimmen. Das Projekt „Schubica“ wird 
ab dem 1. Juli 2012 in der jetzigen Form nicht mehr vom Jobcenter gefördert, so dass es 
auch aus diesem Grund voraussichtlich keine Möglichkeiten der Beschäftigung im Rahmen 
von § 16 e SGB II neu in der VHS gibt. Wie sich die Situation bei freien Trägern gestaltet, 
kann derzeit nicht abschließend beantwortet werden.  
 
Sollten all diese Schwierigkeiten dennoch bewältigt und adäquate 
Beschäftigungsmöglichkeiten gefunden werden, ergeben sich die in der Anlage dargestellten 
finanziellen Auswirkungen für eine Beschäftigung von je 20 Alg II-Empfängern bei der Stadt 
Braunschweig, bei freien Trägern und Schubica. Daraus ist ersichtlich, dass sich je nach 
Förderkonstellation sehr unterschiedliche finanzielle Belastungen ergeben können. 
 


1. Auswirkungen für 2012: 
Prämisse: Einstellung in Vollzeit ab 1.4.2012, (in Klammern die Auswirkungen für 
eine Beschäftigung mit 30 Std./Woche) EGr. 1 TvöD, Freie Träger u. Schubica 1300€ 
brutto/Monat, Förderung des Jobcenters 50% (möglich 50 – 75% je nach Person) 
 
a) Stadt erstattet den freien Trägern und Schubica den gesamten Eigenanteil wie 


2009 
Belastung der Stadt: 431.800 €. (332.160 €) 


b) Stadt erstattet nur der städt. Tochtergesellschaft den Eigenanteil 
Belastung der Stadt: 293.200 €. (225.500 €) 
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c) Stadt zahlt keine Zuschüsse 
Belastung der Stadt: 154.500 €. (118.900 €) 
 
 


2. Auswirkungen für die Folgejahre 
In den Folgejahren kommen je nach Konstellation jeweils ein Viertel der 
Gesamtkosten 2012 noch hinzu, so dass z. B. die Gesamtbelastung bei voller 
Übernahme der Eigenanteile schon rd. 575.000 € beträgt – ohne Tariferhöhung. 


 
Mögliche Einsparungen aus ersparten Kosten der Unterkunft wurden nicht berücksichtigt, da 
sie in der Regel nur bei Alleinstehenden zum Tragen kommen und eine pauschale 
Berücksichtigung problematisch ist.  
 
Abschließend möchte ich auf die zusätzliche Arbeitsbelastung im  FB 10 und 50.2 hinweisen, 
da die Beantragung, Auswahl, Einstellung und Fördermittelzuweisung und deren 
anschließende Prüfung und Gesamtabrechnung sowohl mit dem Jobcenter als auch den 
anderen Trägern zu einem nicht unerheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand führt.  
 
Ich bitte um Mitzeichnung der Stellungnahme. Die angesprochene Vorlage dazu kann m. E. 
erst erstellt werden, wenn die Förderbedingungen für § 16e SGB II fest stehen und die 
Maßnahmeplanung für das Jobcenter von der Trägerversammlung endgültig verabschiedet 
wurde.    
 
Im Auftrage 
 
gez. 
 
Becker 
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Zu Antrag Nr. 151 neu / Anfrage 152 neu
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Dezernat VII 
0200.11 


02. Feb. 2012 
 


 
 
 
 
 
Beantwortung von Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Haushalt 2012 
Produkt: verschiedene 
 
 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat um Erläuterung gebeten, woraus sich Ansatzver-
änderungen gegenüber 2011 bei folgenden Produkten ergeben haben: 
 


Produkt Bezeichnung
- Euro - - Euro -


Erträge Aufwend. Saldo Erträge Aufwend. Saldo
1. 1.42.4241.02 Sportstätten-


verwaltung
11.000 1.913.725 -1.902.725 496 4.720.147 -4.719.651


2. 1.11.1160.12 Beteiligungs-
management


10.000 1.148.373 -1.138.373 10.000 3.648.783 -3.638.783


3. 1.55.5510.16 Winterdienst 147.000 714.917 -567.917 266.400 1.862.113 -1.595.713
4. 1.51.5114.02 Stadtforschung 0 104.673 -104.673 0 223.922 -223.922
5. 1.25.2811.04 Eigene kult. 


Veranst. 
sonst. Kulturpfl.


0 395.773 -395.773 75.000 699.029 -624.029


Ansatz 2011 Ansatz 2012


 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
 
Zu 1. Die Budgetabweichung zwischen den Haushaltsjahren 2011 und 2012 begründet sich 


im Wesentlichen durch die Veranschlagung von Teilen der geplanten Sportplatzsanie-
rungsmaßnahmen mit einem Volumen von über 2,4 Mio. € im Aufwand bzw. Ergebnis-
haushalt. Bei diesen Sanierungsmaßnahmen handelt es sich um Instandhaltungspro-
jekte. Da sich alle Instandhaltungsmaßnahmen direkt auf den jeweiligen Produkten 
widerspiegeln, kommt es im Jahr 2012 zu einer Budgeterhöhung. Zudem ergeben sich 
Budgeterhöhungen durch die Verlagerung von Budgetansätzen resultierend aus der 
Verlagerung von Aufgaben vom FB 40 auf den FB 67. 
 


Zu 2. Bei dem Mehrbetrag von 2,5 Mio. € handelt es sich um Mittel für die Sanierung von 
Schulen im Rahmen des PPP-Projektes Schulen. Diese wurden bei den Aufwendun-
gen für Sach- und Dienstleistungen (Mieten und Pachten) veranschlagt. Sie erschei-
nen bei dem Produkt 1.11.1160.12 Beteiligungsmanagement, weil die Abwicklung des 
PPP-Projektes Schulen über die zu diesem Produkt gehörende Leistung 
1.11.1160.12.03 - Sonderanalysen/Projekte - erfolgte. Im Rahmen der zwingenden 
Ansatzveränderungen schlägt die Verwaltung eine Verschiebung zum Produkt 
1.11.1165.21 - Verwalt. städt. u. angemiet. Grundst. - vor. 
 
Eine Erläuterung dieser zusätzlichen Aufwendungen ist im Vorbericht des Haushalts-
entwurfes 2012 unter Ziffer 3.2.8.1, letzter Absatz, enthalten. Im Übrigen wird hinsicht-
lich der Umsetzung des PPP-Projektes auf Ziffer 11.2 der Begründung der Haushalts-
vorlage hingewiesen. 
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Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Soziales und Gesundheit 12199/12 31.01.2012 
   
 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 
Mitteilung 
 


  


Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 
Mitteilungen außerhalb von Sitzungen  X   
    
 
Verteiler: Sozialausschuss 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 
Anfragen/Anregungen im Sozialausschuss vom 19. Januar 2012 zum Haushalt 2012 
 
 


 


 
1.Anfrage zu: 


Finanzunwirksamer Antrag Seite 112 Neu 
Finanzwirksame Anträge Seite 22 und 23 
Einführung des Neuen Braunschweig-Passes 
 
Die Verwaltung wird gebeten, möglichst bis zur Sitzung des Finanz- und Personalausschus-
ses, die Aufwendungen für die Einführung eines neuen Braunschweig-Passes auch unter Be-
rücksichtigung der Aspekte der Anträge Seite 22 und 23 darzustellen. 
 
Antwort der Verwaltung: 


 
Allgemeines 
 
Derzeit bietet die Braunschweiger Verkehrs-AG das sog. „BS-Mobil-Ticket-Plus“ an, mit dem 
Empfänger von Sozialleistungen nach dem SGB II, SGB XII, dem WoGG und dem AsylbLG 
gegen Vorlage des Sozialleistungsbescheides bei der Braunschweiger-Verkehrs-AG verbil-
ligt eine zeitlich beschränkt gültige Monatskarte erwerben können. Die Stadtbad Braun-
schweig Sport- und Freizeit GmbH bietet in den Schwimmbädern für Inhaber des „BS-Mobil-
Ticket-Plus“ ermäßigte Eintrittsentgelte. 
 
Vorläufer des „BS-Mobil-Ticket-Plus“ waren der sog. „BS-Pass“ und die „Badekarte“ mit ei-
nem ähnlichen Leistungsspektrum, die jedoch ausschließlich für Empfänger von Sozialhilfe 
nach dem alten Bundessozialhilfegesetz unter erheblichem Antrags- und Personalaufwand 
vom jeweiligen Sachbearbeiter in der Leistungsabteilung des Fachbereichs Soziales und 
Gesundheit zu erwerben waren. Die Kosten wurden direkt von den laufenden Sozialhilfeleis-
tungen einbehalten. 
 
In der Sitzung des Sozialausschusses vom 19. Januar 2012 wurde die Verwaltung gebeten 
zur nächsten Sitzung des FPA auf Grundlage des Antrages der SPD zum Haushalt 2012 ein 
Konzept für die künftige Ausgestaltung eines „neuen BS-Passes“ vorzulegen. 
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Aufgrund einer groben Schätzung kann derzeit von 15.000 – 20.000 Euro jährlich ausgegangen 
werden. 
 
Alternativ wäre es vorstellbar, den BS-Pass als Plastikkarte auszugeben. Hierbei ist zunächst 
von höheren Investitionskosten (Anschaffung von speziellen Kartendruckern und Software) 
auszugehen. Eine Ausschreibung wäre notwendig. Eine Ermittlung dieser Kosten ist in der Kür-
ze der Zeit nicht möglich gewesen. 
 
 
2. Anfrage zu: 


Antrag des StBezR 321  
Förderung der Altenpflege  
Einrichtung des Forums „Älter werden im Stadtbezirk Lehndorf-Watenbüttel“ 
 
Die Verwaltung wird gebeten, möglichst zur Sitzung des Finanz- und Personalausschusses die 
notwendigen Kosten zur Umsetzung des Projekts zu ermitteln. 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der modellhaften Umsetzung von Maßnahmen der Altenhilfeplanung wurde im 
Stadtbezirk 321 ein interdisziplinär zusammengesetzter Arbeitskreis gebildet. Neben Bürgerin-
nen und Bürgern des Stadtbezirkes, Vertretern und Vertreterinnen des damaligen Bezirksrates 
und ehrenamtlich Tätigen waren auch Vertreter von Institutionen und Dienstleistern eingebun-
den. Dieses Gremium hatte Interesse bekundet, nach Abschluss der Modellphase u.a. an der 
konkreten Umsetzung von Maßnahmen weiterzuarbeiten und die Arbeit auch im Sinne eines 
Forums „Älter werden im Stadtbezirk Lehndorf-Watenbüttel“ fortzuführen. Bei Bedarf soll jeweils 
die Fachverwaltung einbezogen werden. 
 
Hierfür waren in der Vergangenheit keine großen gesonderten Kosten entstanden. Es wird un-
terstellt, dass sich dies zukünftig auch nicht ändern wird und Kosten maximal für Raummiete, 
Fahrscheine oder Referentenhonorar entstehen werden, sofern diesem Vorgehen zugestimmt 
wird. Der Kostenrahmen ist in der Kürze der Zeit nicht vorab zu ermitteln und außerdem von der 
jeweiligen inhaltlichen Arbeit abhängig. Ein Gespräch mit dem Bezirksbürgermeister soll in die-
ser Richtung erfolgen. 
 
Die Umsetzung von Maßnahmen ist dann ohnehin gesondert zu betrachten. 
 
 
3. Anfrage zu: 
 
Veränderungen von Maßnahmen zum Wesentlichen Produkt 1.31.3113 Eingliederungshil-
fe für behinderte Menschen (Anlage 3 der Vorlage im Sozialausschuss) 
Beim Vergleich der Finanzbedarf-Beträge der neu definierten Maßnahme und der zu streichen-
den Maßnahmen wurde nahezu eine Verdoppelung festgestellt. 
 
Die Verwaltung wird gebeten, bis zur Sitzung des Finanz- und Personalausschusses zu erläu-
tern, was der Grund für die Änderungen ist. 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Grundsätzlich ist anzumerken, dass die drei Maßnahmen hinsichtlich des Finanzbedarfs in kei-
nem direkten Zusammenhang stehen. Bei den beiden zur Streichung vorgesehenen Maßnah-
men handelte es sich um Einzelmaßnahmen der Stelle Eingliederungshilfe. Hier stand die punk-
tuelle Ausweitung im Vordergrund. Mit der neuen Maßnahme spiegelt sich hingegen die Ge-
samtausrichtung der Stelle Eingliederungshilfe wider. Es geht hier um einen Umstellungspro-
zess, der durch die Führungspersonen der Stelle Eingliederungshilfe abgewickelt wird. 
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Ein Vergleich der Finanzbedarfe ist insofern nicht möglich. 
 
Als Finanzbedarf für die neue Maßnahme „Umstellung auf Gewährung von passgenauen und 
zielgerichteten Hilfen im Einzelfall, u. a. durch Anwendung des Hilfeplanverfahrens“ wurden 
daher die Personalkosten für den zuständigen Stellenleiter für die Eingliederungshilfe und sei-
ner Vertreters (A12/A10) für den Maßnahmenzeitraum 2012 bis 2015 hochgerechnet. Im Er-
gebnis ergibt sich hier ein Finanzbedarf in Höhe von 609.000 €. 
 
Der Finanzbedarf zu den beiden Maßnahmen, die ab dem Haushaltsjahr 2012 gestrichen wer-
den sollen („Ausweitung ambulanter Betreuungsangebote in der Eingliederungshilfe – Fort-
schreibung“ und „Ausweitung des Hilfeplanverfahrens in der ambulanten und stationären Ein-
gliederungshilfe zur Stärkung der Verantwortung und Selbständigkeit von Menschen mit Behin-
derungen“), errechnete sich aus Prozentanteilen der Personalkosten der Mitarbeiter der Stelle 
Eingliederungshilfe und der Abteilungsleitung. Die Prozentualen Anteile beliefen sich auf 1 % 
bis 16 %. Hochgerechnet auf den jeweiligen Maßnahmenzeitraum ergab sich bei den beiden 
Maßnahmen ein Finanzbedarf in Höhe von 96.700 € und 190.900 €. 
 
Die grundsätzlichen Ziele der Eingliederungshilfe sind sukzessive durch die  Ausweitung des  
Teilhabeverfahrens in Braunschweig auf mehrere Leistungsarten komplexer geworden und  
erfordern zur Erreichung des Globalzieles von der einrichtungsorientierten Hilfe hin zur per- 
sonenzentrierten Hilfe, eine umfangreiche Führung und Leitung. Dies ist Ausfluss der umfang-
reichen gesetzlichen Änderungen und Neuerungen für Menschen mit Behinderung (UN-
Behindertenrechtskonvention und SGB; insbesondere SGB IX und XII).  
  
Der Grund für die Notwendigkeit der neu definierten Maßnahme ergibt sich aus den umfangrei-
chen gesetzlichen Änderungen und  Neuerungen in den letzten Jahren im SGB XII. Dadurch  ist 
in der laufenden Sachbearbeitung für Menschen mit Behinderungen die frühere Ausrichtung der 
Hilfen auf Versorgung der Betroffenen durch die Zielsetzung nach größtmöglicher Selbstbe-
stimmung und Eigenverantwortlichkeit abgelöst worden. Im Mittelpunkt aller Anstrengungen 
stehen die Teilhabe behinderter Menschen am gesellschaftlichen Leben und die Beseitigung 
der Hindernisse, die ihrer Chancengleichheit entgegenstehen. Dieses Denken spiegelt sich 
auch in wichtigen Gesetzen der letzten Jahre für behinderte Menschen wider und erfordert, un-
ter besonderer Berücksichtigung des Sozialgesetzbuches Neuntes Buch -SGB IX-, eine neue 
und vergleichsweise intensivere Form der Fallbearbeitung. 
 
Aufgrund der vorgenannten Veränderungen und Neuorientierungen im Bereich der Eingliede-
rungshilfe sind die beiden bisher definierten Maßnahmen nicht mehr zielführend und daher aus 
dem Entwurf des Haushaltsplans 2012 zu streichen. 
 
Die beim wesentlichen Produkt 1.31.3113 – Eingliederungshilfe für behinderte Menschen  
(6. Kapitel SGB XII) insgesamt dargestellten Erträge und Aufwendungen ändern sich durch die 
Definition der neuen Maßnahme nicht.  
 
I. V. 
 
gez. 
 
 
Markurth 
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Zur Anfrage aus dem AfI bezügl. Antrag 111 neu







 
 
 
 
 
Anfrage aus dem Bauausschuss 
 
 
 
 
 
 
Betreff: 
 
 
Der Bauausschuss hat gefordert, dass zu allen Anträgen, die der Ausschuss hat 
passieren lassen, spätestens zur weiteren Beratung des Haushalts im Finanz- und 
Personalausschuss ergänzende Stellungsnahmen seitens der Verwaltung zur 
Sinnhaftigkeit der Anträge vorgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
Auf die nachfolgenden Antworten der Fachbereiche Hochbau und Gebäudemanagement (FB 
65) vom 09. Feb. 2012 und Tiefbau und Verkehr (FB 66) vom 24. Jan. 2012 wird 
hingewiesen. 
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Anlage zum Schreiben vom 24. Januar 2012
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   zu Anfrage 153 neu







 


Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
10.3 Abt. Bezirksgeschäftsstellen 12245/12 20.02.2012 
   
 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 
Mitteilung 
 


  


Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 
Verwaltungsausschuss 28.02.2012   X 
    
 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 


Mittel der Stadtbezirksräte 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Haushalt 2012 
 
 
 


 
Die den Stadtbezirksräten für die Erfüllung der Aufgaben nach §§ 93 NKomVG und § 16 der 
Hauptsatzung zugewiesenen Haushaltsmittel ergeben sich aus der als Anlage 1 der Mitteilung 
beigefügten Übersicht aus dem Vorbericht zum Haushaltsplan 2012. Für die 19 Stadtbezirke 
stehen insgesamt 305.400 € zur Verfügung. 
 
Diese Mittel sind aufgeteilt in Repräsentationsausgaben, Zuschüsse, Musikpflege, Ortsbüche-
reien, für Instandhaltungsmaßnahmen an bezirklichen Straßen, für Beschaffung von Einrich-
tungsgegenständen in bezirklichen Schulen, für Grünanlagenunterhaltung und Unterhaltung der 
Ortsteilfriedhöfe. 
 
Die unterschiedliche Höhe der Mittel pro Bezirk begründet sich z. B. durch die Größe nach Ein-
wohnerzahl bei Repräsentationsmitteln und Zuschüssen, nach Ausleihzahlen bei Ortsbücherei-
en, nach Straßenlängen und –zustand bei gemeindlichen Straßen und nach Schülerzahlen und 
Anzahl der bezirklichen Schulen. 
 
Für Repräsentationsmittel und Zuschussmittel (Spalte 1 und 2 der Übersicht) wurde im Jahr 
2008 eine Neuberechnung anhand der neuesten Einwohnerzahlen der Stadtbezirke durchge-
führt. Die in den übrigen Spalten enthaltenen Mittel wurden in den letzten Jahren nicht verän-
dert. 
 
I. A. 
 
gez. 
 
Blume  


Seite 94







Anlage 1 
 


Haushaltsmittel für die Stadtbezirksräte       
           


Gemäß § 93 Abs. 2 NKomVG sind den Stadtbezirksräten für die Erledigung ihrer Aufgaben die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Im 
Folgenden wird die Mittelaufteilung im Einzelnen dargestellt (geänderte Fassung gegenüber dem Entwurf). 


                     
 THH Polit. 


Gremien 
Polit. 


Gremien 
40 Polit. 


Gremien 
41 67 66 67 67  


Stadtbezirks
rat 


Repräsen-
tativer 


Aufwand 


Zuschüsse  Einrichtungs-
gegenstände  


(bez. 
Schulen) 


5S.40xxxx 


Konzerte 
u. Musik-


pflege  


Orts- 
büchereien 
5S.41xxxx 


Grünan-
lagen-


unterhal-
tung 


4S.670041 


Unterhaltung 
unbewegl. 
Vermögens 


(Gemeindestr.) 
4S.660015 


Hochbau- 
unterhal-


tung  
(Friedhöfe) 
4S.67xxxx 


Grünanlagen- 
unterhaltung 
(Friedhöfe) 
4S.67xxxx 


Summe 


112 1.000 2.600 1.000 400 4.900 800 18.300 2.000 600 31.600 
113 400 800 300 100 800 300 2.800 1.800 300 7.600 
114 400 1.100 300 100 1.900 200 8.100 2.800 500 15.400 
120 1.000 2.600 700   600 12.500   17.400 
131 600 1.600 700   800 9.000   12.700 
132 600 1.600 300   600 8.500   11.600 
211 500 1.200 300 200 1.500 300 8.700 5.000 500 18.200 
212 600 1.500 700 200  900 6.500   10.400 
213 600 1.600 1.400 400 1.600 400 15.100 1.400 200 22.700 
221 900 2.500 1.000   1.200 8.800   14.400 
222 400 800 300 200  200 4.000 1.000 200 7.100 
223 400 1.000 300 200 600 200 5.000 1.000 300 9.000 
224 400 800  200  200 3.100 2.300 400 7.400 
310 1.200 3.200 2.000   1.000 25.000   32.400 
321 800 2.200 1.300 200 5.700 700 25.400 2.000 200 38.500 
322 400 1.000 700 200  300 8.400 2.000 400 13.400 
323 400 1.000 300 200 3.000 200 7.100 2.000 500 14.700 
331 900 2.300 1.000   400 8.600   13.200 
332 400 1.000 300   200 5.800   7.700 


           
Summe: 11.900 30.400 12.900 2.600 20.000 9.500 190.700 23.300 4.100 305.400 
 
Die grau hinterlegten Stadtbezirksräte haben die Budgetbildung beantragt. Seite 95







 


Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 12246/12 20.02.2012 
32.4   
 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 
Mitteilung 
 


  


Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 
Verwaltungsausschuss 28.02.2012   X 
    
 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 
 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 14.02.2012 „Aufgabe des bisherigen Fahrradla-
gers“ 
 


 
Die Fraktion DIE LINKE hat im Rahmen der Haushaltsberatungen im Finanz- und 
Personalausschuss am 14.02.2012 gefragt, warum das (bisherige) Fahrradlager aufgegeben 
wird.  
 
Die Frage wird wie folgt beantwortet: 
 
Das Fahrradlager des Fundbüros wird nicht aufgegeben. Den Ansatzveränderungen liegt fol-
gender Sachverhalt zugrunde: 
 
Das Fahrradlager des Fundbüros befand sich zuvor in der städtischen Immobilie Bültenweg 65. 
Die Halle konnte wegen Wassereinbrüchen durch ein schadhaftes Dach nicht mehr genutzt 
werden. Weiterer Sanierungsbedarf bestand im Bereich der sanitären Anlagen und der Tore. 
 
Eine Sanierung wäre wirtschaftlich nicht vertretbar gewesen, daher wurde das Fahrradlager in 
die Richard-Wagner-Str. 1 - 2 verlegt. Hierbei handelt es sich ebenfalls um eine städtische Im-
mobilie, die Halle war bisher ungenutzt. 
 
I. A. 
 
gez. 
 
Blume 
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Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Hochbau und Gebäudemanagement 12254/12 22.02.2012 
65.15   
 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 
Mitteilung 
 


Fachbereich 20 


Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 
Verwaltungsausschuss 28.02.2012   X 
    
 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 


Antrag StBezR 213 – Südstadt-Rautheim-Mascherode zum Haushalt 2012 
Auftrag aus dem Finanz- und Personalausschuss vom 14. Februar 2012 
Behindertengerechter Zugang zum Bürgersaal und Jugendtreff Roxy 
 


 
Im Finanz- und Personalausschuss vom 14. Februar 2012 wurde die Verwaltung mit der Prü-
fung eines behindertengerechten Zugangs zum Bürgersaal und Jugendtreff im Roxy beauftragt.  
 
Dazu teilt die Verwaltung mit:  
 
Es wurden verschiedene Varianten zur Erstellung eines behindertengerechten Zugangs geprüft. 
Dabei hat es sich gezeigt, dass eine Rampe gegenüber einer Lösung mit einem Treppenlift teu-
rer und aus Sicht der Denkmalpflege mit dem Charakter des Gebäudes schlecht vereinbar ist.  
 
Die Kosten für einen Treppenlift an der Frontfassade des Gebäudes Welfenplatz 17 - zur Über-
brückung der 5 Treppenstufen zwischen dem Platzniveau und dem Erdgeschoss des Gebäudes 
- werden mit rd. 18.000 € geschätzt. Zusätzlich ist die Außentür der Altentagesstätte mit einer 
automatischen Türöffnung zu versehen, dafür sind rund 5.000 € einzurechnen.  
 
Die Gesamtkosten betragen somit rund 23.000 €. Diese Mittel stehen im Teilhaushalt des FB 20 
zur Verfügung. 
 
Aus dem Erdgeschoss ermöglicht ein vorhandener Personenaufzug die Fahrt zum Bürgersaal 
im 2. OG und zu den Toiletten im 1. OG.  
 
Das Kinder- und Jugendzentrum Roxy, ebenfalls im 2. OG gelegen, kann vom Erdgeschoss aus 
über Treppen erreicht werden.  
 
Für eine vollkommen rollstuhlgerechte Erreichbarkeit beider Einrichtungen wären der Anbau 
eines Aufzuges auf der südlichen Längsseite des Gebäudes sowie umfangreiche Umbauten im 
Inneren erforderlich. Eine derartige Lösung, für die grob geschätzt mit Kosten von mindestens 
250.000 – 350.000 € zu rechnen wäre, wird aus Kostengründen nicht verfolgt. 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Sommer 
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Anlage 2.2 


 
 
 
 
 
 


Finanzunwirksame Anträge zum Haushalt 2012 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 


Stand: 14. Februar 2012 
 
 







Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Seite 12  der Zusammenstellung  
 
Teilhaushalt Kultur und Wissenschaft 
Produkt 1.25.2511.07 
 
Angemessene Ehrung für Minna Faßhauer  
 
„Die Verwaltung wird gebeten, ein Konzept zu erstellen, wie Minna Faßhauer zukünftig an-
gemessen geehrt werden kann. Dieses Konzept ist dem Rat zur Beschlussfassung vorzu-
legen.“ 
 
Begründung:  
 
Die 1875 geborene Minna Faßhauer wurde 1918 von der Braunschweiger Räteregierung zur 
Volkskommissarin für Volksbildung und Volkswohlfahrt gewählt. Damit war sie die erste Frau 
in Deutschland im Amt einer Ministerin. In ihrer Amtszeit wurden u.a. die Gesetze zur 
Trennung von Staat und Kirche und der Abschaffung von geschlechtsspezifischen Schulen 
auf den Weg gebracht. In Braunschweig erinnert nur sehr wenig an diese Frau. Dies soll sich 
ändern. 
 
Die Beratung des Antrages soll im Ausschuss für Kultur und Wissenschaft erfolgen. 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


AfKW vom 20.01.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.  


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen ! 
 
 
  
 
 
 
 
  







Antrag der BIBS-Fraktion auf Seite 13  der Zusammenstellung  
 
FB 61 
Produkt 1.56.5610.06 
 
Erfassung der Habitat -Qualität von Straßen - und  Parkbäumen  
 
„Das bereits existierende Kataster für Stadt- und Parkbäume wird um die Erfassung der 
Habitat-Qualität für seltene / gefährdete Tierarten erweitert. Das Kataster wird auf den 
Webseiten der Stadt veröffentlicht.“ 
 
Begründung:  
 
Bisher werden Straßen- und Parkbäume nur auf sicherheitsrelevante Aspekte hin untersucht. 
Das Kataster soll erweitert werden, um die Habitat der Bäume im Hinblick auf ihre Eignung 
als Lebensräume für z.B. Fledermäuse, Bilche, Vögel und Holzinsekten zu erfassen 
(Erfassung von Baumhöhlen). 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


PlUA vom 18.01.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.  


FPA vom 14.02.2012 4 7 0  X 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der BIBS-Fraktion auf Seite 14  der Zusammenstellung  
 
FB 61 
Produkt 1.56.5610.15 
 
Regenerative Energien in Braunschweig stärken  
 
„Die im Klimaschutzkonzept für die Stadt Braunschweig genannten Maßnahmen zur 
Steigerung regenerativer Energien (Kurzfassung des Klimaschutzkonzepts S. 25f) sollen 
nach Einstellung des Klimaschutzmanagers von diesem auf ihre sofortige Umsetzbarkeit im 
Sinne der im Rat am 14.12.2010 beschlossenen prioritär zu bearbeitenden Maßnahmen (Ds. 
13947/10) überprüft werden. Es sollen möglichst viele Maßnahmen, die regenerative 
Energien in Braunschweig stärken, schnellstmöglich umgesetzt werden.“ 


 


Begründung:  
 
Bei der Einführung des Klimaschutzkonzeptes für die Stadt Braunschweig am 14.12.2010 
wurde beschlossen, dass von über 100 Maßnahmen, die im Rahmen des gesamten 
Konzeptes erarbeitet und umgesetzt werden sollen, nur 19 in den nächsten vier Jahren 
umgesetzt werden. Dabei enthalten ist nur eine Maßnahme zur Förderung regenerativer 
Energien (von 16 Maßnahmen, die insgesamt im Konzept enthalten sind und irgendwann 
später umgesetzt werden sollen). Das ist zu wenig, um das gesteckte Ziel, bis 2020 den 
Ausstoß von Treibhausgasen um 40 % gegenüber 1990 zu senken. 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


PlUA vom 18.01.2012 7 0 4 X  


FPA vom 14.02.2012 7 0 4 X  
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 108 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 20  
Ref. 0500 
Produkt 4E.210089 
 
Vorlage über Nutzung des Gebäudes des ehemaligen Nordbahnhofes als „Haus der 
Kulturen“  
 
 
„Die Verwaltung wird aufgefordert, in den Rat über seine Ausschüsse bis zur 
Haushaltslesung eine Beschlussvorlage für die Nutzung des Gebäudes des ehemaligen 
Nordbahnhofes als „Haus der Kulturen“ einzubringen. Diese Vorlage soll die für einen 
sinnvollen Betrieb notwendigen Umbau- und Einrichtungsmaßnahmen beschreiben und 
deren Kosten sowie die Höhe eines angemessenen Betriebskostenzuschusses beziffern. Die 
Vorlage soll darüber hinaus Vorschläge zur Deckung der Ausgaben beinhalten.“ 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


AfI vom 18.01.2012 11 0 0 X  


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen ! 
 
 
 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Auf die diesbezügliche Mitteilung zum Haushalt, Drucksache Nr. 12220/12, wird 
hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 109 neu  der Zusammenstellung  
 
Teilhaushalt Kultur und Wissenschaft 
Produkt 1.25.2521.04 
 
Sperrvermerk für die Mittelverwendung im Zusammenhang mit der geplanten 
Veranstaltung zur hundertjährigen Hochzeitsfeier von Viktoria Luise  
 
„Die Mittel für das Projekt 1.25.2524.01, die in Zusammenhang mit der Planung der 
Feierlichkeiten der hundertjährigen Hochzeitsfeier von Viktoria Luise stehen, werden mit 
einem Sperrvermerk versehen. Dieser Sperrvermerk kann ggf. nach den Beratungen im 
Ausschuss für Kulturen und Wissenschaft und im Verwaltungsausschuss wieder aufgelöst 
werden.“ 
 


 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


AfKW vom 20.01.2012 7 4 0 X  


FPA vom 14.02.2012 7 4 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite . neu der Zusammenstellung  
 
Ref. 0500 
Produkt 1.31.3119.40 
 
 
Weiterführung des Interkulturellen Gartens  
 
„Die Verwaltung wird gebeten, Möglichkeiten zu suchen, um den interkulturellen Garten 
weiterzuführen. Über das Ergebnis der Bemühungen ist dem Finanz- und 
Personalausschuss vor den abschließenden Beratungen zum Haushalt 2012 zu berichten.“ 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


AfI vom 18.01.2012 11 0 0 X  


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen ! 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Betrieb des Interkulturellen Gartens, der darauf abzielt, die gesundheitliche und 
gesellschaftliche Integration von Flüchtlingen in das Umfeld zu fördern, bedarf einer 
fachkompetenten Koordination mit Kompetenzen im Bereich Gesundheitsbildung, 
Kenntnissen in der sozialen Vernetzung, integrativen/interkulturellen Maßnahmen sowie 
organisatorischer Fähigkeiten. Die dafür erforderlichen Honorarkosten können durch andere 
Träger nicht geleistet werden (z.B. Landesverband der Kleingärtner e.V.). 
 
Die für den Betrieb des Interkulturellen Gartens notwendigen Haushaltsmittel in Höhe von 
12.000 € stehen im Teilhaushalt des Referates 0500 nicht zur Verfügung. Der Antrag könnte 
somit nur finanzwirksam umgesetzt werden. 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 111  neu der Zusammenstellung  
 
Ref. 0500 
Produkt 1.31.3119.40 
 
Prävention von Kinder - und Familienarmut  
 
„Die Stadt Braunschweig richtet gemäß den Handlungsempfehlungen des Beirates des 
Präventionsnetzwerkes gegen Kinder- und Familienarmut eine zentrale kommunale 
Koordinations- und Präventionsstelle ein. Es wird eine internetbasierte 
Informationsdatenbank zu allen Unterstützungs- und Beratungsangeboten erstellt.“ 
 


 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
Die Verwaltung möge die Kosten zum nächsten Finanz- und Personalausschuss ermitteln. 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


AfI vom 18.01.2012 11 0 0 X  


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen ! 
 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist die Umsetzung des Antrages sowohl stellenplanrelevant als 
auch notwendiger Weise mit zusätzlichen Finanzmitteln verbunden. 
 
Die in den Handlungsempfehlungen des Beirats des Präventionsnetzwerks gegen Kinder-  
und Familienarmut als notwendig erachtete Einrichtung einer kommunalen 
Koordinationsstelle kann nicht aus vorhandenem Personal geschehen. Hier ist eine 
zusätzliche Stelle (Bewertung in etwa Sozialarbeiter / Sozialpädagoge oder vergleichbar) 
unabdingbar. 
 
Die beantragte Einrichtung der internetbasierten Informationsdatenbank wurde in denselben 
Handlungsempfehlungen vorgeschlagen. Vergleichbare Intentionen der Braunschweiger 
Bürgerstiftung würden nach ersten Schätzungen allein für die Einrichtung der Datenbank 
Kosten im mittleren fünfstelligen Eurobereich erfordern. Damit wären weder schon die 
entsprechenden Daten erhoben noch eine dauerhafte Pflege des Datenbestands 
gewährleistet. 
 
Der Antrag wird als finanzwirksamer Antrag in der der Liste des Ergebnishaushaltes - 
Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte aufgenommen.  
 
 
 
Hinsichtlich der im AfI erfragten möglichen Kosten wird auf die in der Anlage 1 zur 
Haushaltsvorlage enthaltene Antwort der Verwaltung hingewiesen. 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 112 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 50 
Produkt 1.31.31xx 
 
 
Einführung des Neuen Braunschweig -Passes  
 
„Die Verwaltung wird gebeten, die Koordinierung der Ausstellung eines neuen Braunschweig 
Passes für die Anspruchsberechtigten zu übernehmen. Es soll ein Konzept erstellt werden, 
welches die Gewinnung von Angeboten von Vergünstigungen, insbesondere auch die 
Prüfung von Mobilitätsangeboten für in Ausbildung befindliche Jugendliche, beinhaltet. 
Gleichzeitig soll der Neue Braunschweig Pass bei den Berechtigten bekannt gemacht 
werden. Eine Prüfung der Anspruchsberechtigung entfällt, da diese Vorlage bereits 
ausgestellter Nachweise geführt wird. Zum Berechtigtenkreis sollen gehören: Empfänger 
nach SGB II (Arbeitslosengeld II, Sozialgeld), SGB XII, AsylbG, Wohngeldberechtigte, 
Grundsicherungsberechtigte sowie diejenigen Personen, die in einem Alten- und Pflegeheim 
oder in einer stationären Eingliederungseinrichtung wohnen und lediglich einen Barbetrag 
zur persönlichen Verfügung nach dem 12. Gesetzbuch erhalten, Personen, die den 
Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz (§ 6a BKGG) durch die Familienkasse 
der Bundesagentur für Arbeit erhalten sowie Personen, deren laufendes monatliches 
Einkommen max. 10 % über den Bedarfssätzen des SGB II bzw. SGB XII liegt und die keine 
Leistungen nach SGB II, WoGG und Kinderzuschlag nach § 6a BKKG erhalten (sog. 
Personenkreis der Geringverdiener).“ 
 


 
Begründung:  
 
Im Zusammenhang mit der aktuellen Diskussion über die Handlungsempfehlungen gegen 
Kinder- und Familienarmut soll auch die Einführung eines neuen Braunschweig-Passes 
eingeleitet und der damit verbundene erhoffte positive Effekt insbesondere für den 
Personenkreis der Geringverdiener nutzbar gemacht werden. 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
Die Verwaltung wird  gebeten, möglichst bis zur Sitzung des Finanz- und 
Personalausschusses, die Aufwendungen für die Einführung eines neuen Braunschweig-
Passes auch unter Berücksichtigung der Aspekte der finanzwirksamen Anträge Seite 22 und 
23 darzustellen. 
 
Ratsfrau Schütze erklärt, dass die SPD-Fraktion einen finanzwirksamen Antrag zur 
Haushaltslesen nachreichen werde, wenn bis dahin die Kosten von der Verwaltung ermittelt 
werden können. 
 
Unter Einbeziehung der finanzwirksamen Anträge Seite 22 und 23 
  
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


SoA vom 19.01.2012 7 0 4 X  


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen ! 
 







 
Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 113  neu der Zusammenstellung  
 
FB 50 
Produkt 1.41.4140.50 
 
 
Einrichtung eines les -bi -trans -Zentrums  
 
„Die Stadt unterstützt den Verein für sexuelle Emanzipation bei der Einrichtung eines les-bi-
trans-Zentrums. Die Verwaltung wird gebeten, zusammen mit dem Verein ein 
Finanzierungskonzept zu erstellen und dem Rat über seine Ausschüsse vorzulegen.“ 
 
 
Begründung:  
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


SoA vom 19.01.2012 
Der Antrag ist aufgrund des Abstimmungsergebnisses zu den 
finanzwirksamen Anträgen Seite 30 und 67 neu als 
gegenstandslos zu betrachten. 


FPA vom 14.02.2012 Erledigt  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 114 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 50 
Produkt 1.41.4140.50 
 
 
Konzept für eine niedrig schwellige Gesundheitsberatung -vor -Ort für alle Altersstufen 
der Präventionskette ausgerichtet am Stadtteilbedarf  
 
„Die Verwaltung erstellt ein Konzept für eine niedrigschwellige Gesundheitsberatung-vor-Ort 
für alle Altersstufen der Präventionskette, ausgerichtet am Stadtteilbedarf. Sie orientiert sich 
dabei an den Handlungsempfehlungen des Beirates des Präventionsnetzwerkes gegen 
Kinder- und Familienarmut.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


SoA vom 19.01.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen!  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 115  neu der Zusammenstellung  
 
FB 66 
 
 
 
Weitere Versorgung mit schnellem Breitband -Anschluss der unterversorgten Bereiche  
 
„Wir bitten die Verwaltung zu überprüfen, ob die noch unterversorgten Bereiche in 
Braunschweig ähnlich wie derzeit in Geitelde mit schnellerem Internet versorgt werden 
können. Dabei sollte zusammen mit der Telekom eine Glasfaser-Kabelverlegung und/oder 
einer LTE-Versorgung, wie sie aktuell flächendeckend in Schleswig-Holstein vorgenommen 
werden soll, untersucht werden.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


BA vom 17.01.2012 9 0 2 X  


FPA vom 14.02.2012 11 0 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 116 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 66 
 
 
Alle Sackgassenschilder der Stadt mit Aufklebern des ADFC versehen statt 
auszutauschen  
 
„In der Stadt enthalten die meisten Sackgassenschilder keinen Hinweis auf die 
Durchlässigkeit für Fußgänger und Radfahrer. Der ADFC hat angeboten, diese Schilder mit 
zusätzlichen Aufklebern zu bestücken, die die Durchlässigkeit anzeigen. Das würde keine 
zusätzlichen Kosten verursachen. Wir bitten, diesen Zusatzaufkleber durch den ADFC 
aufbringen zu lassen. Ansonsten würde der Austausch der Schilder ggf. über 20.000 € 
kosten.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


BA vom 17.01.2012 11 0 0 X  


FPA vom 14.02.2012 7 0 4 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 117 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 67 
Produkt  
 
 
Sanierung von Spielplätzen in Braunschweig  
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, dem Grünflächen- und dem Jugendhilfeausschuss eine 
Auflistung aller sanierungsbedürftigen Spielplätze vorzulegen.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


GA vom 10.01.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen!  


JHA vom 12.01.2012 13 0 0 X  


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen!  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 118 neu  der Zusammenstellung  
 
StS. 0800 
Produkt 1.57.5711.01 
 
 
Standort der Tourist -Information  
 
„Die Verwaltung wird gebeten, gemeinsam mit der Braunschweig Stadtmarketing GmbH 
einen neuen Standort für die Tourist-Info zu suchen, der folgende Kriterien im 
Zusammenhang mit einem zu erstellenden Touristeninformationskonzept erfüllt: 
# repräsentatives Ladenlokal als „Schaufenster“ der Stadt und der Region Braunschweig 
# hohe Frequenz von auswärtigen Besuchern 
# Barrierefreiheit 
# Kurzparkmöglichkeit und Anbindung an den ÖPNV 
# Ausreichend Lagerfläche“ 
 
 
Begründung:  
 
Der aktuelle Standort der Tourist-Information am Burgplatz ist in Bezug auf die Lage optimal. 
Aber: Er stößt jedoch seit langem räumlich an Grenzen, ist deutlich zu klein. Es gibt keine 
angemessenen Lagermöglichkeiten. Das Lokal ist nicht barrierefrei. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


WA vom 13.01.2012 9 0 0 X  


FPA vom 14.02.2012 11 0 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 119  neu der Zusammenstellung  
 
alle 
Produkt verschiedene 
 
 
Zuschüsse an Einrichtungen, Vereine, Verbände usw.  
 
 
„Die Stadt Braunschweig sagt den Einrichtungen, Vereinen und Verbänden eine Regelung 
zu, die ihnen Planungssicherheit zumindest in der bisher gewährten Höhe für die nächsten  
3 Jahre bietet, damit auch längerfristige Projekte und Aufgaben geplant werden können.“ 
 


 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


JHA vom 12.01.2012 8 2 3 X  


SchA vom 13.01.2012 10 0 6 X  


PlUA vom 18.01.2012 11 0 0 X  


AfI vom 18.01.2012 7 4 0 X  


SoA vom 19.01.2012 5 0 6 X  


FPA vom 14.02.2012 7 4 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der Die Linke -Fraktion auf Seite 134  neu der Zusammenstellung  
 
StS. 0800 
Produkt 1.57.5711.01 
 
 
Braunschweig wird Fairtrade -Town  
 
 
„1. Bei allen Sitzungen des Rates, seiner Ausschüsse und  * im Büro des 
Oberbürgermeisters wird fair gehandelter Kaffee und ein weiteres fair gehandeltes Produkt 
verwendet. 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, eine lokale Steuerungsgruppe zu initiieren, die zum Ziel 
hat, die Kriterien zu erfüllen, damit Braunschweig den Titel Fairtrade-Town tragen kann. 
3. Nach Abschluss dieses Prozesses ist dem Rat ein entsprechender Beschluss vorzulegen. 
 
 
Begründung:  
 
Die Behandlung dieses Antrages soll im Wirtschaftsausschuss erfolgen. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
Änderung: *…. in der Verwaltung 
 
 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


WA vom 13.01.2012 6 0 3 X  


FPA vom 14.02.2012 11 0 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der CDU-Fraktion auf Seite 140 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 10 
FB 20 
Produkt  
 
 
Schuldenbremse für Braunschweig - Grundsätzliches Verbot der Neuverschuldung  
 
„In die Hauptsatzung der Stadt Braunschweig wird ein grundsätzliches Verbot einer 
Neuverschuldung des städtischen Haushalts aufgenommen. Die Verwaltung wird gebeten, 
dazu dem Rat zu seiner Sitzung am 28. Februar 2012 unter Berücksichtigung der im 
Grundgesetz verankerten Voraussetzungen für eine Schuldenbremse (Artikel 109 und 115 
GG) einen Formulierungsvorschlag zur Änderung der Hauptsatzung zur Beschlussfassung 
vorzulegen, der folgende Eckpunkte sinnentsprechend berücksichtigt. 
 
Die Schulden des städtischen Haushalts werden weiterhin mit dem Ziel der völligen 
Entschuldung durch die Stadt reduziert. Die Aufnahme von Schulden zur Finanzierung von 
Ausgaben im städtischen Haushalt ist grundsätzlich ausgeschlossen und nur in absoluten 
Ausnahmefällen zulässig. Ausnahmefälle liegen vor, wenn Katastrophen oder 
gesamtwirtschaftliche und schwerwiegende konjunkturelle Einbrüche, eine Wirtschafts-, 
Finanz-, bzw. Bankenkrise oder Ähnliches die Aufnahme von Schulden zwingend notwendig 
machen, weil sonst die Handlungsfähigkeit der Stadt bedroht ist. Der Ausnahmefall ist von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Rates festzustellen und gilt bis zum Ende des betreffenden 
Haushaltsjahres. Die Aufnahme von Schulden ist in diesem Fall auf das unbedingt 
notwendige Maß zu begrenzen. Eine Tilgungsregelung ist vorzusehen.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 4 7 0  X 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







Antrag der CDU-Fraktion auf Seite 140 neu  (neu) der Zusammenstellung  
 
FB 10 
FB 20 
Produkt  
 
 
Schuldenbremse für Braunschweig - Grundsätzliches Verbot der Neuverschuldung  
 
„In die Hauptsatzung der Stadt Braunschweig wird ein grundsätzliches Verbot einer 
Neuverschuldung des städtischen Haushalts aufgenommen. Die Verwaltung wird gebeten, 
dazu dem Rat zu seiner Sitzung am 20. März 2012 unter Berücksichtigung der im 
Grundgesetz verankerten Voraussetzungen für eine Schuldenbremse (Artikel 109 und 115 
GG) einen Änderungsentwurf  der Hauptsatzung zur Beschlussfassung vorzulegen, der 
folgende Eckpunkte sinnentsprechend berücksichtigt. 
 
Die Schulden des städtischen Haushalts werden weiterhin mit dem Ziel der völligen 
Entschuldung durch die Stadt reduziert. Die Aufnahme von Schulden zur Finanzierung von 
Ausgaben im städtischen Haushalt ist grundsätzlich ausgeschlossen und nur in absoluten 
Ausnahmefällen zulässig. Ausnahmefälle liegen vor, wenn Katastrophen oder 
gesamtwirtschaftliche und schwerwiegende konjunkturelle Einbrüche, eine Wirtschafts-, 
Finanz-, bzw. Bankenkrise oder Ähnliches die Aufnahme von Schulden zwingend notwendig 
machen, weil sonst die Handlungsfähigkeit der Stadt bedroht ist. Der Ausnahmefall ist von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Rates festzustellen und gilt bis zum Ende des betreffenden 
Haushaltsjahres. Die Aufnahme von Schulden ist in diesem Fall auf das unbedingt 
notwendige Maß zu begrenzen. Eine Tilgungsregelung ist vorzusehen.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 4 7 0  X 
  







Antrag der CDU-Fraktion auf Seite 141  neu der Zusammenstellung  
 
 
FB 10 
StS. 0800 
Produkt  
 
Änderung  der Hauptsatzung - Kompetenzverlagerung auf den Wirtschaftsausschuss  
 
 
„§ 6 der Hauptsatzung der Stadt Braunschweig (Beschließende Ausschüsse) wird unter  
Ziffer 9 (Verlagerung von Beschlusskompetenzen auf den Wirtschaftsausschuss) wie folgt 
ergänzt (siehe Fettdruck): 
 
9. Auf den Wirtschaftsausschuss: 
 
Beschlüsse über die Gewährung von Zuwendungen gemäß der KMU-Richtlinie der Stadt 
Braunschweig zur Förderung von Investitionen in Unternehmen sowie Zuwendungen aus 
dem Baustellen - und dem Existenzgründerfonds.“  
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 11 0 0 X  
 
(Antragseingang nach Haushaltsberatung im WA) 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







Antrag der BIBS-Fraktion auf Seite 143 neu  der Zusammenstellung  
 
FB 61 
Produkt  
 
Aufstellung eines Biodiversitäts - und Naturschutzentwicklungsplanes  
 
„Die Stadt stellt einen Biodiversitäts- und Naturschutzentwicklunsplan auf.“ 
 


Begründung:  
 
In Braunschweig sind die Naturschutz- und Biodiversitätsentwicklung sowie die 
dazugehörige Planung in den letzten 10 Jahren sehr stark ins Hintertreffen geraten. Der 
entsprechenden Fachbehörde mangelt es zunehmend an Fachkräften mit vertieften 
zoologischen und/oder botanischen Kenntnissen und Einsicht in ökologische 
Gesamtzusammenhänge. Das Artenschutzkonzept der Stadt Braunschweig (2008) weist 
selbst für viele als bedeutsam eingestufte Flächen eine „eingeschränkte Kenntnis von Flora 
und Fauna“ auf. 
 
Während Hannover gerade zur „Bundeshauptstadt der Biodiversität“ 
(http://www.duh.de/biodiv_kommune.html) ernannt wurde und zu den nur fünf europäischen 
„Capitals of Biodiversity“ (http://www.capital-biodiversity.eu) gehört, ist der ehemalige 
Vorreiter Braunschweig in Sachen Naturschutz und Biodiversitätsförderung zu einer 
Diaspora geworden. Dies zeigt auch der Entwurf des „Programm- und Handlungsrahmen 
2011 bis 2014 für die Stadt Braunschweig“ - die Förderung von Biodiversität und Naturschutz 
spielen in diesem Entwurf keine Rolle. 
 
Wir halten es daher für dringend erforderlich eine Biodiversitäts- und Naturschutzent-
wicklungsplanung zu beginnen, in der sich die Stadt in den Bereichen Naturschutz- und 
Biodiversitätsförderung Nah- und Fernziele setzt sowie Konzepte und Handlungsrahmen 
erarbeitet sowie Wege aufzeigt, Naturschutz und Biodiversitätsförderung in Braunschweig 
nachhaltig zu stärken. 
 
Eine Biodiversitätsentwicklung zielt nicht nur auf Population gesetzlich geschützten Arten ab, 
sondern beinhaltet die Förderung der Vielfalt sowie die Sicherung von Ökosystemfunktionen 
auf breiter Basis. 
 
Der Biodiversitäts- und Naturschutzentwicklungsplan an sich verursacht zunächst einmal 
keine zusätzlichen Kosten, selbstverständlich aber (wie in jedem anderen Haushaltsbereich 
auch) die Umsetzung konzeptioneller Maßnahmen nach Zustimmung der entsprechenden 
politischen Gremien. Während in anderen Bereichen Pläne und Konzepte wie 
Schulentwicklungsplan, Sportentwicklungsplan, Luftreinhalteplan und Klimaschutzkonzept 
existieren oder eingeführt werden, ist ein Entwicklungsplan auch für den Bereich 
Biodiversität und Naturschutz vorzusehen. 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


PlUA vom 18.01.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.  


FPA vom14.02.2012 2 7 1  X 


 
  



http://www.duh.de/biodiv_kommune.html�

http://www.capital-biodiversity.eu/�





Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 146 neu  der Zusammenstellung  
 
 
FB 67 
Produkt 4E.67neu 
 
Fortschreibung Waberenaturierung  
 
 
„Die Planungen zur weiteren Renaturierung der Wabe (Bereich südlich der B1 bis zur 
Stadtgrenze) als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme werden aus laufenden Mitteln der 
Verwaltung fortgeführt. Es soll erreicht werden, dass im Jahre 2013 mit der baulichen 
Umsetzung der Renaturierungsmaßnahmen entsprechend der Beschlüsse zu den 
Bebauungsplänen WA70 (Waggum) und BI39 (Bienrode) begonnen werden kann. 
 
Des Weiteren wird die Verwaltung gebeten für die Folgejahre die Planungen sowie einen 
Kostenplan vorzustellen.“ 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 10 0 0 X  
 
(Antragseingang nach Haushaltsberatung im Grünflächenausschuss) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Seite 149 neu  der Zusammenstellung  
 
 
Teilhaushalt Allgem. Finanzwirtschaft 
Produkt 1.61.6110.01 
 
 
 
Änderungsantrag Kulturförderabgabe  
 
„Unter der Voraussetzung, dass eine Kulturförderabgabe vom Bundesverwaltungsgericht als 
rechtmäßig anerkannt wird und es bis zu diesem Zeitpunkt zu keiner Rücknahme der 
einseitigen Entlastung der Hoteliers - und Belastung der Stadt Braunschweig - bei der 
Umsatzsteuer gekommen ist, wird die Verwaltung gebeten, dem Rat eine Vorlage über die 
im Hauptantrag näher beschriebene Kulturförderabgabe zuzuleiten.“ 
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 7 4 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Seite 150  neu der Zusammenstellung  
 
 
FB 50 
Produkt 1.31.3156.xx 
 
 
 
60 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze nach SGB II  
 
„Die Verwaltung wird gebeten, dem Rat eine Vorlage, nach der Neuordnung des  
§ 16e SGB II, zuzustellen, die eine Beschäftigung von 60 Langzeitarbeitslosen mit 
Vermittlungshemmnissen zum Ziel hat. Je ein Drittel der Erwerbslosen soll beim 
Beschäftigungsbetrieb, beim Projekt Schubica und geeigneten freien Trägern beschäftigt 
werden.“  
 
 
Begründung:  
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 7 0 4 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 1 56 neu der Zusammenstellung  
 
 
Ref. 0500 
Produkt 1.31.3119.40 
 
 
 
Interkulturelle Kompetenzentwicklung  
 
 
„Nach dem Ende des erfolgreichen Projektes Interkulturelle Kompetenzentwicklung in der 
öffentlichen Verwaltung der Stadt Braunschweig „iko - offen für Vielfalt“ im Juni 2012 wird die 
Verwaltung aufgefordert, die Vermittlung interkultureller Kompetenz als festen Bestandteil 
der Personalentwicklung zu betrachten und als ständiges Element in die aus- und 
berufsbezogene Fort- und Weiterbildung zu implementieren.“ 
 
 
Begründung:  
 
In einer Erklärung des Bundes zum National Aktionsplan heißt es: „Die Integration von 
Zuwanderern ist keine vorübergehende Sonderaufgabe, die mit zeitlich befristeten Projekten 
gelöst werden kann. Vielmehr ist Integration eine Daueraufgabe, die nachhaltig und 
strukturell angegangen werden muss.“ Daher legt die Bundesregierung im Nationalen 
Aktionsplan Integration einen besonderen Schwerpunkt auf Maßnahmen zur 
Strukturänderung. Eine Maßnahme ist, den Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 
in der öffentlichen Verwaltung zu erhöhen und damit die interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung voranzubringen. In diesem Projekt werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
für kulturelle Unterschiede sensibilisiert und eine „Willkommenskultur“ in der 
Zusammenarbeit mit Migrantinnen und Migranten entwickelt. Braunschweig ist sicherlich auf 
dem richtigen Weg. 
 
 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 11 0 0 X  
 
 







Finanzunwirksamer Antrag des Stadtbezirksrates 310  
 
 
Teilhaushalt: FB 10 
Produkt: 1.11.1153.03 
Org.-Einheit: FB 01, FB 10 
 
 
Ausbau eines Stadtbezirksportals im Informationssystem der Stadt Braunschweig  
 
 
" Im Informationssystem sind alle relevanten Haushaltsdaten für den Bezirk sowie 
Zuschusslisten, Haushaltslisten, Investitionsprogramme und der "Der Teilhaushalt der 
Sozialen Stadt" zusammenzufassen und einzustellen." 
  
 
Ausschussempfehlung: 
 
Der Finanz- und Personalausschuss möchte, dass dieser Antrag als Anregung an die 
Verwaltung gesehen wird. Es soll eine wirkliche Transparenz insbesondere in Bezug auf die 
Zuschusslisten hergestellt werden. 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 Der Antrag wurde zurückgezogen!  
 
 
 







Finanzunwirksamer Antrag des Stadtbezirksrates 310  
 
 
Teilhaushalt: FB 61  
Projekt: 4S.610019 
Org.-Einheit: Ref. 0500, FB 61 
 
 
Modellprojekte der Sozialen Stadt  
 
"Im Bereich der Sozialen Stadt werden derzeit vier nichtinvestive Modellprojekte 
durchgeführt. Die Modellprojekte laufen Mitte 2012 aus. Die Verwaltung wird gebeten und 
sollte bis Mai 2012 darstellen und berichten, wie die Finanzierung nach Ablauf 2012 und 
darüber hinaus gesichert werden kann." 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
Im Finanz- und Personalausschuss wird zum Beschlussvorschlag ergänzt, dass auch 
dargestellt und berichtet werden soll, ob  die Finanzierung sichergestellt werden kann. 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


PlUA vom 18.01.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.  


FPA vom 14.02.2012 11 0 0 X  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







 
 
 
Finanzunwirksamer A ntrag des Stadtbezirksrates 321  
 
 
Teilhaushalt: FB 50  
Produkt: 1.31.3151.20 
 
 
 
 
Einrichtung des  Forum „Älter werden im Stadtbezirk Lehndorf -Watenbüttel“  
 
„Die Verwaltung wird gebeten, die notwendigen Haushaltsmittel zur Einrichtung, im Jahre 
2012 und Betreuung in den Folgejahren, des Forums „Älter werden im Stadtbezirk Lehndorf-
Watenbüttel“ zu ermitteln und in die Haushalte der folgenden Jahre einzustellen (siehe auch 
Liste „Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte“). 
 
 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
Der Antrag wurde auf Wunsch des Finanz- und Personalausschusses zum 
finanzunwirksamen Antrag umgewidmet. 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


FPA vom 14.02.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.  
 
 
 
 
 
 





		Finanzunwirksame Anträge zum Haushalt 2012






Anlage 2.3 


 
 
 


Strategische Ziele / 


Wesentliche Produkte und Maßnahmen 


 
 
 


Nachfolgende Veränderungsvorschläge der Verwaltung sind wie folgt in den 
Ausschüssen behandelt worden: 


 
 


 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


Anlage 2.3.3  


SchA am 13.01.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen 


Anlage 2.3.4  


SoA am 19.01.2012 Ohne Beschlussvorschlag passieren lassen 


Anlagen 2.3.1 bis 2.3.4  


FPA am 14.02.2012 11 0 0 X  


 
 
 
 
 
 


Stand: 21. Februar 2012 







Nachzutragendes Wesentliches Produkt:
Anlage 2.3.1


Stadt Brauschweig - Teilhaushalt FB 20 - Finanzen


Wesentliches Produkt 1.11.1165.20 - Grundstücksverkehr


Produktbeschreibung: Zum Produkt gehörende Leistungen : Ansatz 2011 Ansatz 2012


1.11.1165.20.01 Kauf -Euro- -Euro-


1.11.1165.20.02 Verkauf v. Wohnbau- u. sonstigen Flächen


1.11.1165.20.03 Verkauf von Gewerbebauflächen


1.11.1165.20.04 Verkauf sonstiger Grundstücke Entgelte 2.000 2.000


1.11.1165.20.05 Tätigkeiten f. d. Grundstücksgesellsch. Übrige ordentliche Erträge 51.500 51.700


12 Summe ordentliche Erträge 53.500 53.700


13 Aufw. für aktives Personal 666.628 718.901


14 Aufw. für Versorgung


15 Aufw. für Sach- und Dienstleistungen 6.854 63.742


16 Abschreibungen 684 776


17 Zinsen und ähnliche Aufw. 0 0


18 Transferaufw. 0 0


Produktziele: 19 Sonstige ordentliche Aufw. 51.158 117.007


20 Summe ordentliche Aufwendungen 725.323 900.426


21 Ordentl. Ergebnis -671.823 -846.726


22 Außerordentliche Erträge 500.000 750.000


23 Außerordentliche Aufw. 500.000 750.000


24 Außerordentl. Ergebnis 0 0


25 -671.823 -846.726


Produktkennzahl(en): Erträge u. Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen


Ist 2010 Plan 2011 Plan 2012 26 Erträge aus int. Leistungsbezieh. 9.576 6.841


27 Aufw. aus int. Leistungsbezieh. 117.840 122.871


Kauf / Tausch v. Grundstücken Fälle 39                20                20                28 Saldo aus int. Leistungsbezieh. -108.264 -116.030


Verkauf v. Wohnbau- u. sonstigen Flächen *) Fälle 10                15                15                


Verkauf von Gewerbeflächen m² 19.891         5.000           30.000         -780.087 -962.756


*) Bis 2010 nur Wohnbauflächen


Jahresergebnis (Zeilen 21 + 24)
Überschuss (+) / Fehlbetrag (-)


In Zeile 13 enthalten


Ordentliche Aufwendungen


29 Ergebnis unter Berücksichtigung int. 
Leistungsbezieh. (Zeilen 25 + 28)
Überschuss (+) / Fehlbetrag (-)


Ordentliche Erträge


Erträge und Aufwendungen


Außerordentliche Erträge und 


Aufwendungen


Beschaffung von Grundstücken auf privatrechtlichem und öffentlich- 
rechtlichem Weg für die Erfüllung städtischer Aufgaben, im Rahmen der 
Flächenvorsorge zur Entwicklung von Gewerbe- und Industriegebieten 
oder Wohnbaugebieten und zur Reservehaltung z. B. als 
Tauschflächen oder Flächen für Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen. 
Verkauf oder Tausch von städtischen Grundstücken, sofern sie für 
eigene Zwecke nicht mehr benötigt werden, zur Förderung von 
Gewerbe- und Industrieansiedlungen oder zum Zwecke der 
Wohnbebauung. 
In Ausnahmefällen Ausübung von Vorkaufsrechten oder Einleitung von 
Enteignungen nach dem Baugesetzbuch. 
Städtische Vertretung in der Gesellschafterversammlung der 
Grundstücksgesellschaft BS mbH 
 


Abschluss von Verträgen für die Überlassung von städtischem bebautem und unbebautem Grundbesitz, dessen Verwaltung inkl. Mieter, Pächter und Nutzer der Objekte (Vertragspartner) AufgabenverteilunSinnvolle Ausnutzung der städtischen Gebäude, möglichst keine Leerstände; Abschluss von Verträgen für die Überlassung von städtischem bebautem und unbebautem Grundbesitz, 


Kostengünstige und zeitgerechte Bereitstellung geeigneter bebauter 
und unbebauter Grundstücke zur Erfüllung kommunaler Aufgaben  oder 
Verfolgung wirtschaftlicher Ziele;  
Veräußerung von Grundstücken, die nicht oder nicht mehr der Erfüllung 
kommunaler Aufgaben dienen;  
Ansiedlung von Gewerbebetrieben;  
Verhinderung der Abwanderung von Baulandinteressenten in 
umliegende Gemeinden. 
 







Nachzutragende Maßnahme:
Anlage 2.3.2


Stadt Braunschweig - Teilhaushalt FB 20 -  Finanzen


Wesentliches Produkt 1.11.1165.21 - Verwalt. städt. u. angemiet. Grundst.


Maßnahmen zur Zielerreichung:


Maßnahme:


Nr.:


2 Finanzbedarf


Wirkung: Gesamt: 25.400 €


Personalaufwend.: 25.400 €


1.11.1165.21 Verwalt. städt. u. angemiet. Grundst. Betrifft Strat. Ziel  Nr.: Sachaufwendungen: 0 €


Erträge: 0 €


Zielerreichung:
(Kennzahl, Planwert)


Maßnahmezeitraum: 2012 bis 2015


Weiterentwicklung eines Portfoliomanagements durch u. a. schrittweisen Aufbau von Analyse- und 


Steuerungsinstrumenten


Effektive Bestandsoptimierung


3


Weitere Optimierung des städtischen Grundstücks- und Gebäudebestandes durch fortlaufende Teilnahme an 
überregionalen Immobilien-Benchmarking-Vergleichsringen für die öffentliche Hand







Zusätzliche neue Maßnahme:
Anlage 2.3.3


Stadt Braunschweig - Teilhaushalt FB 40 -  Schule 


Wesentliches Produkt 1.21.2XXX.10 - Schule


Wesentliches Produkt 1.21.2XXX.11 - Schulentwicklung und Schulorganisation


Maßnahmen zur Zielerreichung:


Maßnahme:


Nr.:


10


Wirkung:


Gesamt: Gesamt: 250.000 €
Personal- Personal-


Betrifft Strat. Ziel  Nr.: auszahlungen.: aufwendungen.: 0 €
Betrifft Produkte: 1.21.2XXX.10 Schule Sach- Abschrei-


1.21.2430.11 Schulentwicklung und -organisation auszahlungen.: bungen: 250.000 €
Übrige Sach-
aufwendungen: 0 €


Einzahlungen: Erträge: 0 €


Zielerreichung:
(Kennzahl, Planwert)


Maßnahmezeitraum: 2012 bis 2020


0 €
1


7.500.000 €


0 €


Aufnahme eines Jahrgangs mit 150 Schülerinnen und Schülern pro Schuljahr bis zum Ende des Schuljahres 2019/2020; 
Reduzierung der Hauptschule und der Realschule um jeweils einen Jahrgang bis zum Ende des Schuljahres 2016/2017


Einrichtung einer 5. Integrierten Gesamtschule sowie jahrgangsweise Aufhebung der Hauptschule und Realschule im Schulzentrum Heidberg


Erhöhung der Zahl der Schulplätze an Integrierten Gesamtschulen und Reduzierung des 
Anmeldeüberhangs; Gleichzeitig werden die Hauptschule und die Realschule im 
Schulzentrum Heidberg jahrgangsweise aufgehoben.


Finanzbedarf


Einz. / Ausz. f. Investitionen Jährlicher Folgeaufwand


7.500.000 €







Neue Maßnahme als Ersatz für 2 wegfallende:
Anlage 2.3.4


Stadt Braunschweig - Teilhaushalt FB 50 - Soziales und Gesundheit


Wesentliches Produkt 1.31.3113 - Eingliederungshilfe für behind. Menschen


Maßnahmen zur Zielerreichung:


Maßnahme:


Nr.:


1 Finanzbedarf


Wirkung: Gesamt: 609.000 €


Personalaufwend.: 609.000 €


Betrifft Produkte: 1.31.3113 Eingliederungshilfe für behinderte Menschen Betrifft Strat. Ziel  Nr.: Sachaufwendungen: 0 €


Erträge: 0 €


Zielerreichung:
(Kennzahl, Planwert)


Maßnahmezeitraum: 2012 bis 2015


Umstellung auf Gewährung von passgenauen und zielgerichteten Hilfen im Einzelfall, u. a. durch 


Anwendung des Hilfeplanverfahrens


Ermöglichung der Teilhabe behinderter Menschen am gesellschaftlichen Leben unter Berücksichtigung auch von 
Kostengesichtspunkten


2


Dämpfung des Kostenanstiegs pro Fall unterhalb der Inflationsrate








Anlage 2.4 - 2.6 
 


Haushalt 201 1 
 
 


Zusammenstellung der von den Fraktionen des Rates zur Haushaltslesung  
 


eingebrachten Anträge , 
 


der Anhörungsergebnisse der Stadtbezirksräte,  
 


der  zwingende n Ansatzveränderungen nach Druck  des Haushaltsplanentwurfes 2012, 
 


der Haushaltneutralen Umsetzungen einschließlich  
 


der Empfehlung der Ausschüsse des Rates (mit Finanz - und Personalausschuss)  
 
 
 
 


Stand: 14. Februar 2012 







Anlage 2.4 


 
 
 
 
 
 


Ergebnishaushalt 
 
 


 
 
 
 
 
 
 


Stand: 14. Februar 2012 







Seite 1


Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


Teilhaushalt 32 - Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


9.731.341            9.731.341         0 0 0 0


106 
neu


1.12.1221.14 einmalig


- 486.700 0 0 0


FPA abgelehnt 2 / 8 0


Teilhaushalt 37 - Feuerwehr


18 Transferaufwendungen 27.200                  27.200               0 0 0 0


107 
neu


370-1400 dauerh.


+ 800 + 800 + 800 + 800


FwA


Teilhaushalt 40 - Schule


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


4.143.800            4.143.800         0 0 0 0


400-1099 dauerh.


+ 12.900 + 12.900 + 12.900 + 12.900


SchA einstimmig abgelehnt


FPA einstimmig abgelehnt **)


427160 Lehrmittel


40**** Personalaufwendungen


Anmerkung der Verwaltung:
Der Aufwand des ZOD beinhaltet zu  rd. 80 v. 
H. Personalaufwendungen. Eine unmittelbare 
Einsparung bei den Personalaufwendungen 
ergibt sich hierdurch nicht.


Freiwillige Feuerwehr Piratenpartei Zuschusserhöhung für die Freiwillige Feuerwehr
Eine Nicht-Ausschöpfung des Budgets sollte nicht automatisch zur Kürzung führen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Eine Wiederaufstockung des Ansatzes für die 
Zuschüsse an die freiwillige Feuerwehr erfolgt 
im Rahmen einer neutralen Umsetzung. Die 
neutrale Liste wird erstmalig im FPA beraten. 
Der Antrag der Piratenpartei ist daher als 
erledigt anzusehen.


Zentraler Ordnungsdienst Piratenpartei Reduzierung des Aufwandes für den Zentralen Ordnungsdienst
Der Aufwand und der Effekt des ZDO stehen vermutlich in einem nicht angemessenen Verhältnis. Da durch die Abschreckungswirkung der tatsächliche Effekt jedoch nur 
schwer erfasst werden kann, soll der ZOD zunächst für ein Jahr gekürzt werden, um eventuell auftretene negative Effekte (stadtbild, Verschmutzung, etc.) beurteilen zu 
können.


 Veränderungen
      in € 


Der Antrag wurde zurückgezogen.


Sammelkostenstelle Schulen StBez. 120 Für Lehrmittel an allen Schulen des Stadtbezirkes soll der Betrag um 20 % erhöht werden.


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen







Seite 2


Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt Kultur und Wissenschaft


18 Transferaufwendungen 10.220.000          10.385.000       + 165.000 + 89.000 + 89.000 + 89.000


80 
neu


verschiedene einmalig


+ 80.000 0 0 0


AfKW + 80.000 0 0 0 Ohne Beschlussvorschlag passieren 
lassen.


FPA


1.25.2620.10 einmalig


+ 5.000 0 0 0


AfKW abgelehnt 4 / 4 / 3


FPA einstimmig abgelehnt **)


17 1.25.2511.09 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000 angenommen 7 / 4 / 0


FPA + 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000 angenommen 7 / 4 / 0


81 
neu


1.25.2511.09 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


AfKW


FPA Der FPA hat über die Anträge 17, 81 neu, 120 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 17. 


Kontinuitätsförderung 
Wissenschaft


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für den Arbeitskreis andere Geschichte e. V.
Der städtische Zuschuss für den Arbeitskreis Andere Geschichte betrug im Haushaltsjahr 2011 insgesamt 65.000 €. Laut Verwaltungsentwurf soll der AK Andere 
Geschichte im Haushaltsjahr 2012 10.000 € weniger erhalten als 2011 (also 55.000 e). In einem Schreiben an die Kulturverwaltung vom 02.09.2011 hat der Verein 
beantragt, die Kontinuitätsförderung bei 65.000 e zu belassen. Verwiesen wird in diesem Zusammenhang auf zahlreiche Vorhaben, die 2012 begonnen werden sollen.
Zitat aus dem genannten Schreiben:"Für diese Vorhaben wird der Arbeitskreis Förderungen einwerben. Nach den bisherigen erfahrungen ist aber absehbar, dass dieses 
unterschiedlich gut gelingt. Auch wenn Förderer Teilfinanzierungen übernehmen, bleiben oft Finanzierungslücken, die aus Eigenmitteln des Vereins nicht geschlossen 
werden können. Ein Spielraum für solche Komplementärfinanzierungen in der städtischen Kontinuitätsförderung ist deshalb Voraussetzung für die Realisierung der 
Vorhaben."


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der AfKW hat über die Anträge 17, 81 neu, 120 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 17. 


Kontinuitätsförderung 
Wissenschaft


BIBS Erhöhung des Zuschusses für den Arbeitskreis andere Geschichte e. V. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


AfKW Der AfKW hat über die Anträge 17, 81 neu, 120 neu gemeinsam abgestimmt.


Projekt- u. Konzept.-
Förderung im Kulturbereich


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Projekt- und Konzeptionsförderung im Kulturbereich
Auf der Grundlage der Förderrichtlinien der Stadt Braunschweig für den Fachbereich  Kultur werden die im Haushaltsplan-Entwurf 2012 bislang veranschlagten Mittel für 
Projekt- und Konzeptionsförderung im Kulturbereich (Wissenschaft, Literatur, Bildene Kunst, Theater, MUsik, Sonstiges) um insgesamt 80.000 € erhöht.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Projekt- u. Konzept.-
Förderung Musik


StBez. 120 Für das Folk-Festival "Wilde Töne" sollen 5.000 € in den Haushalt aufgenommen werden. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der Antrag wurde zurückgezogen.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


120 
neu


1.25.2511.09 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


AfKW


FPA


82 
neu


1.25.2522.09 3 Jahre


+ 70.000 + 140.000 + 140.000 0


AfKW + 70.000 + 140.000 + 140.000 0 Ohne Beschlussvorschlag passieren 
lassen.


FPA


155 
neu


1.25.2522.09 einmalig


+ 40.000 0 0 0


FPA + 40.000 0 0 0 angenommen 7 / 3 / 0


83 
neu


1.25.2522.09 einmalig


+ 36.000 0 0 0


AfKW dauerh. abgelehnt 4 / 4 / 3


FPA + 36.000 0 0 0 angenommen 7 / 3 / 0


121 
neu


1.25.2522.09 einmalig


+ 15.000 0 0 0


AfKW + 15.000 0 0 0 angenommen 7 / 0 / 4 


FPA


Der FPA hat über die Anträge 17, 81 neu, 120 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 17. 


Der Antrag wurde zurückgezogen


Der Antrag wurde zurückgezogen


Kontinuitätsförderung 
Bildende Kunst


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Zuschusserhöhung das das Museum für Photographie - Austellungsprojekt "Kairo- offene Stadt"
Für das Ausstellungsprojekt "Kairo - Offene Stadt" des Museums für Photographie werden im Haushaltsplan 2012 40.000 € bereitgestellt.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kontinuitätsförderung 
Bildende Kunst


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Kontinuitätsförderung Allgemeiner Konsumverein
Der Allgemeine Konsumverein e. V. (Kunstverein in Braunschweig " erhält im Haushaltsjahr 2012 eine Kontinuitätsförderung in Höhe von 36.000 €.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kontinuitätsförderung 
Bildende Kunst


SPD Projektbezogene Förderung des Allgemeinen Konsumvereins e. V.
Dem Kunstverein "Allgemeiner Konsumverein e. V." wird für die Durchführung des Projekts Klangwelten im Jahr 2012 ein Projektzuschuss in Höhe von 15.000 € gewährt. 
Bei der Durchführung des Projekts sollen Kooperationsmöglichkeiten mit den Braunschweiger Hochschulen genutzt werden, um insgesamt die Stellung Braunschweigs im 
Hinblick auf die Klangwelt zu stärken.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kontinuitätsförderung 
Bildende Kunst


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Zuschusserhöhung das das Museum für Photographie
Die bestehende Kontinuitätsförderung für das Museum für Photographie wird um eine auf zunächst 3 Jahre befristete Konzeptionsförderung für das Projekt 267 "Quartiere 
für zeitgenössische Kunst und Photographie" erweitert.
Spätestens zu den Haushaltsberatungen für das Jahr 2014 wird ein Evaluationsbericht vorgelegt, um eine Fortsetzung des Projektes in 2014 und gegebenenfalls über das 
3. Jahr hinaus zu entscheiden.
Mit dem Museum für Photographie wird eine Zielvereinbarung für das Projekt abgeschlossen, in denen die Ziele und die Erfolgsindikatoren für eine Bewertung des 
Projektes nach 3 Jahren festgelegt werden.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kontinuitätsförderung 
Wissenschaft


SPD Erhöhung des Zuschusses für den Arbeitskreis andere Geschichte e. V.
Weiterführung der sich bewährten Zusammenarbeit mit Braunschweiger Schulen u. A. zum Thema "Verfolgung der Braunschweiger Juden".


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der AfKW hat über die Anträge 17, 81 neu, 120 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 17. 
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


18 1.25.2610.09 dauerh.


+ 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000


+ 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000 angenommen 5 / 4 / 2


FPA + 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000 angenommen 7 / 3 / 0


84 
neu


1.25.2610.09 dauerh.


+ 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000


AfKW


FPA


1.25.2733.09 dauerh.


+ 39.500 + 39.500 + 39.500 + 39.500


AfKW abgelehnt 3 / 4 / 3


FPA einstimmig abgelehnt **)


60 
neu


1.25.2733.09 dauerh.


+ 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000


AfKW abgelehnt 3 / 4 / 3


+ 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000 angenommen 7 / 3 / 0


Der FPA hat über die Anträge 18, 84 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 18. 


Kontinuitätsförderung 
Theater


BIBS Erhöhung des Zuschusses für das LOT-Theater. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


AfKW Der AfKW hat über die Anträge 18, 84 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 18. 


Kontinuitätsförderung 
Brunsviga


DIE LINKE. Erhöhung des Zuschusses für die Brunsviga. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der FPA hat über die Anträge 60 neu und 85 neu gemeinsam abgestimmt. FPA


Kultur- u. 
Kommunikationszentrum/
Brunsviga


StBez. 120 Die Brunsviga soll den Haushaltsansatz von 2001 in Höhe von 264.500 € erhalten, damit die Arbeitsfähigkeit erhalten bleiben kann. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kontinuitätsförderung 
Theater


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für das LOT-Theater.
Das LOT-Theater befindet sich laut eigener Darstellung weiter auf Wachstumskurs, vor allem im Bereich der Theaterpädagogik gebe es einen großen Bedarf bzw. eine 
große Nachfage. Die letzten zwei Jahren hätten allerdings gezeigt, dass das Erbe der nicht finanzierten Grundkosten das Theater immer wieder ins Schlingern bringe und 
die "Löcher" nicht aus Projektgeldern gestopft werden könnten bzw. dürften. Für 2012 hat das LOT daher eine städtische Förderung in Höhe von 105.000 € beantragt. Das 
sind 30.000 € mehr als im Haushaltjahr 2011 und im Haushaltsplan-Entwurf 2012 (75.000 €). Der Geschäftsführung zufolge entspricht diese Aufstockung einer 
"Minimalerhöhung auf dem Weg zu einer ausreichenden Basisfinanzierung".


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der AfKW hat über die Anträge 18, 84 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 18. 
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


85 
neu


1.25.2733.09 dauerh.


+ 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000


AfKW abgelehnt 3 / 4 / 3


FPA


19 1.25.2811.10 dauerh.


+ 12.600 + 12.600 + 12.600 + 12.600


AfKW abgelehnt 1 / 5 / 5


FPA einstimmig abgelehnt **)


61 
neu


1.25.2811.10 dauerh.


+ 9.000 + 9.000 + 9.000 + 9.000


AfKW abgelehnt 2 / 4 / 5


FPA + 9.000 + 9.000 + 9.000 + 9.000 angenommen 7 / 4 / 0


Teilhaushalt Ref. 0500 - Sozialreferat


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


681.498               681.498             0 0 0 0


76 
neu


1.31.3119.40 einmalig


+ *) + *) + *) + *)


AfI abgelehnt 4 / 4 / 3


FPA einstimmig abgelehnt **)


Der FPA hat über die Anträge 60 neu und 85 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 60 neu. 


Leistungen des 
Sozialreferates


DIE LINKE. Antrag zum Stellenplan
Für die Weiterführung des Projektes "iko - offen für Vielfalt" wird ab 01.07.2012 eine Stelle eingerichtet.
In der Sitzung des Ausschusses für Integrationsfragen am 12.12.2011 wurde von der Verwaltung erklärt, dass diese Stelle für eine nachhaltige Entwicklung dieses 
Projektes notwendig ist.


40**** Personalaufwendungen


Projekt- u. Konzeptions-
förderung sonst. Kulturpflege


DIE LINKE. Zuschuss für das Friedenszentrum e. V. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Projekt- u. Konzeptions-
förderung sonst. Kulturpflege


BIBS Zuschuss für das Friedenszentrum e. V.
Bisher hat sich das Friedenszentrum durch privat aufgebrachte, schwankende Spenden und Zuschüsse von Stiftungen finanziert. Die Braunschweiger Friedensarbeit soll 
nun mit einer regelmäßigen Finanzierung kontinuierlich unterstützt werden.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kontinuitätsförderung 
Brunsviga


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für die Brunsviga.
Im Haushaltsplan-Entwurf 2012 ist ein Zuschuss in Höhe von 225.000 € für das Kultur- und Kommunikationszentrum Brunsviga veranschlagt. Der Trägerverein hat jedoch 
in einem Schreiben vom 16.11.2011 eine Förderung in Höhe von 265.000 € beantragt und diesen Mehrbedarf (40.000 €) ausführlich und nachvollziehbar begründet.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


159.400               171.400             + 12.000 + 12.000 + 12.000 + 12.000


137 
neu


1.31.3119.40 einmalig


+ 15.000 0 0 0


AfI abgelehnt 4 / 4 / 3


FPA + 12.000 + 12.000 + 12.000 + 12.000 angenommen 7 / 4 / 0


111 
neu


1.31.3119.40 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


+ *) + *) + *) + *) einstimmig angenommen


FPA


18 Transferaufwendungen 115.000               137.000             + 22.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000


20 1.31.3119.40 dauerh.


+ 8.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000


+ 8.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000 angenommen 7 / 4 / 0


+ 8.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000 angenommen 7 / 4 / 0


Der Antrag wird als erledigt angesehen.


Der FPA hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam abgestimmt. FPA


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


AfI Der AfI hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam abgestimmt. 


AfI Die Verwaltung möge die Kosten zum nächsten Finanz- und Personalausschuss ermitteln.


Leistungen des 
Sozialreferates


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Zuschusserhöhung für den Verein Refugium Flüchtlingshilfe e. V.
Der Flüchtlingshilfe-Verein Refugium hat am 31.01.2011 einen Betriebskostenzuschuss in Höhe von 33.000 € beantragt, zum einen für das Projekt "TraGe - 
Braunschweig" mit dem Schwerpunkt Trauma und Gesundheitsberatung für Flüchtlinge und ihre Familien, zum anderen für die Aufrechterhaltung der Integrationsarbeit in 
seiner Braunschweiger Beratungsstelle. In der Antragsbegründung heißt es u. a., dass "eine umfassende und qualifizierte Integrationsarbeit [...] nur mit einem 
Förderungsbetrag der Stadt Braunschweig in Höhe von 33.000 € realisierbar" sei. Um die angespannte finanzielle und personelle Situation des Flüchtlingshilfevereins 
wenigstens ansatzweise zu lindern, ist eine Erhöhung der bisher im Haushaltsplan-Entwurf veranschlagten Summe um 8.000 € (von 25.000 € auf 33.000 €) deshalb 
dringend notwendig.


Leistungen des 
Sozialreferates


BIBS Erhalt des interkulturellen Gartens in Rühme
Der überaus erfolgreiche interkulturelle Garten in Rühme soll durch städtische Mittel langfristig in seiner Existenz gesichert werden. Für eine qualitativ vergleichbare 
Weiterführung des Projektes sind für 2012 15.000 e erforderlich, die im Haushalt dafür bereitgestellt werden sollen.


427190 Sonstige Sachaufwendungen


Leistungen des 
Sozialreferates


SPD Prävention von Kinder- und Familienarmut
Die Stadt Braunschweig richtet gemäß den Handlungsempfehlungen des Beirates des Präventionsnetzwerkes gegen Kinder- und Familienarmut eine zentrale kommunale 
Koordinations- und Präventionsstelle ein. Es wird eine internetbasierte Informationsdatenbank zu allen Unterstützungs- und Beratungsangeboten erstellt.


427190 Sonstige Sachaufwendungen


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag wurde ursprünglich als 
finanzunwirksam gestellt.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


21 1.31.3119.40 dauerh.


+ 7.000 + 7.000 + 7.000 + 7.000


AfI


FPA


62 
neu


1.31.3119.40 dauerh.


+ 8.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000


AfI


FPA


122 
neu


1.31.3119.40 einmalig


+ 8.000 0 0 0


AfI


FPA


1.31.3119.40 einmalig


+ 20.000 0 0 0


AfI abgelehnt 0 / 5 / 6


FPA einstimmig abgelehnt **)


123 
neu


1.31.3119.40 einmalig


+ 14.000 0 0 0


AfI + 14.000 0 0 0 angenommen 7 / 0 / 4


FPA + 14.000 0 0 0 angenommen 7 / 4 / 0


Der FPA hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 20.


Der FPA hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 20.


Der FPA hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 20.


Der AfI hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 20. 


Leistungen des 
Sozialreferates


SPD Fortsetzung der integrativen Stadtteilarbeit
21 v. H. der im Heidberg lebenden Menschen weisen einen Migrationshintergrund auf. In diesem Stadtteil gibt es bezüglich der Strukturen zur Förderung der Integration 
und des Ausbaus der Vernetzung großen Entwicklungsbedarf, den die AWO mit den Projekten "Heidberg aktiv" und "Gemeinsam im Stadtteil" zu leisten versucht. Auch ein 
neu gegründeter Arbeitskreis Heidberg hat sich die Begleitung und Stärkung des Projekts zur Aufgabe gemacht. Die dort beschäftigten Honorarkräfte mit ihren 
Projektaktivitäten fordern die Vielfalt, ein soziales und stabiles Umfeld sowie den interkulturellen Austausch.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


In der Sitzung wurde der Antrag zeitlich den Anträgen der anderen Fraktionen angepasst. Der AfI hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam 
abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 20. 


Leistungen des 
Sozialreferates


StBez. 212 Es wird gebeten, für die Migrationsberatung im Heidberg für die Nachfolgeprojekte "Heidberg Aktiv" und "Gemeinsam im Stadtteil" für das Jahr 2012 20.000 € als 
Anschubfinanzierung in den Haushalt einzustellen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Leistungen des 
Sozialreferates


SPD Zuschusserhöhung für den Verein Refugium Flüchtlingshilfe e. V.
Bereits seit 25 Jahren ist die Refugium Flüchtlingshilfe in Braunschweig ein qualifizierter und angesehener Träger der Integrationsarbeit und Flüchtlingssozialarbeit. Der 
Zuschuss ist dringend notwendig um dieser Arbeit auch weiterhin erfolgreich nachgehen zu können und erforderliche Personalsituation herzustellen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


In der Sitzung wurde der Antrag betraglich den Anträgen der anderen Fraktionen angepasst. Der AfI hat über die Anträge 20, 21, 62 neu und 122 neu gemeinsam 
abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 20. 


Leistungen des 
Sozialreferates


DIE LINKE. Zuschusserhöhung für den Verein Refugium Flüchtlingshilfe e. V. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Leistungen des 
Sozialreferates


BIBS Zuschusserhöhung für den Verein Refugium Flüchtlingshilfe e. V.
Der Verein Refugium Flüchtlingshilfe e. V. hat sich seit seiner Gründung vor 25 Jahren zu einem wichtigen Bestandteil der regionalen Migrationsarbeit entwickelt und sollte 
kontinuierlich gefördert werden.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
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Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt FB 50 - Soziales und Gesundheit


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


19.376.552          19.420.552       44.000 44.000 44.000 44.000


77 
neu


1.31.3154.20 einmalig


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000


SoA + 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000 angenommen 4 / 3 / 3


FPA + 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000 angenommen 7 / 4 / 0


18 Transferaufwendungen 99.322.100          99.481.000       + 158.900 + 273.400 + 273.400 + 273.400


22 1.31.31xx dauerh.


+ 107.000 + 214.000 + 214.000 + 214.000


+ 107.000 + 214.000 + 214.000 + 214.000


+ 107.000 + 214.000 + 214.000 + 214.000 angenommen 7 / 4 / 0


neu BIBS Wiedereinführung des Braunschweig-Passes
Im Zuge der so genannten "Haushaltskonsolidierung" hatte Oberbürgermeister Dr. Gert Hoffmann nach seinem Amtsantritt 2002 den 1990 eingeführten Braunschweig-
Pass abgeschafft, der einkommensschwachen Bürgerinnen und Bürgern in Braunschweig u. a. die Nutzung des ÖPNV und den Besuch von Bädern zu ermäßigten 
Preisen ermöglichte. 
Ein solcher Pass ist dringend erforderlich, um angesichts der sozialen Realität einkommensschwachen Familien durch reduzierte Eintrittsgelder und vergünstigte Gebühren 
die Teilnahme und Teilhabe am kulturellen, gesellschaftlichen und sportlichen Leben der Stadt Braunschweig bezahlbar und möglich zu machen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Der SoA hat 
die Verwaltung um Darstellung der möglichen 
Kosten gebeten. Danach würden rd. 165.000 € 
Personalkosten zuzüglich rd. 29.000 € lfd. 
Kosten für die Arbeitsplätze und 15.000 - 
20.000 € jährlich für Materialkosten anfallen. Es 
wurde von einer Einführung zum 01.07.2012 
ausgegangen.
Eine Aufteilung auf Personal- und 
Sachkostenansätze und ggf. Anpassungen im 
Stellenplan  müssten nach Feststehen der 
organisatorischen Zuständigkeiten erfolgen.


SoA Der SoA hat über den finanzunwirksamen Antrag der SPD (112 neu) unter Einbeziehung der Anträge 22 und 23 abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 112 neu 
(finanzunwirksam)


Der FPA hat über die Anträge 22 und 23 gemeinsam abgestimmt. FPA


Beratung und Betreuung DIE LINKE. Antrag zum Stellenplan
Für die Betreuung der Wohnungslosen in der Unterkunft "An der Horst" wird eine zusätzliche Stelle für eine Sozialarbeiterin bzw. einen Sozialarbeiter geschaffen.
Die städtische Unterkunft "An der Horst" und die von der Diakonie getragene Unterkunft "Am Jödebrunnen" sind quantitativ vergleichbar. Die Einrichtung der Diakonie hält 
57 Plätze vor und die Satdt spricht von 58 Wohnungslosen, die am 31.12.2009 "An der Horst" untergebracht wurden.  Ein großer Unterschied besteht bei der 
sozialpädagogischen Betreuung. Laut Verwaltung sind bei der Diakonie 3,5 Stellen vorhanden, bei der Stadt nur 0,5 Stellen. Die Auswirkungen dieser erheblichen 
Unterversorgung sind weder für die untergebrachten Personen noch für das Umfeld hinnehmbar.


40XXXX Personal


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehraufwendungen von rd. 
44.000 € ergeben.
Dieser Antrag ist abhängig von der 
Beschlussfassung über den Stellenplan 
(NR. 59).
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


23 1.31.31xx dauerh.


+ 107.000 + 214.000 + 214.000 + 214.000


SoA


FPA


24 1.31.3151.20 dauerh.


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000 angenommen 7 / 0 / 4


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000 angenommen 7 / 4 / 0


63 
neu


1.31.3151.20 dauerh.


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000


SoA


FPA


87 
neu


1.31.3151.20 dauerh.


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000


SoA


FPA


Der FPA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. FPA


Der FPA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Der FPA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Förderung der Altenpflege BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Einrichtung eines Zuschusses für AntiRost e. V.
AntiRost Braunschweig ist eine sehr aktive und engagierte Senioreninitiative im Westlichen Ringgebiet (Sanierungsgebiet "Soziale Stadt", die bereits hunderte von 
Einzelprojekten durchgeführt hat. Laut einem Schreiben vom 22.11.2011 lassen sich die jährlichen dauerhaften Ausgaben in Höhe von 10.000 € (Miete und Nebenkosten) 
nur zu einem kleinen Teil durch die Fördergelder aus dem Kreis der Industrie und des Handwerks decken. Für eine solide Finanzausstattung im Bereich der ständigen 
Betriebskosten fehlten 5.000 € pro Jahr. Die Einwerbung von Mitteln zur Förderung konkreter Projekte sei dagegen kein Problem.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Förderung der Altenpflege DIE LINKE. Einrichtung eines Zuschusses für AntiRost e. V. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Förderung der Altenpflege BIBS Einrichtung eines Zuschusses für AntiRost e. V.
Regelmäßige Bereitstellung von Finanzmitteln für den Verein AntiRost Braunschweig e. V., damit der seit 8 Jahren einen erheblichen Beitrag zum gesellschaftlichen 
Miteinander in Braunschweig leistende Verein auch in Zukunft seine sinnvolle und sinnstiftende Arbeit weiterführen kann.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA Der SoA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. 


neu DIE LINKE. Einführung des Braunschweig-Passes
Im Jahr 2012 soll ein Braunschweig-Pass eingerichtet werden, um eine bessere Teilhabe von Braunschweigerinnen und Braunschweigern mit geringem Einkommen am 
gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Dazu ist von der Verwaltung ein Konzept zu erstellen, welches dem Rat zur Beschlussfassung vorgelegt wird. Die benötigten 
Mittel sind in den Haushalt einzustellen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Auf die Anmerkung zu lfd. Nr. 22 wird 
verwiesen.


Der SoA hat über den finanzunwirksamen Antrag der SPD (112 neu) unter Einbeziehung der Anträge 22 und 23 abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 112 neu 
(finanzunwirksam)


Der FPA hat über die Anträge 22 und 23 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 22.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


124 
neu


1.31.3151.20 dauerh.


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000


SoA


FPA


1.31.3151.20 dauerh.


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000


SoA


FPA


1.31.3151.20 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


+ *) + *) + *) + *) ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.


FPA


86 
neu


1.31.3151.20 dauerh.


+ 19.300 + 19.300 + 19.300 + 19.300


SoA


Der FPA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Der FPA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Der Antrag wird als finanzunwirksam betrachtet.


Förderung der Altenpflege BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für die DRK-Begegnungsstätte "Am Wasserturm" (früher Korfesstraße)
Mit Schreiben vom 28.11.2011 hat der Kreisverband Braunschweig-Salzgitter des DRK (Deutsches Rotes Kreuz) die Förderung einer Verwaltungsstelle im Umfang von 15 
Wochenstunden für die Begegnungsstätte "Am Wasserturm" in der Hochstraße (bis Ende 2008: Begegnungsstätte Korfesstraße) beantragt. Laut Darstellung des DRK soll 
die Begegnungsstätte "Am Wasserturm" auf der Basis des Konzeptes der stadtteilbezogenen Begegnungsstätten zu einer stadtteilnahen, intergenerativen, multikulturellen 
und integrativen Anlauf- und Beratungsstelle für alle Seniorinnen und Senioren des Bezirks ausgebaut werden.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung: 
Der Antrag lautete über 19.250 Euro. Aufgrund 
einer einheitlichen Veranschlagung wurde der 
Betrag auf volle 100 € aufgerundet.


Der Antrag wurde zurückgezogen.


Förderung der Altenpflege StBez. 321 Die Verwaltung wird gebeten die notwendigen Haushaltsmittel zur Einrichtung, im Jahre 2012 und Betreuung in den Folgejahren, des Forums "Älter werden im Stadtbezirk 
Lehndorf-Watenbüttel" zu ermitteln und in die Haushalte der folgenden Jahre einzustellen (siehe auch Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und 
Stadtbezirksräte"). 


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA Die Verwaltung wird gebeten, möglichst bis zur Sitzung des Finanz- und Personalausschusses die notwendigen  Kosten zur Umsetzung des Projektes zu ermitteln. 


Förderung der Altenpflege StBez. 310 Einrichtung eines Zuschusses für AntiRost e. V. Kramerstraße von 5.000 €. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 


Förderung der Altenpflege SPD Einrichtung eines Zuschusses für AntiRost e. V.
Der Verein AntiRost Braunschweig e. V. leistet bereits seit acht Jahren einen großen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in Braunschweig. Die bürgerschaftliche 
Senioreninitiative besitzt 50 Mitglieder und viele weitere ehrenamtliche Mitwirker. Die zahlreichen durchgeführeten Projekte wie zum Beispiel "Senioren helfen Senioren" 
oder "Rollstühle für Namibia" werden dabei zumeist durch Projektpartner gefördert. Für eine Deckung der jährlichen Ausgaben des Vereins von rund 10.000 € ist eine 
Unterstützung durch die Stadtverwaltung Braunschweig in Höhe von 5.000 € dringend nötig, damit der Verein auch weiterhin seiner Arbeit ohne existenzielle Sorgen 
nachgehen kann.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 24, 63 neu, 87 neu, 124 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 24. 
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


25 1.31.3157.10 dauerh.


+ 3.700 + 3.700 + 3.700 + 3.700


+ 3.700 + 3.700 + 3.700 + 3.700 angenommen 7 / 0 / 4


+ 3.700 + 3.700 + 3.700 + 3.700 angenommen 7 / 4 / 0


64 
neu


1.31.3157.10 dauerh.


+ 3.700 + 3.700 + 3.700 + 3.700


SoA


FPA


125 
neu


1.31.3157.10 einmalig


+ 4.000 0 0 0


SoA


FPA


1.31.3517.10 einmalig


+ 8.000 0 0 0


SoA abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA einstimmig abgelehnt **)


Der FPA hat über die Anträge 25, 64 neu, 125 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 25. 


Der FPA hat über die Anträge 25, 64 neu, 125 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 25. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


StBez. 120 Die DRK-Altenpflegeschule soll für die Finanzierung des Parcours um den Wasserturm für Senioren einen Beitrag von 8.000 € erhalten. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Förderung von 
Frauenprojekten


SPD Erhöhung des Zuschusses für die Frauenberatungsstelle
Die Frauenberatungsstelle leistet wichtige Arbeit in der Beratung und Betreuung von Frauen in Braunschweig, die Opfer von Diskrminierung und Gewalt in verschiedensten 
Formen werden. Durch steigende Personalkosten ist eine Erhöhung der Zuschüsse dringend notwendig, damit die Frauenberatungsstelle auch weiterhin qualifizierte Arbeit 
leisten kann.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


In der Sitzung wurde der Antrag betraglich und zeitlich den Anträgen der anderen Fraktionen angepasst. 
Der SoA hat über die Anträge 25, 64 neu, 125 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 25. 


Förderung von 
Frauenprojekten


DIE LINKE. Erhöhung des Zuschusses für die Frauenberatungsstelle 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 25, 64 neu, 125 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 25. 


Förderung von 
Frauenprojekten


BIBS Erhöhung des Zuschusses für die Frauenberatungsstelle 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA Der SoA hat über die Anträge 25, 64 neu, 125 neu gemeinsam abgestimmt. 


Der FPA hat über die Anträge 25, 64 neu, 125 neu gemeinsam abgestimmt. FPA
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


26 1.31.3517.10 dauerh.


+ 13.600 + 13.600 + 13.600 + 13.600


+ 13.600 + 13.600 + 13.600 + 13.600 angenommen 7 / 0 / 4


+ 13.600 + 13.600 + 13.600 + 13.600 angenommen 7 / 4 / 0


1.31.3517.10 dauerh.


+ 13.600 + 13.600 + 13.600 + 13.600


SoA


FPA


66 
neu


1.31.3517.10 dauerh.


+ 13.600 + 13.600 + 13.600 + 13.600


SoA


FPA


88 
neu


1.31.3517.10 dauerh.


+ 13.600 + 13.600 + 13.600 + 13.600


SoA


FPA


Der FPA hat über die  Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. FPA


Der FPA hat über die Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 26. 


Der FPA hat über die Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 26. 


Der FPA hat über die Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 26. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für die Stiftung Wohnen und Beraten - Stadtteilladen Madamenweg.
Der Stadtteilladen Madamenweg (ehemals Helenenstraße) der Stiftung Wohnen und Beraten im Westlichen Ringgebiet (Sanierungsgebiet "Soziale Stadt") verzeichnet 
nach wie vor einen starken Besucherandrang, insbesondere von Menschen in existenziellen Notlagen mit z. T. sehr hohem und langwierigen Beratungsbedarf. Um die 
angespannte Situation (Ausgleich der unzureichenden Finanzierung durch strukturelle Überlastung der Mitarbeiter/innen) zu verbessern, hat die Stiftung Wohnen und 
Beraten für das Haushaltsjahr 2012 erneut eine Erhöhung der kommunalen Zuwendung um 13.000 € beantragt. Diesem Antrag sollte angesichts der hohen Nachfrage und 
der Bedeutung des Stadtteilladens für das Sanierungsgebiet nun endlich einmal entsprochen werden.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 26. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


DIE LINKE. Erhöhung des Zuschusses für die Diakonische Gesellschaft - Stadtteilladen Madamenweg. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 26. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


StBez. 310 Anhebung des Zuschusses für die Stiftung Wohnen und Beraten Madamenweg von 27.400 € auf 41.000 € 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 26. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BIBS Erhöhung des Zuschusses für die Diakonische Gesellschaft - Stadtteilladen Madamenweg.
Der Stadtteilladen Madamenweg nimmt im Programmgebiet Soziale Stadt Aufgaben in der Einzelfallhilfe wahr. Durch die Bezuschussung sollen die MitarbeiterInnen, die z. 
T. durch den hohen Beratungsbedarf im Einzelfall, die hohe Inanspruchnahme der Beratungen und die bislang unzureichende Finanzierung, entlastet werden.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA Der SoA hat über die  Anträge 26, 66 neu, 88 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. 
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


89 
neu


1.31.3517.10 dauerh.


+ 7.500 + 15.000 + 15.000 + 15.000


+ 7.500 + 15.000 + 15.000 + 15.000 angenommen 7 / 4 / 0


+ 7.500 + 15.000 + 15.000 + 15.000 angenommen 7 / 4 / 0


144 
neu


1.31.3517.10 einmalig


+ 7.500 0 0 0


SoA


AfKW   abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA


27 1.31.3517.10 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000 angenommen 7 / 0 / 4


abgelehnt 2 / 9 / 0


65 
neu


1.31.3517.10 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


SoA


FPA


Der FPA hat über die Anträge 89 neu und 144 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 89 neu.


Der SoA hat über die Anträge 27, 65 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. FPA


Der FPA hat über die Anträge 27, 65 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 27. 


Der FPA hat über die Anträge 89 neu und 144 neu gemeinsam abgestimmt. FPA


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


DIE LINKE. Erhöhung des Zuschusses für das Mütterzentrum e. V. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 27, 65 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 27. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BIBS Erhöhung des Zuschusses für das Mütterzentrum e. V. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA Der SoA hat über die Anträge 27, 65 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BIBS Zuschuss für den Diakonietreff Madamenhof
Der Diakonietreff im Madamenhof bittet um eine Zuwendung in der zweiten Jahreshälfte, da im Mai 2012 die Förderung durch das Programm "Soziale Stadt" ausläuft. Die 
Grundförderung für die Wohlfahrtsverbände reicht nach Angaben des Diakonietreffs nicht aus. Damit es nicht zu Überschneidungen mit der Förderung aus der "Sozialen 
Stadt" kommt, wird lediglich um die Hälfte des eigentlich jährlich notwendigen Bedarfs von 15.000 € gebeten.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


In der Sitzung wurde der Antrag betraglich und zeitlich dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angepasst.
Der SoA hat über die Anträge 89 neu und 144 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 89 neu. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Zuschuss für den Diakonietreff Madamenhof
Der Diakonietreff im Madamenhof bildet zusammen mit dem Stadtteilladen Madamenweg der Stiftung Wohnen und Beraten ein wichtiges Quartierszentrum im Westlichen 
Ringgebiet (Sanierungsgebiet "Soziale Stadt"). Hier begegnen sich Menschen, die in materieller Armut und dadurch oft auch in sozialer NOt leben und Menschen, denen 
es wirtschaftlich besser geht. Die Angebote des Diakonietreffs reichen von günstigem Frühstück und Mittagessen bis hin zur sozialen Gruppenarbeit. Laut einem Schreiben 
des Diakonischen Werks an die Ratsfraktionen vom 23.12.2011 besteht künftig ein Förderbedarf in Höhe von 15.000 € für die genannte Einrichtung. Im Jahr 2012 fallen 
davon lediglich 7.500 € für die zweite Jahreshälfte an.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA Der SoA hat über die Anträge 89 neu und 144 neu gemeinsam abgestimmt. 







Seite 14


Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


1.31.3517.10 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


SoA


FPA


28 1.31.3517.10 dauerh.


+ 3.600 + 3.600 + 3.600 + 3.600


+ 3.600 + 3.600 + 3.600 + 3.600 angenommen 7 / 4 / 0


+ 3.600 + 3.600 + 3.600 + 3.600 angenommen 7 / 4 / 0


66 
neu


1.31.3517.10 dauerh.


+ 3.600 + 3.600 + 3.600 + 3.600


SoA


FPA


90 
neu


1.31.3517.10 dauerh.


+ 3.600 + 3.600 + 3.600 + 3.600


SoA


FPA


Der FPA hat über die Anträge 27, 65 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 27. 


Der FPA hat über die Anträge 28, 66 neu, 90 neu gemeinsam abgestimmt. FPA


Der FPA hat über die Anträge 28, 66 neu, 90 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 28. 


Der FPA hat über die Anträge 28, 66 neu, 90 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 28. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für die Stiftung Wohnen und Beraten - Tagestreff IGLU
Der Tagestreff IGLU der Stiftung Wohnen und Beraten am Theaterwall in der Innenstadt leistet sog. "niedrigschwellige" Hilfen unter Einbeziehung der Methodenansätze 
der Straßensozialarbeit. Bestandteil ihres Angebots ist auch ein geschützter Treffpunkt für Frauen in besonderen Armuts- und Notlagen. Durch Änderungen in der 
Sozialgesetzgebung (die im ZUwendungsantrag der Stiftung vom 11.05.2011 näher erläutert werden) hat sich die personelle Situation im Tagestreff für Obdachlose leider 
verschlechtert. Um diese Verschlechterung entgegenzuwirken, benötigt die genannte Einrichtung eine leichte Zuschusserhöhung um 3.590 €.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung: 
Der Antrag lautete über 3.590 Euro. Aufgrund 
einer einheitlichen Veranschlagung wurde der 
Betrag auf volle 100 € aufgerundet.


Der SoA hat über die Anträge 28, 66 neu, 90 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 28. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


DIE LINKE. Erhöhung des Zuschusses für die Diakonische Gesellschaft - Tagestreff IGLU 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung: 
Der Antrag lautete über 3.591 Euro. Aufgrund 
einer einheitlichen Veranschlagung wurde der 
Betrag auf volle 100 € aufgerundet.


Der SoA hat über die Anträge 28, 66 neu, 90 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 28. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BIBS Erhöhung des Zuschusses für die Diakonische Gesellschaft - Tagestreff IGLU 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung: 
Der Antrag lautete über 3.591 Euro. Aufgrund 
einer einheitlichen Veranschlagung wurde der 
Betrag auf volle 100 € aufgerundet.


SoA Der SoA hat über die Anträge 28, 66 neu, 90 neu gemeinsam abgestimmt. 


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


StBez. 310 Anhebung des Zuschusses für das Mütterzentrum von 69.900 € auf 79.900 €. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 27, 65 neu und den Antrag des StBez. 310 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 27. 
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


29 1.31.3517.10 dauerh.


+ 28.000 + 28.000 + 28.000 + 28.000


SoA


44 1.31.3517.10 dauerh.


+ 130.000 + 130.000 + 130.000 + 130.000


SoA


30 1.41.4140.50 dauerh.


+ 18.000 + 18.000 + 18.000 + 18.000


+ 18.500 + 18.500 + 18.500 + 18.500 angenommen 5 / 3 / 2


+ 18.500 + 18.500 + 18.500 + 18.500 angenommen 7 / 4 / 0


67 
neu


1.41.4140.50 dauerh.


+ 18.500 + 18.500 + 18.500 + 18.500


SoA


FPA


Gesundheitsförderung Die LINKE. Zuschuss für den Verein für sexuelle Emanzipation e. V.
Der Verein für sexuelle Emanzipation e. V. (VSE) soll diesen Zuschuss für den Betrieb des schwul/lesbischen Zentrums Onkel Emma erhalten.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der SoA hat über die Anträge 30 und 67 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 30.


Der FPA hat über die Anträge 30 und 67 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 30.


Gesundheitsförderung BIBS Zuschuss für den Verein für sexuelle Emanzipation e. V.
Der VSE benötigt für die Sicherstellung der Räume und die Koordination und Anleitung der ehrenamtlich tätigen Personen im neu gegründeten les-bi-trans-schwulen  
Zentrum "Onkel Emma" finanzielle Unterstützung.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


SoA In der Sitzung wurde der Antrag betraglich dem Antrag der Fraktion Die Linke. angepasst. Der SoA hat über die Anträge 30 und 67 neu gemeinsam abgestimmt. 


Der FPA hat über die Anträge 30 und 67 neu gemeinsam abgestimmt. FPA


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BIBS Zuschuss für eine Verbraucherberatungsstelle
Der Rat hat am 13.12.2011 beschlossen, für 2012 in Zusammenarbeit mit der Verbraucherzentrale Niedersachsen e. V. in Braunschweig wieder eine Verbraucherzentrale 
zu errichten. Eine Verbraucherzentrale berät Bürgerinnen und Bürger in allen wirtschaftlichen Fragen. Sie verfügt über zahlreiche Informationen, die private Haushalte nur 
unter großem Aufwand beschaffen können. Während in zahlreichen kleineren niedersächsischen Städten (z. B. Gifhorn, Peine, Goslar) Verbraucherzentralen bestehen, 
besaß Braunschweig als zweitgrößte Stadt in Niedersachsen seit 2003 keine mehr. Der dauerhafte Zuschuss soll dazu dienen, die Arbeit der Beratungsstelle auf eine 
gesicherte und langfristige Basis zu stellen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der Antrag wurde zurückgezogen.


Förderung der freien 
Wohlfahrtspflege


BIBS Erhöhung des Zuschusses für die DRK-Beratungsstelle
Die fehlenden Mittel, entsprechend den Kosten einer halben Vollzeitstelle, sollen von der Stadt ausgeglichen werden, da sich das DRK durch Spendenrückgang nicht mehr 
in der Lage sieht, den Eigenanteil in der bisherigen Höhe aufzubringen. 


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der Antrag wurde zurückgezogen.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt FB 51 - Kinder, Jugend und Familie -


5
Öffentlich-rechtliche 
Entgelte


2.716.900            2.649.900         - 67.000 + 100.000 - 162.000 + 238.000 - 162.000 + 238.000 - 162.000 + 238.000


68 
neu


1.36.3650.01.01 dauerh.


- 466.400 - 1.119.400 - 1.119.400 - 1.119.400


JHA einstimmig abgelehnt


FPA einstimmig abgelehnt **)


151 
neu


1.36.3650.01 dauerh.


+ 141.700 + 340.000 + 340.000 + 340.000


dauerh.


- 67.000 + 100.000 - 162.000 + 238.000 - 162.000 + 238.000 - 162.000 + 238.000 angenommen 7 / 0 / 4


Krippenbetreuung städtisch DIE LINKE. Betreuung von Kindern unter 3 Jahren.
Auf die Erhebung von Entgelten bei der Betreuung von Krippenkindern wird ab dem Kindergartenjahr 2012/2013 verzichtet.


332110 Benutzungsgebühren und ähnliche 
Entgelte


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt eine Mindereinnahme von 
466.400 €.  Dieser Betrag setzt sich zusammen 
aus den Entgelten für die Betreuung in Krippen 
und in der Tagespflege. Für 2012 wurden 5/12 
berechnet.
Ein Verzicht der Entgelte wirkt sich auch auf die 
Zuschüsse  an freie Träger aus, da die Stadt 
den Ausgleich durch die Mindererträge decken 
muss.


Betreuung von Kindern unter 
3 Jahren


DIE LINKE. Der Entgelttarif für die Kindertagesstätten sowie Einrichtungen der Teilzeit-Schulkindbetreuung wird so verändert, dass ab dem Kindergartenjahr 2012/2013 von 
Haushalten mit einem Einkommen unter der Pfändungsgrenze von derzeit 1.029,99 Euro monatlich kein Entgelt für den Krippenbesuch gezahlt werden muss.


332110 Benutzungsgebühren
431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Nach Feststellung der Fachverwaltung ist ein 
Abstellen auf die Pfändungsgrenze mit der 
derzeit angewandten Entgeltberechnung nicht 
kompatibel. Der Antrag wäre nur mit 
erheblichem Bearbeitungsmehraufwand 
umsetzbar. Die finanziellen Auswirkungen 
können nicht eingeschätzt werden. Auf eine 
Anfrage der SPD-Fraktion (Nr. 152 neu) wurde 
ermittelt, dass ein Wegfall der unteren 5 von 21 
Entgeltstufen zu einer jährl. 
Haushaltsbelastung von 340.000 € führen 
würde. 


Die Äußerungen der Fachverwaltung sind in 
der Anlage 1 zur 1. Ergänzungsvorlage 
enthalten.


Im FPA wurde der Betrag der jährlichen Belastung von 340.000 € auf 400.000 € aktualisiert. Für das Jahr 2012 belaufen sie sich auf 167.000 €.FPA
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


29.779.437          29.823.437       44.000 44.000 44.000 44.000


31 
(59)


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000 angenommen 11 / 0 / 3


Anmerkung der Verwaltung:
siehe Mitteilung der Verwaltung, Drucksache 
12190/12 


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000 angenommen 7 / 0 / 4


78 
neu


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000


JHA


FPA


40XXXX Personal


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehraufwendungen von rd. 
44.000 € ergeben.
Dieser Antrag ist abhängig von der 
Beschlussfassung über den Stellenplan.


Der JHA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 31.


Der FPA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 31.


JHA Der JHA spricht sich dafür aus, dass die zusätzliche Stelle für Kinder- und Jugendbeteiligung grundsätzlich auch bei den Trägern der freien Jugendhilfe angesiedelt sein 
könnte. Die abschließende Zuordnung der Stelle soll mit den freien Trägern abgestimmt werden. Insofern sind die erforderlichen Personalkosten sowie die Sachkosten i.H. 
von 20.000,00€ zunächst vollständig im Budget des FB 51 zu veranschlagen. Sofern die Stelle bzw. Stellenanteile nach Abstimmung beim FB 51 zugeordnet werden, 
erfolgt die Deckung der erforderlichen Personalkosten für die städtische Kräften aus den im Budget zur Verfügung stehenden Sachmitteln. 
Der JHA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


DIE LINKE. Antrag zum Stellenplan
Schaffung einer Stelle für eine Sozialarbeiterin bzw. einen Sozialarbeiter
Mit DS 11973/11 hat die Verwaltung mitgeteilt, dass diese zusätzliche Stelle notwendig ist, um die Ergebnisse des Beteiligungskonzeptes bs4u umzusetzen.


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Antrag zum Stellenplan
Um die Kinder- und Jugendbeteiligung in Braunschweig weiter auszubauen und fortentwickeln zu können, werden in den Haushaltsplan 2012 zusätzliche Mittel für die 
Schaffung der Stelle für eine Sozialarbeiterin bzw. einen Sozialarbeiter eingestellt.


Der FPA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.FPA


40XXXX Personal


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehraufwendungen von rd. 
44.000 € ergeben.
Dieser Antrag ist abhängig von der 
Beschlussfassung über den Stellenplan 
(NR. 59).
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


126 
neu


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000


JHA


FPA


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 44.000 + 44.000 + 44.000 + 44.000


JHA


FPA


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


1.867.500            1.892.500         + 25.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


31 1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000 angenommen 11 / 0 / 3


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000 angenommen 7 / 0 / 4


69 
neu


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


JHA


FPA


Der FPA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 31.


Der FPA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. FPA


Der JHA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 31.


Der JHA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 31.


Der FPA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Der JHA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


427140 Veranstaltungen


JHA Der JHA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. 


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


DIE LINKE. Mit DS 11973/11 hat die Verwaltung mitgeteilt, dass dieser Betrag notwendig ist, um die Ergebnisse des Beteiligungskonzeptes bs4u umzusetzen. 427140 Veranstaltungen


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Um die Kinder - und Jugendbeteiligung in Braunschweig weiter auszubauen und fortentwickeln zu können, werden in den Haushaltsplan 2012 zusätzliche Mittel für die 
Einrichtung eines Budgets für Sachmittel in Höhe von 20.000 Euro eingestellt.


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


StBez. 132 Antrag zum Stellenplan
Der Stadtbezirksrat schlägt vor, im Haushaltsplanentwurf für 2012 im Stellenplan eine Ausweitung des Braunschweiger Beteiligungskonzeptes bs4u - wie in der Mitteilung 
des Oberbürgermeisters vom 20.10.2011 "Kinder- und Jugendbeteiligungen in Braunschweig" (Drucksache 11973/11) im Abschnitt "Anpassungsnotwendigkeiten" 
beschrieben - vorzusehen: Schaffung einer weiteren Stelle für eine Sozialarbeiterin bzw. eines Sozialarbeiters ... zur Durchführung von Beteiligungsaktionen sowie zur 
Umsetzung von Ergebnissen mit dem vorrangigen Ziel: Realisierung der jährlich im Stadtbezirk 132 - Viewegsgarten-Bebelhof - stattfindenden Kinder- und 
Jugendbeteiligung.


40XXXX Personal


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehraufwendungen von rd. 
44.000 € ergeben.
Dieser Antrag ist abhängig von der 
Beschlussfassung über den Stellenplan.


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


SPD Antrag zum Stellenplan
Um die aufgrund der Prüfung des Beteiligungskonzeptes bs4u angezeigten Veränderungen zu realisieren, sind im Haushaltsplan 2012 MIttel einzustellen für die Schaffung 
einer Stelle für eine Sozialarbeiterin bzw. einen Sozialarbeiter zur Durchführung von Beteiligungsaktionen sowie zur Umsetzung von deren Ergebnissen.


40XXXX Personal


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehraufwendungen von rd. 
44.000 € ergeben.
Dieser Antrag ist abhängig von der 
Beschlussfassung über den Stellenplan.


Der FPA hat über die Anträge 31, 78 neu, 126 neu und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 31.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


126 
neu


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


JHA


FPA


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


JHA


FPA


1.36.3620.01.06 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


JHA


FPA


128 
neu


1.36.3670.01 einmalig


+ 5.000 0 0 0


JHA + 5.000 0 0 0 ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.


FPA + 5.000 0 0 0 angenommen 7 / 4 / 0


Der FPA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Der FPA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Der FPA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Der JHA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Kinderschutzhaus Ölper SPD Um es dem Kinderschutzhaus Ölper auch in Zukunft zu ermöglichen besondere Veranstaltungen, wie Sommerfeste, Geburtstagsfeiern, Verabschiedungen u. ä., 
durchzuführen, ist eine einmalige Bezuschussung als Anschubfinanzierung sinnvoll und notwendig.


427140 Veranstaltungen


Anmerkung der Verwaltung:
Das Jugendschutzhaus Ölper ist eine 
städtische Einrichtung. Die beantragten Mittel 
würden nicht als Zuschuss sondern als 
Aufwendungen für Veranstaltungen in den 
Haushalt aufgenommen werden.


Der JHA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


StBez. 120 Der Bezirksrat beauftragt die Jugendförderung der Stadt Braunschweig mit der Vorbereitung von Kinder- und Jugendversammlungen im Stadtbezirk. Für die Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen in den sie betreffenden Angelegenheiten im Bezirk sollen Mittel im Haushalt bereit gestellt werden.


427140 Veranstaltungen


Der JHA hat über die Anträge 31, 69 neu, 126 neu, Antrag des StBez. 120 und Antrag des StBez. 132 gemeinsam abgestimmt.  Ergebnis siehe Antrag 31.


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


StBez. 132 Der Stadtbezirksrat schlägt vor, im Haushaltsplanentwurf für 2012 eine Ausweitung des Braunschweiger Beteiligungskonzeptes bs4u - wie in der Mitteilung des 
Oberbürgermeisters vom 20.10.2011 "Kinder- und Jugendbeteiligungen in Braunschweig" (Drucksache 11973/11) im Abschnitt "Anpassungsnotwendigkeiten" beschrieben 
- vorzusehen: ... die Einrichtung eines Budgets in Höhe von 20.000 Euro zur Durchführung von Beteiligungsaktionen sowie zur Umsetzung von Ergebnissen mit dem 
vorrangigen Ziel: Realisierung der jährlich im Stadtbezirk 132 - Viewegsgarten-Bebelhof stattfindenden Kinder- und Jugendbeteiligung.


427140 Veranstaltungen


Beteiligungs- u. 
Spielplatzang.-heiten


SPD Um die aufgrund der Prüfung des Beteiligungskonzeptes bs4u angezeigten Veränderungen zu realisieren, sind im Haushaltsplan 2012 MIttel einzustellen für die 
Einrichtung eines Budgets in Höhe von 20.000 € zur Durchführung von Beteiligungsaktionen sowie zur Umsetzung von deren Ergebnissen.


427140 Veranstaltungen
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


18 Transferaufwendungen 72.937.100          73.381.100       + 444.000 + 1.004.000 + 1.004.000 + 1.004.000


32 1.36.3630.06.05 dauerh.


+ 28.000 + 28.000 + 28.000 + 28.000


JHA + 28.000 + 28.000 + 28.000 + 28.000 angenommen 6 / 0 / 8


FPA + 28.000 + 28.000 + 28.000 + 28.000 angenommen 7 / 4 / 0


33 1.36.3630.06.05 dauerh.


+ 16.000 + 16.000 + 16.000 + 16.000


JHA


34 510-3200 dauerh.


+ 16.000 + 16.000 + 16.000 + 16.000


+ 16.000 + 16.000 + 16.000 + 16.000 angenommen 7 / 0 / 7


+ 16.000 + 16.000 + 16.000 + 16.000 angenommen 7 / 4 / 0


35 510-3200 dauerh.


+ 16.000 + 16.000 + 16.000 + 16.000


JHA


FPA


Der FPA hat über die Anträge 34, 35 und 70 neu gemeinsam abgestimmt.FPA


Der FPA hat über die Anträge 34, 35 und 70 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 34.


Einr. freier Träger BIBS Erhöhung des Zuschusses für den Dachverband der Elterninitiativen (DEB).
Der DEB als Kontakt- und Beratungsstelle benötigt für die gestiegene Zahl der Kitas in Trägerschaft von Elternvereinen (auf 42 Gruppen in 2011) mehr Kapazitäten in der 
Beratung.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der JHA hat über die Anträge 34, 35 und 70 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 34.


Einr. freier Träger BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für den Dachverband der Elterninitiativen (DEB).
Angesichts der jahrzehntelangen qualifizierten und erfolgreichen Arbeit der DEB ist es sinnvoll und vertretbar, die bisher gewährte Fördersumme um 16.000 Euro 
anzuheben und an den tatsächlichen Bedarf des DEB anzupassen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


JHA Der JHA hat über die Anträge 34, 35 und 70 neu gemeinsam abgestimmt.


Son. Angebote d. Fam.-
bildung/-beratung


BIBS Erhöhung des Zuschusses für den Verband alleinerziehender Mütter und Väter e. V. (VAMV).
Damit die bisherige, erfolgreiche Arbeit des VAMV Braunschweig auf dem Gebiet der Integration von Kindern getrennt lebender Paare und alleinerziehender Elternteile 
bzw. für die Eltern selbst, fortgesetzt werden kann, bedarf es zusätzlicher Mittel.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der Antrag wurde zurückgezogen.


Son. Angebote d. Fam.-
bildung/-beratung


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Erhöhung des Zuschusses für die DRK-Beratungsstelle für Eltern in Trennungssituationen und Alleinerziehende (BETA).
Die BETA bietet eine umfassende und für Braunschweig wichtige Beratungsfunktion für Familien, Alleinerziehende und Kinder an, die nach eigenen Angaben ohne eine 
Erhöhung des städtischen Zuschusses bedroht wäre. Aus diesem Grund ist es sinnvoll und vertretbar, den Zuschuss zu erhöhen und den Bedarf der BETA anzupassen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


70 
neu


510-3200 dauerh.


+ 16.000 + 16.000 + 16.000 + 16.000


JHA


FPA


36 1.36.3650.XX dauerh.


+ 400.000 + 960.000 + 960.000 + 960.000


+ 400.000 + 960.000 + 960.000 + 960.000 angenommen 12 / 0 / 2


Anmerkung der Verwaltung:
siehe Mitteilung der Verwaltung, Drucksache 
12206/12 


FPA einstimmig abgelehnt **)


127 
neu


1.36.3650.XX dauerh.


+ 400.000 + 960.000 + 960.000 + 960.000


JHA


+ 400.000 + 960.000 + 960.000 + 960.000 angenommen 7 / 0 / 4


Der FPA hat über die Anträge 34, 35 und 70 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 34.


Der FPA hat über den Antrag der SPD-Fraktion in der Ursprungsfassung abgestimmt. Die zusätzliche Förderung soll nur in den Stadtteilen mit Förderbedarf erfolgen und 
nicht auch in einzelnen Einrichtungen in anderen Stadtteilen.


FPA


Tageseinrichtungen für 
Kinder


SPD Zusätzliche Förderung für Kindertageseinrichtungen in Stadtteilen mit Förderbedarf
Tageseinrichtungen für Kinder in Stadtteilen mit Förderbedarf wird neben der Grundförderung eine zusätzliche Förderung gewährt, um den besonderen Förderbedarfen 
der Kinder, aber auch den Unterstützungs- und Begleitungsbedarf der eltern infolge oftmals vielfältiger Problemlagen besser entsprechen zu können. Die Verwaltung wird 
beauftragt, Förderrichtlinien zu erarbeiten, sodass mit Beginn des KIndergartenjahres 2012/2013 den einzelnen Kindertageseinrichtungen in Abhängigkeit von der  Art und 
der Anzahl der Gruppen eine erhöhte Förderung für zusätzliches Personal gewährt werden kann.
Im Haushaltsplan 2012 sind dafür 400.000 € einzusetzen. Der Stellenplan ist für städtische Tageseinrichtungen für Kinder entsprechend anzupassen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Die beantragte Summe entspricht 5/12. Für die 
Folgejahre werden jeweils 
960.000 € benötigt.


Der JHA hat sich dafür ausgesprochen, die Qualitätsverbesserung im ersten Schritt durch mehr Personal und nicht duch Gruppenreduzierungen zu erreichen. Herr 
Ratsherr Flake schließt sich mit dem Antrag der SPD-Fraktion dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an. Insofern soll die Betreuungsqualität in den 
Stadtteilen mit besonderem Förderbedarf und in einzelnen Einrichtungen in anderen Stadtteilen verbesseert werden.Der JHA hat über die Anträge 36 und 127 neu 
gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 36. 


Tageseinrichtungen für 
Kinder


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Verbesserung der Betreuungsqualität in Kindertagesstätten, Eltern-Kind-Gruppen und KTK´s.
Für Betreuungseinrichtungen in Stadtteilen mit besonderem Förderbedarf und einzelne Einrichtungen in anderen Stadtteilen, die von der sozialen Zusammensetzung der 
Kinder her einen besonderen Förderbedarf haben, wird zusätzlich zur Grundförderung ein Betrag für Personalkosten zur Verbesserung der Betreuungsqualität zur 
Verfügung gestellt.
Der Förderbetrag wird als Gesamtsumme für jede einzelne Einrichtung gewährt und ermittelt sich aus der Anzahl der Gruppen, der Art der Gruppen und dem zeitlichen 
Betreuungsumfang pro Gruppe. Er liegt zwischen 5.000 € und 10.000 € pro Gruppe und gilt für Betreuungsgruppen in allen 3 Altersstufen in Kindertagesstätten, Eltern-
Kindgruppen und KTK´s.
Den aus den Einzel-Gruppenbeträgen ermittelten Gesamtbetrag kann jede Einrichtung für zusätzliches Personal verwenden, es wird aber keine konkrete Festlegung 
gemacht, ob dafür gleichmäßig der Personalumfang in jeder Gruppe erhöht wird, ob nur eine bestimmte Gruppe aufgestockt wird oder ob besondere Fördergruppen mit 
einzelnen Kindern gebildet werden.
Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechende Förderrichtlinien zu erarbeiten, so dass das Programm ab dem Kindergartenjahr 2012/2013 umgesetzt werden kann.
In den Haushalt 2012 werden für dieses Programm 400.000 € eingestellt.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Die beantragte Summe entspricht 5/12. Für die 
Folgejahre werden jeweils 
960.000 € benötigt.


JHA Der JHA hat sich dafür ausgesprochen, die Qualitätsverbesserung im ersten Schritt durch mehr Personal und nicht durch Gruppenreduzierungen zu erreichen. 
Der JHA hat über die Anträge 36 und 127 neu gemeinsam abgestimmt.


Einr. freier Träger DIE LINKE. Erhöhung des Zuschusses für den Dachverband der Elterninitiativen (DEB). 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der JHA hat über die Anträge 34, 35 und 70 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 34.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


71 
neu


1.36.3650.01/02 dauerh.


+ 125.500 + 301.200 + 301.200 + 301.200


JHA abgelehnt 0 / 13 / 1


FPA einstimmig abgelehnt **)


1.36.3650.01 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


JHA


FPA einstimmig abgelehnt **)


1.36.3650.02 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


JHA


FPA einstimmig abgelehnt **)


37 1.36.3650.02.05 dauerh.


+ 400.000 + 400.000 + 400.000 + 400.000


JHA FBL 51 beantwortet die Anfrage der BIBS-Fraktion in Form der Stellungnahme Nr. 8368/12. Daraufhin zieht Herr Ratsherr Jenzen den Antrag zurück.


Der Antrag ist durch die Beschlussfassung zu Antrag 36 und 127 neu als erledigt anzusehen.


Kindergartenbetreuung bei 
übrigen Kita-Trägern


BIBS Im Rahmen des "Konzeptes für die Arbeit mit verhaltensauffälligen und/oder entwicklungsverzögerten Kindern in Tageseinrichtungen für Kinder in der Stadt Braunschweig" 
(VA/EV-Konzept) muss eine Anhebung der Platzkapazitäten auf 100 geförderte Kinder pro Kindergartenjahr vorgenommen werden, um allen vom jugendärztlichen Dienst 
als verhaltensauffällig und/oder entwicklungsverzögerten erkannten Kindern eine Förderung im Rahmen des Konzeptes zu ermöglichen. Das VA/EV-Konzept ermöglicht 
es, in Kitas die Gruppengröße abzusenken und Stützpädagoginnen und -pädagogen einzustellen.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der Antrag ist durch die Beschlussfassung zu Antrag 36 und 127 neu als erledigt anzusehen.


Kindergartenbetreuung StBez. 310 Bei der Kindergartenbetreuung soll eine Senkung der Gruppengrößen für die Kindertagesstätten im Bezirk auf maximal 20 Kinder erfolgen.


Der Antrag wird bezüglich der erforderlichen Neu- bzw. Anbauten für die neu zu bildenen Gruppen in der Liste "Finanzhaushalt - Anträe der Fraktionen und 
Stadtbezirksräte" dargestellt.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Betreuung von Kindern unter 
3 Jahren


StBez. 310 Für die Betreuung von Kindern unter 3 Jahren soll der Personalschlüssel für die Krippen im Bezirk 1:5 betragen. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Krippen-/ 
Kindergartenbetreuung


DIE LINKE. In den sozial benachteiligten Stadtteilen soll die Gruppengröße in Kitas mittelfristig auf max. 20 Kinder begrenzt werden und der Personalschlüssel in Krippen max. 1:5 
betragen. Dazu sollen in einem ersten Schritt durch eine solche Reduzierung zwei neue Gruppen entstehen.
Für das Jahr 2013 und die Folgejahre soll von der Verwaltung ein Konzept zur weiteren Reduzierung der Gruppengröße erstellt werden.


Bezüglich der Investitionen für den Neubau von Kitas siehe Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte" Antrag Nr. 75 neu.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Die beantragte Summe entspricht 5/12. Für die 
Folgejahre werden 301.200 Euro 
berücksichtigt.
Der Antrag lautete über 125.460 Euro. 
Aufgrund einer einheitlichen Veranschlagung 
wurde der Betrag auf volle 100 € aufgerundet.







Seite 23


Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


1.36.3650.02.05 dauerh.


+ 81.500 + 81.500 + 81.500 + 81.500


JHA


FPA einstimmig abgelehnt **)


1.36.3650.02.05 dauerh.


+ 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000


JHA + 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000 ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.


FPA einstimmig abgelehnt


38 1.36.3650.03 dauerh.


+ *) + *) + *)


JHA + *) + *) + *) angenommen 7 / 0 / 7


Anmerkung der Verwaltung:
Aufgrund der noch nicht feststehenden 
Planungen zu den neu zu schaffenden Offenen 
Ganztagsgrundschulen, werden in den 
Finanzplanungszeitraum 2013-2015 noch 
keine Betriebskosten eingeplant. Zur 
Haushaltsplanaufstellung 2013 werden diese 
dann berücksichtigt.


FPA


1.36.3660.02 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


JHA + *) + *) + *) + *) Ohne Beschlussvorschlag passieren 
lassen.


FPA abgelehnt 0 / 9 / 2


Einrichtungen der Kinder- u. 
Jugendarbeit


StBez. 321 Die Verwaltung wird gebeten, die notwendigen Haushaltsmittel für die Planung und Realisierung einer Jugendbegegnungsstätte für Watenbüttel-Völkenrode in den 
Haushalt 2012 einzustellen und Mittel für den Betrieb in die Haushalte der Folgejahre einzustellen.


Der Antrag wird bezüglich der Investitionen in der Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte" dargestellt.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Betreuung von Schulkindern BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Betriebskosten für zwei Offene Ganztagsgrundschulen zum Schuljahr 2013/2014.


Der Antrag bezüglich der Planungs- und Investitionskosten  für die Einrichtung von zwei Offenen Ganztagsgrundschulen werden in den Listen "Finanzhaushalt - Anträge 
der Fraktionen und Stadtbezirksräte" und "Investitionsprogramm 2011 - 2015" (Antrag Nr. 49) dargestellt.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keine Beträge. Eine grobe 
Schätzung kann ebenfalls noch nicht 
vorgenommen werden. 


Der Antrag wird bezogen auf die Betriebskosten zurückgezogen.


Der JHA sieht den Antrag aufgrund der Stellungnahme 8368/12 der Verwaltung als erledigt an. Eine Abstimmung erfolgt nicht.


Kindergartenbetreuung bei 
übrigen Kita-Trägern


StBez. 331 Das bereits in Gründung befindliche Familienzentrum St. Georg (Freyastraße) wird in die genannte erste Ausbaustufe aufgenommen. In den Haushalt 2012 werden daher 
Mittel in Höhe von 40.000 € für den Betrieb eines Familienzentrums am Standort der Kindertagestätte St. Georg in der Freyastraße eingestellt. Diese Mittel teilen sich dabei 
gemäß der Konzeption der Stadt Braunschweig in 25.000 € für Personalkosten und 15.000 € für Sachkosten auf.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Kindergartenbetreuung bei 
übrigen Kita-Trägern


StBez. 310 Im Haushaltsplan 2012 wird der Zuschuss für die Arbeit mit verhaltensauffälligen und/oder entwicklungsverzögerten Kindern in Braunschweiger Kindertagestätten um 
81.500 € erhöht.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


1.36.3660.02.02 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


+ 100.000 + 100.000 + 100.000 + 100.000 angenommen 9 / 0 / 3


FPA abgelehnt 2 / 9 / 0


Teilhaushalt FB 61 - Stadtplanung und Umweltschutz


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


6.870.203            6.870.203         0 0 0 0


56 1.56.5610.06 dauerh.


+ 147.600 + 147.600 + 147.600 + 147.600


PlUA + 147.600 + 147.600 + 147.600 + 147.600 Ohne Beschlussvorschlag passieren 
lassen.


FPA abgelehnt 1 / 10 / 0


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


3.487.500            3.507.500         20.000 0 0 0


154 
neu


1.56.5610.08 einmalig


+ 20.000 0 0 0


FPA + 20.000 0 0 0 angenommen 8 / 0 / 3


40XXXX Personal


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keinen Betrag. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehraufwendungen von rd. 
147.600 € ergeben.
Dieser Antrag ist abhängig von der 
Beschlussfassung über den Stellenplan.


Wasserrecht CDU Planungskosten für das Projekt "Wasser in der Stadt - Visualisierung Burggraben" 427115 Planungskosten


JHA Der JHA nimmt den Antrag auf und modifiziert ihn auf Anregung von Herrn Ratsherrn Flake auf 4 Jugendtreffs (neben Leiferde auch Waggum, Rautheim und Geitelde) die 
zurzeit nur über eine 1/2 Stelle verfügen. Diese sollen jeweils um eine 1/2 Stelle aufgestockt werden. Insgesamt sind 100.000€ vorzusehen.


Artenschutz BIBS Antrag zum Stellenplan
Für den Fachbereich 61 Stadtplanung und Umweltschutz werden zwei zusätzliche Stellen für Biologen mit vertiefter zoologischer und/oder botanischer Artenkenntnis 
geschaffen.


Kinder- und Jugendzentren 
freie Träger


StBez. 211 Es wird beantragt, in den Haushalt 2012 Mittel in Höhe von 20.000 € für einen 5-Tage-Betrieb des Jugendzentrums Leiferde einzustellen. 431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


18 Transferaufwendungen 1.857.900            1.869.900         + 12.000 + 12.000 + 12.000 + 12.000


39 1.56.5610.12 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


+ 12.000 + 12.000 + 12.000 + 12.000 angenommen 4 / 0 / 7


+ 12.000 + 12.000 + 12.000 + 12.000 angenommen 7 / 4 / 0


72 
neu


1.56.5610.12 dauerh.


+ 13.500 + 13.500 + 13.500 + 13.500


PlUA


FPA


91 
neu


1.56.5610.12 dauerh.


+ 12.000 + 12.000 + 12.000 + 12.000


PlUA


FPA


40 1.56.5610.12 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


PlUA abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA einstimmig abgelehnt **)


Der FPA hat über die Anträge 39, 72 neu und 91 neu gemeinsam abgestimmt.FPA


Der FPA hat über die Anträge 39, 72 neu und 91 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 39.


Der FPA hat über die Anträge 39, 72 neu und 91 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 39.


Förderung von 
Umweltorganisationen


BIBS Zuschuss an den Nabu Ortsverein Braunschweig e. V. 431810 Zuschüsse an übrige Bereiche


Förderung von 
Umweltorganisationen


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Zuschuss an den BUND Braunschweig e. V.
Die Kreisgruppe Braunschweig BUND (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland) hat am 31.10.2011 in einem Schreiben an alle Ratsfraktionen und am 18.11.2011 
in einem Antrag an die Verwaltung einen jährlichen Zuschuss aus dem städtischen Haushalt in Höhe von 12.000 € beantragt. Zur Begründung wird dort aufgeführt, dass 
die BUND-Kreisgruppe beträchtliche Leistungen für die Stadt Braunschweig und ihre Bürger/innen erbringt. Um die laut eigener Darstellung kritische Finanzsituation des 
BUND Braunschweig zu erleichtern, ist eine Erhöhung der bisher im Haushaltsplan-Entwurf veranschlagten Summe für Zuschüsse an Umweltorganisationen und -
verbände um 12.000 € notwendig. 


431810 Zuschüsse an übrige Bereiche


Der PlUA hat über die Anträge 39, 72 neu und 91 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 39.


Förderung von 
Umweltorganisationen


DIE LINKE. Zuschuss an den BUND Braunschweig e. V.
Der BUND soll eine institutionelle Förderung in der genannten Höhe erhalten. Damit sind sonstige Mittel für einzelne Projekte abgegolten.


431810 Zuschüsse an übrige Bereiche


Der Antrag wurde betraglich dem Antrag Nr. 91 neu angepasst.
Der PlUA hat über die Anträge 39, 72 neu und 91 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 39.


Förderung von 
Umweltorganisationen


BIBS Zuschuss an den BUND Braunschweig e. V. 431810 Zuschüsse an übrige Bereiche


PlUA Der Antrag wurde betraglich dem Antrag Nr. 91 neu angepasst.
Der PlUA hat über die Anträge 39, 72 neu und 91 neu gemeinsam abgestimmt.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


145 
neu


1.56.5610.12 dauerh.


+ 5.000 + 5.000 + 5.000 + 5.000


PlUA abgelehnt 2 / 4 / 5


AfKW abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA einstimmig abgelehnt **)


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


2.061.900            2.061.900         0 0 0 0


41 
(neu)


1.56.5610.05 3 Jahre


+ 100.000 + 100.000 + 100.000 0


PlUA abgelehnt 1 / 8 / 2


FPA einstimmig abgelehnt **)


42 1.56.5610.06 dauerh.


+ 50.000 + 50.000 + 50.000 + 50.000


PlUA abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA einstimmig abgelehnt **)


Landschaftsschutz, -pflege, -
entwicklung


BIBS Da die Einkürzung eines bis zu 200-jährigen Baumbestandes in Deutschland auf so großer Fläche bisher einmalig ist und sich nur jetzt die Möglichkeit bietet, die 
sukzessiven Prozesse zu dokumentieren, muss die Untersuchung jetzt beginnen. Es ist zu erwarten, dass sich hier besondere Lebensräume entwickeln. Die Untersuchung 
soll in Zusammenarbeit mit renommierten wissenschaftlichen Einrichtungen durchgeführt werden.


443140 Prüfungs- und Beratungskosten


Artenschutz BIBS Die Bewahrung und  Förderung von Biodiversität als Grundlage einer nachhaltigen Stadtentwicklung muss wieder stärker in den Vordergrund gestellt werden. Als erster 
Schritt dafür soll eine Untersuchung/Dokumentation von Wirbellosen in Braunschweig durchgeführt werden, da nach Artenschutzkonzept der Stadt Braunschweig (2008) in 
vielen Bereichen insbesondere Kenntnisse zu wirbellosen Tiergruppen(Laufkäfer, Holzkäfer, Heuschrecken etc.) fehlen.


443140 Prüfungs- und Beratungskosten


Förderung von 
Umweltorganisationen


BIBS Zuschuss an den Förderkreis Umwelt- und Naturschutz (fun) Hondelage e. V.
Der fun-Hondelage e. V. engagiert sich nach eigenen Angaben seit 20 Jahren für die Pflege, Entwicklung und den dauerhaften Erhalt von Lebensräumen in Braunschweig. 
Der fun hat erfolgreich viele Projekteumgesetzt, kann aber mit seinem eigenen Budget die Ausgaben kaum mehr aufbringen bzw. muss sie zurückstellen. Deswegen bittet 
der fun-Hondelage um städtische Bezuschussung.


431810 Zuschüsse an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt FB 66 - Tiefbau und Verkehr


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


4.022.300            4.042.300         + 20.000 0 0 0


1.54.5460.01 einmalig


+ 20.000 0 0 0


BA + 20.000 0 0 0 ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.


PlUA + 20.000 0 0 0 ohne Beschlussvorschlag passieren lassen.


Anmerkung der Verwaltung:
Der Betrag wurde nur einmal als 
Haushaltsbelastung eingerechnet.


FPA + 20.000 0 0 0 angenommen 7 / 4 / 0


Teilhaushalt FB 67 - Stadtgrün und Sport


5
Öffentlich-rechtliche 
Entgelte


2.019.000            2.019.000         0 0 0 0


43 a 1.42.4241.03.01 dauerh.


- 80.300 - 107.000 - 107.000 - 107.000


SpA abgelehnt 4 / 7 / 0


FPA abgelehnt 3 / 7 / 1


43 b 1.42.4241.03.01 dauerh.


+ *) + *) + *)


SpA abgelehnt 4 / 7 / 0


FPA einstimmig abgelehnt **)


Sporthallen BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Änderung der Entgelte für die Nutzung von Sportstätten
Die Verwaltung wird gebeten, rechtzeitig zu den Beratungen des Haushaltsplans 2013 einen Entgelttarif vorzuschlagen, der sicherstellt, dass die Arbeit von Sportvereinen 
mit Jugendlichen und Kinder in städtischen Sporteinrichtungen ab dem 01.01.2013 ohne Entgeltzahlungen des Vereins erfolgen kann. 


332110 Benutzungsgebühren und ähnliche 
Entgelte


Sporthallen BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Änderung der Entgelte für die Nutzung von Sportstätten
Die Änderung des Entgelttarifs der Stadt Braunschweig für die Benutzung der städtischen Sporteinrichtungen vom 19.03.2002 (s. Drucksache 6541/02) wird mit Wirkung 
ab dem 01.04.2012 rückgängig gemacht. Die Verwaltung wird gebeten, dem Rat rechtzeitig hierfür eine entsprechende Vorlage zuzuleiten. Im Rahmen der allgemeinen 
Kürzungen zur Sanierung des städtischen Haushalts wurden die Entgelte für die Nutzung von städtischen Sporteinrichtungen 2002 verdoppelt. Dieser Beschluss ist trotz 
deutlicher Verbesserung der Haushaltslage in den letzten Jahren nicht korrigiert worden. Angesichts der gemeinnützigen Tätigkeit der Sportvereine und zur Motivation der 
dort ehrenanmtlich arbeitenden Aktiven ist eine finanzielle Entlastung der Vereine dringend erforderlch.


332110 Benutzungsgebühren und ähnliche 
Entgelte


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keine Beträge. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mindererträge in Höhe von jährlich 
rd. 107.000 € (in 2012 anteilig 9/12) ergeben.
Die Entgelte wurden in 2002 nicht verdoppelt 
sondern um 50% erhöht, auf dieser Basis 
wurde der o. g. Betrag ermittelt.


Parkraumbewirtschaftung StBez. 120 Im Bezug auf ein Parkraumbewirtschaftungskonzept für das gesamte östliche Ringgebiet soll 2012 mit dem Teilgebiet innerhalb des Rings bis zur Oker begonnen werden. 
Dazu sollen 20.000 € bereit gestellt werden.  


427115 Planungskosten
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


18 Transferaufwendungen 2.191.500            2.191.500         0 0 0 0


1.42.4210.01 einmalig


+ 500 0 0 0


SpA abgelehnt 0 / 8 / 3


FPA einstimmig abgelehnt **)


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


3.374.500            3.374.500         0 0 0 0


129 
neu


1.42.4241.01 dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


+ *) + *) + *) + *) angenommen 7 / 0 / 4


Anmerkung der Verwaltung :
Zur FPA Sitzung wurde mitgeteilt, dass die 
Sportentwicklungsplanung Kosten in Höhe von 
insgesamt 150.000 € bis 400.000 € verursacht.


abgelehnt 5 / 6 / 0


Die SPD-Fraktion beantragt für die Erstellung eines Sportentwicklungsplanes Beträge von 50.000 € für 2012 und weitere 100.000 € für 2013.FPA


Sportentwicklungsplanung SPD Sportentwicklungsplan für Braunschweig
In den Haushalt sind die Mittel einzustellen, die benötigt werden, um den Prozess einer Sportentwicklungsplanung einzuleiten und durchzuführen.


443140 Prüfung- und Beratungskosten


Sportentwicklungsplanung SpA Die Verwaltung wurde gebeten bis zum Finanz- und Personalausschuss eine Stellungnahme zur Höhe der erforderlichen Mittel abzugeben.


Sportförderung StBez. 114 Der Stadtbezirksrat bittet, aufgrund der Durchführung von Veranstaltungen anlässlich des 100-jährigen Bestehens des SC Rot-Weiß Volkmarode im Jahr 2012 entweder 
die durch den Stadtbezirksrat im Jahr 2012 vergebenen Mittel um 500 € aufzustocken oder Mittel in Höhe von 500 € aus dem städtischen Haushalt an den SC Rot-Weiß 
Volkmarode direkt zu vergeben.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt Allgemeine Finanzwirtschaft


1
Steuern und ähnliche 
Abgaben


333.435.500        334.435.500     + 1.000.000 + 1.600.000 + 1.600.000 + 1.600.000


45 1.61.6110.01 dauerh.


+ 900.000 + 1.200.000 + 1.200.000 + 1.200.000


+ 1.000.000 + 1.600.000 + 1.600.000 + 1.600.000 einstimmig angenommen


73 
neu


1.61.6110.01 dauerh.


+ 1.950.700 + 1.950.700 + 1.950.700 + 1.950.700


FPA


Der FPA beschließt die Erhöhung des Steuersatzes auf 20 %FPA


Der Antrag wird als erledigt angesehen.


Steuern, allgemeine 
Zuweisungen/Umlagen


DIE LINKE. Es soll eine Kulturförderabgabe nach dem Vorbild der Stadt Köln - örtliche Aufwandssteuer bei entgeltlicher Übernachtung in einem Beherbbergungsbetrieb in Höhe von 5 
v. H. des vom Gast aufgewendeten Betrages - erhoben werden.


Die Einnahmen sollen zur Deckung der Anträge der Linksfraktion verwendet werden.


303910 Sonstige örtliche Steuer


Steuern, allgemeine 
Zuweisungen/Umlagen


BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN


Änderung der Vergnügungssteuersatzung: Erhöhung des Steuersatzes auf Geldspielgeräte von 12% auf 19%.
Der Steuersatz auf Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit liegt in Braunschweig nach der Darstellung der Verwaltung (s. DS 13058/10) mit 12% deutlich unter dem 
Durchschnitt vergleichbarer Städte in Deutschland. Da die Gefahren einer Spielsucht bei diesen Geräten besonders gravierend sind und die Höhe des Steuersatzes 
durchaus ein Instrument zur Verringerung der Spielgeräte-Anzahl sein kann, soll der Steuersatz auf den andernorts bereits festgelegten Satz von 19% angehoben werden. 
Die daraus möglicherweise resultierenden Mehreinnahmen müssen entsprechend im Haushaltsplan veranschlagt werden.


In der Liste "Ergebnishaushalt - Zwingende Ansatzveränderungen" ist unter lfd. Nr. 64 eine Erhöhung der Vergnügungssteuer zum 1. April 2012 von 12% auf 18% 
vorgesehen. Diese Ansatzveränderung wurde wieder zurückgezogen.


303130 Vergnügungssteuer Automaten


Anmerkung der Verwaltung:
Der Antrag enthielt keine Beträge. Nach einer 
ersten groben Schätzung durch die Verwaltung 
würden sich Mehrerträge in Höhe von jährlich 
rd. 1,2 Mio. € ergeben. Da eine Änderung der 
Satzung frühestens zum 1. April 2012 erfolgen 
kann, wird der Mehrertrag für 2012 anteilig für 
neun Monate aufgenommen.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Gesamtstädtisch


18 Transferaufwendungen + 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700


46 verschiedene dauerh.


+ 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700


SpA Keine Abstimmung erfolgt


AfKW abgelehnt 4 / 4 / 3


+ 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700 angenommen 4 / 1 / 9


+ 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700 angenommen 7 / 2 / 2


Anmerkung der Verwaltung:
Der Betrag wurde nur einmal als 
Haushaltsbelastung eingerechnet.


+ 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700 angenommen 7 / 0 / 4


74 
neu


verschiedene dauerh.


+ 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700


JHA


SoA


FPA


Der SoA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 46


Der FPA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 46


FB 41, 50, 51 und 67 DIE LINKE. Zuschuss für die Freiwilligenagentur Braunschweig
Die Freiwilligenagentur soll ab 2012 eine institutionelle Förderung in der genannten Höhe erhalten.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der JHA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 46


JHA Der JHA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt.


SoA Der SoA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt.


Der FPA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt.FPA


FB 41, 50, 51 und 67 BIBS Zuschuss für die Freiwilligenagentur Braunschweig
Ehrenamt und Freiwillige nehmen in unserer Gesellschaft einen wichtigen Stellenwert ein. Aus diesem Grund ist es notwendig eine Struktur zu haben, die die neutrale 
Arbeit mit Freiwilligen und den Institutionen in denen sie tätig sein sollen, ermöglicht.


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Der Ausschuss hat sich einstimmig dafür ausgesprochen, dass der Antrag im Sozialausschuss behandelt werden soll.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


130 
neu


verschiedene dauerh.


+ 22.700 + 22.700 + 22.700 + 22.700


JHA


SoA


FPA


Verschiedene dauerh.


+ *) + *) + *) + *)


JHA


SchA + *) + *) + *) + *) Ohne Beschlussvorschlag passieren 
lassen.


SoA


AfI abgelehnt 0 / 4 / 7


AfKW abgeleht 0 / 4 / 7


FPA einstimmig abgelehnt **)


Diverse -                         0 0 0 0


Diverse dauerh.


+ 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600


FPA abgelehnt 0 / 10 / 1


Diverse dauerh.


+ 1.100 + 1.100 + 1.100 + 1.100


FPA abgelehnt 1 / 10 / 0


StBez. 120 Erhöhung der Mittel des Stadtbezirksrates 120 Östliches Ringgebiet diverse


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung: 
Haushaltskürzungen sind aus Sicht der 
Verwaltung nicht erfolgt, so dass der Antrag ins 
Leere läuft.


Der JHA sieht den Antrag als erledigt an, da keine Haushaltskürzungen vorgesehen sind.


Der SoA sieht den Antrag als erledigt an, da keine Haushaltskürzungen vorgesehen sind.


StBez. 114 Verdopplung der Mittel des Stadtbezirksrates 114 Volkmarode; hier: anteilige Mittel Ergebnishauhalt, s. auch  Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und 
Stadtbezirksräte"


diverse


Der JHA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 46


Der SoA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 46


FB 40, 41, 50 u. 51 StBez. 120 Im östlichen Ringgebiet sollen im gesamten Jugend-, Sozial-, Kultur- und Bildungsbereich keine Haushaltskürzungen gegenüber 2011 durchgeführt werden.


FB 41, 50, 51 und 67 SPD Zuschuss für die Freiwilligenagentur Braunschweig
Die Stadt Braunschweig unterstützt die Freiwilligenagentur Braunschweig -Jugend - Soziales - Sport e. V. für das Jahr 2012 mit 22.700 €. Die Freiwilligenagentur leistet 
einen wichtigen Beitrag zur Unterstzützung des Ehrenamtes und generiert damit einen erheblichen finanziellen Mehrwert für die unterstützten Einrichtungen.


Der FPA hat über die Anträge 46, 74 neu und 130 neu gemeinsam abgestimmt. Ergebnis siehe Antrag 46


431810 Zuschuss an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Diverse dauerh.


+ 2.300 + 2.300 + 2.300 + 2.300


FPA abgelehnt 0 / 10 / 1


Diverse dauerh.


+ 1.000 + 1.000 1.000 + 1.000


FPA abgelehnt 1 / 10 / 0


Diverse dauerh.


+ 400 + 400 + 400 + 400


FPA abgelehnt 1 / 9 / 1


StBez. 323 25%ige Erhöhung der Mittel des Stadtbezirksrats; hier: anteilige Mittel Ergebnishauhalt, s. auch  Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte" diverse


StBez. 212 Verdopplung der Mittel des Stadtbezirksrates 212 Heidberg-Melverode; hier: anteilige Mittel Ergebnishauhalt, s. auch  Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und 
Stadtbezirksräte"


diverse


StBez. 310 Erhöhung der Mittel des Stadtbezirksrates 310 Westliches Ringgebiet diverse
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Nachrichtlich: Deckungsvorschläge der Fraktionen:


Teilhaushalt 32 - Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


9.731.341            9.731.341         0 0 0 0


30,37,
41,44


1.12.1221.14 dauerh.


- 648.000 - 648.000 - 648.000 - 548.000


FPA abgelehnt 2 / 9 / 0


Teilhaushalt Kultur und Wissenschaft


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


2.241.500            2.241.500         0 0 0 0


1.25.2521.04 dauerh.


- 159.500


AfKW abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA abgelehnt 2 / 9 / 0


17,18,
24,33,
35,39,


42, 
144 
neu


Präsentieren/Ausstellen BIBS Kürzung der Mittel für die Ausstellungsvorbereitung des Viktoria-Luise-Jahres 2013.


Deckung für: Arbeitskreis andere Geschichte, LOT-Theater, AntiRost Braunschweig e. V., Verband alleinerziehender Mütter und Väter e. V., Dachverband der 
Elerninitiativen e. V., BUND, Unterstützung von Wirbellosen, Diakonietreff im Madamenhof und fun-Hondelage e. V. 


427140 Veranstaltungen


Anmerkung der Verwaltung:
Die Deckungsmittel stehen nur für das 
Haushaltsjahr 2012 zur Verfügung. In den 
Folgejahren wären die beantragten Mittel nicht 
gegenfinanziert und belasten die Folgejahre.


Zentraler Ordnungsdienst BIBS Reduzierung des Aufwandes für den Zentralen Ordnungsdienst


Deckung für: Verein für sexuelle Emanzipation e. V., Kinderbetreuung im Rahmen des VA/EV-Konzeptes, Landschaftsschutz und Verbraucherberatung


Hinweis der Verwaltung: Die Fraktion Piratenpartei hat eine Reduzierung des ZOD als finanzwirksamen Antrag gestellt. Bei Annahme dieses Antrages würden nicht mehr 
ausreichend Deckungsmittel zur Verfügung stehen.


40**** Personalaufwendungen
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte
Anlage 2.4.1


Dauer


 bisher  neu 


 Veränderungen
      in € 


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


Antragsteller
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


18 Transferaufwendungen 10.220.000          10.220.000       0 0 0 0


21,26,
27,29,
40,47


1.25.2521.09 dauerh.


- 128.600 - 78.600 - 78.600 - 78.600


AfKW abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA abgelehnt 1 / 10 / 0


1.25.2521.09 dauerh.


- 1.000 - 1.000 - 1.000 - 1.000


AfKW abgelehnt 1 / 4 / 6


FPA abgelehnt 1 / 9 / 1


Teilhaushalt FB 50 - Soziales und Gesundheit


18 Transferaufwendungen 99.322.100          99.322.100       0 0 0 0


19,25,
28,46


(neu)


1.31.3151.20 dauerh.


- 42.600 - 42.600 - 42.600 - 42.600


+ 933.000 + 1.089.600 + 1.438.000 + 1.767.100 + 1.438.000 + 1.767.100 + 1.438.000 + 1.767.100


 Belastung + 156.600 + 329.100 + 329.100 + 329.100
Haushaltsentlastung (ohne die Anträge bei 
denen keine Betragsangaben vorliegen)


 *) Kein Betrag im Antrag angegeben
 **)  Die Anträge wurden insgesamt abgestimmt


Förderung der Altenpflege BIBS Kürzung des Zuschusses für die Begegnungsstätte Am Wasserturm


Deckung für: Friedenszentrum, Frauenberatungsstelle, Tagestreff IGLU und Freiwilligenagentur Braunschweig


Der Deckungsvorschlag wurde am 10.01.2012 zurückgezogen


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung: 
Im Antrag wurde als Deckung die 
Begegnungsstätte Korfesstraße angegeben. 
Diese ist umgezogen und wurde umbenannt in 
"Am Wasserturm". Die Trägerschaft hat sich 
nicht verändert. Im Vorbericht zum 
Haushaltsplan wird die Bezeichnung zum 
Enddruck geändert.


Kontinuitätsförderung 
Museum


StBez. 310 Kürzung des Zuschusses für die Stiftung Residenzschloss Braunschweig


Deckung für: Erhöhung der Mittel für den Stadtbezirksrat 310


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Die Einrichtung der Stiftung Residenzschloss 
Braunschweig wurde vom Rat  in der Sitzung 
am 11. Mai 2010 beschlossen. In diesem 
Rahmen hat sich die Stadt verpflichtetet, das 
Stiftungskapital einzubringen und die 
Betriebskosten für das Schlossmuseum zu 
tragen.


Kontinuitätsförderung 
Museum


BIBS Kürzung des Zuschusses für die Stiftung Residenzschloss Braunschweig


Deckung für: Refugium Flüchtlingshilfe e. V., Stadtteilladen Madamenweg, Mütterzentrum e. V., DRK-Beratungsstelle, Nabu und Kauf mobiler Feinstaub-Messcontainer 
(Antrag wird in der Liste "Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte" dargestellt)


431810 Zuschuss an übrige Bereiche


Anmerkung der Verwaltung:
Die Einrichtung der Stiftung Residenzschloss 
Braunschweig wurde vom Rat  in der Sitzung 
am 11. Mai 2010 beschlossen. In diesem 
Rahmen hat sich die Stadt verpflichtetet, das 
Stiftungskapital einzubringen und die 
Betriebskosten für das Schlossmuseum zu 
tragen.
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Zwingende Ansatzveränderungen
Anlage 2.4.2


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 10 / 1 / 0


Dauer


 bisher  neu 


Teilhaushalt Politische Gremien


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


1.441.900            1.464.900        + 23.000 + 23.000 + 23.000 + 23.000


1 1.11.1110.01 dauerh. 445810 Erstattungen an übrige Bereiche


+ 23.000 + 23.000 + 23.000 + 23.000


Teilhaushalt Ref. 0120 - Stadtentwicklung und Statistik


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


157.400               157.400           0 0 0 0


2 1.51.5114.01 3 Jahre


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 0


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


263.800               281.200           + 17.400 + 6.400 + 6.400 + 6.400


3 012-9800 dauerh.


+ 4.400 + 4.400 + 4.400 + 4.400


PlUA + 4.400 + 4.400 + 4.400 + 4.400 angenommen 10 / 0 / 1


4 012-9800 dauerh.


+ 300 + 300 + 300 + 300


PlUA + 300 + 300 + 300 + 300 angenommen 10 / 0 / 1


5 012-9800 dauerh.


+ 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600


PlUA + 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600 angenommen 10 / 0 / 1


6 012-9800 dauerh.


+ 100 + 100 + 100 + 100


PlUA + 100 + 100 + 100 + 100 angenommen 10 / 0 / 1


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


S. o. 445528 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Verwalterpauschale


Politische Gremien Besetzung einer zusätzlichen Halbtagsstelle in der Fraktiongeschäftsstelle Bündnis90/Die Grünen im Zusammenhang mit der Wahl einer Bürgermeisterin aus dieser Fraktion


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


S. o. 445518 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten kalt


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung
Ausschuss


 Planansatz 2012
   in  € 


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


Anmietung weiterer Räume in der Reichsstraße für die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen 445512 Erstatt. an Gebäudeman. - Miete


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


S. o. 445517 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten warm


Stadtentwicklung Kofinanzierungsanteil der Stadt zum Zuschuss für das ExWoSt-Projektes (70.000 € Ertrag gehen direkt an das Projekt)
Die zwingende Ansatzveränderung wird zurückgezogen, da eine Berücksichtigung bereits im Entwurf des Haushalts 2012 erfolgt ist.


ZURÜCKGEZOGEN
427115 Planungskosten


Erträge


 Veränderungen
      in € 


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Aufwendungen Erträge Aufwendungen
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7 012-9800 einmalig


+ 5.500 0 0 0


PlUA + 5.500 0 0 0 angenommen 10 / 0 / 1


8 012-9800 einmalig


+ 2.000 0 0 0


PlUA + 2.000 0 0 0 angenommen 10 / 0 / 1


9 012-9800 einmalig


+ 3.300 0 0 0


PlUA + 3.300 0 0 0 angenommen 10 / 0 / 1


10 012-9800 einmalig


+ 200 0 0 0


PlUA + 200 0 0 0 angenommen 10 / 0 / 1


Teilhaushalt FB 10 - Zentrale Dienste


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


4.813.200            4.863.200        + 50.000 0 0 0


11 100-0001 einmalig


+ 50.000 0 0 0


Teilhaushalt FB 20 - Finanzen


6 Privatrechtliche Entgelte 7.402.300            7.047.300        - 355.000 - 710.000 - 710.000 - 710.000


12 1.57.5731.03 dauerh.


- 355.000 - 710.000 - 710.000 - 710.000


Werbeflächen S. a. lfd. Nr. 19; Mindererträge 2012, da die Verwaltung des Werbenutzungsvertrages von Abt. 20.2 ab 01.07.2012 auf die Braunschweig Stadtmarketing GmbH (BSM) über geht. Ab 
diesem Zeitpunkt erhält die Stadt von der BSM noch nur einen jährlichen Pauschalbetrag von 50.000 €. Für 2013 ergeben sich weitere Mindererträge von 355.000 €.


341110 Mieten und Pachten


Verwaltungsabteilung Mittel für das kommunale Bürgerforum 2012 427140 Veranstaltungen


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


S. o. 445518 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten kalt


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


S. o. 445528 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Verwalterpauschale


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


Notwendigkeit der Verlängerung der Nutzung der Räumlichkeiten für den Zensus durch Verzögerungen bei der Gebäude- und Wohnungszählung 445512 Erstatt. an Gebäudeman. - Miete


Ref. 0120 Gebäude 
Reichsstr. 3


S. o. 445517 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten warm
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7
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen


21.513.900          21.525.500      + 11.600 + 8.000 + 1.600 + 1.600


13 200-3200 2012 -
2013


+ 10.900 + 6.400 0 0


14 1.11.1165.21 dauerh.


+ 700 + 1.600 + 1.600 + 1.600


SchA + 700 + 1.600 + 1.600 + 1.600 angenommen 10 / 0 / 6


BA + 700 + 1.600 + 1.600 + 1.600 einstimmig angenommen


Anmerkung der Verwaltung:
Der Betrag wurde nur einmal als 
Haushaltsbelastung eingerechnet.


18 Transferaufwendungen 6.857.400            6.524.100        - 333.300 - 714.800 - 998.500 + 992.400


15 1.11.1166.01 dauerh.


0 + 7.700 + 15.700 + 23.700


16 
(neu)


1.25.2710.01 dauerh.


+ 2.900 + 2.900 + 2.900 + 2.900


17 1.42.4242.01 dauerh.


- 3.500 - 4.400 - 9.400 - 9.400


18 1.42.4242.02 dauerh.


- 28.000 - 12.100 - 10.100 - 4.200


Volkshochschulen Anpassung an Wirtschaftsplan 2012


Sonstiges Grundstücks-
/Gebäudemanagement


Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH
Anpassung an Wirtschaftsplan 2012 (Finanzplanungsjahre)


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Stadtbad Braunschweig 
GmbH


Anpassung an Wirtschaftsplan 2012 431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Anmerkung der Verwaltung:
Die Beträge wurden vor der FPA-
Beratung augrund einer fehlerhaften 
Berechnung korrigiert (vorher je +65.800 
€)


Städtisches Stadion BgA Anpassung an Wirtschaftsplan 2012 431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Grundbesitzabgaben Zum Ausgleich von Personalmehrkosten in der Stelle für Grundbesitzabgaben, Hundesteuer wurde vom Nds. Landesamt für Soziales, Jugend und Familie – Integrationsamt – für die Zeit 
vom 01.08.2011 bis zum 31.07.2013 ein Zuschuss in Höhe von bis zu 915 € monatlich bewilligt, für 2013 anteilig 6.400 €


314410 Zuweisungen vom sonstigen 
öffentlichen Bereich 


Verwaltung städt. und 
angemieteter Grundstücke


S. a. lfd. Nr. 37; Kauf eines Klassenraumcontainers (Grundschule Klint) und Verpachtung an den Fachbereich 65 348510 Erstattungen v. verbundenen 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen
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19 
(neu)


1.57.5712.01 dauerh.


    - 382.500 - 865.000 - 865.000 - 865.000


20 1.57.5712.01 dauerh.


+ 24.000 + 88.600 - 200.600 - 179.000


WA  + 24.000 + 88.600 - 200.600 - 179.000 einstimmig angenommen


21 1.57.5712.01 ab 2013


0 - 14.500 - 14.100 - 14.100


22 1.57.5712.01 ab 2013


0 + 20.000 + 20.000 + 20.000


23 1.57.5712.01 dauerh.


+ 50.000 + 50.000 + 50.000 + 50.000


WA  + 50.000 + 50.000 + 50.000 + 50.000 angenommen 7 / 0 / 2


24 1.57.5731.05 dauerh.


+ 3.800 + 12.000 + 12.100 + 15.500


Wirtschaftsförderung - 
Gesellschaften


S. a. lfd. Nr. 12; Reduzierung des Zuschusses an die Braunschweig Stadtmarketing GmbH (BSM), da die BSM ab 01.07.2012 die Verwaltung des "Werbenutzungsvertrages" übernimmt. 431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Anmerkung der Verwaltung:
Vor der FPA-Beratung wurden die 
Beträge für die Folgejahre angepasst, da 
mittlerweile die genaueren Bedingungen 
bekannt sind (vorher je -550.000 €)


In der Ergänzungsvorlage zum FPA 
konnte auch der Betrag für 2012 
angepasst werden.


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Wirtschaftsförderung - 
Gesellschaften


Projekt Region Braunschweig GmbH
Anpassung an Wirtschaftsplan 2012 (Finanzplanungsjahre)


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Wirtschaftsförderung - 
Gesellschaften


Zuschuss an die Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg 431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Stadthalle Anpassung an Wirtschaftsplan 2012 431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Wirtschaftsförderung - 
Gesellschaften


Braunschweig Zukunft GmbH
Anpassung an Wirtschaftsplan 2012


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Wirtschaftsförderung - 
Gesellschaften


Struktur-Förderung Braunschweig GmbH
Anpassung an Wirtschaftsplan 2012 (Finanzplanungsjahre)
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25 1.57.5731.08 2015


0 0 0 - 48.000


neu 1.57.5731.08 2015


0 0 0 + 2.000.000


Teilhaushalt 32 - Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit


11
Sonstige ordentliche 
Erträge


4.629.600            3.329.600        - 1.300.000 - 1.300.000 - 1.300.000 - 1.300.000


26 1.12.1221.22 dauerh.


- 1.300.000 - 1.300.000 - 1.300.000 - 1.300.000


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


3.726.900            3.555.200        - 171.700 - 171.700 - 171.700 - 171.700


27 320-2000 dauerh.


- 163.200 - 163.200 - 163.200 - 163.200


28 320-9843 dauerh.


+ 21.700 + 21.700 + 21.700 + 21.700


29 320-9841 dauerh.


- 2.400 - 2.400 - 2.400 - 2.400


30 320-9841
320-9843


dauerh.


- 28.300 - 28.300 - 28.300 - 28.300


31 320-9843 dauerh.


+ 500 + 500 + 500 + 500


Fahrradhalle Fundbüro Anmietung des neuen Fahrradlagers in der Richard-Wagner Str. 1 - 2 445528 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Verwalterpauschale


445517 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten warm


Verfolgung u. Ahndung OWI 
im 
fließenden Verkehr


Die Überwachung des fließenden Straßenverkehrs auf der Bundesautobahn 2 wird zunächst nicht durchgeführt. Die weitere Entwicklung insbesondere der Unfallzahlen im Bereich 
Braunschweig ist abzuwarten.


Abteilung 32.2 Die Überwachung des fließenden Straßenverkehrs auf der Bundesautobahn 2 wird zunächst nicht durchgeführt. Die weitere Entwicklung insbesondere der Unfallzahlen im Bereich 
Braunschweig ist abzuwarten.


443175 Sonstige Verwaltungs- u. 
Betriebsaufw.


Sonstige Wirtschaftliche 
Unternehmen


Stadt Braunschweig Beteiligungsgesellschaft mbH
Anpassung des Verlustausgleiches an aktuelle Gegebenheiten


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Fahrradhalle Fundbüro Für das Fundbüro wurde die ehemalige Maschinenhalle in der Richard-Wagner-Str. 1 - 2 angemietet. 445512 Erstatt. an Gebäudeman. - Miete


Sonstige Wirtschaftliche 
Unternehmen


Stadt Braunschweig Beteiligungsgesellschaft mbH
Anpassung an Wirtschaftsplan 2012


431510 Zuschuss an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und 
Sondervermögen


Gebäude Fallersleber Str.
Fahrradhalle Fundbüro


Aufgabe des bisherigen  und Anmietung eines neuen Fahrradlagers 445518 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten kalt


Gebäude Fallersleber Str. Aufgabe des bisherigen Fahrradlagers


356110 Bußgelder
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Teilhaushalt 37 - Feuerwehr


5
Öffentlich-rechtliche 
Entgelte


10.075.200          11.261.400      + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200


32 1.12.1270.* dauerh.


+ 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200


FwA + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 einstimmig angenommen


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


8.712.900            9.899.100        + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200


33 1.12.1270.* dauerh.


+ 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200


FwA + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 + 1.186.200 einstimmig angenommen


Teilhaushalt 40 - Schule


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


4.143.800            4.146.800        + 3.000 + 3.000 + 3.000 + 3.000


34 400-1099 dauerh.


+ 3.000 + 3.000 + 3.000 + 3.000


SchA + 3.000 + 3.000 + 3.000 + 3.000 angenommen 10 / 0 / 6


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


46.048.000          46.663.400      + 615.400 + 630.500 + 630.500 + 630.500


35 1.21.2410.13 dauerh.


+ 588.000 + 588.000 + 588.000 + 588.000


SchA + 588.000 + 588.000 + 588.000 + 588.000 angenommen 10 / 0 / 6


Sammelkostenstelle Schule Im Zuge des Ausbaus der LTE-Mobilfunknetze kommt es zu Störungen bei den Mikroportanlagen (z. B. Funkmikrofone und deren Empfänger). Die drahtlosen Geräte in den Schulen und im 
Medienzentrum müssen daher umgerüstet oder ersetzt werden.


427160 Lehrmittelbedarf


Schülerbeförderung


Rettungsdienst Auswirkung einer geplanten Schichtplanerweiterung 332110 Benutzungsgebühren und 
ähnliche Entgelte


Rettungsdienst Auswirkung einer geplanten Schichtplanerweiterung 445810 Erstattung an übrige Bereiche


Die Anzahl der Schülerfahrkarten ist weiter gestiegen und die Neuvergaben für den freigestellten Schülerverkehr (§ 114 NSchG) sind erheblich teurer ausgefallen als zunächst für den 
Haushaltsentwurf kalkuliert.


442940 Schülerbeförderungskosten
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36 400-1808
400-1099


dauerh.


+ 16.500 + 16.500 + 16.500 + 16.500


SchA + 16.500 + 16.500 + 16.500 + 16.500 angenommen 10 / 0 / 6


37 1.21.2110.10 dauerh.


+ 10.900 + 26.000 + 26.000 + 26.000  


SchA + 10.900 + 26.000 + 26.000 + 26.000 angenommen 10 / 0 / 6


BA + 10.900 + 26.000 + 26.000 + 26.000 einstimmig angenommen


Teilhaushalt Kultur und Wissenschaft


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


2.241.500            2.371.500        + 130.000 + 520.000 + 20.000 + 20.000


38 1.25.2521.04 2013


0 + 500.000 0 0


AfKW 0 + 500.000 0 0 angenommen 4 / 1 / 6


39 1.25.2610.04 einmalig


+ 40.000 0 0 0


AfKW + 40.000 0 0 0 einstimmig angenommen 


40 410-0100 einmalig


+ 70.000 0 0 0


AfKW + 70.000 0 0 0 einstimmig angenommen 


Kulturinstitut Die Stadt Braunschweig hat sich mit dem Leihvertrag von 1976 gegenüber der damaligen Bundesbahn, jetzt Deutsche Bahn AG, zur laufenden Instandhaltung der Dampflokomotive am 
Hauptbahnhof verpflichtet (FB 66). Seit einer letztmaligen umfangreichen Sanierung im Jahr 1984 ist die Stadt (Dez. III)  dieser vertraglichen Verpflichtung aus finanziellen Gründen nicht 
mehr nachgekommen. Die Bahn hat nunmehr an die Sanierung erneut erinnert. 


427190 Sonstige Sachaufwendungen 


Hans-Würtz-Schule
Sammelkostenstelle Schule


Ab dem Haushaltsjahr 2012 erfolgt die Verrechnung der Telekommunikationskosten wieder im Rahmen der Internen Leistungs-Verrechnung mit dem Fachbereich 10. Die Planansätze 
wurden zum Haushaltsentwurf 2012 gestrichen. Die Telefonkosten des Mobilen Dienstes der Hans-Würtz-Schule und die Kosten für die Datenleitungen, die im Rahmen des 
Medienentwicklungsplanes für Schulen angemietet sind, werden jedoch direkt vom Fachbereich 40 beglichen, sodass ein entsprechender Ansatz benötigt wird.


443120 Fernsprech- u. 
Internetaufwendungen


Schule S. a. lfd. Nr. 14; Bereitstellung eines Klassenraum-Containers für die Grundschule Klint ab Schuljahr 2012/2013 (2012 = 5 Monate). 445512 Erstatt. an Gebäudeman. - Miete


Eigene kulturelle 
Veranstaltungen Theater


Kooperationen mit freien Trägern 427140 Veranstaltungen


Präsentieren/Ausstellen Projekt "Welfenhochzeit 2013": Gemeinsames Ausstellungsprojekt zwischen dem Braunschweigischen Landesmuseum, dem Städtischen Museum und dem Schlossmuseum aus Anlass 
der Welfenhochzeit 1913; für die Vorbereitung des Projekts "Welfenhochzeit 2013"  stehen in 2012 bereits 150.000 € zur Verfügung, für die Umsetzung des Projekts in 2013 werden nun 
weitere Mittel benötigt.


427140 Veranstaltungen
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41 410-3300 dauerh.


+ 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000


410-9810 neu AfKW + 20.000 + 20.000 + 20.000 + 20.000 angenommen 7 / 1 / 3


18 Transferaufwendungen 10.220.000          11.411.100      + 1.191.100 + 560.000 + 560.000 + 560.000


42 1.25.2610.08 dauerh.


+ 1.191.100 + 560.000 + 560.000 + 560.000


AfKW + 1.191.100 + 560.000 + 560.000 + 560.000 angenommen 10 / 0 / 1 


Teilhaushalt Ref. 0500 - Sozialreferat


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


61.400                 153.100           + 91.700 + 91.700 + 91.700 + 91.700


43 1.31.3119.40 dauerh.


+ 51.500 + 51.500 + 51.500 + 51.500


AfI + 51.500 + 51.500 + 51.500 + 51.500 einstimmig angenommen


44 1.31.3119.40 dauerh.


+ 14.000 + 14.000 + 14.000 + 14.000


AfI + 14.000 + 14.000 + 14.000 + 14.000 einstimmig angenommen


45 1.31.3119.40 dauerh.


+ 24.900 + 24.900 + 24.900 + 24.900


AfI + 24.900 + 24.900 + 24.900 + 24.900 einstimmig angenommen


46 1.31.3119.40 dauerh.


+ 1.300 + 1.300 + 1.300 + 1.300


AfI + 1.300 + 1.300 + 1.300 + 1.300 einstimmig angenommen


Sozialreferat Anmietung des Nordbahnhofes für das Haus der Kulturen 445512 Erstatt. an Gebäudeman. - Miete


Sozialreferat Anmietung des Nordbahnhofes für das Haus der Kulturen 445528 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Verwalterpauschale


Sozialreferat Anmietung des Nordbahnhofes für das Haus der Kulturen 445517 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten warm


Sozialreferat Anmietung des Nordbahnhofes für das Haus der Kulturen 445518 Erstatt. an Gebäudeman. - 
Betriebskosten kalt


Staatstheater Anpassung des Haushaltsansatzes für den Zuschuss an das Staatstheater für anstehende Nachzahlungsverpflichtungen aus dem Jahresabschluss 2010 (86.100 €) sowie voraussichtlich 
höhere Abschläge auf den Verlustausgleich 2012 (1.105.000 €). In 2012 entsteht ein einmaliger Mehraufwand über die gewöhnliche Steigerung hinausgehend, aufgrund einer 
Nachveranschlagung von Personalkosten 2009-2011.


Schlossmuseum Sachkosten Schlossmuseum 427190 Sonstige Sachaufwendungen 


431110 Zuweisung an das Land


Schloss 
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Teilhaushalt FB 50 - Soziales und Gesundheit


2
Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen


20.639.100          20.173.100      - 466.000 0 - 1.100.000 - 1.100.000


47 1.31.3121.10 dauerh.


- 466.000 0 - 1.100.000 - 1.100.000


SoA - 466.000 0 - 1.100.000 - 1.100.000 angenommen 11 / 0 / 0


7
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen


75.938.700          75.938.700      0 + 5.500.000 + 10.600.000 + 10.600.000


48 1.31.3116.10 Grundsicherung außerhalb 
von Einrichtungen


ab 2013


0 + 2.750.000 + 5.300.000 + 5.300.000


SoA 0 + 2.750.000 + 5.300.000 + 5.300.000 angenommen 11 / 0 / 0


neu 1.31.3116.10 Grundsicherung außerhalb 
von Einrichtungen


ab 2013


0 + 2.750.000 + 5.300.000 + 5.300.000


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


70.689.900          66.985.900      - 72.000 - 3.704.000 + 34.000 + 34.000 + 34.000


49 500-9814 dauerh.


+ 8.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000


SoA + 8.000 + 8.000 + 8.000 + 8.000 angenommen 11 / 0 / 0


50 1.31.3121.10 einmalig


- 1.766.000 0 0 0


SoA - 1.766.000 0 0 0 angenommen 11 / 0 / 0


neu 1.31.3121.10 einmalig


    - 72.000 - 272.000 0 0 0


Leistungen für Unterkunft 
und Heizung


Anpassung an die tatsächliche Entwicklung 446110 Leistungsbeteiligung für 
Unterkunft und Heizung Arbeitssuchender


Stufenweise Übernahme der Kosten der GruSi durch den Bund 348110 Erstattungen vom Land


Aufgrund einer nach der Behandlung im SoA vorgenommenen Neueinschätzung sind Mehrerträge zu erwarten, die über die in Nr. 48 gennannten Beträge hinausgehen. 348110 Erstattungen vom Land


Leistungen für Unterkunft 
und Heizung


Anpassung an die tatsächliche Entwicklung 319110 Leistungsbeteiligung für 
Unterkunft und Heizung Arbeitssuchender


Senioreneinrichtungen Durch den Abriss der Seniorenbegegnungsstätte Bienrode und den Umbau des Dorfgemeinschaftshauses Altmarkstraße fallen für die Abt. 50.1 (Nutzung des Dorfgemeinschaftshauses 
durch den Altenkreis) höhere Mietkosten i.H.v. ca. 8.000 Euro pro Jahr an. Die Angelegenheiten des Dorfgemeinschaftshauses fallen eigentlich in den Bereich des FB 10, jedoch werden 
die Mieten für die Raumnutzung durch den Altenkreis von der Abt. 50.1 getragen.


445512 Erstattungen an 
Gebäudemanagement - Miete 


Leistungen für Unterkunft 
und Heizung


Anpassung an die erwartete Entwicklung 446110 Leistungsbet. für 
Unterkunft+Heizung Arbeitssuch.
319110 Leistungsbeteiligung für 
Unterkunft und Heizung Arbeitssuchender
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51 1.31.3122.10 dauerh.


+ 26.000 + 26.000 + 26.000 + 26.000


SoA + 26.000 + 26.000 + 26.000 + 26.000 angenommen 11 / 0 / 0


52 1.31.3126.10 einmalig


- 1.700.000 0 0 0


SoA - 1.700.000 0 0 0 angenommen 11 / 0 / 0


Teilhaushalt FB 51 - Kinder, Jugend und Familie -


2
Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen


7.972.900            8.040.100        + 67.200 + 67.200 + 67.200 + 67.200


53 1.36.3650.02.01 dauerh.


+ 43.200 + 43.200 + 43.200 + 43.200


JHA + 43.200 + 43.200 + 43.200 + 43.200 einstimmig angenommen


54 1.36.3660.02.01 dauerh.


+ 24.000 + 24.000 + 24.000 + 24.000


JHA + 24.000 + 24.000 + 24.000 + 24.000 einstimmig angenommen


5
Öffentlich-rechtliche 
Entgelte


2.716.900            2.801.200        + 84.300 + 57.000 + 57.000 + 57.000


55 1.36.3620.01.04 einmalig


+ 27.300 0 0 0


JHA + 27.300 0 0 0 einstimmig angenommen


56 1.36.3670.01.01 dauerh.


+ 57.000 + 57.000 + 57.000 + 57.000


JHA + 57.000 + 57.000 + 57.000 + 57.000 einstimmig angenommen


7
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen


13.546.800          6.046.800        - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000


57 1.36.3630.11.02 dauerh.


JFE, städtisch S. a.lfd. Nr. 58; Die Fortbildungsmittel für die pädagogische Begleitung von 10 FSJ (Freiwilliges soziales Jahr)-Kräften wird vom Bund erstattet. Es sind 200 € /FSJ-Kraft/Monat vorgesehen 
(200 €x10x12 = 24.000 €)


314010 Zuweisung vom Bund


Betreuung unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge


Da die erwartete erhöhte Anzahl an unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in 2011 noch nicht angefallen ist und die weitere Entwicklung noch nicht ganz klar ist, werden die Ansätze für 
Jugendhilfeaufwand und Refinanzierung von 9,0 Mio. auf 1,5 Mio € abgesenkt.


348110 Erstattungen vom Land


Internationale Jugendarbeit Internationale Jugendbegegnung in Bandung 332110 Benutzungsgebühren und 
ähnliche Entgelte


Kinder- und Jugendschutz- 
haus, Ölper


Anpassung der Kalkulation auf 3.100 Unterbringungstage (UT) 332110 Benutzungsgebühren und 
ähnliche Entgelte


Eingliederungsleistungen Das DRK hat eine Neukalkulation seiner Kosten für die Fallpauschalen für die Schuldnerberatung nach § 16 a SGB II vorgelegt. Diese läuft im Ergebnis auf eine Jahresgesamtsumme von 
221.522 € hinaus. Die Stadt finanziert diesen Betrag im Wege von Fallpauschalen. Grundlage dafür ist eine zwischen Stadt und DRK bestehende Leistungs- und Prüfungsvereinbarung. 
Bislang standen 195.600 € zur Verfügung.


446120 Leistungsbeteiligung bei 
Leistungen zur Eingliederung von 
Arbeitssuchenden, Betreuungsleistungen 
und Beratungen


Kindergartenbetreuung, 
städtisch


S. a.lfd. Nr. 57; Die Fortbildungsmittel für die pädagogische Begleitung von 18 FSJ (Freiwilliges soziales Jahr)-Kräften wird vom Bund erstattet. Es sind 200 € /FSJ-Kraft/Monat vorgesehen 
(200 €x18x12 = 43.200 €)


314010 Zuweisung vom Bund


Bildungs- und Teilhabepaket 
SGB II


Anpassung an die tatsächliche Entwicklung 446130 Leistungsbeteiligung bei 
einmaligen Leistungen zur Eingliederung 
von Arbeitssuchenden, 
Betreuungsleistungen und Beratungen
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- 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000


JHA - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 einstimmig angenommen


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


29.779.437          30.079.437      + 300.000 + 300.000 + 300.000 + 300.000


neu


+ 300.000 + 300.000 + 300.000 + 300.000


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


1.867.500            1.938.100        + 70.600 + 70.600 + 70.600 + 70.600


58 1.36.3650.02.01 dauerh.


+ 45.400 + 45.400 + 45.400 + 45.400


JHA + 45.400 + 45.400 + 45.400 + 45.400 einstimmig angenommen


59 1.36.3660.02.01 dauerh.


+ 25.200 + 25.200 + 25.200 + 25.200


JHA + 25.200 + 25.200 + 25.200 + 25.200 einstimmig angenommen


18 Transferaufwendungen 72.937.100          65.479.000      - 7.458.100 - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000


60 1.36.3620.01.04 einmalig


+ 41.900 0 0 0


JHA + 41.900 0 0 0 einstimmig angenommen


Internationale Jugendarbeit Internationale Jugendbegegnung in Bandung 433150 Jugendhilfeleistungen a. v. 
Einrichtungen


Kindergartenbetreuung, 
städtisch


S. a.lfd. Nr. 52; Schulungen durch die VHS. Aufwand höher durch Eigenanteil in Höhe von 10€/FSJ-Kraft/Monat 427140  Veranstaltungen


Veränderung des Stellenplans
Schaffung von 4 3/4 zusätzlichen Stellen im Bereich der Erziehungshilfe zur Intensivierung des Kinderschutzes aufgrund des zum 1. Januar 2012 in Kraft getretenen 
Bundeskinderschutzgesetzes


40XXXX Personal


JFE, städtisch S. a.lfd. Nr. 53; Schulungen durch die VHS. Aufwand höher durch Eigenanteil in Höhe von 10€/FSJ-Kraft/Monat 427140  Veranstaltungen
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61 1.36.3630.11.02 dauerh.


- 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000


JHA - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 - 7.500.000 einstimmig angenommen


Teilhaushalt FB 61 - Stadtplanung und Umweltschutz


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


2.061.900            2.101.900        + 40.000 0 0 0


62 1.51.5111.03 einmalig


+ 40.000 0 0 0


PlUA + 40.000 0 0 0 angenommen 10 / 0 / 1


Teilhaushalt FB 66 - Tiefbau und Verkehr


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


16.783.000          16.923.000      + 140.000 + 140.000 + 140.000 + 140.000


63 1.54.5400.02 dauerh.


+ 140.000 + 140.000 + 140.000 + 140.000


+ 140.000 + 140.000 + 140.000 + 140.000 einstimmig angenommen


Teilhaushalt Allgemeine Finanzwirtschaft


1
Steuern und ähnliche 
Abgaben


333.435.500        333.735.500    + 300.000 + 1.700.000 + 1.900.000 + 2.000.000


64 1.61.6110.01 dauerh.


+ 725.000 + 1.000.000 + 1.000.000 + 1.000.000


neu 1.61.6110.01


+ 300.000 + 300.000 + 400.000 + 400.000


ZURÜCKGEZOGEN
303130 Vergnügungssteuer Automaten


Anmerkung der Verwaltung:
Da eine Änderung der Satzung 
frühestens zum 1. April 2012 erfolgen 
kann, wird der Mehrertrag für 2012 
anteilig für neun Monate aufgenommen.


Steuern, allgemeine 
Zuweisungen/Umlagen


Anpassung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer 302210 Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer


Bereitsstellung von Straßen, 
Wegen und Plätzen


Kosten für Winterdienstleistungen, die sich aus der Vierten Ergänzungsvereinbarung zum Vertrag über die Durchführung von Aufgaben der Straßenreinigung und des Winterdienstes 
ergeben, VA-Beschluss vom 6. Dezember 2011


445533 Öffentlicher Anteil 
Straßenreinigung


Steuern, allgemeine 
Zuweisungen/Umlagen


Änderung der Vergnügungssteuersatzung: Erhöhung des Steuersatzes auf Geldspielgeräte von 12% auf 18%


Es liegt auch ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Erhöhung der Vergnügungssteuer von 12% auf 19% zum 1. April 2012 vor (vgl. Liste "Ergebnishaushalt - Anträge der 
Fraktionen und Stadtbezirksräte" Nr. 45).
Die zwingende Ansatzveränderung wurde zurückgenommen.


Bebauungsplanung Die Budgetaufstockung ist erforderlich, um die Vergabe notwendiger Fachgutachten für die geplante Erstellung von Neufassungen der "Wallringsatzung" finanzieren zu können. 443140 Prüfungs- und Beratungskosten


Betreuung unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge


Da die erwartete erhöhte Anzahl an unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in 2011 noch nicht angefallen ist und die weitere Entwicklung noch nicht ganz klar ist, werden die Ansätze für 
Jugendhilfeaufwand und Refinanzierung von 9,0 Mio. auf 1,5 Mio € abgesenkt.


433250 Jugendhilfeleistungen in 
Einrichtungen
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neu 1.61.6110.01


0 + 1.400.000 + 1.500.000 + 1.600.000


2
Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen


76.929.000          77.279.000      + 350.000 + 350.000 + 350.000 + 350.000


neu 1.61.6110.01


+ 350.000 + 350.000 + 350.000 + 350.000


- 7.693.700 - 7.808.700 - 641.600 - 4.821.100 + 3.552.000 - 5.604.800 + 3.652.000 - 3.613.900
Haushaltsentlastung für 2012 in Höhe 
von 115.000 €


+ 933.000 + 1.089.600 + 1.438.000 + 1.767.100 + 1.438.000 + 1.767.100 + 1.438.000 + 1.767.100
Haushaltsbelastung für 2012 in 
Höhe von 156.600 € 


+ 60.000 + 1.172.000 + 150.000 + 2.655.200 + 200.000 + 497.300 0 + 171.200
Haushaltsbelastung für 2012 in 
Höhe von 1.112.000 € 


+ 509.500 0 + 94.000 0 + 93.000 0 + 93.000
Haushaltsbelastung für 2012 in 
Höhe von 509.500 € 


- 6.700.700 - 5.037.600 + 946.400 - 304.800 + 5.190.000 - 3.247.400 + 5.090.000 - 1.582.600


+ 1.663.100 - 1.251.200 - 8.437.400 - 6.672.600 Haushaltsbelastung für das Jahr 2012


 nachrichtlich: Veränderungen s. Liste der Fraktionen: 


 nachrichtlich: Auswirkungen aus dem Finanzhaushalt auf den Ergebnishaushalt 
(Ansatzveränderungen der Verwaltung): 


 nachrichtlich: Auswirkungen aus dem Finanzhaushalt auf den Ergebnishaushalt 
(Liste der Fraktionen und Stadtbezirksräte): 


Steuern, allgemeine 
Zuweisungen/Umlagen


Erwartetete Mehrerträge aus dem Finanzausgleich nach Bekanntgabe der Berechnungsgrundlage durch das Land 311110 Schlüsselzuweisungen vom Land


Steuern, allgemeine 
Zuweisungen/Umlagen


Anpassung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer 302110 Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu 


Teilhaushalt FB 20 - Finanzen


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


6.088.700             6.124.900        + 36.200 36.200 36.200 36.200


1.57.5731.02 dauerh.


+ 18.000 + 18.000 + 18.000 + 18.000


1.57.5731.02 dauerh.


+ 18.200 + 18.200 + 18.200 + 18.200


Teilhaushalt FB 32 - Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit


5
Öffentlich-rechtliche 
Entgelte


5.777.800             5.717.800        - 60.000 - 60.000 - 60.000 - 60.000


1.12.1221.36 dauerh.


- 60.000 - 60.000 - 60.000 - 60.000


6 Privatrechtliche Entgelte 58.200                  118.200           + 60.000 + 60.000 + 60.000 + 60.000


1.12.1221.36 dauerh.


+ 60.000 + 60.000 + 60.000 + 60.000


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


3.726.900             3.690.700        - 36.200 36.200 36.200 36.200


1.57.5733.02 dauerh.


- 18.000 - 18.000 - 18.000 - 18.000


1.57.5733.02 dauerh.


- 18.200 - 18.200 - 18.200 - 18.200


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


444150 Körperschaftssteuer


Obst- und Gemüsegroßmarkt 
BgA


Anpassung der Ansätze 444160 Gewerbesteuer


Märkte  (kostenrechnend) Anpassung der Ansätze 444150 Körperschaftssteuer


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


331110 Verwaltungsgebühren


Zulassungen


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


Obst- und Gemüsegroßmarkt 
BgA


Anpassung der Ansätze


 Veränderungen
      in € 


Zulassungen


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


342110 Erträge aus Verkauf


Märkte  (kostenrechnend) Anpassung der Ansätze 444160 Gewerbesteuer
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt 37 - Feuerwehr


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


1.327.900             1.515.600        + 187.700 + 187.700 + 187.700 + 187.700


370-* dauerh.


+ 187.700 + 187.700 + 187.700 + 187.700


18 Transferaufwendungen 27.200                  28.000             + 800 + 800 + 800 + 800


370-1400 dauerh.


+ 800 + 800 + 800 + 800


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


8.712.900             8.524.400        - 188.500 - 188.500 - 188.500 - 188.500


370-* dauerh.


+ 34.400 + 34.400 + 34.400 + 34.400


1.12.1270.* dauerh.


- 222.900 - 222.900 - 222.900 - 222.900


Teilhaushalt 40 - Schule


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


4.143.800             4.143.600        - 200 - 200 - 200 - 200


400-0000 dauerh.


- 200 - 200 - 200 - 200


versch. Kostenstellen des 
Brandschutzes


Anpassung der Ansätze im Budget des Brandschutzes versch. Kostenarten


Freiwillige Feuerwehr Anpassung der Ansätze im Budget des Brandschutzes 431810 Zuschüsse an übrige Bereiche


versch. Kostenstellen Anpassung der Ansätze im Budget des Brandschutzes versch. Kostenarten


Notfallrettung, Notarzteinsatz Anpassung der Ansätze im Budget des Rettungsdienstes 45810 Erstattungen an übrige Bereiche


Schule Die Abrechnung der Mietkosten für die Kopierer erfolgt ab 2012 zentral durch Fachbereich 10. 423120 Inventarmieten
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


18 Transferaufwendungen 206.600                176.600           - 30.000 - 30.000 - 30.000 - 30.000


1.25.2732.02 dauerh.


- 30.000 - 30.000 - 30.000 - 30.000


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


46.048.000           46.048.200      + 200 + 200 + 200 + 200


400-1952 dauerh.


+ 200 + 200 + 200 + 200


Teilhaushalt Kultur und Wissenschaft


18 Transferaufwendungen 10.220.000           10.250.000      + 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000


1.25.2514.10 dauerh.


+ 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000


Teilhaushalt FB 50 - Soziales und Gesundheit


4 Sonstige Transfererträge 6.349.900             6.784.900        435.000 435.000 435.000 435.000


1.31.3113.21 dauerh.


+ 100.000 + 100.000 + 100.000 + 100.000


1.31.3113.41 dauerh.


+ 50.000 + 50.000 + 50.000 + 50.000


1.31.3113.66 dauerh.


+ 200.000 + 200.000 + 200.000 + 200.000


322120 Kostenbeitr.+Aufw.ersatz,
Ko.erst. iE üöT


322130 Kostenbeitr.+Aufw.ersatz,
Ko.erst. iE KA


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat


Projekt- und Konzeptions-
Förderung Stadtarchiv


Zuschuss für das Projekt "Stadt der jungen Forscher" wird vom Teilhaushalt des Fachbereiches 40 umgesetzt. 431810 Zuschüsse an übrige Bereiche


Hilfe zu einer angemessenen 
Schulbildung


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 322320 Leist.Soziall.träg.(o. Pfl.vers.) 
iE,üöT


Leist. in anerk. Werkst. f. beh. 
M.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat


H. z. selbstbest. L. i. betr. 
Wohnmögl.


443155 KopierkostenSchul- und Bürgergarten Ab dem Haushaltsjahr 2012 erfolgt die Abrechnung der Mietkosten für die Kopierer zentral über den Fachbereich 10. Aus diesem Grund wurden die Ansätze zum Entwurf 
2012 gestrichen. Im Gegensatz zu den anderen Fachbereichen mietet der Fachbereich 40 jedoch für die Schulen eigenständig Kopierer an und benötigt dafür einen Ansatz.


Zuwendungen im 
Bildungsbereich


Zuschuss für das Projekt "Stadt der jungen Forscher" wird in den Teilhaushalt des Fachbereiches 41 umgesetzt. 431810 Zuschüsse an übrige Bereiche
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


1.31.3116.10 dauerh.


+ 30.000 + 30.000 + 30.000 + 30.000


1.31.3210.20 dauerh.


+ 55.000 + 55.000 + 55.000 + 55.000


7
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen


75.938.700           76.003.800      65.100 65.100 65.100 65.100


1.31.3130.10 dauerh.


+ 21.100 + 21.100 + 21.100 + 21.100


1.31.3152.10.01 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


1.31.3210.70 dauerh.


+ 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000


18 Transferaufwendungen 99.322.100           99.767.200      + 445.100 + 445.100 + 445.100 + 445.100


1.31.3111.10 dauerh.


- 28.000 - 28.000 - 28.000 - 28.000


1.31.3113.10 dauerh.


- 200.000 - 200.000 - 200.000 - 200.000


1.31.3113.21 dauerh.


+ 170.000 + 170.000 + 170.000 + 170.000


321510 Rückzahlung gewährter 
Hilfe avE öT


322120 Kostenbeitr.+Aufw.ersatz,Ko.erst. 
iE üöT


348110 Erstattung v. Land


348110 Erstattung v. Land


348110 Erstattung v. Land


Hilfe zu einer angemessenen 
Schulbildung


Leist. n. d. 
Asylbewerberleist.gesetz


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat


Pflegeeinr. teilstat. (Förd. § 
10 NPflG)


korrespondiert mit Aufwand (Zeile 18) aufgrund 100 %iger Erstattung


OEG korrespondiert mit Aufwand (Zeile 18) aufgrund 100 %iger Erstattung


GruSi außerhalb von 
Einrichtungen


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat


Kriegsopferfürsorge - BVG 
ohne SF üö


korrespondiert mit Aufwand (Zeile 19) aufgrund 100 %iger Erstattung


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433110 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. avE öT


Leist. zur medizinischen 
Rehabilitation


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433220 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE üöT


Laufende Leistungen Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433110 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. avE öT
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


1.31.3113.21 dauerh.


+ 100.000 + 100.000 + 100.000 + 100.000


1.31.3113.41 dauerh.


- 50.000 - 50.000 - 50.000 - 50.000


1.31.3113.41 dauerh.


+ 50.000 + 50.000 + 50.000 + 50.000


1.31.3113.62 dauerh.


+ 150.000 + 150.000 + 150.000 + 150.000


1.31.3113.63 dauerh.


+ 150.000 + 150.000 + 150.000 + 150.000


1.31.3113.63 dauerh.


+ 50.000 + 50.000 + 50.000 + 50.000


1.31.3113.66 dauerh.


+ 109.100 + 109.100 + 109.100 + 109.100


1.31.3113.66 dauerh.


- 100.000 - 100.000 - 100.000 - 100.000


1.31.3152.10.01 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


Pflegeeinr. teilstat. (Förd. § 
10 NPflG)


korrespondiert mit Ertrag (Zeile 6) aufgrund 100 %iger Erstattung 431810 Zuschuss an übrige Bereiche


H. z. selbstbest. L. i. betr. 
Wohnmögl.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433110 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. avE öT


H. z. selbstbest. L. i. betr. 
Wohnmögl.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433230 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE KA


Hilfe z. Erw. prakt. Kenntn. u. 
Fähigk.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433220 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE üöT


Hilfe z. Erw. prakt. Kenntn. u. 
Fähigk.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433230 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE KA


Heilpädagogische Leistungen 
für Kinder


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433220 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE üöT


Leist. in anerk. Werkst. f. beh. 
M.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433220 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE üöT


Leist. in anerk. Werkst. f. beh. 
M.


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433230 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE KA


Hilfe zu einer angemessenen 
Schulbildung


Anpassung der Ansätze im Sozialhilfeetat 433220 Sozialleistungen an 
natürl. Pers. iE üöT
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


1.31.3210.70 dauerh.


+ 40.000 + 40.000 + 40.000 + 40.000


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


70.689.900           70.744.900      + 55.000 + 55.000 + 55.000 + 55.000


1.31.3210.20 dauerh.


+ 55.000 + 55.000 + 55.000 + 55.000


Teilhaushalt FB 51 - Kinder, Jugend und Familie -


2
Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen


112.288                122.288           + 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


1.36.3650.03.09 dauerh.


+ 10.000 + 10.000 + 10.000 + 10.000


5
Öffentlich-rechtliche 
Entgelte


2.716.900             2.706.900        - 10.000 - 10.000 - 10.000 - 10.000


1.36.3620.01.05 dauerh.


- 14.000 - 14.000 - 14.000 - 14.000


1.36.3650.03.09 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


Schukibetreu. Schulen/OGS, 
städtisch


Kompensation für Kinder- und Jugenderholung 332110 Benutzungsgeb.ä.Entg


Schukibetreu. Schulen/OGS, 
städtisch


Kompensation für Kinder- und Jugenderholung 314110 Zuweisung vom Land


Kinder- und Jugenderholung Mindererträge aufgrund gesenkter Teilnehmerentgelte. Kompensation aus anderen Mehrerträgen 332110 Benutzungsgeb.ä.Entg


Kriegsopferfürsorge - BVG 
ohne SF üö


korrespondiert mit Ertrag (Zeile 4) aufgrund 100 %iger Erstattung 433950 Sonstige soziale Leistungen BVG


OEG korrespondiert mit Ertrag (Zeile 6) aufgrund 100 %iger Erstattung 433950 Sonstige soziale Leistungen BVG
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


7
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen


13.546.800           13.514.400      - 32.400 - 32.400 - 32.400 - 32.400


1.36.3630.04.02 dauerh.


- 3.600 - 3.600 - 3.600 - 3.600


1.36.3630.10.01 dauerh.


- 3.200 - 3.200 - 3.200 - 3.200


1.36.3650.02.01 dauerh.


+ 1.400 + 1.400 + 1.400 + 1.400


1.36.3650.03.06 dauerh.


- 3.600 - 3.600 - 3.600 - 3.600


1.36.3660.02.01 dauerh.


- 20.200 - 20.200 - 20.200 - 20.200


1.36.3670.01.01 dauerh.


- 3.200 - 3.200 - 3.200 - 3.200


13
Aufwendungen für aktives 
Personal


29.779.437           29.751.937      - 27.500 27.500 27.500 27.500


1.36.3620.01.05 dauerh.


+ 4.900 + 4.900 + 4.900 + 4.900


1.36.3630.04.02 dauerh.


- 9.200 - 9.200 - 9.200 - 9.200


Spielstube Hebbelstraße Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401910 Beschäftigungsentgelte


Kinder- und 
Jugendschutzhaus Ölper


Anpassung des Ansatzes für Bundesfreiwilligendienst 348010 Erstattung vom Bund


Kinder- und Jugenderholung Erhöhung der Betreuerentgelte. Kompensation aus Veranstaltungen 401910 Beschäftigungsentgelte


Anpassung des Ansatzes für Bundesfreiwilligendienst 348010 Erstattung vom Bund


Kinder- und Jugendzentren 
städtisch


Anpassung des Ansatzes für Bundesfreiwilligendienst 348010 Erstattung vom Bund


Spielstube Hebbelstraße Anpassung des Ansatzes für Bundesfreiwilligendienst 348010 Erstattung vom Bund


Sonstige betreute 
Wohnformen


Anpassung des Ansatzes für Bundesfreiwilligendienst 348010 Erstattung vom Bund


Kindergartenbetreuung 
städtisch


Anpassung des Ansatzes für Bundesfreiwilligendienst 348010 Erstattung vom Bund


Kinder- und Teenyklubs 
städtisch
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


510-4215 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


510-4215 dauerh.


+ 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600


1.36.3630.10.01 dauerh.


- 8.800 - 8.800 - 8.800 - 8.800


510-2103 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


510-2103 dauerh.


+ 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600


510-3100 dauerh.


- 99.000 - 99.000 - 99.000 - 99.000


510-3100 dauerh.


+ 71.300 + 71.300 + 71.300 + 71.300


510-3100 dauerh.


+ 29.100 + 29.100 + 29.100 + 29.100


1.36.3650.03.06 dauerh.


- 9.200 - 9.200 - 9.200 - 9.200


Städt. Kitas Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 403210 gesetzl. Sozialversicherung 
Tariflich Beschäftigte


Kinder- und Teenyklubs 
städtisch


Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401910 Beschäftigungsentgelte


510-3100 Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401910 Beschäftigungsentgelte


Städt. Kitas Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401210 Tariflich Beschäftigte


Integ.-hilf./Jgdwhg. Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401210 Tariflich Beschäftigte


Integ.-hilf./Jgdwhg. Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 403210 gesetzl. Sozialversicherung 
Tariflich Beschäftigte


Spielst. Hebbelstr. Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 403210 gesetzl. Sozialversicherung 
Tariflich Beschäftigte


Sonstige betreute 
Wohnformen


Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401910 Beschäftigungsentgelte


Spielst. Hebbelstr. Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401210 Tariflich Beschäftigte
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


510-4302 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


510-4302 dauerh.


+ 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600


1.36.3660.02.01 dauerh.


- 73.400 - 73.400 - 73.400 - 73.400


510-4200 dauerh.


+ 37.600 + 37.600 + 37.600 + 37.600


510-4200 dauerh.


+ 15.600 + 15.600 + 15.600 + 15.600


1.36.3670.01.01 dauerh.


- 8.800 - 8.800 - 8.800 - 8.800


510-2203 dauerh.


+ 4.000 + 4.000 + 4.000 + 4.000


510-2203 dauerh.


+ 1.600 + 1.600 + 1.600 + 1.600


Jugendhilfsstelle Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401210 Tariflich Beschäftigte


Jugendhilfsstelle Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 403210 gesetzl. Sozialversicherung 
Tariflich Beschäftigte


Jugendfreizeiteinr. Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 403210 gesetzl. Sozialversicherung 
Tariflich Beschäftigte


Kinder- und 
Jugendschutzhaus Ölper


Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401910 Beschäftigungsentgelte


Kinder- und Jugendzentren 
städtisch


Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401910 Beschäftigungsentgelte


Jugendfreizeiteinr. Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401210 Tariflich Beschäftigte


KTK Weiße Rose Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 401210 Tariflich Beschäftigte


KTK Weiße Rose Umsetzung der Mittel für den Bundesfreiwilligendienst von Beschäftigungsentgelten zu Aufwendungen für traflich Beschäftigte 403210 Tariflich Beschäftigte
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


1.867.500             1.868.500        + 1.000 + 1.000 + 1.000 + 1.000


1.36.3620.01.05 dauerh.


- 4.900 - 4.900 - 4.900 - 4.900


1.36.3650.03.06 dauerh.


+ 300 + 300 + 300 + 300


1.36.3660.02.01 dauerh.


+ 5.600 + 5.600 + 5.600 + 5.600


18 Transferaufwendungen 72.937.100           72.931.200      - 5.900 - 5.900 - 5.900 - 5.900


1.36.3620.02.01 dauerh.


- 5.900 - 5.900 - 5.900 - 5.900


Teilhaushalt Ref. 0630 - Bauordnung


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


1.601.700             1.601.400        - 300 - 300 - 300 - 300


063-0000 dauerh.


- 300 - 300 - 300 - 300


Teilhaushalt FB 61 - Stadtplanung und Umweltschutz


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


3.487.500             3.487.800        + 300 + 300 + 300 + 300


1.25.2812.01 dauerh.


+ 300 + 300 + 300 + 300


Ref. 0630 Bauordnung Umsetzung der Aufwendungen für Kfz-Versicherungsbeiträge der Heimatpfleger von Ref. 0630 zu FB 61 422210 Geringwertige 
Vermögensgegenstände bis 150 Euro


Betreuung der Heimatpfleger Umsetzung der Aufwendungen für Kfz-Versicherungsbeiträge der Heimatpfleger von Ref. 0630 zu FB 61 425120 Kfz-Versicherungsbeiträge 
und -steuer


Kinder- und 
Jugendverbandsarbeit


Aufteilung der Mittel von Haftpflichtversicherung auf die Kfz-Haftpflichtversicherung 444120 Haftpflichtversicherung


Kinder- und Jugendzentren 
städtisch


Aufteilung der Mittel von Haftpflichtversicherung auf die Kfz-Haftpflichtversicherung 425120 Kfz-Versicherungsbeiträge 
und -steuer


Kinder- und Jugenderholung Kompensation für die Erhöhung von Betreuerentgelten 427140 Veranstaltungen


Kinder- und Teenyklubs, 
städtisch


Aufteilung der Mittel von Haftpflichtversicherung auf die Kfz-Haftpflichtversicherung 425120 Kfz-Versicherungsbeiträge 
und -steuer
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 


 Veränderungen
      in € 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Teilhaushalt Allgemeine Finanzwirtschaft


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


51.900                  54.000             + 2.100 + 2.100 + 2.100 + 2.100


1.61.6120.01 dauerh.


+ 2.100 + 2.100 + 2.100 + 2.100


17
Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen


9.658.100             9.656.000        - 2.100 - 2.100 - 2.100 - 2.100


1.61.6120.01 dauerh.


- 2.100 - 2.100 - 2.100 - 2.100


+ 467.700 + 467.700 + 467.700 + 467.700 + 467.700 + 467.700 + 467.700 + 467.700


Sonstige allgemeine 
Finanzwirtschaft


Umsetzung zu SK 423110 für Mehrbedarf bei den Leibrenten 451710 Zinsaufwand an Kreditinstitute


Sonstige allgemeine 
Finanzwirtschaft


Umsetzung von SK 451710 für Mehrbedarf bei den Leibrenten 423110 Leibrenten
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Haushaltslesung 2012 - Ergebnishaushalt - Neutrale Liste PPP-Projekt Schulen und Kitas
Anlage 2.4.3


Die Liste wurde im FPA insgesamt abgestimmt. Gesamtergebnis: 11 / 0 / 0


Dauer


 bisher  neu 


Teilhaushalt FB 20 - Finanzen


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


21.083.400           19.783.400      - 1.300.000


1.11.1160.12 Beteiligungsmanagement - 2.500.000 423110 Mieten, Pachten, Erbbauzinsen


4S.neu Schulsanierungsprogramm + 1.200.000
421110 Grundtücke und Gebäude - 
Instandhaltung


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


6.088.700             8.650.200        + 2.561.500


1.11.1165.21
Verwaltung städtischer und  
angemieteter Grundstücke


+ 2.561.500
445710 Erstattung an private Unter-
nehmen (Betriebsentgelte an die Hochtief 
PPP Schulpartner Braunschweig GmbH)


Teilhaushalt FB 40 - Schule


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


46.048.000           44.897.800      - 1.150.200


1.21.2110.10 Grundschulen - Schule - 107.800
445518 Erstattung an Gebäude-
management - Betriebskosten kalt


1.21.2170.10 Gymnasien - Schule - 206.500
445518 Erstattung an Gebäude-
management - Betriebskosten kalt


1.21.2310.10 Berufliche Schulen - Schule - 421.900
445518 Erstattung an Gebäude-
management - Betriebskosten kalt


400-1250 mehrfach genutzte Schulen - 414.000
445518 Erstattung an Gebäude-
management - Betriebskosten kalt


Teilhaushalt FB 51 - Kinder, Jugend und Familie -


19
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen


8.100.600             8.042.400        - 58.200


510-3100 Städtische Kitas - 58.200
445518 Erstattung an Gebäude-
management - Betriebskosten kalt


Teilhaushalt FB 67 - Stadtgrün und Sport -


15
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen


6.436.800             6.383.700        - 53.100


4S.670007
Unterhaltung von Grün- und 
Spielanlagen


- 53.100
421270 Infrastrukturverm. - Unterhaltung 
Grünanlagen


Summe: 0


 Veränderungen
      in € 


Art des Ertrages/Aufwands2012 2013 2014 2015 


Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen Erträge Aufwendungen


Nr.
Teilhaushalt


Zeile
Produkt-Nr.


Haushaltsansatz-
bezeichnung


Produktbezeichnung


 Planansatz 2012
   in  € 





		Anlage2.4.1.pdf

		Fraktionen u StBez. vor RAT



		Anlage2.4.2.pdf

		Zwingende vor RAT



		Anlage2.4.3.pdf

		Neutral



		Anlage2.4.3_1.pdf

		Neutral

































































 


 


Anlage  0 
 


 
zur Vorlage   
„ Haushaltssatzung der Stadt Braunsc hweig für das Haushaltsjahr 2012“  
an den Rat am 28. Februar 2012 
 
zur Einzelabstimmung  
 
 
 
 
Folgender Antrag ist am 21. Februar 2012 eingereicht worden und daher  ohne B e-
schlussempfehlung des Finanz - und Personalausschusses :  
 
 
 


1. Antrag der SPD-Fraktion „Sportentwicklungsplan für Braunschweig“ 
Antragsvolumen: 50.000 € 
 








- 53 -
Wirtschaftsplan 2010


für den FB 65, Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Beschäftigte


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen


Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am30.06.2011
Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht


2012 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8


Beschäftigte


1 aT 1)


2 15Ü 2)


3 15 2,001) 1,00 1,00 3)


4 14 3,002) 3,00 2,00 1,00
4) dav. 1 T 19,5


5 13 2,003) 2,00 2,00


5) dav. 2 T 19,5, 3 kw 2013


6 12 8,504) 9,00 8,50 0,50 6)


7 11 30,005) 31,00 30,54 0,46 7) dav. 1 T 30,39


8 10 1,006) 1,00 1,00


9 9 5,78 7) 6,78 4,78 2,00


52,28 53,78 49,82 3,96


Anlage 6
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Wirtschaftsplan 2010


für den FB 65, Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Beschäftigte


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


8) dav. 1 kw 2013


10 8 13,008) 13,00 13,00
9)


11 7 12,009) 12,27 12,00 0,27
10) dav. 1 T 20, 1 T 29,25, 1 T 30, 1 üT, 1 ku 1) 4, 1 kw 2013


12 6 23,0210) 26,00 23,26 2,74
11) dav. 1 T 29,25


13 5 34,5211) 42,77 37,00 5,77


14 4 13,5112) 14,51 10,00 4,51 12)


15 3 33,6913) 35,46 25,98 9,48 13)


16 2Ü 14) 14)


17 2 2,00 15) 2,00 1,90 0,10
15)


18 1 63,94 108,86 56,42 52,44


195,68 254,87 179,56 75,31


insgesamt Beschäftigte 247,96 308,65 229,38 79,27


Die Ausweisung von Teilzeitstellen bzw. ku- oder kw-Vermerken  im Bereich Schulhausmeister/-innen, Hausmeister/-innen 
und Raumpflege ist aus dem StVPl  des FB 65 ersichtlich.
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Wirtschaftsplan 2010


für den FB 65, Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8
Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16 1,00 1,00 1,00


2 Baudirektor A 15 1,00 1,00


3 Bauoberrat A 14


4 Städt. Oberrat A 14


4 Baurat A 13 1,00 1,00 0,75 0,25


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


5 Bauoberamtsrat A 13


6 Stadtoberamtsrat A 13


7 Bauamtsrat A 12 1,00 1,00 1,00


8 Stadtamtsrat A 12 2,00 2,00 2,00


9 Bauamtmann A 11 0,50 1) 0,50 0,50 1) 1 T 20


10 Stadtamtmann A 11 3,00 2,00 2,00


A 11


11 Bauoberinspektor A 10 3)


12 Stadtoberinspektor A 10 1,75 4) 2,75 0,75 2,00 4) dav. 1 T 30, 1 kw 2013


A 10


13 Stadtinspektor A 9 5)


A 9
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Wirtschaftsplan 2010


für den FB 65, Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)
6)


14 Stadtamtsinspektor mit A 9 6) 7)


Amtszulage m AZ 8)


9) dav. 3 T 20, 3 T 30
15 Stadtamtsinspektor A 9 2,00 7) 2,00 2,00


10)


16 Stadthauptsekretär A 8 2,75 8) 2,00 2,00


17 Stadtobersekretär A 7 6,75 9) 7,25 7,00 0,25


18 Stadtsekretär A 6 1,00 10) 1,00 1,00


insgesamt: 22,75 23,50 21,00 2,50





		Stellenübersicht (2)










mailto:fbfinanzen@braunschweig.de
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2. Gesellschaften und Beteiligungen der Stadt Braunschweig im Überblick 
 
Die Kapitalanteile der Stadt Braunschweig an privatrechtlichen Gesellschaften können der folgenden Über-
sicht entnommen werden. Zur Klarstellung sei darauf hingewiesen, dass bei den zum SBBG-Konzern gehö-
renden Gesellschaften eine direkte Beteiligung der Stadt Braunschweig nur an der Stadt Braunschweig Betei-
ligungs-Gesellschaft mbH (SBBG) gegeben ist. Die großen mittelbaren Beteiligungen sind „eingerückt‟ und 
Töchter der über ihnen stehenden direkten Beteiligung. Sonstige Unterbeteiligungen werden bei der Darstel-
lung der einzelnen Gesellschaften aufgeführt. 
 
Stand: Januar 2012, Anteile in Nominalwerten, siehe auch die Fußnoten 
 
Gesellschaft Stamm/ 


Grundkapital 
in Euro 


Anteil in 
% 


Anteil 
Stamm-/Grund-
kapital in Euro 


Stadt Braunschweig Beteiligungsgesellschaft mbH  32.723.000,00 100,00 32.723.000,00 
          Braunschweiger Bus- und Bahnbetriebsgesellschaft mbH 25.564,59 100,00 25.564,59 
          Kraftverkehr Mundstock GmbH  312.000,00 100,00 312.000,00 
          Braunschweiger Verkehrs-AG 17.938.432,00 100,00 17.938.432,00 
          Stadtbad Braunschweig S+F GmbH (s.u.) * 1.022.600,00 * 94,90 970.400,00 
          Stadthalle Braunschweig Betriebs-GmbH (s.u.) * 26.000,00  * 94,81 24.650,00 
          Nibelungen-Wohnbau-GmbH Brg. (s.u.) ** 7.670.000,00  ** 44,10 3.382.500,00 
          Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 61.440.000,00 25,10 15.421.440,00 
          Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG  1.600.000,00 25,10 401.600,00 
Hafenbetriebsgesellschaft Braunschweig mbH 1.481.212,58 100,00 1.481.212,58 
Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig ** 7.670.000,00 ** 45,90 3.520.500,00 
          Wohnstätten-GmbH 520.000,00 100,00 520.000,00 
Struktur-Förderung Braunschweig GmbH 500.000,00 100,00 500.000,00 
Braunschweig Zukunft GmbH  26.000,00 51,15 13.300,00 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH 25.000,00 100,00 25.000,00 
Volkshochschule Braunschweig GmbH  25.000,00 100,00 25.000,00 
          VHS Arbeit und Beruf GmbH  25.000,00 100,00 25.000,00 
          Haus der Familie GmbH 25.000,00 100,00 25.000,00 
Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH 18.450.000,00  100,00 18.450.000,00 
          Klinikum Braunschweig Klinikdienste GmbH 25.650,00 100,00 25.650,00 
          Klinikum Braunschweig Textilservice GmbH 26.000,00 100,00 26.000,00 
          Klinikum Braunschweig Rehabilitation-GmbH 25.000,00 100,00 25.000,00 
          Medizinisches Versorgungszentrum am   
          Städtischen Klinikum Braunschweig GmbH 300.000,00 100,00 300.000,00 
Braunschweig Stadtmarketing GmbH  25.000,00 100,00 25.000,00 
          Haus der Wissenschaft GmbH 25.000,00 25,20 6.300,00 
Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH *** 608.400,00 42,64 259.400,00 
KOSYNUS GmbH 1.051.600,00 51,87 545.509,00 
projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH  25.000,00 14,80 3.700,00 
Stadthalle Braunschweig Betriebs-GmbH * 26.000,00        *  5,19 1.350,00 
Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH * 1.022.600,00        *  5,10 52.200,00 
Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH 25.000,00 5,20 1.300,00  
Nordzucker AG 118.630.126,08  378,88 
Nordzucker Holding AG (ehemals Zucker AG Uelzen-
Braunschweig) 


90.803.266,60  28.152,40 


 
* An der Stadthalle Braunschweig Betriebs-GmbH und der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH halten 


die Stadt Braunschweig und die Stadt Braunschweig Beteiligungsgesellschaft mbH insgesamt jeweils 100 %. 
** Anteile Stadt Braunschweig und Stadt Braunschweig Beteiligungsgesellschaft mbH an der Nibelungen-Wohnbau-


GmbH Braunschweig zusammen: 90 %. Die restlichen 10 % werden von der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braun-
schweig selbst gehalten („eigene Anteile“). 


***  Abzgl. der eigenen Anteile der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH hält die Stadt Braunschweig rechnerisch 
66,173 %. 
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 3. Übersicht über die Verbindlichkeiten der städtischen Beteiligungsunternehmen 
 
Die folgende Übersicht stellt die Verbindlichkeiten (gesamter Bilanzposten der Verbindlichkeiten: Verbindlich-
keiten gegenüber Kreditinstituten, Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, Erhaltene Anzahlungen, 
Sonstige Verbindlichkeiten etc., ohne passive Rechnungsabgrenzung und ohne Unterscheidung ob kurzfristig, 
mittelfristig oder langfristig) der wesentlichen städtischen Beteiligungsunternehmen dar gemäß der Bilanz des 
jeweiligen Bilanzstichtages 31. Dezember des Jahres, anteilig berechnet auf den nominellen Gesellschafter-
anteil der Stadt Braunschweig. 
 
Unternehmen


2010 2009 2008
Stadt Braunschweig Beteiligungs-GmbH * 129.384 134.454 108.201


Hafenbetriebsgesell. Braunschweig mbH 1.462 1.292 1.838


Nibelungen-Wohnbau-GmbH 52.007 53.383 54.669


Stadthalle Betriebs-GmbH 181 181 180


Stadtbad GmbH 749 830 628


Struktur-Förderung Brg. GmbH 4.310 14 14


Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 1.287 285 256


KOSYNUS GmbH 232 202 119


Volkshochschule Braunschweig GmbH 110 107 78


Braunschweig Zukunft GmbH 44 553 387


Grundstücksgesellschaft Brg. mbH 14.943 15.077 15.143


Städtisches Klinikum Brg. GmbH 33.295 35.979 49.623


Braunschweig Stadtmarketing GmbH 154 170 253


Summe 238.158 242.527 231.389


Anteilige Verbindlichkeiten in T€


 
* ehemals Stadtwerke Braunschweig GmbH 
 
 
Der Verbindlichkeitenstand der Stadt Braunschweig Beteiligungs-GmbH wird gemäß der Konzernbilanz dar-
gestellt. 
 
Der Verbindlichkeitenstand der Volkshochschule Braunschweig GmbH entspricht ebenfalls der Konzern-
Darstellung, d.h. entsprechend der Konzernbilanz der Volkshochschule Braunschweig GmbH unter Einbezie-
hung der Töchter. In obiger Darstellung wird der Verbindlichkeitenstand des Jahres 2008 noch auf die zum 
31. Dezember 2009 bestehenden 92 % Anteile der Stadt Braunschweig berechnet. Der Erwerb der restlichen 
Anteile an der Volkshochschule Braunschweig GmbH durch die Stadt Braunschweig erfolgte erst in 2009. 
 
Auch für die Städtisches Klinikum Braunschweig GmbH stellen die Daten die Verbindlichkeiten der Konzern-
bilanz dar. Bei der Städtisches Klinikum Braunschweig GmbH wird zudem auf die Besonderheiten der Kran-
kenhausbuchführungsverordnung (KHBV) verwiesen. 
 
Es handelt sich in obiger Übersicht nicht um eine nach handelsrechtlichen Vorschriften erstellte Darstellung 
der „konsolidierten“ Konzernverbindlichkeiten des „Konzern Stadt“.  
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4. Erläuterungen zu den Kennzahlen 
 
Im Folgenden werden die betriebswirtschaftlichen Kennzahlen der Beteiligungsgesellschaften erläutert.  
In diesem Rahmen werden ebenfalls einige Begriffserklärungen zu den Besonderheiten bei den Bilanzdaten 
sowie den Daten der Gewinn- und Verlustrechnung gegeben, die von der üblichen Aufschlüsselung teilweise 
abweichen. 
 
 
Begriffserläuterungen zu den Bilanzdaten der Einzelübersichten: 
 
Forderungen 
 
Die Forderungen beinhalten die Rechnungsabgrenzung auf der Aktivseite. 
 
Liquide Mittel 
 
Der Begriff Liquide Mittel umfasst den Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten. 
 
Mittel- und langfristige Verbindlichkeiten 
 
Dieser Posten enthält die Summe aller Verbindlichkeiten, deren Laufzeit mehr als 1 Jahr beträgt. 
 
Kurzfristige Verbindlichkeiten 
 
Die kurzfristigen Verbindlichkeiten umfassen alle Schuldbeträge, die innerhalb eines Jahres getilgt werden 
müssen. Zusätzlich wurden bei den nachfolgenden Übersichten die passiven Rechnungsabgrenzungsposten 
eingerechnet. 
 
Begriffserläuterungen zu den Daten der Gewinn- und Verlustrechnung der  
Einzelübersichten 
 
Sonstige betriebliche Erträge 
 
Grundsätzlich sind die sonstigen betrieblichen Erträge gemäß § 275 (2) Nr. 4 Handelsgesetzbuch (HGB) ge-
meint. Zu beachten ist, dass in den Tabellen der Einzelübersichten dieser Posten schon um die Posten „Er-
höhung/Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen“ (§ 275 (2) Nr. 2 HGB) sowie 
„andere aktivierte Eigenleistungen“ (§ 275 (2) Nr. 3 HGB) erweitert wurde, soweit diese vorkommen. 
 
Betriebserträge 
 
Dieser Posten beinhaltet die Umsatzerlöse (§ 275 (2) Nr. 1 HGB) und die o.g. „sonstigen betrieblichen  
Erträge“ (§ 275 (2) Nr. 2, 3, 4 HGB). 
 
Betriebsaufwand 
 
Dieser Posten beinhaltet den Materialaufwand, den Personalaufwand, die Abschreibungen und die sonstigen 
betrieblichen Aufwendungen (§ 275 (2) Nr. 5, 6, 7, 8 HGB). 
 
Betriebsergebnis 
 
Das Betriebsergebnis ist der Saldo aus Betriebserträgen und Betriebsaufwand. 
 
Finanzergebnis 
 
Das Finanzergebnis ist die Zusammenrechnung der Posten „Erträge aus Beteiligungen“, „Erträge aus anderen 
Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens“, „sonstige Zinsen und ähnliche Erträge“, „Zin-
sen und ähnliche Aufwendungen“ sowie “Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere des Um-
laufvermögens” (§ 275 (2) Nr. 9, 10, 11, 12, 13 HGB). 
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Unternehmensergebnis 
 
Das Finanzergebnis und das Betriebsergebnis ergeben das “Unternehmensergebnis” oder “Ergebnis der ge-
wöhnlichen Geschäftstätigkeit” (§ 275 (2) Nr. 14 HGB). 
 
Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 
 
Unter Hinzuziehung des „außerordentlichen Ergebnisses“ sowie der Steuern ergibt sich das Jahresergebnis. 
 
 
Bei der ‚Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH’ ergeben sich aus der Anwendung der Krankenhaus-
buchführungsverordnung (KHBV) und dem Krankenhausgesetz (KHG) in der Bilanz und der GuV Sonder-
strukturen. 
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Verlustausgleich/Betriebsmittelzuschüsse/Einlagen (negative Werte) 
 
Die Stadt Braunschweig hält 5,1923 % der Anteile an der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft 
mbH (Stadthalle) sowie 5,1046 % der Anteile an der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH 
(Stadtbad). Dargestellt werden demgemäß nur die von der Stadt Braunschweig anteilig zu leistenden Beträge  
für das jeweilige Wirtschaftsjahr. 
 
Bei der Struktur-Förderung Braunschweig GmbH (SFB) wurde in 2010 der Beschluss gefasst, dass der 
Jahresverlust für das Geschäftsjahr 2009 (6.858,37 €) sowie der Verlustvortrag aus Vorjahren (275,87 €) von 
der Gesellschafterin Stadt Braunschweig ausgeglichen wird. Insoweit bezieht sich die Angabe in 2010 auf das 
Ergebnis des Vorjahres. In 2009 wurde bezüglich des Vorjahres kein Fehlbetrag ausgeglichen. 
 
Die im Wirtschaftsjahr 2009 und 2010 an die Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH (Flughafen) ge-
zahlten Zuschüsse stellen die Zahlungen für den laufenden Betrieb, den „Flugverkehrskontrolldienst‟ und seit 
2000 auch für die durch die erhöhten Anforderungen an den Brandschutz entstandenen Kosten dar und ent-
sprechen dem Gesellschaftsanteil der Stadt Braunschweig. 
 
Der dargestellte Zuschuss an die Braunschweig Zukunft GmbH (BZG) entspricht dem Fehlbetrag des jewei-
ligen Wirtschaftsjahres, der von der Stadt Braunschweig übernommen wird. 
 
Bei der Volkshochschule Braunschweig GmbH (VHS) erfolgte zum Wirtschaftsjahr 2009 eine Umstellung 
auf einen pauschalen Verlustausgleich in Höhe von 689,6 T€. Darüberhinaus erhält die „VHS Haus der Fami-
lie GmbH“ einen pauschalen jährlichen Festzuschuss in Höhe von 153,2 T€, der in obiger Übersicht enthalten 
ist. Für das Wirtschaftsjahr 2010 wurde zusätzlich ein Betrag in Höhe von 19,7 T€ der Kapitalrücklage der 
Gesellschaft zugeführt, der ebenfalls in der o. g. Darstellung berücksichtigt wurde. 
 
Vom Fehlbetrag der Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB) wurde im Wirtschaftsjahr 2009 
der dargestellte Anteil übernommen. Für das Wirtschaftsjahr 2010 hat die Gesellschaft keine Betriebsmittel-
zuschüsse in Anspruch genommen, sodass der städtische Haushalt insoweit gegenüber der Planung um rd. 
790 T€ entlastet wurde. 
 
Die Braunschweig Stadtmarketing GmbH (Stadtmarketing) erhält einen gesellschaftsvertraglich bestimm-
ten Betrag, der während des Wirtschaftsjahres (monatlich) an die Gesellschaft geleistet wurde. 
 
Die projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH (projekt REGION BS) erhielt in 2009 einen festen Betriebs-
mittelzuschuss in Höhe von 300 T€. Für das Jahr 2010 wurde dieser auf 180 T€ reduziert. 
 
 
Haushalt 2012 der Stadt Braunschweig 
 
Zur weiteren Information erfolgt eine kurze Übersicht über die im Haushalt 2012 (Ergebnishaushalt) der Stadt 
Braunschweig veranschlagten Aufwandsposten (Betriebsmittelzuschüsse etc. (-)) und Ertragspositionen  
(Gewinnausschüttungen (+)). Nachrichtlich werden zum Vergleich die Mittelansätze im Haushalt 2011 darge-
stellt. 
 


Gesellschaft


Hafenbetriebsgesellschaft Brg. mbH 118.400 € 118.400 €
Nibelungen-Wohnbau-GmbH Brg. 643.900 € 643.900 €
Stadthalle Brg. Betriebsgesellschaft mbH -165.900 € -179.500 €
Stadtbad Brg. GmbH -287.500 € -283.800 €
Flughafen Brg.-Wolfsburg GmbH -1.457.000 € -1.457.000 €
Braunschweig Zukunft GmbH -1.123.000 € -830.900 €
Volkshochschule Brg. GmbH * -929.200 € -926.300 €
Grundstücksgesellschaft Brg. mbH -784.300 € -773.500 €
Braunschweig Stadtmarketing GmbH -1.634.900 € -1.854.900 €
Struktur-Förderung Braunschweig GmbH -31.100 € -29.700 €
projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH -180.000 € -180.000 €
Metropolregion Hannover Braunschweig 
Göttingen Wolfsburg GmbH


-50.000 € 0 €


2012 2011


 
* inkl. der Zuschüsse für Haus der Familie GmbH 
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6. Einzelübersichten zu den Gesellschaften 
 
Im Folgenden wird ein Überblick über alle Eigengesellschaften und die bedeutendsten Beteiligungsunterneh-
men (Mehrheitsbeteiligungen und Minderheitsbeteiligungen über 25%) gegeben. 
 
Dargestellt werden jeweils die Ergebnisse und Daten der Jahresabschlüsse 2010 (Bilanzstichtag 
31. Dezember 2010, Geschäftsjahr entspricht Kalenderjahr 2010), da dies im Moment (Redaktionsschluss: 
Dezember 2011) der letzte festgestellte und offengelegte Jahresabschluss ist. Ferner wird auf die aktuellen 
Planungen des Jahres 2011 hingewiesen, da über die Planungen der Gesellschaften für das Wirtschaftsjahr 
2012 bis zum Redaktionsschluss z. T. noch nicht abschließend in den Beschlussgremien der Gesellschaften 
und der Gesellschafterin Stadt Braunschweig entschieden wurde. 
 
Daneben erfolgt ein kurzer Abriss über die sonstigen kleineren städtischen Beteiligungen. 
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Wichtige Verträge 
 
Es bestehen Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträge mit der Braunschweiger Verkehrs-AG (BSVAG), 
der Braunschweiger Bus- und Bahnbetriebsgesellschaft mbH (BBBG) und der Kraftverkehr Mundstock GmbH 
(KVM), die die Organgesellschaften verpflichten, ihren Gewinn in voller Höhe an die SBBG abzuführen. Für 
die SBBG besteht die Verpflichtung, Verluste auszugleichen. 
 
Ferner besteht ein Geschäftsbesorgungsvertrag mit der BSVAG, nach dem die SBBG kaufmännische Dienst-
leistungen und Verwaltungsleistungen für die BSVAG übernimmt (s.o.). 
 
Seit 2004 bestehen mit der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH und der Stadtbad Braun-
schweig Sport und Freizeit GmbH Vereinbarungen über die Ergebnisübernahme und die Liquiditätssicherung. 
 
Ferner partizipiert die Gesellschaft an den Ergebnissen der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG und 
der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig. 
 
Zwischen der SBBG, der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG, der Veolia Stadtwerke Braunschweig 
Beteiligungs-GmbH und der Veolia Water Deutschland GmbH wurde ein Konsortialvertrag zur Regelung der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit der Anteilseigner der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG ge-
schlossen. 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Jahresdurchschnitt beschäftigte der Konzern SBBG 885 Mitarbeiter (Vorjahr: 874). 
 
In der GmbH lag die Zahl im Durchschnitt bei 12 Beschäftigten (Vorjahr: 11). 
 
 


Übersicht über die Beteiligungen des Unternehmens 
 
In der nachfolgenden Grafik wird die Konzernstruktur der SBBG dargestellt (Stand: Januar 2012). Die Pro-
zentangabe bezieht sich auf die jeweiligen Geschäftsanteile. 







0
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Weitere Beteiligungen  
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Phantoms Basketball Brg. GmbH 
28 % 
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Geschäftsverlauf  
 
Die SBBG wies im Wirtschaftsjahr 2010 einen Jahresfehlbetrag von rund 5,48 Mio. € aus. Dieser Jahresfehl-
betrag wird mit dem Gewinnvortrag aus Vorjahren in Höhe von 48,07 Mio. € verrechnet, sodass ein Bilanz-
gewinn in Höhe von 42,59 Mio. € verbleibt, der auf neue Rechnung vorgetragen wird. Wie in den Vorjahren 
ist das Ergebnis der SBBG stark durch die Entwicklung ihrer Tochter- und Beteiligungsgesellschaften geprägt. 
Siehe hierzu die untenstehende Übersicht zum Beteiligungsergebnis. 
 
Das Beteiligungsergebnis (- 2.820 T€) verbesserte sich gegenüber dem Vorjahr (- 10.975 T€) deutlich um 
8.155 T€. Maßgeblich für die positive Entwicklung im Jahr 2010 sind insbesondere höhere Gewinnabführun-
gen der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG (BVAG, um 5.986 T€) sowie geringere Verlustübernah-
men für die Braunschweiger Verkehrs-AG (BSVAG, um 2.589 T€). 
 
Die Verluste der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH (Stadtbad GmbH) und der Stadthalle 
Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH (Stadtbad GmbH) wurden zu 94,9 % bzw. 94,8 % im selbem Ge-
schäftsjahr übernommen. Am Ergebnis der BVAG ist die SBBG mit 25,1 % beteiligt. 
 
Zu den Ergebnisentwicklungen der einzelnen Beteiligungsgesellschaften wird auf die Ausführungen zu den 
jeweiligen Gesellschaften verwiesen. 
 
Im Geschäftsjahr 2010 wurden neben der SBBG die BSVAG, die KVM mit ihren Tochtergesellschaften Mund-
stock Reisen GmbH und Peiner Verkehrsgesellschaft mbH, die Braunschweig Bus- und Bahnbetriebsgesell-
schaft mbH (BBBG), die Stadthalle GmbH und die Stadtbad GmbH als vollkonsolidierte Unternehmen in 
den Konzernabschluss einbezogen. Als assoziierte Unternehmen wurden die BVAG und die Nibelungen-
Wohnbau-GmbH Braunschweig (Niwo) in den Konzernabschluss 2010 berücksichtigt. 
 
Für 2010 ergibt sich ein Konzernjahresfehlbetrag in Höhe von 10,7 Mio. €. Unter Berücksichtigung des beste-
henden Gewinnvortrages (54,4 Mio. €) und der Verlustausgleichszahlungen anderer Gesellschafter – insbe-
sondere der Stadt Braunschweig für die gehaltenen Gesellschaftsanteile an der Stadthalle GmbH und der 
Stadtbad GmbH – in Höhe von 0,5 Mio. € ergibt sich ein Konzernbilanzgewinn von 44,1 Mio. €, der auf neue 
Rechnung vorgetragen wird. 
 
Beteiligungsergebnis 
Die Zahlen in nachfolgender Übersicht beziehen sich auf die jeweilige Verlustübernahme der SBBG ( - ), bzw. 
die Gewinnzuführung an die SBBG (+). 
 


SBBG Ergebnis 2010 Veränderung Ergebnis 2009 


(GmbH-GuV-Rechnung) in T€ in T€ in T€
Betriebsergebnis SBBG -524 543 -1.067
Erträge aus Beteiligungen/ Aufwendungen aus 
VerlustübernahmenBVAG 20.575 5.986 14.589
BSVAG -16.211 2.589 -18.800
KVM 336 78 258
KVG mbH („Ausgleichszahlung‟) -18 0 -18
BBBG 1 0 1
Niwo * 735 0 735
Stadtbad GmbH -4.928 158 -5.086
Stadthalle GmbH -3.310 -656 -2.654


Beteiligungsergebnis -2.820 8.155 -10.975


Zins/Finanzergebnis -1.827 -454 -1.373


Außerordentliches Ergebnis -72 -72 0
Steuern vom Einkommen und Ertrag 136 136 0
Steuern 99 13 86


Jahresergebnis -5.478 8.023 -13.501
Gewinnvortrag 48.072 -13.501 61.573


Bilanzgewinn 42.594 -5.478 48.072  
* Ausschüttungen erfolgen um ein Jahr zeitversetzt, da kein Ergebnisabführungsvertrag besteht 
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Braunschweiger Verkehrs-Aktiengesellschaft 


 


Gegenstand des Unternehmens 
Gegenstand des Unternehmens ist der öffentliche Personennahverkehr im Großraum Braunschweig. Die 
Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die mit dem genannten Gesellschaftszweck 
zusammenhängen oder ihn fördern. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer Unternehmen bedie-
nen, sich an ihnen beteiligen oder solche Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, erwerben 
oder pachten. Die Braunschweiger Verkehrs-AG (BSVAG) bedient den öffentlichen Personennahverkehr in 
Braunschweig und Umgebung mit Omnibussen und Straßenbahnen. Zu diesem Zweck unterhält die BSVAG 
insgesamt 43 Linien (Stand: 2010) in Braunschweig. 
 
Die Linien-Verkehrsgenehmigungen sind befristet. Die für die Stadtbahn bestehenden Linienkonzessionen 
laufen im Zeitraum 2013 bis 2028 aus. Hingegen sind die Laufzeiten der Konzessionen für die Buslinien im 
Rahmen der Genehmigungsverfahren harmonisiert und einheitlich bis zum 30. September 2015 verlängert 
worden. Anschließend soll eine Regelung nach den Vorgaben der EU-Verordnung 1370/2007 erarbeitet wer-
den. Die Beförderungsleistungen werden durch die Gesellschaft im Wesentlichen selbst übernommen. Darü-
ber hinaus beauftragt sie private und kommunale Busunternehmen als Subunternehmer. Zur Wartung und 
Reparatur unterhält die Gesellschaft zurzeit 2 Betriebshöfe. 
 
Die Beförderungsentgelte beruhen auf dem Verbundtarif im Großraum Braunschweig. Darüber hinaus hat die 
Gesellschaft in 2009 ein vom Verbundtarif unabhängigen Braunschweiger Stadttarif eingeführt, der zwischen-
zeitlich für das gesamte Ticketsortiment angeboten wird. Die Feststellung der Beförderungsentgelte und die 
Änderung der Tarifbestimmungen unterliegen einem behördlichen Zustimmungserfordernis.  
 
Die Gesellschaft erhält zudem Ausgleichszahlungen nach § 45 a PBefG und Erstattungen nach § 148 SGB IX 
für die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter. 
 
Durch den bestehenden Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag mit der Obergesellschaft Stadt 
Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH (SBBG) ist der Ausgleich des strukturell bedingten jährlichen 
Fehlbetrages und dadurch die Erhaltung des Eigenkapitals der BSVAG zurzeit gesichert. 
 


Grundkapital 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 17.938.432 € 
 


Gesellschafter 
Mit Wirkung vom 1. Januar 2012 hat die Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH (SBBG) die 
bisher von der Kraftverkehrsgesellschaft mbH Braunschweig (KVG) an der Braunschweiger Verkehrs-AG 
(BSVAG) gehaltenen Gesellschaftsanteile in Höhe von 1,3 % erworben. Somit ist die SBBG künftig alleinige 
Gesellschafterin der BSVAG. 
 


Organe der Gesellschaft 
Organe der Gesellschaft sind die Hauptversammlung, der Aufsichtsrat und der Vorstand. 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 


Name Funktion 
Carsten Müller  Ratsherr der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Günther Jakob Arbeitnehmervertreter, 1. stellv. Vorsitzender 
Manfred Peditschek  Ratsherr der Stadt Braunschweig, 2. stellv. Vorsitzender 
Joachim Roth Wirtschaftsdezernent der Stadt Braunschweig 
Kurt Schrader Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Reinhard Manlik  Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Manfred Dobberphul  Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Gerald Heere Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Jürgen Beyer Arbeitnehmervertreter 
Dirk Riemenschneider Arbeitnehmervertreter 
Volker Tanger Arbeitnehmervertreter 
Stefan Schulz Externes Mitglied 
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Vorstand 
Georg Hohmann   
 
 


Wichtige Verträge 
 
Es besteht ein gewerbe- und körperschaftsteuerliches Organschaftsverhältnis zur Obergesellschaft SBBG. 
 
Mit der SBBG wurden ein Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag sowie ein Geschäftsbesorgungsver-
trag abgeschlossen, nach dem die SBBG diverse Verwaltungsleistungen für die Verkehrs-AG übernimmt. 
Ferner besteht ein Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG, nach der 
Letztere bestimmte Dienstleistungen für die Braunschweiger Verkehrs-AG übernimmt. 
 
Zur Weiterentwicklung des Verbundtarifes der Region Braunschweig wurde in 2005 der neue ‚Kooperations-
vertrag zur Fortentwicklung des Verbundtarifes für den Großraum Braunschweig sowie zur Vereinheitlichung 
der Beförderungsbedingungen im ÖPNV‟ geschlossen. Auf der Grundlage dieses Vertrages wurde ein 
Einnahmenaufteilungs- und Ausgleichsvertrag abgeschlossen, der die Einzelheiten der Einnahmeaufteilung 
und des Ausgleichs der verbundbedingten Mindereinnahmen regelt. Zudem besteht zur Durchsetzung von 
Restrukturierungszielen die Vereinbarung zur Anwendung des Spartentarifvertrages für Nahverkehrsbetriebe. 
 
Zur EuGH-rechtskonformen Finanzierung und gleichzeitig als Nachfolgeregelung des bisherigen Restrukturie-
rungsvertrages wurde in 2008 seitens der Stadt Braunschweig die Betrauung der Braunschweiger Verkehrs-
AG mit der Erbringung der Linienverkehrsleistung auf Basis aktueller Konzessionen für das Stadtgebiet 
Braunschweigs ab 1. Januar 2008 beschlossen. Die Betrauung erfolgte aufgrund einer einseitigen Erklärung 
der Stadt Braunschweig, durch die der hoheitliche Charakter der Betrauung unterstrichen, aber keine Zah-
lungsverpflichtung der Stadt Braunschweig begründet wurde.  
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Geschäftsjahr 2010 waren bei der BSVAG durchschnittlich 469 Mitarbeiter beschäftigt (Vorjahr: 441). Fer-
ner wurden 14 Auszubildende beschäftigt. 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Im Geschäftsjahr 2010 wurde ein Jahresfehlbetrag in Höhe von 16,2 Mio. € ausgewiesen, der gemäß dem 
bestehenden Gewinnabführungsvertrag von der Obergesellschaft SBBG ausgeglichen wurde. Dies stellt eine 
Ergebnisverbesserung gegenüber dem Vorjahr (- 18,8 Mio. €) dar und liegt um 1,59 Mio. € unter dem geplan-
ten Verlust 2010 (-17,79 Mio. €). Maßgeblich hierfür ist insbesondere eine Erhöhung der Umsatzerlöse auf-
grund von deutlich höheren Fahrgastzahlen im Linienverkehr. Zudem ergaben sich Einmaleffekte aus der 
Veräußerung der restlichen Grundstücke des alten Betriebshofs Altewiek im Zusammenhang mit dem Wohn-
projekt St. Leonhards Garten und des ehemaligen Verwaltungsgebäudes. Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Gesellschaft verläuft somit auch 5 Jahre nach dem Ende der Restrukturierungsphase weiterhin positiv. 
 
Das Investitionsvolumen der BSVAG betrug im Geschäftsjahr 2010 rd. 11,2 Mio. €. Investitionsschwerpunkte 
waren erforderliche Gleissanierungen an der Berliner Str., der Kurt-Schuhmacher-Str., dem Leonhardplatz 
sowie der Ertüchtigung der Verknüpfungshaltestelle am Stadion. 
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Besondere Kennzahlen 
 


Jahr Verlust in €
2001 29.906.173


2002 30.486.420


2003 24.765.485


2004 23.457.699


2005 20.916.109


2006 19.836.001


2007 19.574.963


2008 17.932.876


2009 18.800.343


2010 16.211.051  
 
 


Stadtbahn Bus Stadtbahn Bus


Zahl der Linien 5 38 5 40
Länge des Liniennetzes in km 51,1 438 51,1 483


Angebotene Leistung in Nutz-km 2.470.319 7.631.827 2.544.255 7.091.514


Betriebsmittel Anzahl:
Triebwagen/Bus 50 140 49 140
Beiwagen 26 0 26 0
Sonderfahrzeuge 11 1 11 2


Gesamtanzahl 87 141 86 142


Erlöse aus Personenbeförderung* (T€)


2010 2009


32.838 30.902  
 
* Tarifeinnahmen aus Linien- und Gelegenheitsverkehr (Fahrgastbeförderung) nach Verbundausgleich sowie 
   übrige Einnahmen inkl. Ausgleichszahlungen und Erstattungen (z.B. für Schwerbehinderte, Schüler) 


 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Für das Wirtschaftsjahr 2011 erwartet die Gesellschaft einen Fehlbetrag vor Verlustübernahme in Höhe von 
17,67 Mio. € und bewegt sich damit auf dem Planniveau des Vorjahres. Der Verlust wird aufgrund des beste-
henden Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrages von der SBBG ausgeglichen. In der Ergebnis-
planung geht die Gesellschaft von einer weiteren positiven Entwicklung der Erlöse aus der Fahrgastbeförde-
rung basierend auf dem eingeführten Stadttarif aus. Durch weiterhin stringente Kostenoptimierung sollen die 
Preisanstiege beim Dieselkraftstoff und der Schienenersatzverkehr Fallersleber-Tor-Brücke kompensiert wer-
den. Die sonstigen betrieblichen Erträge werden gegenüber dem Vorjahr rückläufig sein, da die Grundstücks-
veräußerungen im Zusammenhang mit der Realisierung des Wohnprojekts „St. Leonhards Garten“ in 2010 
abgeschlossen werden konnten. 
 
Im Jahr 2012 sowie nach der mittelfristigen Unternehmensplanung der Gesellschaft bis 2015 werden relativ 
konstante Ergebnisse erwartet (Verlust 2012: 17.909 T€). Für das Jahr 2012 geht die Gesellschaft von einer 
weiteren positiven Entwicklung der Erlöse aus der Fahrgastbeförderung basierend auf der beschlossenen 
Erhöhung des Stadttarifs ab 1. Januar 2012 aus. Ergebnisbelastend wirken weiterhin die hohen Dieselpreise. 
Zudem erhöht sich der Personalaufwand durch die Umsetzung gesetzlicher Rahmenbedingungen (modifizier-
te Pausenregelung), Einstellung von Fahrpersonalen sowie Mehrbedarf für generierte Schülerverkehre. 
 
Den Investitionsschwerpunkt im Jahr 2012 bilden Stadtbahn- und Busbeschaffungen (16.990 T€) neben 
Gleissanierungen im Umfang von 6.611 T€. Es sollen zehn neue vollklimatisierte Busse in Betrieb genom-
men werden, zudem ist eine Verbesserung des Fahrgast-Informationssystems im Hinblick darauf vorgesehen, 
dass künftig auch Folgehaltestellen zur besseren Orientierung der Fahrgäste angezeigt werden. Außerdem ist 
im ersten Halbjahr die Auftragsvergabe für 15 einteilige Niederflurstadtbahnfahrzeuge vorgesehen, die voll-
ständige Auslieferung der Fahrzeuge soll im Jahr 2014 erfolgen. Im Jahr 2012 sollen zudem erste Elektro-
busse in Braunschweig fahren, die ihren Strom aus Induktionsschleifen erhalten, die unter der Straßendecke 
liegen. Basierend auf diesem Produkt wurde ein Antrag im Rahmen des Förderprogramms „Schaufenster der 
Elektromobilität“ gestellt. 
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GuV-Daten der Braunschweiger  Verkehrs-AG 
2010 Veränderung 2009 2008


T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse 34.748 1.946 32.802 30.608
Sonstige betriebliche Erträge 5.896 3.470 2.426 2.104


Betriebserträge 40.644 5.416 35.228 32.712
Materialaufwand 18.755 16 18.739 16.189
Personalaufwand 22.004 647 21.357 21.393
Abschreibungen 9.285 1.592 7.693 6.804
Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.173 -164 3.337 3.380


Betriebsaufwand 53.217 2.091 51.126 47.766


Betriebsergebnis -12.573 3.325 -15.898 -15.054
Finanzergebnis -3.188 -403 -2.785 -2.823


Unternehmensergebnis -15.761 2.922 -18.683 -17.877
Außerordentliches Ergebnis -380 -380 0 0
Steuern vom Einkommen und Ertrag 3 0 3 3
Sonstige Steuern 67 -47 114 53
Erträge aus Verlustübernahme            
(entspricht der Höhe des Jahresverlustes)


16.211 -2.589 18.800 17.933


Jahresergebnis nach 
Verlustübernahme


0 0 0 0


 
 
 
 


Braunschweiger Verkehrs-AG
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010


Angaben in T€


32.712
35.228


40.644


47.766
51.126


53.217


-15.054 -15.898
-12.573


-17.933 -18.800
-16.211


-31.000


-21.000


-11.000


-1.000


9.000


19.000


29.000


39.000


49.000


Betriebsertrag Betriebsaufwand Betriebsergebnis Verlust vor Verlustausgleich


2008 2009 2010


 
 
 
 
 







   Stadt Braunschweig XV. Beteiligungsbericht der Stadt Braunschweig Seite 25 
 -Fachbereich Finanzen- Anlage zum Haushaltsplan 2012 


Braunschweiger Bus- und  
Bahnbetriebsgesellschaft mbH 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist die Erbringung von Verkehrsleistungen mit Bussen und Bahnen, Planung 
und Bau von Bahn- und Betriebsanlagen sowie die Erbringung von Werkstattleistungen. 
 


Stammkapital 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt unverändert 26.000 €. 
 


Gesellschafter 
Alleinige Gesellschafterin ist die Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH (SBBG). 
 


Organe der Gesellschaft 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung und die Geschäftsführung. Ein Aufsichtsrat ist 
nicht konstituiert. 


Geschäftsführung 
 
Andreas Ruhe  
 
 


Wichtige Verträge 
 
Mit der SBBG als Obergesellschaft besteht ein Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag. 
 


Geschäftsverlauf 
 
Die Braunschweiger Bus- und Bahnbetriebsgesellschaft mbH (BBBG) wies für 2010 einen Jahresüberschuss 
in Höhe von 1.371 € aus, der entsprechend dem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag in voller 
Höhe an die SBBG abgeführt wurde. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft 
 
Auch in Zukunft wird mit einem ausgeglichenen Ergebnis gerechnet. 
 
Die Gesellschaft hat zurzeit ihre aktive Geschäftstätigkeit eingestellt und beschäftigt kein eigenes Personal. 
Auf Grund dessen wurde zuletzt die Aufstellung, Feststellung, Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlus-
ses nicht mehr nach dem für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschiften des 3. Buches des HGB vor-
genommen. 
 
In diesem Zusammenhang erfolgte in 2011 eine Anpassung des Gesellschaftsvertrages. Für das Wirtschafts-
jahr 2011 wird sich die Prüfung des Jahresabschlusses gemäß § 158 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) ergänzend in entsprechender Anwendung der Regelungen der §§ 29 bis 
32, 34 und 35 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) richten. Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt 
Braunschweig wird zuständig sein. 
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Kraftverkehr Mundstock GmbH 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist in erster Linie die Durchführung von Auftragsverkehren auf dem Gebiet 
des öffentlichen Personennahverkehrs. Dazu stellt die Gesellschaft insbesondere der Braunschweiger  
Verkehrs-AG Fahrer und Fahrzeuge zur Verfügung, die im Linienverkehr eingesetzt werden. 
 
Neben diesen Auftragsverkehren betreibt die Gesellschaft eigene Linien und vermietet Fahrzeuge an Toch-
terunternehmen. 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 312.000 €. 
 


Gesellschafter 
 
Alleinige Gesellschafterin ist die Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH (SBBG). 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 
Name Funktion 
Carsten Müller Ratsherr der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Manfred Pesditschek Ratsherr der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzender 
Joachim Roth Wirtschaftsdezernent der Stadt Braunschweig 
Kurt Schrader Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Manfred Dobberphul Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Gerald Heere Ratsherr der Stadt Braunschweig 
 
Daneben hat ein Betriebsratsmitglied das Recht, an den Aufsichtsratssitzungen als Gast ohne Stimmrecht 
teilzunehmen.  
 
 
Geschäftsführung 
Georg Hohmann  
 
 


Wichtige Verträge 
 
Es besteht ein gewerbe- und körperschaftsteuerliches Organschaftsverhältnis zur Obergesellschaft SBBG. 
Zwischen der SBBG als Obergesellschaft und der Kraftverkehr Mundstock GmbH (KVM) besteht außerdem 
ein Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag. Daneben bestehen Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsverträge zwischen der KVM als Obergesellschaft und der Mundstock Reisen GmbH sowie der Mund-
stock-Magdeburg Nutzfahrzeug-Service GmbH. 
 
Ferner hat die Gesellschaft mit der Braunschweiger Verkehrs-AG (BSVAG) einen Vertrag abgeschlossen, auf 
dessen Grundlage der BSVAG Fahrer und Fahrzeuge für den Linienverkehr zur Verfügung gestellt werden 
(s.o.). 
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Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist die Betriebsführung der Stadthalle Braunschweig und der im Septem-
ber 2000 eröffneten Volkswagen-Halle sowie seit 2006 auch des Eintracht-Stadions.  
 
Beide Hallen werden von der Gesellschaft an Dritte für Veranstaltungen, Kongresse und ähnliches vermietet. 
Der Abschluss von Mietverträgen kommt durch Initiative der Gesellschaft und durch Veranstaltungsagenturen 
zustande. Zudem erfolgt eine Kooperation mit der Braunschweig Stadtmarketing GmbH. 
 
Auch das Eintracht-Stadion wird seitens der Gesellschaft an Dritte für Veranstaltungen, vor allem Sportveran-
staltungen, verpachtet. 


 
Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 26.000 €.  
 


Gesellschafter 
 
Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 1.350 5,1923


Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 24.650 94,8077


26.000 100  
 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Januar 2012 
 
Gemäß Ratsbeschluss vom 18. November 2011 wurde die Mitgliederzahl des Aufsichtsrates von bisher 6 auf 
9 erhöht, die Eintragung dieser Änderung ist mit Eintragung in das Handelsregister, die am 8. Dezember 2011 
erfolgte, rechtswirksam. 
 
Name Funktion 
Manfred Pesditschek Ratsherr der Stadt Braunschweig, Vorsitzender  
Reinhard Manlik Ratsherr der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzender 
Klaus Wendroth Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Hennig Brandes Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Anke Kaphammel Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Frank Flake Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Tanja Teichert Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Andreas Stahl Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Klaus Krauth Mandat der Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Ulrich Stegemann Stadtrat der Stadt Braunschweig 


Daneben hat ein Betriebsratsmitglied das Recht, an den Aufsichtsratssitzungen als Gast ohne Stimmrecht 
teilzunehmen. 
 
Geschäftsführung 
 
Stephan Lemke  
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Wichtige Verträge 
 
Stadthalle 
 
Zum 1. Januar 2008 wurde zwischen der Stadt Braunschweig und der Gesellschaft ein neuer Pachtvertrag 
über Grundstück und Gebäude der Stadthalle abgeschlossen. Hiernach hat die Gesellschaft einen jährlichen 
Pachtzins zzgl. Umsatzsteuer an die Stadt zu entrichten. Daneben besteht ein Pachtvertrag für die Stadthal-
len-Gastronomie. 
 
VW-Halle 
 
Zwischen der Gesellschaft und der „Stiftung Sport und Kultur für Braunschweig‟ als Eigentümerin der VW-
Halle ist ein Pachtvertrag über die VW-Halle geschlossen worden. 
 
Mit einer Gastronomiegesellschaft besteht ein Pachtvertrag bezüglich der Gastronomie in der VW-Halle. 
 
Eintracht-Stadion 
 
Zwischen der Gesellschaft und der Stadt Braunschweig als Eigentümerin des Stadions wurde ein Vertrag zur 
Regelung der Nutzung und Bewirtschaftung des Stadions abgeschlossen. Daneben bestehen Nutzungsver-
träge, vor allem mit dem Hauptnutzer BTSV Eintracht Braunschweig. Letzterer Vertrag wurde in 2011 vor 
dem Hintergrund des Stadionausbaus vorzeitig mit einer Laufzeit bis zum 30. Juni 2022 neu geschlossen. 
 
Das Eintracht-Stadion verfügt vor dem Ausbau der Westtribüne über 25.540 Zuschauerplätze, ein Fußball-
spielfeld 105 x 65 m, eine achtbahnige Laufbahn und Leichtathletikeinrichtungen sowie eine Video-
Matrixtafel. Es wird hauptsächlich von Fußballern (BTSV Eintracht Braunschweig), Footballern („Braun-
schweig Lions“), Leichtathleten, Schulen sowie als Veranstaltungsort für Konzerte u. ä. genutzt. 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Stadthalle 


Die Gesamtanzahl der Veranstaltungen in der Stadthalle im Jahr 2010 hat sich im Vergleich zum Vorjahr 
geringfügig um 15 auf 879 Veranstaltungen verringert, während sich die Besucherzahlen auf 236.095 erhöht 
haben. Die Umsatzerlöse erhöhten sich im Wesentlichen durch Gastronomieerträge, Nutzungsentgelte für 
technische Einrichtungen sowie durch Dienstleistungen um 8,3 Prozent gegenüber dem Planwert 2010 bzw. 
um 14,38 % gegenüber dem Jahr 2009. 
 
Im Geschäftsjahr 2010 wurden noch Restarbeiten im Rahmen des „Projekts 2009“ zur Sanierung und Moder-
nisierung der Stadthalle durchgeführt. Ziel war, die langfristige und zukunftsorientierte Wettbewerbsfähigkeit 
der Stadthalle durch eine zeitgemäße optische und architektonische Aufwertung, eine Modernisierung der 
Veranstaltungstechnik und funktionaler Ausstattungen sowie durch Sanierung der haustechnischen Anlagen 
zu gewährleisten. Die Finanzierung erfolgte im Wege einer durch die Gesellschafterin Stadt Braunschweig 
Beteiligungs-GmbH gezahlten Kapitaleinlage, die in jedem Jahr in Höhe des durch die Maßnahmen entstan-
denen Verlustes wieder aufgelöst wurde. 
 
Der Betriebsteil Stadthalle wies für das Geschäftsjahr 2010 einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 1.284 T€ aus, 
der anteilig von den Gesellschaftern getragen wird. 
 
Volkswagen Halle 
 
Insgesamt wurden in der Arena 104 Veranstaltungen mit 260.150 Besuchern durchgeführt (siehe tabellarische 
Darstellung nächste Seite). Nutzungsschwerpunkte bilden hier sportliche und kulturelle Veranstaltungen sowie 
Tagungen und Kongresse. Unter anderem finden in der Volkswagen-Halle die Heimspiele des Basketball-
Bundesligisten „New Yorker Phantoms“ statt. 
 
Insgesamt ist bei den sportlichen Veranstaltungen in der Arena ein deutlicher Besucherzuwachs zu verzeichnen. 
Zudem konnten vermehrt Ausstellungen durchgeführt werden. 
 
Die Umsatzerlöse konnten gegenüber dem Vorjahr um rd. 10 % gesteigert werden und haben die Erwartungen 
insbesondere in den Bereichen Gastronomie, Erlöse aus Dienstleistungen und technischen Einrichtungen noch 







   Stadt Braunschweig XV. Beteiligungsbericht der Stadt Braunschweig Seite 32 
 -Fachbereich Finanzen- Anlage zum Haushaltsplan 2012 


übertroffen. Dies ist auch auf den sportlichen Erfolg des Basketball-Bundesligisten „New Yorker Phantoms“ durch 
das Erreichen des Play-Off Halbfinales mit vier zusätzlichen Spielen zurückzuführen. Zudem konnten gute Um-
sätze aus der Logenvermarktung generiert werden. 
 
Der Fehlbetrag 2010 des Betriebsteils Volkswagen Halle von 1.455 T€ liegt um 709 T€ unter dem Planansatz. 
Dies ergibt sich aus einer positiven Entwicklung der Umsatzerlöse sowie der gegenüber der Planung nur in ge-
ringem Umfang erforderlich gewordenen Sanierung des Hallendaches. Dieser Verlust wurde von den Gesell-
schaftern ausgeglichen. 
 
Eintracht-Stadion 
 
Die Stadt Braunschweig hat über den 30. Juni 2011 hinaus für weitere zwei Jahre die Namensrechte für das 
„Stadion an der Hamburger Straße“ auf die Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH bis zum 
30. Juni 2013 übertragen. Mittels eines Sponsorenvertrages zur Vermarktung der Namensrechte wurde das 
Benennungsrecht an eine Sponsorengemeinschaft veräußert. Durch den Aufstieg der Eintracht in die 2. Bun-
desliga erhält die Stadthallen GmbH hierfür einen jährlichen Betrag von netto 300 T€ (bisher: netto 200 T€). 
Auf Wunsch der Sponsoren wird der Name „Eintracht-Stadion“ für die Dauer der Vertragslaufzeit beibehalten. 
 
Im Jahr 2010 wurden im Eintracht-Stadion 67 Veranstaltungen (Vorjahr:54) mit 393.888 Besuchern (Vorjahr: 
317.056) durchgeführt, hiervon 53 sportliche Veranstaltungen. Es handelt sich hierbei hauptsächlich um die 
Heimspiele des BTSV Eintracht Braunschweig sowie der „Braunschweig Lions“ (American Football). 
 
Für das Stadion wurde im Wirtschaftsjahr 2010 ein Fehlbetrag von 753 T€ ausgewiesen, der von den Gesell-
schaftern übernommen wird. 
 
 
Gesamtergebnis 
 
Das Jahresergebnis der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH weist für 2010 einen Jahresfehl-
betrag von 4.092 T€ (Vorjahr: 6.382 T€) aus. Hiervon wurden 600 T€ durch Entnahmen aus der Kapitalrück-
lage für die erfolgten Sanierungen im Rahmen des „Projekts 2009“ (3.582 T€) ausgeglichen. Der verbleiben-
de Jahresfehlbetrag in Höhe von 3.492 T€ (Vorjahr: 2.800 T€) wurde von den Gesellschaftern gezahlt. 
 
 


Besondere Kennzahlen
 
 
Betriebsteil Stadthalle - Großer Saal und Congress Saal 
 
Veranstaltungs- und


Besucherstatistik
Großer 


Saal
Congress 


Saal
Großer Saal Congress 


Saal
Großer 


Saal
Congress 


Saal
Großer 


Saal
Congress 


Saal
Kulturelle 
Veranstaltungen 82 17 105.594 6.307 74 13 98.629 4.346


Gesellschaftl. 
Veranstaltungen 32 9 38.087 2.557 28 8 42.799 1.885


Tagungen, Kongresse 38 49 29.087 9.807 31 36 19.273 7.044


Ausstellungen 4 15 12.298 12.420 4 15 13.297 10.826


Sonstiges 54 15 0 0 57 10 0 0


210 105 185.066 31.091 194 82 173.998 24.101


Gesamt 315 216.157 276 198.099


2010 2009


Veranstaltungen Besucher Veranstaltungen Besucher
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Betriebsteil Stadthalle - Vortragssaal und Konferenzräume 
 
Veranstaltungs- und


Besucherstatistik
Vortrags-


saal
Konferenz-


räume
Vortrags-


saal
Konferenz-


räume
Vortrags-


saal
Konferenz-


räume
Vortrags-


saal
Konferenz-


räume
Kulturelle 
Veranstaltungen 0 1 0 25 2 0 141 0


Gesellschaftl. 
Veranstaltungen 3 203 297 6.546 21 256 918 7.925


Tagungen, Kongresse 63 286 3.403 9.477 37 297 2.411 9.188


Ausstellungen 0 6 0 190 0 2 0 50


Sonstiges 3 0 0 0 4 0 0 0


69 496 3.700 16.238 64 555 3.470 17.163


Gesamt 565 19.938 619 20.633


2010 2009


Veranstaltungen Besucher Veranstaltungen Besucher


 
 
Betriebsteil Stadthalle – Gesamt 
 
Veranstaltungs- und
Besucherstatistik
Kulturelle 
Veranstaltungen
Gesellschaftl. 
Veranstaltungen 
Tagungen, Kongresse
Ausstellungen
Sonstiges


Gesamt 880 236.095 895 218.732


2010 2009
Veranstaltungen Besucher Veranstaltungen Besucher


89


313


401


21


71


103.116


53.527


37.916


24.173


0


100


247


436


25


72


111.926


47.487


51.774


24.908


0


 


 
Betriebsteil Volkswagen-Halle – “Arena” 
 
Veranstaltungs- und
Besucherstatistik Besucher Veranstaltungen Besucher


Kulturelle Veranstaltungen 79.920 18 80.957


Gesellschaftliche 
Veranstaltungen 4.200 1 1.905


Tagungen, Kongresse 23.976 12 32.499


Sportliche Veranstaltungen 134.686 34 125.727


Ausstellungen 8.078 2 2.701


Summe 250.860 67 243.789
Sonstiges (Training, Proben 
etc) 1.833 89 2.200


Gesamt 252.693 156 245.989149


18


1


2010 2009
Veranstaltungen


8


37


8


72


77
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Betriebsteil Volkswagen-Halle – Foyer/Restaurant 
 
Veranstaltungs- und
Besucherstatistik Besucher Veranstaltungen Besucher


Kulturelle Veranstaltungen 0 0 0


Gesellschaftliche 
Veranstaltungen 860 8 2.473


Tagungen, Kongresse 2.273 36 3.195


Sportliche Veranstaltungen 0 0 0


Ausstellungen 6.157 3 5.300


Summe 9.290 47 10.968


Sonstiges (Training, Proben 
etc) 50 4 250


Gesamt 9.340 51 11.21836


0


3


2010 2009
Veranstaltungen


25


0


4


32


4


 
 
 
Betriebsteil Eintracht-Stadion 
 
Veranstaltungs- und
Besucherstatistik Besucher Veranstaltungen Besucher


Kulturelle Veranstaltungen 0 1 17.972


Sportliche Veranstaltungen 367.718 46 299.004


Sonstige Veranstaltungen 26.170 1 80


Summe 393.888 48 317.056
Sonstiges (Training, Proben 
etc) 0 6 0


Gesamt 393.888 54 317.05667


0


2010 2009
Veranstaltungen


53


4


57


10


 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
In 2010 waren bei der Gesellschaft durchschnittlich 38 Mitarbeiter (davon 7 Halbtagsstellen) beschäftigt (Vor-
jahr: 35 bzw. 7). 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Wesentliche Änderungen ergeben sich im Eintracht-Stadion. Nach dem Ausbau der Nordkurve und verschie-
denen Modernisierungsarbeiten (rd. 7,6 Mio. €) wurde vom Rat der Stadt am 22. Februar 2011 basierend auf 
dem positiven Ergebnis (60,3 % der abgegebenen Stimmen) der am 6. Februar 2011 stattgefundenen Bür-
gerbefragung den Umbau der Westtribüne des Eintracht-Stadions im Umfang von 14,5 Mio. € (netto) be-
schlossen. Der Umbau erfolgt auf der Grundlage des Entwurfs des Architekturbüros Schulitz (Sieger des 
Wettbewerbs 2006). Die Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH wurde mit der Durchführung der 
Baumaßnahme beauftragt. Mit den Ausführungsarbeiten wurde Mitte 2011 begonnen, die Fertigstellung ist im 
Juni 2013 geplant.  
 
Zwischenzeitlich hat der Hauptnutzer des Eintracht-Stadions Änderungswünsche zum Umbau der Westtribü-
ne vorgetragen, die zur Erweiterung des Bauprogramms und zu Mehrkosten in Höhe von 436 T€ führen, die 
von der Eintracht über eine entsprechende Erhöhung des Pachtzinses für die Stadionnutzung über einen 
Zeitraum von 6 Jahren erstattet werden. Dieser Erweiterung des Bauprogramms hat der Rat in seiner Sitzung 
am 13. Dezember 2011 zugestimmt. Der Nutzungsvertrag wird dementsprechend angepasst. 
 
Das wirtschaftliche Ergebnis des Eintracht-Stadions wird auch weiterhin insbesondere durch die sportlichen 
Erfolge der Eintracht in der 2. Bundesliga und der Braunschweig Lions bestimmt. Außerdem hat sich die 
Stadt Braunschweig die Austragung der Leichtathletik-Team-Europameisterschaften in 2014 beworben. 
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Für den Betriebsteil Stadthalle wurde in der Wirtschaftsplanung 2012 die Umsetzung eines Parkraumbewirt-
schaftungskonzepts berücksichtigt. Die endgültige Ausgestaltung und Realisierung des Konzepts ist jedoch 
abhängig von einem noch zu erarbeitenden städtischen Parkraumbewirtschaftungskonzept im Bereich des 
östlichen Ringgebietes. 
 
Im Rahmen der Kooperation mit der Stadtmarketing GmbH zur Stärkung des Tagungs- und Kongressstand-
ortes Braunschweig soll die Entwicklung eines sogenannten Convention Bureaus Braunschweig (CBBS) fort-
gesetzt werden. Darüber hinaus wurde die Geschäftsführung in 2011 mit der Durchführung der Projektpla-
nung für die Realisierung eines Hotels am Standort Leonhardplatz beauftragt, um in unmittelbarer räumlicher 
Nähe zur Stadthalle das bestehende Hotelangebot sinnvoll zu ergänzen. Ein Konzept hierzu soll bis zum 
Sommer 2012 vorgelegt werden 
 
Der Wirtschaftsplan 2011 der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH geht für den Betriebsteil 
Stadthalle von einem Jahresfehlbetrag von 1.332 T€, für den Betriebsteil VW-Halle von einem Jahresfehlbe-
trag von 1.283 T€ und für das Eintracht-Stadion von einem Jahresfehlbetrag von 841 T€, mithin insgesamt 
von einem Jahresfehlbetrag von 3.456 T€ aus, der von den Gesellschaftern auszugleichen ist. 
 
Für die Wirtschaftsplanung 2012 wird ein Jahresergebnis in Höhe von -3.188 T€ erwartet. 
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GuV-Daten der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH 
Gesamtbetrieb 
 


2010 Veränderung 2009 2008


T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse 3.792 -43 3.835 3.521
Sonstige betriebliche Erträge 669 160 509 392


Betriebserträge 4.461 117 4.344 3.913
Personalaufwand 1.769 44 1.725 1.668
Abschreibungen 1.204 182 1.022 813
Sonstige betriebliche Aufwendungen 5.329 -2.653 7.982 5.228


Betriebsaufwand 8.302 -2.427 10.729 7.709


Betriebsergebnis -3.841 2.544 -6.385 -3.796
Finanzergebnis -104 -102 -2 -146


Unternehmensergebnis -3.945 2.442 -6.387 -3.942
außerordentliches Ergebnis -1 -1 0 0
Steuern 146 151 -5 138
Entnahme aus der Kapitalrücklage 600 -2.982 3.582 646


Jahresergebnis* -3.492 0 -2.800 -3.434  
*In den Gewinn- und Verlustrechnungen der Gesellschaft wird die Verlustübernahme der Stadt Braunschweig in Höhe des  
  Jahresfehlbetrages als “Ertrag aus Verlustübernahme” gebucht, sodass das formelle Ergebnis “0,00 €” beträgt 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 


Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH
Ertrag und Aufwand 2008-2010


Angaben in T€


3.913
4.344


4.461


7.709


10.729


8.302


-3.796


-6.385


-3.841
-3.434


-2.800
-3.492


-6.500


-4.500


-2.500


-500


1.500


3.500


5.500


7.500


9.500


Betriebsertrag Betriebsaufwand Betriebsergebnis Jahresergebnis


2008 2009 2010







   Stadt Braunschweig XV. Beteiligungsbericht der Stadt Braunschweig Seite 38 
 -Fachbereich Finanzen- Anlage zum Haushaltsplan 2012 


 


Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens sind die Erstellung und der Betrieb von öffentlichen Schwimmbädern und 
medizinischen Bädern und anderer dem Sport, der Erholung oder der Volksgesundheit dienender Anlagen 
sowie der damit verbundenen Einrichtungen. In dieser Eigenschaft betreibt die Gesellschaft Hallen- und Frei-
bäder in Braunschweig.  
 
Die Gesellschaft dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken i. S. d. Abschnitts “Steuerbe-
günstigte Zwecke” der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.  
 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital beträgt 1.022.600 €. 
 
 


Gesellschafter 
 
Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 52.200 5,1046


Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 970.400 94,8954


1.022.600 100  
 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion, Zeitraum 
Frank Graffstedt Ratsherr der Stadt Braunschweig, Vorsitzender  
Klaus Wendroth Ratsherr der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzender 
Björn Hinrichs Ratsherr der Stadt Braunschweig  
Jürgen Wendt Ratsherr der Stadt Braunschweig  
Kate Grigat Ratsfrau der Stadt Braunschweig  
Burkhard Plinke Mandat der Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Ulrich Stegemann Stadtrat der Stadt Braunschweig 
Franz Matthies * Vertreter des Stadtsportbundes 
Anke Krause * Arbeitnehmervertreterin 


* Teilnahme an den Sitzungen als Gast/Sachverständiger (ohne Stimmrecht) 


 
 
Geschäftsführung 


Jürgen Scharna  
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Wichtige Vereinbarungen und Verträge 
 
Gemäß dem Gesellschaftsvertrag verpflichten sich die Gesellschafter, Jahresverluste der Stadtbad GmbH 
bis zur Höhe von 4 Mio. € abzudecken. 
 
Für die Bäder, die nicht im Eigentum der Gesellschaft stehen, bestehen verschiedene Überlassungs- oder 
Betriebsführungsverträge mit der Stadt Braunschweig. 
 
In 1999 wurde die ‚Unterstützungskasse der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH e.V.‟ gegrün- 
det. Die Gesellschaft zahlt hier für alle nach dem 1. Januar 1997 in die Gesellschaft eingetretenen Mitarbeiter 
in entsprechende Rückdeckungsversicherungsverträge ein, aus denen zukünftig für diese Mitarbeiter im Falle 
der Erwerbsunfähigkeit, Berufsunfähigkeit, bei Sterbefällen und im Altersruhestand die zugesagte finanzielle 
Unterstützung geleistet wird. 
 
Die Stadtbad GmbH zählte zu den Gesellschaften, bei denen bezüglich der Finanzierung eine öffentlich-
rechtliche Betrauung grundsätzlich in Erwägung gezogen wurde, um die Vorgaben des europäischen Beihilfe-
rechts einzuhalten (vgl. Ziffer 7 – Ausblick, S. 110). Nach eingehender Prüfung der Sach- und Rechtslage 
wurde jedoch festgestellt, dass eine Betrauung nicht zwingend notwendig ist, da die Leistungen der Gesell-
schaft auch nach der Fertigstellung des geplanten Neubaus des Freizeit- und Erlebnisbades keine besondere 
Relevanz für den europäischen Wettbewerb besitzen. 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Jahr 2010 waren bei der Stadtbad Sport und Freizeit GmbH durchschnittlich 121 Mitarbeiter (Vorjahr: 112) 
beschäftigt (inkl. 15 Auszubildende). Der Anstieg der Mitarbeiterkapazität ist vor allem auf befristete Zusatz-
einstellungen im Aufsichtsbereich der Bäder zurückzuführen. 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Im Wirtschaftsjahr 2010 hielt die Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH für die Öffentlichkeit fol-
gende Einrichtungen – teilweise durch Dritte betrieben – vor: 
 
5 Hallenbäder 
3 Sommerbäder  
5 Saunen 
3 Medizinische Bäder/Physikalische Therapieeinrichtungen 
2 Gymnastikräume 
1 Gemeinschaftseinrichtung (‚Treffpunkt im Sportbad„) 
 
Ferner verpachtet oder vermietet die Gesellschaft in ihren Objekten und Räumlichkeiten: 
 
1 Rehazentrum 
4 Gaststätten 
1 Altentagesstätte 
1 Friseursalon 
1 Medizinische Fußpflegeeinrichtung 
2 Kioske 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung 2010 der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH wies vor Ver-
lustübernahme durch die Gesellschafterinnen einen Jahresfehlbetrag von 5.193 T€ aus. Das im Wirtschafts-
plan 2010 vorgesehene Budget von 5.801 T€ wurde damit um rd. 608 T€ unterschritten. Hiervon wurden von 
den Gesellschafterinnen 4 Mio. € aufgrund der gesellschaftsvertraglichen Regelung (s.o.) ausgeglichen und 
der verbleibende Fehlbetrag im Rahmen des Jahresabschlussverfahrens. 
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Besondere Kennzahlen 
 
 
Umsatzerlöse und 
Besucherstatistik


in T€ Nutzer in T€ Nutzer


Hallenbäder 1.373 592.728 1.329 601.170
Sommerbäder 296 141.968 257 125.726
Andere Bäder und Leistungen * 413 49.910 412 50.071
Sonstige Umsätze ** 433 80.427 423 86.575
Umsatzerlöse, 
Gesamtfrequentierung 2.515 865.033 2.421 863.542


2010 2009


 
*   Medizinische Abteilung, Dampf- und Saunabäder 
** Gymnastik- und Krafträume, Solarien (nur in 2009) 
 
In der ‚Gesamtfrequentierung‟ enthalten sind 71.531 Teilnehmer der ‚Aquateam‟- und Schwimmkurse (2009: 
69.188). Da diese auch als Besucher der Hallenbäder gezählt werden, ergibt sich bereinigt – um eine Doppelzäh-
lung zu vermeiden - für 2010 eine Gesamtbesucherzahl von 793.502 (2009: 794.354). 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Die Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH wurde im Jahre 1932 im Zusammenhang mit der Pla-
nung und dem Bau des Hallenbades im Bürgerpark gegründet. Während des Bestehens der Gesellschaft 
wurde das Angebot an Dienstleistungen ständig vergrößert und verbessert; u. a. durch den Bau bzw. Umbau 


der Bezirkshallenbäder (Nordbad und Heidbergbad) 
des Badezentrums Gliesmarode 
des Sportbades Heidberg 
der Sauna im Sportbad Heidberg 
des BürgerBadeParks. 


Zu Beginn des Jahres 1996 hat der Rat der Stadt Braunschweig die „Bestandsanalyse und Konzeption für den 
künftigen Bau und Betrieb der Braunschweiger Bäder“ (Bäderkonzeption) verabschiedet. Bei der Aufstellung 
der Bäderkonzeption war zu berücksichtigen, dass die Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH in 
den Folgejahren Beiträge zur Haushaltskonsolidierung erwirtschaften sollte.  
 
Die Bäderkonzeption wurde im Zusammenhang mit den Vorgaben der Haushaltskonsolidierungs-maßnahmen 
bis 2005 dahingehend modifiziert, dass der Bau eines neuen Freizeit- und Erlebnisbad bei gleichzeitiger 
Schließung von alten Standorten erfolgen soll. Der Rat der Stadt Braunschweig hat am 29. September 2004 
einen entsprechenden Grundsatzbeschluss gefasst.  
 
Am 27. Februar 2007 hat der Rat der Stadt Braunschweig mit großer Mehrheit beschlossen, an der Hambur-
ger Straße nördlich des Schützenplatzes ein neues Freizeit-und Erlebnisbad zu bauen. 
 
Nach den Entwürfen der Braunschweiger Architekten KSP Engel und Zimmermann entsteht auf einem Areal 
von rund 30.000 qm an der Hamburger Straße das neue Bad u. a. mit attraktiver Saunalandschaft. Bauherrin 
ist die Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH. Die Gesamtbaukosten für das Bad betragen rd. 
26,1 Mio. €, zuzüglich rd. 4,9 Mio. € für den erforderlichen Grunderwerb. Mit dem Bau des Freizeit- und Er-
lebnisbades wurde Ende August 2011 begonnen, eine Inbetriebnahme soll im Sommer 2013 erfolgen. 
 
Für die Wirtschaftsjahre 2011 und 2012 geht die Gesellschaft in ihren Wirtschaftsplänen jeweils von einem 
Jahresfehlbetrag in Höhe von rd. 5.558 T€ bzw. rd. 5.632 T€ aus. In beiden Jahren bildet der Bau des neuen 
Freizeit- und Erlebnisbades den Investitionsschwerpunkt.  
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Gesellschafter 
 
Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 
 
Gesellschafter Euro % 
Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG Komplementärin; Keine nominellen Anteile 
Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 15.421.440 25,1 
Veolia Stadtwerke Braunschweig Beteiligungs-GmbH 46.018.560 74,9 


 
 
Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG 
 
Gesellschafter Euro % 
Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 401.600 25,1 
Veolia Stadtwerke Braunschweig Beteiligungs-GmbH 1.198.400 74,9 


 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG sind die Gesellschafterversammlung und die 
Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG als Geschäftsführung (s.o.) 
 
Organe der Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG sind die Hauptversammlung, der Aufsichtsrat 
und der Vorstand. 
 
 
 


Aufsichtsrat der Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion 
Dr. Gert Hoffmann Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Phillippe Guitard Veolia, 1. stellv. Vorsitzender 
Uwe Lagosky Arbeitnehmervertreter, 2. stellv. Vorsitzender  
Manfred Pesditschek Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Klaus Wendroth Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Etienne Petit Veolia 
Michel Cunnac Veolia 
Kai Uwe Krauel Veolia 
Dr. Bernd Huck Veolia 
Uwe Schnepel Arbeitnehmervertreter 
Klaus-Dieter Künne Arbeitnehmervertreter 
Jens Runge Arbeitnehmervertreter 
 
 


Vorstand der Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG 
Francis Kleitz Vorsitzender 
Paul Anfang  
Christof Schifferings  
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Wichtige Verträge 
 
Zwischen der Stadt Braunschweig und der Gesellschaft besteht ein Konzessionsvertrag vom 29. März/ 
17. April 2001, der seit Beginn des Jahres 2001 Wirkung hat. Danach ist für Strom, Wasser und Gas eine 
Konzessionsabgabe zu zahlen, die sich auf Cent-Beträge je Kilowattstunde bzw. beim Wasser auf Prozentbe-
träge der Roheinnahmen beläuft. Der Konzessionsvertrag räumt als Gegenleistung der Gesellschaft das 
Recht ein, im Gebiet der Stadt die öffentlichen Grundstücke zur Verlegung und zum Betrieb von Leitungen zu 
benutzen. 
 
Daneben bestehen diverse Liefer- und Bezugsverträge für Steinkohle, Gas, Strom und Wasser. 
 
Im Herbst 2005 erhielt das Konsortium aus Braunschweiger Versorgungs-AG und Siemens AG den Zuschlag 
für den Betrieb der öffentlichen Straßenbeleuchtung und Ampelanlagen in der Stadt Braunschweig. Hierfür 
gründete das Konsortium eine gemeinsame Gesellschaft, die BELLIS GmbH, an der die Braunschweiger 
Versorgungs-AG & Co. KG mit 51 % beteiligt ist. Der Vertrag wurde zunächst für eine Laufzeit von 20 Jahren 
geschlossen. Die hoheitlichen Befugnisse verbleiben bei der Stadt. 
 
Am 1. Januar 2006 trat der zwischen der Veolia Wasser GmbH und der Stadt Braunschweig geschlossene 
Vertrag über die Stadtentwässerung Braunschweig in Kraft. Auf Wunsch der Stadt Braunschweig hat die 
Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG von der Veolia Wasser GmbH die Verantwortung für die Abwas-
serentsorgung übernommen. Die Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG ist somit 100%-ige Gesellschaf-
terin der Stadtentwässerung Braunschweig GmbH, die im Bereich der Stadt Braunschweig für die umweltge-
rechte Entsorgung der Abwässer verantwortlich ist. Der Vertrag wurde über eine Laufzeit von 30 Jahren ge-
schlossen. 
 
Mit Wirkung vom 1. Januar 2009 ist es der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG per Lizenzvertrag 
gestattet, die Bezeichnung "Stadtwerke Braunschweig” zu nutzen. 
 
Zum 1. Januar 2010 wurde die Verschmelzung der 100%igen Tochter der Braunschweiger Versorgungs-AG & 
Co. KG, der BS Energy Netz GmbH, auf die Energienetze Braunschweig GmbH (EN|BS, ebenfalls 100%ige 
Tochter der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co.KG) vorgenommen. In diesem Zusammenhang wurde die 
Abteilung ‚Technisches Management und Anlagenwirtschaft„ der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 
auf die EN|BS übertragen. Mit der Verschmelzung nach dem Umwandlungsgesetz wurden auch die gesamten 
Verträge der BS Energy Netz-GmbH einschließlich des Pachtvertrages im Wege der sogenannten Gesamt-
rechtsnachfolge auf die EN|BS übergeleitet. Im Anschluss wurde die EN|BS in die Braunschweiger Netz 
GmbH (BS|Netz) umfirmiert. 
 
Zu den weiteren Tochtergesellschaften siehe Seite 14 dieses Berichtes (Beteiligungsdiagramm der Stadt 
Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH). 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Jahresdurchschnitt 2010 wurden bei der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 629 Arbeitnehmer 
(Vorjahr: 615) beschäftigt. Der Mitarbeiterzuwachs beruht auf Neueinstellungen. Im Geschäftsjahr wurden 
weiterhin 15 Mitarbeiter der Abteilungen „Technisches Management und Anlagenwirtschaft“ sowie „Projekt-
abwicklung“ in die BS|Netz ausgegliedert. 
 
Anzahl der Mitarbeiter im Durchschnitt 2010 2009 Veränderungen


Arbeiter 164 168 -4


Angestellte 465 447 18


Gesamt 629 615 14  
 
 
Darüber hinaus beschäftigte die Gesellschaft in 2010 durchschnittlich 65 Auszubildende (Vorjahr: 64). 
 
In der Braunschweiger Versorgungs-Verwaltungs-AG wird kein weiteres Personal eingesetzt. 
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GuV-Daten der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 
 


2010 Veränderung 2009 2008


T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse * 647.384 71.940 575.444 566.194
Sonstige betriebliche Erträge 61.167 -1.771 62.938 75.853


Betriebserträge 708.551 70.169 638.382 642.047
Materialaufwand 508.323 31.745 476.578 486.055
Personalaufwand 41.444 148 41.296 39.414
Abschreibungen 17.281 868 16.413 16.913
Sonstige betriebliche Aufwendungen 40.936 6.344 34.592 32.853
Betriebsaufwand 607.984 39.105 568.879 575.235


Betriebsergebnis 100.567 31.064 69.503 66.812
Finanzergebnis -1.625 -413 -1.212 7.265


Unternehmensergebnis 98.942 30.651 68.291 74.077
außerordentliches Ergebnis -466 -466 0 0
Steuern 16.506 6.340 10.166 11.158


Jahresergebnis 81.970 0 58.125 62.919
Entnahmen aus Rücklagen 0 0 0 0
Abgeführte Gewinne 81.970 23.845 58.125 62.919


Bilanzgewinn 0 0 0 0  
* abzgl. Strom- und Gassteuer 
 
 


Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010


Angaben in T€
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Hafenbetriebsgesellschaft Braunschweig mbH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens sind der Betrieb des Hafens und der Hafenbahn der Stadt Braunschweig, der 
Erwerb und die Verwaltung von Grundstücken, die Errichtung von Lagerhäusern und sonstigen für den Ha-
fenbetrieb erforderlichen Gebäuden und Anlagen sowie alle mit vorstehenden Geschäftszweigen zusammen-
hängende Geschäfte jeder Art. 
 
Die Hafenbetriebsgesellschaft Braunschweig mbH betreibt den öffentlichen Binnenhafen und die Hafen- und 
Industriebahn der Stadt Braunschweig. Die Hafenanlagen bestehen aus einem Hafenbecken von 550 m x 70 
m (3,5 m tief), zwei Parallelhäfen von 500 m x 20 m und 100 m x 20 m mit zusammen 1.700 m senkrechtem 
Ufer (4 m tief), sieben Krananlagen (bis 35 t), einer Bandanlage (bis 100t/Std.), einer Mineralölumschlagstel-
le, einer 60 t Straßenfahrzeugwaage, der Möglichkeit zum Flüssiggüter- und Mineralölumschlag und einer 
trimodalen Containerumschlaganlage. Die Hafen- und Industriebahn mit einer Gleislänge von 15 km hat ei-
nen Anschluss an die Deutsche Bahn AG und wird mit zwei Diesellokomotiven betrieben. Ferner steht eine 
100 t-Gleiswaage zur Verfügung. Dem LKW-Verkehr stehen 2.000 m hafeneigene öffentliche Straßen und 
1.000 m Ladestraßen zur Verfügung. Ferner verfügt die Gesellschaft über ein Gelände von 62,6 ha, welches 
zum Teil an Umschlaggesellschaften oder an hafengebundene Industrien verpachtet ist. 
 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1.481.212,58 €. 
 
 


Gesellschafter 
 
Die Stadt Braunschweig ist alleinige Gesellschafterin. 
 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Januar 2012 
 
Name Funktion 
Joachim Roth Wirtschaftsdezernent der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Detlef Kühn Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Fritz Bosse Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Gerhard Wandt Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Jürgen Wendt Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Annegret Ihbe Bürgermeisterin der Stadt Braunschweig 
Hans-Georg Halupczok Mandat der Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 
Daneben hat ein Betriebsratsmitglied das Recht, an den Aufsichtsratssitzungen als Gast ohne Stimmrecht 
teilzunehmen. 
 
Geschäftsführung 
 
Jens Hohls  
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Wichtige Verträge 
 
Mit den im Hafengebiet ansässigen Firmen sind Miet- oder Pachtverträge über die Nutzung der Geländeflä-
chen geschlossen. Über den Anschluss des Hafens an den Mittellandkanal und die Nutzung über die am Ka-
nal liegenden Umschlag- und Liegestellen wurden Verträge mit der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ver-
einbart. Außerdem ist ein Vertrag über den Anschluss an die Gleisanlage mit der Deutschen Bahn AG abge-
schlossen. 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Berichtsjahr 2010 waren durchschnittlich 31 Mitarbeiter (Vorjahr: 32) bei der Hafenbetriebsgesellschaft 
Braunschweig mbH beschäftigt. 
 
Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 2010 2009 Veränderungen


Gewerbliche Mitarbeiter 16 16 0


Angestellte 11 12 -1


Teilzeitbeschäftigte 4 4 0


Gesamt 31 32 -1  
 
Darüber hinaus bildet die Gesellschaft zum Kaufmann für Spedition und Logistikdienstleistungen aus. 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Im Geschäftsjahr 2010 erwirtschaftete die Gesellschaft einen Jahresüberschuss von rd.145 T€. An die Ge-
sellschafterin wurde eine Bruttodividende in Höhe von 140,8 T€ ausgeschüttet. Das Ergebnis lag um rd. 38 
 T€ unter dem Planergebnis 2010. Gegenüber dem Vorjahr hat sich das Ergebnis um rd. 84 T€ verschlechtert. 
 
Obwohl sich die Umsatzerlöse sich gegenüber dem Vorjahr um 318 T€ auf 8.885 T€ erhöht haben, wurde der 
Containerumschlag durch unvorhergesehene Witterungseinflüsse negativ beeinflusst. Im 1. Quartal 2010 
bestand eine 56-tägige und im Dezember eine 14-tägige Schifffahrtssperre wegen Eisgang. Insoweit ist der 
Containerumschlag im Vergleich zum Vorjahr um 943 TEU auf 56.844 TEU („Twenty feet Equivalent Unit“: 
Berechnungseinheit für den Containerverkehr) zurückgegangen. In der Zeit der Schifffahrtssperren, die 
zwangsläufig auch zur Einstellung des Schiffsgüterumschlags führten, entstanden zusätzliche Aufwendungen 
für die Erfüllung der Transportverpflichtungen im Containerverkehr, sodass der Materialaufwand überpropor-
tional zu den Umsatzerlösen gestiegen ist. 
 
Der Schiffsgüterumschlag und Hafenbahnverkehr betrug im Hafen Braunschweig insgesamt 763.711 t und 
lag damit um 8,7 % unter dem Ergebnis des Vorjahres. Hiervon war der Schiffsgüterumschlag mit 82 % an 
der Gesamtmenge beteiligt. Im Schiffsgüterverkehr wurden durchschnittlich ca. 51.900 t im Monat umge-
schlagen. Der Spitzenmonat war der April mit 69.400 t und als schwächster Monat wurde der Februar mit 
5.500 t vermerkt. 
 
Der Rückgang des Güterumschlags im Hafen Braunschweig war eine Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise. 
Dabei konnte festgestellt werden, dass der Umschlag von Baustoffen für den Straßenbau nach dem Auslau- 
fen der Konjunkturprogramme stark zurückgegangen ist. Gegenläufig hat der Umschlag anderer Güter zuge-
nommen (z. B. Mineralöl), sodass der Rückgang teilweise kompensiert werden konnte. 
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Besondere Kennzahlen 
 
Der Gesamtgüterumschlag (‚Massegut’) ist im Vergleich zum Vorjahr um 8,7 % gesunken und hat sich in den 
letzten 8 Jahren wie folgt entwickelt: 
 


Jahr Hafenbahn Schiff Gesamtumschlag Veränderung
t t t t %


2003 19.433 490.169 509.602 -29.750 -5,5
2004 12.760 571.696 584.456 74.854 14,7
2005 29.112 703.707 732.819 148.363 25,4
2006 111.059 740.925 851.984 119.165 16,3
2007 158.436 852.607 1.011.043 159.059 18,7
2008 211.014 723.159 934.173 -76.870 -7,6
2009 175.378 660.693 836.071 -98.102 -10,5


2010 140.682 623.029 763.711 -72.360 -8,7  
 
 
Dabei stellt sich der Empfang und der Versand der umgeschlagenen Güter wie folgt dar: 
 


2010 Veränderung 2009


Schiffsgüter in t Empfang 354.254 38.186 316.068
Versand 268.775 -75.850 344.625


623.029 -37.664 660.693


Bahngüter in t Empfang 96.005 -23.216 119.221
Versand 44.677 -11.480 56.157


140.682 -34.696 175.378  
 
 
Beim Containerumschlag ist folgende Entwicklung zu verzeichnen: 
 


Containerumschlag


2003 24.775 10.556 74,2
2004 33.146 8.371 33,8
2005 54.655 21.509 64,9
2006 54.774 119 0,2
2007 59.556 4.782 8,7
2008 64.180 4.624 7,8
2009 57.787 -6.393 -10,0


2010 56.844 -943 -1,6


TEU (twenty-foot-
equivalent unit)


Veränderung zum 
Vorjahr in TEU


Veränderung zum 
Vorjahr in %


 
 
 
Für den Umschlag der Güter und für die Lagerplatzbedienung finden sich am Hafen Braunschweig neben der 
Containerbrücke Krananlagen (auch Schwergutkrane), Pumpanlage, Verladerohre sowie eine Flüssigdünger-
anlage. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Das klassische Umschlagsgeschäft der Gesellschaft unterliegt den üblichen saisonalen Schwankungen und 
Einflüssen. Durch die Ausweitung des Dienstleistungsangebots über den reinen Umschlag und Transport von 
Containern hinaus versucht die Gesellschaft, die Ladungsmengen wieder zu steigern. Durch das breite Leis-
tungsangebot und die vielschichtige Kundenstruktur wird davon ausgegangen, dass die strategischen und 
operativen Unternehmensziele erreicht werden können. 
 
Der Wirtschaftsplan 2011 sieht ein positives Ergebnis 210,3 T€ vor. 
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Struktur-Förderung Braunschweig GmbH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 


Aufgabe der Gesellschaft Struktur-Förderung Braunschweig GmbH ist die Initiierung, Durchführung und Ab-
wicklung von Projekten der Forschung, Entwicklung und Produktion und die Schaffung von angemessenen 
Rahmenbedingungen hierfür. Gegenstand des Unternehmens sind auch Vorhaben zur Sicherung, zur Ent-
wicklung und zum Ausbau der regionalen Forschungs- und Wirtschaftsinfrastruktur sowie damit im Zusam-
menhang stehende Geschäfte. 
 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 500.000 €. 
 
 


Gesellschafter 
 
Alleinige Gesellschafterin ist die Stadt Braunschweig. 
 
 
Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 
Name Funktion 
Ulrich Stegemann Stadtrat der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Gerhard Wandt Ratsherr der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzender  
Gabriele Schön Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Kai Florysiak Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Dr. Helmut Blöcker Ratsherr der Stadt Braunschweig 


 
 
Geschäftsführung 
 


Ingo Loof  
 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Bis auf den Geschäftsführer (nebenamtliche Tätigkeit als Mitarbeiter der Braunschweig Zukunft GmbH) war in 
2010 kein weiterer Arbeitnehmer bei der Gesellschaft beschäftigt. 
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Wichtige Verträge 
 
Im Rahmen der Veräußerung des Bio-Tec-Gründerzentrums im Jahre 2004 wurde mit der Käuferin, der Ge-
sellschaft für Biotechnologische Forschung mbH (GBF), jetzt Helmholtz Zentrum für Infektionsforschung 
GmbH (HZI), ein Betreibervertrag geschlossen, nach dem die Vermarktung und Vermietung von Räumlichkei-
ten für Gründerunternehmen im Bereich der Biotechnolgie der Struktur-Förderung Braunschweig GmbH 
(SFB) obliegen. 
 
Aufgrund einer mit der städtischen Wirtschaftsförderungsgesellschaft Braunschweig Zukunft GmbH geschlos-
senen Vereinbarung wurde die Vermarktung der Gründerflächen auf diese Gesellschaft übertragen. Das Bio-
Tec-Gründerzentrum ist gedacht als erste Möglichkeit der Betriebsansiedlung für junge Unternehmer im Be-
reich der Biotechnologie und soll langfristig mithelfen, den Forschungsstandort Braunschweig weiter auszu-
bauen. 
 
Die SFB hat am 6. Januar 2010 mit der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH einen Vertrag über die 
Verlängerung der Start- und Landebahn des Flughafens Braunschweig-Wolfsburg einschließlich Anlagen der 
technischen Ausrüstung und Neubau der östlichen Umfahrung sowie landschaftspflegerische Kompensations-
maßnahmen geschlossen. 
 
Darüberhinaus existiert ein städtebaulicher Vertrag vom 14. Mai 2010 zwischen der Gesellschaft, der Stadt 
Braunschweig und der Stadtentwässerung Braunschweig GmbH (SEBS), indem die öffentliche Erschließung 
diverser Gebiete des „Avionik-Cluster“ am Forschungsflughafen Braunschweig auf die Gesellschaft übertra-
gen wurde. 
 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Für das Geschäftsjahr 2010 liegt der Jahresbefehlbetrag der SFB bei 20.574,58 € (Vorjahr: 6.858,37 €) und 
entspricht damit dem 2. Nachtragswirtschaftsplan 2010. 
 
Der Anstieg gegenüber dem Vorjahr resultiert aus zusätzlichen Rechts- und Beratungskosten. Im Rahmen der 
Wirtschaftsplanung wurden der SFB zusätzlich Mittel für eine externe Beratung aufgrund der qualitativen und 
quantitativen Inanspruchnahme der Mitarbeiter für das Projekt „Ausbau Avionik-Cluster“, insbesondere zur 
Unterstützung bei der Projekt- und Liquiditätsplanung und -steuerung, zur Verfügung gestellt. 
 
Der hohe Anstieg beim Materialaufwand und bei den Erträgen resultiert aus handelsrechtlichen Vorgaben bei 
der Buchung der Baumaßnahmen. Insgesamt ergibt sich aus diesem Grund ein Gewinn- und Verlustrechnung 
„aufblähendes“, jedoch ergebnisneutrales Buchungserfordernis. 
 
Die SFB ist Maßnahmenträgerin des Ausbaus des „Avionik-Cluster“ am Forschungsflughafen Braunschweig-
Wolfsburg. Dieses Förderprojekt ist eines der wichtigsten Infrastrukturvorhaben in Niedersachsen und für die 
Stadt Braunschweig und das Land Niedersachsen von besonderer Bedeutung. Hierbei handelt es sich um die 
Erschließung dreier Gewerbe- bzw. Sondergebiete in unmittelbarer Nähe des Forschungsflughafens zur An-
siedlung weiterer Betriebe und Forschungseinrichtungen (insbesondere im luftfahrtaffinen und avioniknahen 
Bereich) nebst baulicher Ertüchtigung der Hermann-Blenk-Straße sowie um den Ausbau des Flughafens 
Braunschweig-Wolfsburg (Verlängerung der Start- und Landebahn auf 2.300 m). Die Erschließung der Ge-
werbegebiete erfolgt in Zusammenarbeit mit der Stadt Braunschweig (Bauverwaltung und Beteiligungsverwal-
tung). Mit der Durchführung des Teilprojekts „Ausbau des Flughafens“ ist die Flughafen Braunschweig-
Wolfsburg GmbH betraut (s. o.). Diese Baumaßnahmen werden auch dort aktiviert; die Teilmaßnahme der 
Erschließung der Gewerbegebiete und die bauliche Ertüchtigung der Hermann-Blenk-Straße wird im Jahres-
abschluss der SFB ausgewiesen. Die in 2010 vorgenommenen Baumaßnahmen mit einem Volumen von 
1.122.223,33 € wurden über Zuschüsse der Stadt sowie Zuwendungen der NBank finanziert. 
 
Der festgestellte Bilanzverlust 2010 in Höhe von 20.574,58 € wurde von der Gesellschafterin ausgeglichen. 
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Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Der Prognose für das Geschäftsjahr 2011 liegt der Nachtragswirtschaftsplan 2011 zu Grunde. Das Geschäfts-
jahr 2011 wird durch die weitere Abwicklung der Fördermaßnahme „Ausbau Avionik-Cluster“ geprägt sein.  
 
Das Geschäftsjahr 2011 wird voraussichtlich mit einem Jahresfehlbetrag von 32,1 T€ abschließen. Die ge-
planten Aufwendungen betreffen vorwiegend Verpflichtungen aus steuer- und handels- bzw. gesellschafts-
recht-lichen Verpflichtungen sowie Beratungs- und Personaldienstleistungen im Zusammenhang mit der Ab-
wicklung des Projekts „Avionik-Cluster“. 
 
Die Finanzierung dieses Projektes wird durch Fördermittel und Eigenmittel der Projektbeteiligten sicherge-
stellt. Bei geplanten Gesamtkosten von ca. 46 Mio. € ist ein Zuschuss von max. 18,7 Mio. € aus GRW-Mitteln 
bewilligt worden. Risiken entstehen gegebenenfalls bei Fördermittelkürzungen. 
 
Das Projekt wird unter Berücksichtigung der Abrechnungserfordernisse bis einschließlich 2013 die Kernauf-
gabe der Gesellschaft sein. 
 
Zum Ausbau des Avionik-Clusters und zum Flughafenausbau siehe auch die diesbezüglichen Anmerkungen 
bei der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH und der Braunschweig Zukunft GmbH. 
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Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, der Tausch und der Verkauf sowie die Verwaltung und die 
Bewirtschaftung von unbebauten und bebauten Grundstücken innerhalb und außerhalb des Stadtgebietes 
Braunschweig mit dem Ziel der Deckung eines konkreten Flächenbedarfs oder der vorausschauenden Flä-
chenvorsorge für Wohnen, Wohnfolgeeinrichtungen, Kultur, Forschung/Lehre und Gewerbe/Industrie im 
Stadtgebiet Braunschweig. Außerdem gehört zum Gegenstand des Unternehmens die Erschließung der im 
Stadtgebiet Braunschweig und in interkommunalen Baugebieten gelegenen Unternehmensgrundstücke, die 
für eine Bebauung vorgesehen sind, sowie das Anbieten der Baugrundstücke mit geeigneten Werbemaß-
nahmen auf dem Grundstücksmarkt und deren Verkauf.  
 
Beim Verkauf von Grundstücken zum Zwecke der Wohnbebauung steht die Bereitstellung von erschwingli-
chem Bauland zur Deckung des Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung und zur Förderung des kinder- 
und familienfreundlichen Wohnstandortes Braunschweig im Vordergrund. Daneben sollen durch ein vielseiti-
ges Angebot hinsichtlich räumlicher Verteilung, Standortqualität und Eignung für unterschiedliche Bauweisen 
möglichst viele Nachfragewünsche erfüllt und so Abwanderungsabsichten ins Umland entgegengewirkt wer-
den. 
 
Der Verkauf von Baugrundstücken zum Zwecke der Bebauung für gewerbliche, industrielle, wissenschaftliche 
oder kulturelle Nutzungen soll der Stärkung und Weiterentwicklung des Wirtschafts-, Wissenschafts-, For-
schungs-, Technologie- und Kulturstandortes Braunschweig dienen. Im Vordergrund stehen dabei grundsätz-
lich die nachhaltige Sicherung von vorhandenen Arbeitsplätzen und die Schaffung neuer dauerhafter Arbeits-
plätze in Unternehmen, in Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen und in der Kreativwirtschaft. Hierzu 
bedarf es nicht nur eines ausreichenden und differenzierten Flächenangebotes für Neuansiedlungen, sondern 
gerade auch der Bereitstellung von Ansiedlungsflächen für Expansion und ggf. Verlagerung ansässiger Un-
ternehmen. 
 
Um den Verkauf von Baugrundstücken und die Verwirklichung der damit verknüpften Zielsetzungen zu för-
dern, ist das Unternehmen berechtigt, materielle Anreize zu setzen. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte 
betreiben, die unmittelbar oder mittelbar dem Gegenstand des Unternehmens dienen, die ihn fördern oder 
wirtschaftlich berühren. Dazu gehört auch die Aufnahme von Darlehen. 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 €. 
 


Gesellschafter 
 
Die Stadt Braunschweig ist alleinige Gesellschafterin. 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion 
Reinhard Manlik Ratsherr der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Detlef Kühn Ratsherr der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzender 
Hennig Brandes Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Holger Herlitschke Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Maren Sommer Stadtbaurätin der Stadt Braunschweig 
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Geschäftsführung 


Claus Ruppert  
Matthias Heilmann  
 
 


Wichtige Verträge 
 
In einem Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Stadt Braunschweig sind die entgeltliche Bereitstellung des 
Personals, der Büroräume und deren Ausstattung sowie verschiedener Dienstleistungen (z.B. Postversand, 
Telefon oder EDV) geregelt. 
 
Daneben hat die Stadt Braunschweig mit der Gesellschaft einen Vertrag abgeschlossen über die Zusammen-
arbeit bei der Erschließung von Baugebieten. 
 
Zwischenzeitlich hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 1. Dezember 2010 entschieden, dass der 
Abschluss von Erschließungsverträgen gemäß § 124 BauGB zwischen einer Kommune und ihrer Eigenge-
sellschaft nicht zulässig ist. Aus diesem Grund wird die Stadt Braunschweig Baugebiete mit Flächen der Ge-
sellschaft künftig selbst erschließen und Erschließungsbeiträge sowie Kostenerstattungsbeiträge erheben. 
 
Im Dezember 2011 wurde die Grundstücksgesellschaft Braunschweig (GGB) mit der Durchführung der ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Bereitstellung von Bauland ab 1. Januar 2012 mit einer Laufzeit von 
10 Jahren seitens der Stadt Braunschweig öffentlich-rechtlich betraut, um die Finanzierung der Gesellschaft 
an die Vorgaben des europäischen Beihilferechts anzupassen. Die Betrauung erfolgte aufgrund einer einseiti-
gen Erklärung der Stadt Braunschweig, durch die der hoheitliche Charakter der Betrauung unterstrichen, aber 
keine Zahlungsverpflichtung der Stadt begründet wurde. 


 
Anzahl der Beschäftigten 
 
Die Gesellschaft hat wie im Vorjahr 2 Mitarbeiter.  


 
Geschäftsverlauf 
 
Die GGB wies in ihrer Gewinn- und Verlustrechnung 2010 einen Jahresüberschuss in Höhe von 451,5 T€ aus 
und lag somit um rd. 1.241 T€ über dem Planergebnis 2010. Gegenüber dem Vorjahr hat sich das Jahreser-
gebnis um rd. 2.163 T€ verbessert. Der erwartete Verlustausgleich, der gemäß § 14 des Gesellschaftsvertra-
ges durch die Stadt Braunschweig zu tragen wäre, ist für das Geschäftsjahr 2010 entbehrlich gewesen. Inso-
weit wurde der städtische Haushalt gegenüber der Planung um 790 T€ entlastet. 
 
Die überaus positive Entwicklung bei der Vermarktung des Wohnbaugebietes „Am Buchenberg“ war ursäch-
lich für den im Geschäftsjahr 2010 ausgewiesenen Jahresüberschuss und führte dazu, dass durch die uner-
wartet hohe Nachfrage nach Bauplätzen in diesem Wohnbaugebiet die Umsatzerlöse um 3.424 T€ über dem 
Planansatz lagen. Dieser Effekt wurde zusätzlich durch die geringeren Materialaufwendungen verstärkt. Ge-
genläufig wirkten insbesondere die höheren Abschreibungen für Flächen im Bereich der Gewerbegebiete 
„Braunstraße-Süd“, „Forschungsflughafen-West“ und „Forschungsflughafen-Nordwest“. Weiterhin sind bei den 
sonstigen betrieblichen Aufwendungen vor allem Rückstellungen für künftige Erschließungsmaßnahmen für 
bereits veräußerte Grundstücke, zu denen sich die Gesellschaft vertraglich verpflichtet hat, höher als ur-
sprünglich veranschlagt ausgefallen. Diese zusätzlichen Aufwendungen konnten aus den höheren Nettoerlö-
sen überkompensiert werden. Außerdem wurden Rückstellungen für Erschließungskosten und drohende Ver-
luste aus schwebenden Geschäften in Höhe von 434 T€ aus Bewertungsumstellungen in Folge des Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) aufgelöst, die sich im außerordentlichen Ergebnis widerspiegeln. 
 
Der Jahresüberschuss 2010 in Höhe von 451,5 T€ ist bei der Gesellschaft verblieben und wurde auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
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Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Für das Geschäftsjahr 2011 rechnet die GGB mit einem Verlust aus laufender Geschäftstätigkeit von rd. 
774 T€. 
 
Im Wirtschaftsplan 2011 werden gegenüber dem Vorjahr geringere Umsatzerlöse erwartet. Korrespondierend 
dazu werden die Aufwendungen beim Materialaufwand und den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sin-
ken, da die Vermarktung von Wohnbauflächen in den Baugebieten „Harxbüttel-Nordwest“ und „Am Buchen-
berg“ positiver als erwartet gelaufen ist. Ursprünglich waren die Verkäufe erst im Jahr 2011 geplant. 
 
Im Laufe des Jahres 2011 wurden alle verfügbaren Wohnbauflächen von der GGB vermarktet. Aus diesem 
Grund wird die Gesellschaft im Geschäftsjahr 2012 mit der Vermarktung von 84 Baugrundstücke im neuen 
Wohnbaugebiet „Lammer-Busch-Ost, 2. Teil“ beginnen; zusätzlich auch mit der Vermarktung von 81 Bau-
grundstücke im neuen Wohnbaugebiet „Roselies-Süd“, sobald der Bebauungsplan rechtskräftig ist. 
 
Die Nachfrage ist in beiden Wohnbaugebieten unerwartet hoch. Für die Vermarktung der Bauplätze werden 
im Wohnbaugebiet „Lammer-Busch-Ost, 2. Teil“ je nach Lage zwischen 120 und 130 €/ m² und im Wohnbau-
gebiet „Roselies-Süd“ je nach Lage zwischen 115 und 135 €/ m² gefordert. Zudem soll wie bei früheren städ-
tisch vermarkten Wohnbaugebieten ein Kinderrabatt von 5 € je Kind/ m² gewährt werden, maximal 15.000 € 
je Baugrundstück. Im Finanzplan sind dementsprechend Investitionen für die Ersterschließung der neuen 
Wohnbaugebiete sowie der Erwerb der Maßnahmenfläche für Feldhamster im Wohnbaugebiet „Steinberg“ 
vorgesehen. Letzere wurde auf Wunsch des Verkäufers hinausgeschoben. 
 
Die Gesellschaft ist zukünftig weiter bestrebt, die Erschließungsabschnitte bei den Wohnbauflächen ver-
gleichsweise klein zu halten, um die Attraktivität der Bauplätze zu steigern, das Vermarktungsrisiko zu redu-
zieren und zusätzliche Infrastrukturkosten (Kindertagesstätte, Schule etc.) möglichst zu vermeiden. 
 
Bei den Gewerbeflächen werden Erschließungsmaßnahmen nur bei konkretem Bedarf von der Gesellschaft 
durchgeführt, um eine zusätzliche Kapitalbindung im Umlaufvermögen und zusätzliche Vorhaltekosten zu 
vermeiden. 
 
In den Geschäftsjahren 2011 und 2012 wird die GGB die Vermarktung der verfügbaren Gewerbebauflächen 
fortsetzen und die Umlegungsverfahren „Waller See-Braunschweig/2. Bauabschnitt“, „Braunstraße-Süd“, 
„Forschungsflughafen-West“ und „Forschungsflughafen-Nordwest“ fachlich begleiten. 
 
Zwischenzeitlich hat die Verwaltung das Bauleitplanverfahren für das Gewerbegebiet „Rüningen-West“ einge-
stellt, da Unternehmen ihr Interesse an Gewerbeflächen in diesem Bereich nicht im ursprünglich angekündig-
ten Umfang weiterverfolgt haben. Die Verwaltung wird die Planungen erst dann wieder aufnehmen, wenn die 
Nachfrage nach Gewerbegrundstücken an diesem Standort wieder anziehen sollte. Im Falle der Fortsetzung 
der Planungen werden die Anregungen und Bedenken durch Bürgerinnen und Bürger, die im Rahmen der 
Auslegung geäußert wurden, im weiteren Planungsprozess abgewogen und berücksichtigt. 
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GuV-Daten der Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH 
 


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 9.374 3.534 5.840 4.093
Sonstige betriebliche Erträge 71 -384 455 318


Betriebserträge 9.445 3.150 6.295 4.411
Materialaufwand 3.514 4 3.510 1.976
Personalaufwand 131 3 128 121
Abschreibungen 2.378 2.297 81 637
Sonstige betriebliche Aufwendungen 2.666 -1.002 3.668 2.218


Betriebsaufwand 8.689 1.302 7.387 4.952


Betriebsergebnis 756 1.848 -1.092 -541
Finanzergebnis -698 -123 -575 -632


Unternehmensergebnis 58 1.725 -1.667 -1.173
außerordentliches Ergebnis 434 434 0 0
Steuern 40 -4 44 22
Erträge aus Verlustübernahme 0 -726 726 630


Jahresergebnis * 452 0 -985 -565  
*  Im Jahresergebnis der Gesellschaft wird eine Verlustübernahme der Stadt Braunschweig als “Erträge aus Verlustübernahme” schon 


gebucht, sodass das formelle Ergebnis vom eigentlichen Verlust abweicht. 
 
 


Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010
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Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH 


 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand der Gesellschaft ist der gemeinnützige Betrieb des Städtischen Klinikums Braunschweig als 
Krankenhaus der Maximalversorgung sowie aller damit zusammenhängenden Einrichtungen, Nebeneinrich-
tungen und Hilfsbetriebe. Zweck der Gesellschaft ist der ärztliche, pflegerische, technische und kaufmänni-
sche Betrieb dieser Einrichtungen mit dem Ziel einer bestmöglichen und zugleich wirtschaftlichen Versorgung 
der Bevölkerung sowie die Ausbildung im Rahmen eines Akademischen Lehrkrankenhauses der Medizini-
schen Hochschule Hannover.  
 
Die Gesellschaft darf im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trages alle Geschäfte und sonstigen Maßnahmen vornehmen, die dieser Zweckbestimmung unmittelbar und 
mittelbar dienlich sind. Sie ist insbesondere berechtigt, Betriebe oder Einrichtungen zu gründen, zu überneh-
men und sich an solchen zu beteiligen, wenn es dem Zweck des Unternehmens dient. 
 
Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Vorschriften 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung und ist ein Tendenzbetrieb im Sinne von § 1 
Abs. 4 Ziff. 1 Mitbestimmungsgesetz. 
 
 


Stammkapital 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 18.450.000 €  
 
 


Gesellschafter 
Die Stadt Braunschweig ist alleinige Gesellschafterin. 
 
 


Organe der Gesellschaft 
 


Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion 
Ulrich Markurth Stadtrat der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Anke Kaphammel Ratsfrau der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzende 
Friederike Harlfinger Bürgermeisterin der Stadt Braunschweig 
Annette Schütze Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Dr. Christa Karras Mandat der Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Uwe R. Hoffmann * Betriebswirt 
Prof. Dr. Dirk Heinz * Wissenschaftlicher Geschäftsführer HZI 
Martina Lüer ** Arbeitnehmervertreterin 
Norbert Kohlmeyer ** Arbeitnehmervertreter 
 
* Gemäß § 10 (1) des Gesellschaftsvertrages müssen zwei im Krankenhausbereich erfahrene Persönlichkeiten, die nicht dem  Rat der Stadt 


angehören und auf Vorschlag der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters vom Rat der Stadt entsandt werden, dem Aufsichtsrat an-
gehören. 


** Zwei Aufsichtsratsmitglieder werden von der Belegschaft entsandt.  
 
 
Geschäftsführung 


Helmut Schüttig Geschäftsführer 
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Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Jahresdurchschnitt 2010 wurden 2.718 Vollkräfte beschäftigt (Vorjahr: 2.659), dies bedeutet insgesamt 
3.449 aktive Mitarbeiter (Vorjahr: 3.402). 
 
Klinikum GmbH, "Vollkräfte" 2010 2009


Ärztlicher Dienst, Funktionsdienst, med.-techn. Dienst 1.174 1.145


Pflegedienst und klinisches Hauspersonal 1.091 1.065


Wirtschafts-, Versorgungs-, Verwaltungsdienst 326 332


Sonderdienst, Personal der Ausbildungsstätten 75 70


Sonstiges Personal 52 47


Gesamt 2.718 2.659  
 
Klinikum GmbH‚ "Mitarbeiterzahl" 2010 2009


„Kopfzahl“ (aktive Mitarbeiter) 3.449 3.402  
 
 
Im Konzern wurden 3.151 Vollkräfte (Vorjahr: 2.946) im Jahresdurchschnitt 2010 beschäftigt. Die aktive Mit-
arbeiterzahl betrug 3.882 (Vorjahr: 3.810). 
 
Klinikum GmbH‚ Konzern - "Vollkräfte" 2010 2009


3.151 2.946  
 
Klinikum GmbH‚ Konzern - "Mitarbeiterzahl" 2010 2009


„Kopfzahl“ (aktive Mitarbeiter) 3.882 3.810  
 
 


Wichtige Vereinbarungen und Verträge 
 
Die Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH hat vier Tochtergesellschaften: 
 
 


Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH


Klinikum Braunschweig
Textilservice GmbH


Klinikum Braunschweig
Rehabilitations-GmbH


Klinikum Braunschweig
Klinikdienste GmbH


Medizinisches Versorgungszentrum 
am Städtischen Klinikum 


Braunschweig GmbH 


100 % 100 % 100 % 100 %


Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH


Klinikum Braunschweig
Textilservice GmbH


Klinikum Braunschweig
Rehabilitations-GmbH


Klinikum Braunschweig
Klinikdienste GmbH


Medizinisches Versorgungszentrum 
am Städtischen Klinikum 


Braunschweig GmbH 


100 % 100 % 100 % 100 %


 
 
 
Unternehmensgegenstand der Klinikum Braunschweig Textilservice GmbH ist die Erbringung von Wäscherei- 
und Berufsbekleidungsdiensten, insbesondere die Reinigung von Berufsbekleidung und Wäsche für Kranken-
häuser. 
 
Aufgabe der Klinikum Braunschweig Klinikdienste GmbH  ist die Reinigung von Kliniken und Gebäuden jeder 
Art und der Gebäudeservice sowie Transportleistungen und Dienstleistungen ähnlicher Art. 
 
Der Zweck der Klinikum Braunschweig Rehabiliations-GmbH wird insbesondere durch die Erbringung von 
ambulanten Rehabilitationsleistungen unter ärztlicher Leitung sowie von Heilmitteln in Form von Dienstleis-
tungen verwirklicht. 
 
Die Medizinisches Versorgungszentrum am Städtischen Klinikum Braunschweig GmbH betreibt ein medizini-
sches Versorgungszentrum im Sinne des § 95 SGB V  zur Erbringung ambulanter ärztlicher Leistungen. 
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Besondere Kennzahlen 
 
Die Gesamtbettenzahl des Klinikums beläuft sich auf 1.401 Planbetten und 24 teilstationäre Plätze. Das Kli-
nikum ist mit dieser Gesamtbettenzahl lt. Bescheid des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Frauen, 
Familie und Gesundheit in den niedersächsischen Krankenhausplan aufgenommen. 
 


Bettenkapazität 2010 2009
Vollstationär 1.401 1.401
Teilstationär 24 24
Gesamt 1.425 1.425  
 
Der Niedersächsische Krankenhausplan weist weiterhin 1.425 voll- und teilstationäre Betten auf. 
 


Leistungszahlen
Vollstationär


Fallzahl (ohne interne Verlegungen) 56.145 55.884
Pflegetage stationär 454.940 425.423
Stationäre Verweildauer (Tage) 7,72 7,61
Nutzungsgrad in % 83,8 83,19


2010 2009


 
 
Das Klinikum verteilt sich derzeit auf 4 Standorte in Braunschweig (Holwedestraße, Salzdahlumer Straße, 
Celler Straße, Gliesmaroder Straße) und setzt sich zusammen aus 16 Abteilungen (Augen, Allgemeine Chi-
rurgie, Frauenheilkunde und Geburtshilfe, HNO, Herzchirurgie, Innere Medizin, Kinderchirurgie, Kinderheil-
kunde, Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie, Neurochirurgie, Neurologie, Nuklearmedizin, Plastische Chirurgie, 
Strahlentherapie, Urologie, Allgemeine Psychiatrie) und zwei teilstationären Abteilungen (Kinderheilkunde 
sowie Tages- und Nachtklinik Psychiatrie). Ferner werden innerhalb der Abteilung Nephrologie teilstationär 
bspw. Dialysen durchgeführt. 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Im Wirtschaftsplan 2010 der Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH ist ein Ergebnis von 1.255 T€  
prognostiziert worden. Tatsächlich hat die Gewinn- und Verlustrechnung 2010 mit dem Überschuss in Höhe 
von 2.087 T€ abgeschlossen. Das Vorjahresergebnis wurde um rd. 1,4 Mio. € unterschritten. 
 
Bei den Umsatzerlösen und sonstigen betrieblichen Erträgen waren erneut Steigerungen festzustellen. Dieser 
weiterhin positiven Entwicklung standen allerdings schlechtere Rahmenbedingungen gegenüber: 
weitere erhebliche Einbußen bei den Zinserlösen, Mehraufwendungen beim Materialaufwand und insbesonde-
re Auswirkungen aus der Umsetzung des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) konnten nicht voll-
ständig ausgeglichen werden. Auffällig war ebenfalls der Anstieg der Steuern, der aus den Überschüssen der 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe (z. B. Bistros, Apotheke, Parkplatzvermietung, Personalgestellungen etc.) 
resultiert. 
 
Die Bilanzsumme hat sich lediglich um rd. 0,8 Mio. € verringert. Hier haben sich wie bereits in den Vorjahren 
im Wesentlichen Verschiebungen durch die Umsetzung des Zwei-Standorte-Konzeptes ergeben, aber auch 
durch die Investitionen für das GMP-Herstellungszentrum und das Multifunktionsgebäude. Die Vermögensla-
ge stellt sich mit einer Eigenkapitalquote von etwa 41 % weiterhin gut dar. 
 
In den Konzernabschluss des Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH wurden im Geschäftsjahr 2010 
wieder die vier Tochtergesellschaften einbezogen. 
 
Die Klinikum Braunschweig Klinikdienste GmbH (Klinikdienste GmbH) erwirtschaftete in 2009 einen Jahres-
überschuss von rd. 7,7 T€, der auf neue Rechnung vorgetragen wurde. 
 
Die Klinikum Braunschweig Textilservice GmbH (Textilservice GmbH) schloss das Geschäftsjahr 2010 mit 
einem Jahresüberschuss von 2,0 T€ ab, der ebenfalls auf neue Rechnung vorgetragen wurde. 
 
Die Klinikum Braunschweig Rehabilitations-GmbH (Reha GmbH) wies im Jahresabschluss 2010 einen Jah-
resfehlbetrag von rd. 71 T€ aus, der auf neue Rechnung vorgetragen wurde. 
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Die Medizinisches Versorgungszentrum am Städtischen Klinikum Braunschweig GmbH (MVZ GmbH) ver-
zeichnete einen Jahresüberschuss von rd. 340 T€, der der Gewinnrücklage zugeführt wurde. 
 
Der Konzernabschluss ist aufgrund der Größenverhältnisse der Tochtergesellschaften entscheidend von der 
Muttergesellschaft geprägt. Die Gesellschaft hat einen Konzernabschluss vorgelegt, der die Städtisches Klini-
kum Braunschweig gGmbH mit ihren Tochtergesellschaften konsolidiert. Hier wird ein Konzerngewinn von rd. 
2.320 T€ (Vorjahr: 4.428,8 T€) ausgewiesen. 
 
Da die Gesellschaft gemeinnützig ist, sind Ausschüttungen an die Gesellschafterin Stadt Braunschweig nicht 
möglich. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Die Gesellschaft konnte bislang seit Gründung der GmbH 2003 durchweg Jahresabschlüsse mit positiven 
Ergebnissen vorlegen. Der Wirtschaftsplan 2011 der Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH sieht einen 
Überschuss von 1,0 Mio. € vor.  
 
Investitionen sind im Wesentlichen für das Zwei-Standorte-Konzept geplant. Damit wird das Ziel verfolgt, die 
Standorte des Klinikums von bisher vier auf die zwei in der Celler Straße und der Salzdahlumer Straße zu 
reduzieren. Die Standorte Gliesmaroder Straße, Holwedestraße sowie Freisestraße als reiner Verwaltungs-
standort sollen entfallen. 
 
Das Investitionsprogramm 2011 bis 2015 bildet die Umsetzung des Zwei-Stand-orte-Konzeptes ab. Für den 
1. Bauabschnitt sind Mittel in Höhe von 74,6 Mio. € eingeplant. Für den 2. Bauabschnitt, der ab 2013 umge-
setzt werden soll, wurde ein Volumen von 120,0 Mio. € kalkuliert. 
 
Die Städtisches Klinikum Braunschweig hat im November 2011 am größten Standort des Klinikums in der 
Salzdahlumer Straße einen Betriebskindergarten eröffnet, der vom AWO-Bezirksverband Braunschweig be-
trieben wird. 
 
Der konsolidierte Wirtschaftsplan 2011 sieht einen Überschuss von 1,2 Mio. € vor. 
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GuV-Daten der Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH 
2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse * 242.720 10.098 232.622 222.236
Sonstige betriebliche Erträge ** 27.543 2.247 25.296 25.206


Betriebserträge 270.263 12.345 257.918 247.442
Materialaufwand 66.448 5.023 61.425 57.948
Personalaufwand 155.321 3.473 151.848 142.450
Abschreibungen 11.783 1.269 10.514 10.495
Sonstige betriebliche Aufwendungen *** 32.279 -44 32.323 36.483


Betriebsaufwand 265.831 9.721 256.110 247.376


Betriebsergebnis 4.432 2.624 1.808 66
Finanzergebnis 470 -1.765 2.235 4.712


Unternehmensergebnis 4.902 859 4.043 4.778
außerordentliches Ergebnis **** -1.621 -1.621 0 0
Steuern 1.194 685 509 246


Jahresergebnis 2.087 -1.447 3.534 4.532  
 
Gesonderte Struktur der GuV nach Krankenhausbuchführungsverordnung (KHBV): 
* Krankenhauserlöse, Nutzungsentgelte der Ärzte, Erhöhung/Verminderung des Bestandes an unfertigen Leistungen; 


andere aktivierte Eigenleistungen 


**  Sonstige betriebliche Erträge, Erträge aus Zuwendungen für Investitionen, Erträge aus der Einstellung von Ausgleichsposten für Eigen-
mittelförderung, Erträge aus der Auflösung von Sonderposten auf Grund von Zuwendungen, Erträge aus der Auflösung des  Ausgleichs-
posten für Darlehensförderung 


***  Sonstiger betriebl. Aufwand, Aufwand aus der Zuführung zu Verbindlichkeiten nach KHG, Aufwand für die nach dem KHG geförderten  
Anlagegegenständen 


****    BilMoG bedingt 
 


Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008 - 2010


Angaben in T€


247.442
257.918


270.263


247.376
256.110


265.831


66 1.808
4.4324.532 3.534


2.087
0


50.000


100.000


150.000


200.000


250.000


2008 2009 2010


Betriebsertrag Betriebsaufwand Betriebsergebnis Jahresergebnis
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Konzern-GuV-Daten der Städtisches Klinikum  
Braunschweig gGmbH  


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 246.243 9.858 236.385 222.972
Sonstige betriebliche Erträge * 27.611 6.689 20.922 22.078


Betriebserträge 273.854 16.547 257.307 245.050
Materialaufwand 58.668 4.700 53.968 51.591
Personalaufwand 165.622 3.847 161.775 150.081
Abschreibungen 11.907 1.273 10.634 10.609
Sonstige betriebliche Aufwendungen ** 32.932 4.779 28.153 32.444


Betriebsaufwand 269.129 14.599 254.530 244.725


Betriebsergebnis 4.725 1.948 2.777 325
Finanzergebnis 431 -1.811 2.242 4.518


Unternehmensergebnis 5.156 137 5.019 4.843
außerordentliches Ergebnis *** -1.621 -1.621 0 0
Steuern 1.214 624 590 342


Konzern-Jahresergebnis 2.321 -2.108 4.429 4.501  
Hier keine gesonderte Struktur der GuV nach KHBV; Standardregelungen des HGB für Konzernrechnung; für 2010 ist Folgendes 
zu beachten: 
*     inkl. Erträge aus Zuwendungen zur Finanzierung von Investitionen; Erträge aus der Einstellung/ Auflösung von Ausgleichs- 
      posten aus Darlehensförderung und für Eigenmittelförderung; Erträge aus der Auflösung von Sonderposten / Verbindlich- 
      keiten nach dem KHG und auf Grund sonstiger Zuwendungen zur Finanzierung des Anlagevermögens 
**   inkl. Aufwendungen aus der Zuführung zu Sonderposten/ Verbindlichkeiten nach dem KHG und auf Grund sonstiger  
      Zuwendungen zur Finanzierung des Anlagevermögens; Aufwendungen für die nach dem KHG geförderte Nutzung von  
      Anlagegegenständen 
***  BilMoG bedingt 
 


Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH (Konzern)
Konzern-Entwicklung Ertrag und Aufwand  2008-2010
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Braunschweig Stadtmarketing GmbH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist die Vorbereitung und Durchführung von Konzepten und Maßnahmen zur 
Förderung der Attraktivität und des Images der Stadt Braunschweig, u.a. als Teilraum der Metropolregion 
Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg. Die Aktivitäten umfassen sowohl alle städtisch relevanten 
Funktionen, insbesondere wirtschaftlicher, kultureller und stadtmarketingbezogener Art, als auch die inhaltli-
che und personelle Unterstützung der Ziele der Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg 
GmbH. 
 
Daneben ist die Gesellschaft berechtigt, die ihr zur Förderung des Unternehmenszweckes zufließenden Mittel 
bzw. Zuschüsse zu verwalten und diese auf der Grundlage gesellschaftseigener und nicht-gesellschafter-
eigener Mittel- und Zuschussvergaberichtlinien an Drittempfänger weiterzuleiten. 
 
Die Gesellschaft kann außerdem sonstige von einem oder einzelnen Gesellschaftern bzw. von Dritten erteilte 
Aufträge im Rahmen ihres Gesellschaftszweckes ausführen. Dieses Geschäftsfeld umfasst insbesondere die 
Durchführung von eigenen Veranstaltungen und die Mitwirkung bei Veranstaltungen Dritter. 
 
Gegenstand des Unternehmens ist ferner die Förderung, die Betreuung und das Betreiben von Einrichtungen 
und Veranstaltungen im Bereich des Fremdenverkehrs und der damit im Zusammenhang stehenden Ge-
schäfte. Dazu gehören insbesondere die Verbesserung des touristischen Angebots, die Besucher- und Gäste-
betreuung, Zimmervermittlungen sowie die Durchführung von Stadtführungen, der Betrieb eines Informati-
onsbüros sowie der Vertrieb von touristischen Produkten und Dienstleistungen. 
 
Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die unmittelbar oder mittelbar dem Gegenstand des Unter-
nehmens dienen, die ihn fördern oder wirtschaftlich berühren. Sie kann sich unter dieser Einschränkung auch 
an anderen Unternehmen mit dem gleichen oder einem ähnlichen Gegenstand beteiligen, solche erwerben 
oder veräußern. 
 
Darüberhinaus hat die Gesellschaft zwecks Konzentration der Aufgaben die Aufgaben und das Personal so-
wie Aktiva und Passiva des Braunschweiger ‚Städtischen Verkehrsvereins eV‟ (SVV) übernommen. 
 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 €. 
 
 


Gesellschafter 
 
Die Stadt Braunschweig ist alleinige Gesellschafterin. 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 
Name Funktion 
Joachim Roth Wirtschaftsdezernent der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Friederike Harlfinger Bürgermeisterin der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzende 
Anke Kaphammel Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Kai Florysiak Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Andrea Stahl Ratsfrau der Stadt  Braunschweig 


 







http://www.hausderwissenschaft.org/hdw/index.html
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Geschäftsverlauf 
 
Das Geschäftsjahr 2010 der Braunschweig Stadtmarketing GmbH wurde mit einem Jahresfehlbetrag von rd. 
1.717,7 T€ abgeschlossen und ist damit höher ausgefallen als im Wirtschaftsplan 2010 prognostiziert. Die 
Abweichung gegenüber der Planung ergibt sich hauptsächlich durch den Zuschuss an die Haus der Wissen-
schaft Braunschweig GmbH (150 T€), der nur im Finanzplan und nicht im Erfolgsplan enthalten war. Gegen-
über dem Vorjahr hat sich das Jahresergebnis um rd. 880 T€ verbessert, da im Wesentlichen der Material-
aufwand deutlich durch niedrigere projekt- und veranstaltungsbezogene Aufwendungen gesunken ist. 
 
Der Fehlbetrag wurde durch eine Entnahme aus der Kapitalrücklage ausgeglichen. Im Laufe des Wirtschafts-
jahres hat die Gesellschafterin Stadt Braunschweig der Gesellschaft Einlagen in Höhe von 1.701,9 T€ zuge-
führt, die zunächst in die Kapitalrücklage eingestellt wurden. 
 
Bei der Haus der Wissenschaft Braunschweig GmbH wurde für das Geschäftsjahr 2010 ein Jahresfehlbetrag 
von 165,9 T€ ausgewiesen. Dieser wurde im Wesentlichen durch Einlagen in die Kapitalrücklage von 162 T€ 
ausgeglichen. 
 
Die Braunschweig Stadtmarketing GmbH versteht Stadtmarketing als Gemeinschaftsaufgabe, die nur unter 
Einbeziehung möglichst vieler Akteure in Braunschweig ausreichende Wirkung entfalten kann. Die Gesell-
schaft dient in diesem Prozess als Initiatorin und Konzeptlieferantin, als gemeinsame Plattform zum Aus-
tausch der Akteure sowie schließlich als Dienstleister und Träger der Umsetzung gemeinsamer Maßnahmen. 
Aufgrund dieser Aufgabenstellung sind die Indikatoren für die Wirtschaftlichkeit und den Unternehmenserfolg 
nicht allein in einer positiven Entwicklung von Absatzzahlen, Umsätzen und Jahresergebnis zu finden. Viel-
mehr sind die Schaffung, Stabilisierung und der Ausbau ausgeprägter Kooperationsnetzwerke und die darauf 
aufbauende Umsetzung schlagkräftiger Stadtmarketingmaßnahmen maßgebliche Tragsäulen mittel- und 
langfristigen Erfolgs der Gesellschaft. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Die Aufgabenstellung der Braunschweig Stadtmarketing GmbH erfordert die laufende Zuführung von Fi-
nanzmitteln für den laufenden Geschäftsbetrieb durch die Gesellschafterin Stadt Braunschweig. Hierzu ste-
hen der Gesellschaft gemäß Regelung des Gesellschaftsvertrages Einlagen der Stadt Braunschweig in mo-
natlichen Teilbeträgen sowie eine variable Einlage bei Bedarf auf Anforderung zur Verfügung. Die Rahmen-
bedingungen der Geschäftstätigkeit des Unternehmens schränken die Erzielung von Erlösen zur vollständi-
gen Deckung der anstehenden Aufwendungen ein. 
 
Die Gesellschaft finanziert ihre Aktivitäten im Wesentlichen über Einlagen der Stadt Braunschweig, Spon-
soringleistungen und Erträge aus sonstigen Dienstleistungen im Bereich des Marketing sowie aus der Ver-
marktung von touristischen Produkten und Sondernutzungsflächen. 
 
Der vorgelegte Wirtschaftsplan 2011 der Braunschweig Stadtmarketing GmbH weist einen Jahresfehlbetrag 
in Höhe von 1.834,9 T€. Diese im Vergleich zum Vorjahr leichte Erhöhung des Jahresfehlbetrages betrifft 
insbesondere die verminderten Umsatzerlöse, denen ebenfalls gesunkenen Aufwendungen gegenüber ste-
hen. Der Jahresfehlbetrag soll durch die Festbetragseinlage in Höhe von 1.660,5 T€ sowie die variable Einla-
ge von 174,4 T€ von der Gesellschafterin Stadt Braunschweig abgedeckt werden. Das Planergebnis beinhal-
tet erstmals die Einlage für das Haus der Wissenschaft in Höhe von 150 T€, die in den Vorjahren nur im  
Finanzplan der Gesellschaft enthalten war. 
 
Die Gesellschaft wird sich weiter auf ihr Kerngeschäft konzentrieren. Zusätzliche Sponsorenbeteiligungen für 
Marketingprojekte werden angestrebt. Das Unternehmen wird die Braunschweiger Marketingthemen weiter-
entwickeln, die Positionierung als Kongress- und Tagungsstandort ausbauen. Hierzu wurde ein Koopera-
tionsvertrag mit der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH geschlossen. Das Congress Bureau 
Braunschweig (CBBS) hat seine Tätigkeit als Organisationseinheit bei der Gesellschaft aufgenommen. 
 
Die Zusammenarbeit mit dem Handel in Innenstadt und Peripherie, der Hotellerie, Gastronomie und anderen 
touristischen Leistungsträgern soll in 2011 auch über die Mitarbeit im Beirat, der zusammen mit Aufsichtsrat 
tagt, weiter ausgebaut und stabilisiert werden. 
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GuV-Daten der Braunschweig Stadtmarketing GmbH 
 


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 1.909 219 1.690 2.010
Sonstige betriebliche Erträge 72 -123 195 28


Betriebserträge 1.981 96 1.885 2.038
Materialaufwand 2.028 -767 2.795 2.045
Personalaufwand 1.165 5 1.160 1.185
Abschreibungen 31 -1 32 31
Sonstige betriebliche Aufwendungen 474 -30 504 498


Betriebsaufwand 3.698 -793 4.491 3.759


Betriebsergebnis -1.717 889 -2.606 -1.721
Finanzergebnis 4 -4 8 21


Unternehmensergebnis -1.713 885 -2.598 -1.700
außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0
Steuern 5 5 0 1


Jahresergebnis -1.718 0 -2.598 -1.701  
 
 


 
 Braunschweig Stadtmarketing GmbH


Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008 - 2010
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Volkshochschule Braunschweig GmbH 


 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb der Braunschweiger Volkshochschule. Sie dient der Allge-
meinbildung, Ausbildung, Fortbildung, Weiterbildung und Berufsvorbereitung von Erwachsenen und Jugendli-
chen und bietet zusätzlich Bildungsberatung und andere bildungsnahe Dienstleistungen an. Sie ist konfessio-
nell und parteipolitisch unabhängig.  
 
Die Gesellschaft ist zur Durchführung aller den Gesellschaftszwecken dienenden Tätigkeiten befugt, insbe-
sondere zur Durchführung von Arbeitsgemeinschaften, Kursen, Vorlesungen, Einzelvorträgen und Studien-
fahrten, Auftragsmaßnahmen und Projekten mit dem Ziel, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer zur Selbstbil-
dung und zur Mitarbeit am demokratischen Staatsleben anzuregen und ihnen Kenntnisse für Leben und Beruf 
zu vermitteln. 
 
Der Zugang zu den Veranstaltungen der Gesellschaft ist jedermann ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit, 
gesellschaftliche oder berufliche Stellung sowie politische und weltanschauliche Zugehörigkeit offen. 
 
Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Vorschriften 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
Die Volkshochschule Braunschweig GmbH hat zwei 100 %ige Tochtergesellschaften: 
 
VHS Arbeit und Beruf GmbH und Haus der Familie GmbH (s.u.). 
 


 
Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 €. 
 


 
Gesellschafter 
 
Die Stadt Braunschweig ist alleinige Gesellschafterin. 
 
Bis zum Jahreswechsel 2008/2009 hielt die Stadt Braunschweig 92 % der Anteile. Weitere Gesellschaf-
ter waren mit jeweils 2 % der Arbeitgeberverband Region Braunschweig e. V., der Deutsche Gewerk-
schaftsbund, die Industrie- und Handelskammer Braunschweig sowie die Kreishandwerkerschaft Braun-
schweig. Aufgrund eines Beschlusses des Rates der Stadt Braunschweig vom 20. November 2008 er-
warb die Stadt mit notariellem Vertrag vom 11. Dezember 2008 die restlichen Anteile zum jeweiligem 
Nominalwert von 500,00 € (siehe hierzu unten). 
 
In diesem Zusammenhang wurde durch Beschluss der Gesellschafterversammlung am 12. Juni 2009 der 
Gesellschaftsvertrag der Volkshochschule Braunschweig GmbH (VHS) insgesamt neu gefasst. 
 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat, die Geschäftsführung und der 
Bildungsbeirat. 
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Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion 
Ulrich Markurth Stadtrat der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Thorsten Köster Ratsherr der Stadt Braunschweig, stellv. Vorsitzender 
Uwe Jordan Ratsherr der Stadt Braunschweig 


 
Im Rahmen der neuen Gesellschafterstruktur und der Neufassung des Gesellschaftsvertrages wurde der Auf-
sichtsrat verkleinert. Er besteht nun aus 3 Mitgliedern. Daneben nehmen der Vorsitzende des Bildungsbeira-
tes und ein vom Betriebsrat der Gesellschaft zu benennender Belegschaftsvertreter an den Sitzungen des 
Aufsichtsrates ohne Stimmrecht teil. 


 
 
Geschäftsführung der Volkshochschule Braunschweig GmbH 
 


Hans-Peter Lorenzen 
 


 
Bildungsbeirat 


Der Bildungsbeirat der Gesellschaft besteht aus 9 stimmberechtigten Personen: 
 
1 Vertreter/in der Kursleiter/innen 
1  Vertreter/in der Teilnehmer/innen 
2  Vertreter/innen aus dem für die Erwachsenenbildung zuständigen Ausschuss des Rates der Stadt Braun-


schweig 
1   Vertreter/in des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
1   Vertreter/in des Arbeitgeberverbandes Region Braunschweig 
1   Vertreter/in der Industrie- und Handelskammer Braunschweig 
1   Vertreter/in der Kreishandwerkerschaft Braunschweig 
1  Vertreter/in der Technischen Universität Braunschweig 
 
Weitere Personen können vom Bildungsbeirat beratend hinzugezogen werden. 
 
Dem Bildungsbeirat obliegt die Beschlussfassung über das Semesterprogramm, er schlägt dem Aufsichtsrat 
Gebühren und Honorare vor, ferner soll der Bildungsbeirat als Mittlerorgan zwischen Gesellschafterin, Teil-
nehmerschaft und Kursleiterschaft fungieren. 
 
 


Wichtige Verträge 
 
Mit der Stadt Braunschweig bestehen Mietverträge für die städtischen Objekte Heydenstr. 2 und  
Alte Waage 15. 
 
Mit notariellem Vertrag vom 11. Juni 2004 und Eintragung ins Handelsregister am 22. September 2004 wurde 
die VHS Arbeit und Beruf GmbH gegründet. Gegenstand der Gesellschaft ist die ideelle und finanzielle För-
derung der Erwachsenenbildung und beruflichen Weiterbildung. 
 
Mit notariellem Vertrag vom 8. März 2005 und Eintragung ins Handelsregister am 27. April 2005 wurde die 
Haus der Familie GmbH gegründet. Gegenstand der Gesellschaft ist vor allem der Betrieb der Familienbil-
dungsstätte ‚Haus der Familie‟ in Braunschweig. 
 
 


VHS Arbeit und Beruf GmbH
Haus der Familie GmbH 25.000


25.000
25.000


100%
100%


Tochtergesellschaften Stammkapital gesamt 
in Euro


Anteil VHS GmbH


25.000
in Euro in Prozent
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Anzahl der Beschäftigten 
 
Im Jahr 2010 waren durchschnittlich 123 (Vorjahr: 113) Mitarbeiter im Unterricht, in der pädagogischen Orga-
nisation und im Kundenservice (inkl. Hausorganisation und Reinigung) beschäftigt. 
 
Darüber hinaus waren 632 (Vorjahr: 613) freie Kursleiterinnen und Kursleiter auf Honorarbasis bei der VHS 
tätig. 
 
Diese Zahlen gelten einschließlich der Beschäftigten bei den Tochtergesellschaften. 
 


Geschäftsverlauf 
 
In 2010 führte die VHS (inkl. der Tochtergesellschaften) 2.566 Veranstaltungen mit insgesamt 79.308 Unter-
richtsstunden, die 27.197 Teilnehmer besuchten, durch. Daneben fanden 63 Sonderveranstaltungen mit ins-
gesamt 396 Unterrichtsstunden und 823 Teilnehmern statt. 
 
Die VHS schloss das Wirtschaftsjahr 2010 mit einem Jahresfehlbetrag von rd. 707,6 T€ ab (Vorjahr:  
-689,6 T€). Im Rahmen des Jahresabschlussverfahrens wurde dieser Fehlbetrag von der Stadt übernommen 
(in den Vorjahren bis 2008 hat die Stadt Braunschweig einen unterjährig als Ertrag gebuchten Betriebsmittel-
zuschuss gezahlt - so bspw. in 2008 in Höhe von 586,0 T€ - hierdurch ergibt sich lediglich in der Darstellung 
ein anderes Bild). 
 
Das Land Niedersachsen überwies in 2010 Zuschüsse in Höhe von 591,6 T€. Diese Leistungen sind im Ab-
schluss schon als Ertrag gebucht. 
 
Die ‚VHS Arbeit und Beruf GmbH‟ erwirtschaftete im Geschäftsjahr 2010 einen Überschuss von 11,9 T€ (Vor-
jahr: 22,3 T€). 
 
Die ‚Haus der Familie GmbH‟ schloss 2010 mit einem positivem Ergebnis von 1,2 T€ ab (Vorjahr: 5,3 T€). Die 
Stadt Braunschweig leistete in 2010 reguläre Betriebsmittelzuschüsse in Höhe von 153,2 T€. Das Land Nie-
dersachsen zahlte 50,8 T€ Zuschüsse. Diese Leistungen sind im Abschluss ebenfalls schon als Ertrag ge-
bucht. 
 
Zur Stärkung der Eigenkapitalausstattung der VHS wurde im Jahr 2011 ein Betrag in Höhe von 19,7 T€ der 
Kapitalrücklage zugeführt. 
 
 


Besondere Kennzahlen 
 


Belegungen Sonderveranst./
Teilnehmer Ausstellungen


2003 2.252 65.278 26.916 64
2004 2.098 69.364 23.303 59
2005 2.074 64.500 23.800 46
2006 2.143 71.046 24.369 57
2007 2.154 78.254 22.176 42
2008 2.520 80.192 25.683 63
2009 2.338 81.756 27.255 56
2010 2.566 79.308 27.197 63


Jahr Anzahl 
Veranstaltungen


Unterrichtsstunden
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Historische Entwicklung 
 
Im Jahr 2000 ist die Braunschweiger Volkshochschule von einem eingetragenen Verein in eine gemeinnützi-
ge Gesellschaft umgegründet worden. Hauptgesellschafter war die Stadt Braunschweig, zunächst mit 92% 
der Anteile. Um Beteiligungsprobleme bei der Bezuschussung bzw. beim Verlustausgleich zu vermeiden und 
günstigere vergaberechtliche Voraussetzungen für kommunale Aufträge zu schaffen, wurde im wirtschaftli-
chen Interesse der VHS die Stadt Braunschweig Mitte 2009 zum alleinigen Gesellschafter. Seit 2009 erhält 
die VHS anstatt des kommunalen Zuschusses einen Verlustausgleich. 
 
Im Jahr 2004 wurden mit der Ausgründung der Tochtergesellschaft VHS Arbeit und Beruf GmbH die Voraus-
setzungen geschaffen, um die Wettbewerbsfähigkeit insbesondere am Drittmittel geförderten Weiterbil-
dungsmarkt zu verbessern. Ein Jahr später wurde das Haus der Familie unter das Dach der VHS genommen 
(als 2. Tochtergesellschaft), um die kommunalen Freizeit- und Bildungsangebote für Eltern und Kinder zu 
bündeln und somit wirtschaftlich effektiver zu arbeiten. 
 
In den vergangenen zehn Jahren konnte die VHS ihre Stellung in der kommunalen und regionalen Bildungs-
landschaft ausbauen. Das strukturelle Defizit der klassischen Volkshochschule wurde kontinuierlich abgebaut 
und die Geschäftsentwicklung der Unternehmensgruppe ist stabil. Die Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter hat sich nahezu verdoppelt, die Bildungsarbeit der VHS wird derzeit an acht Standorten in Braun-
schweig geleistet. Das Umsatzvolumen konnte um mehr als 40% gesteigert werden, während der kommunale 
Zuschussbedarf geringer geworden ist. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
In der niedersächsischen Erwachsenenbildung ist in den vergangenen Jahren der Anteil der institutionellen 
Förderung gesunken, während insbesondere die großstädtischen Volkshochschulen ihre Einnahmen aus 
Drittmittel geförderten Projekten gesteigert haben. Dabei ist z. B. die Bundesagentur für Arbeit ein wichtiger 
Partner geworden. Deshalb wird die zukünftige Geschäftsentwicklung u. a. davon geprägt sein, in welcher 
Größenordnung in den nächsten Jahren sich die im Bundeshaushalt vorgesehenen Kürzungen der Mittel für 
Arbeitsmarktpolitik auf die Auftragslage auswirken. Ferner wird es wichtig sein, zusätzlich Drittmittel aus Bil-
dungsprogrammen der Bundes- und Landesministerien, häufig in Kombination mit Europageldern, einzuwer-
ben. 
 
Besonders hervorzuheben ist die vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) erteilte Zuständigkeit 
als Koordinationspunkt und Träger für Maßnahmen zur berufsbezogenen Sprachförderung in Braunschweig 
und der Region. In 2011 haben bereits mehrere Kurse begonnen, an denen VHS-Teams administrativ und 
operativ beteiligt sind. 
 
Zu beobachten ist, dass die VHS wieder zunehmend als Ort der Teilhabe, der Begegnung, des interkulturellen 
Austauschs genutzt wird. Die Nachfrage nimmt nach Veranstaltungen zu, die einen erhöhten Freizeitwert 
besitzen, wie z. B. Kurse in der Gesundheitsbildung, internationale Filme, gesellschaftspolitische Gesprächs-
kreise. 
 
Auch auf dem Geschäftsfeld Firmenkurse sind Einnahmezuwächse zu erzielen. Die VHS hat sich in den letz-
ten Jahren in der beruflichen Bildung profiliert und deshalb mehr „Wirtschaftsnähe“ herstellen können. Diese 
Kontakte sollen genutzt werden, um verstärkt Aufstiegsqualifizierungen und Fortbildungen für Betriebe durch-
zuführen. Zu den großen Firmenkunden zählt die VHS auch den Konzern Stadt Braunschweig. 
 
Das Privatkundengeschäft ist leicht rückläufig und folgt damit dem Bundestrend, selbst wenn es in Braun-
schweig in den letzten Jahren gelungen ist, die Gebühreneinnahmen stabil zu halten. Hier wird es auch in 
Zukunft darum gehen, mindestens den Status Quo zu wahren und damit den Braunschweiger Bürgerinnen 
und Bürgern ein vielfältiges, hochwertiges und bedarfsgerechtes Angebot an Erwachsenen- und Familienbil-
dung zu garantieren. 
 
In 2012 und 2013 wird die VHS das Augenmerk verstärkt auf ministerielle Bildungsaufträge und Förderungen 
aus Europa richten, da bei den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen weitere Kürzungen zu erwarten sind. Vor 
diesem Hintergrund wird derzeit auch die Zusammenführung der VHS Arbeit und Beruf GmbH mit dem 
städtischen Beschäftigungsbetrieb geprüft. 
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GuV-Daten der Volkshochschule Braunschweig GmbH 
 


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 2.952 -1.417 4.369 4.032
Sonstige betriebliche Erträge 1.310 199 1.111 1.614
Davon  Zuschüsse der Stadt in 2008 ** 0 0 0 586


Betriebserträge 4.262 -1.218 5.480 5.646
Materialaufwand 1.869 -1.229 3.098 2.780
Personalaufwand 2.091 59 2.032 1.998
Abschreibungen 113 13 100 78
Sonstige betriebliche Aufwendungen 886 -56 942 895


Betriebsaufwand 4.959 -1.213 6.172 5.751


Betriebsergebnis -697 -5 -692 -105
Finanzergebnis 1 -1 2 7


Unternehmensergebnis -696 -6 -690 -98
außerordentliches Ergebnis *** -12 -12 0 0
Steuern 0 0 0 0
Erträge aus Verlustübernahme (ab 2009)  ** 708 18 690 0


Jahresergebnis 0 0 0 -98  
* inkl. Erträge aus Beteiligungen 
** bis 2008 Zuschüsse der Stadt, ab 2009 Verlustausgleich; daher nur bedingte Vergleichbarkeit 
*** BilMoG bedingt 
 


Volkshochschule Braunschweig GmbH
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010


Angaben in T€
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Braunschweig Zukunft GmbH 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens ist die Weiterentwicklung und die Sicherung des Wirtschafts-, Forschungs- 
und Technologiestandortes Braunschweig, insbesondere durch die Betriebsführung entsprechender Einrich-
tungen wie beispielsweise des Technologieparks sowie durch Erwerb und Veräußerung von Grundstücken. 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 26.000 €. 
 
 


Gesellschafter 
 


Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 13.300 51,154


Braunschweig GmbH (Nord/LB) 6.350 24,423


Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 6.350 24,423


26.000 100  
 
 


Wirtschaftsförderung Braunschweig 
 
Die Braunschweig Zukunft GmbH versteht sich als Schnittstelle zwischen Wirtschaft und Stadt. Sie agiert als 
"Clearing-Stelle" für unternehmerische Anfragen und Probleme. Dazu bietet sie allgemeine einzelbetriebliche 
Beratungen und Beratungen bei Finanzierungfragen an. Wichtige Instrumente der Wirtschaftsförderung sind 
der Gründerfonds und die kommunale Richtlinie zur Förderung von kleinen und mittelständischen Unterneh-
men. 
 
Mit ihrer Arbeit trägt sie dazu bei, in Braunschweig ein wirtschaftsfreundliches Klima zu schaffen, und initiiert 
diesem Ziel dienende Projekte und Veranstaltungen. Dabei kommt dem Standortmarketing durch Öffentlich-
keitsarbeit und Werbemaßnahmen große Bedeutung zu. 
 
Wichtigste Zielgruppe der Wirtschaftsförderung sind die Braunschweiger Unternehmen. Die Pflege des Be-
stands an Unternehmen hat vorrangige Bedeutung. Anwerbung neuer Unternehmen und Existenzgründungs-
förderung sind darüber hinaus weitere Aufgabenschwerpunkte. Der umfassende Service der Gesellschaft als 
zentraler Ansprechpartner für die Wirtschaft reicht vom Genehmigungsmanagement bis zur Projektleitung bei 
großen Einzelvorhaben. 
 
In einem ganzheitlichen Ansatz werden Anliegen und Probleme der Wirtschaft gemeinsam mit den Fachbe-
reichen der Stadt Braunschweig und bei Bedarf mit anderen Behörden, Verbänden und Institutionen themati-
siert und nach Lösungen für Verbesserungen gesucht, die sich häufig auf stadtplanerische Aspekte beziehen, 
aber auch globale Themen wie den Fachkräftemangel betreffen können. 
 
Im Mittelpunkt der Aktivitäten steht die Positionierung Braunschweigs als eine der führenden europäischen 
Forschungsregionen. Dabei spielt der Forschungsflughafen Braunschweig-Wolfsburg eine wichtige Rolle. 
Durch seine in Europa herausragenden Position und eine Vielzahl renommierter, international ausgerichteter 
Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen hat Braunschweig viele Kompetenzfelder etwa auf den Gebie-
ten der Mobilitäts-, der Gesundheits- oder der Finanzwirtschaft. In einem sich verschärfenden europäischen 
Wettbewerb misst die Braunschweig Zukunft GmbH daher der Vernetzung von Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft in der gesamten Region große Bedeutung bei. Sie nutzt daher ihre Förderinstrumente, um beste-
hende und sich bildende Netzwerke gezielt zu unterstützen und vermittelt geeignete Netzwerkpartner. Wie 
Wirtschaftsunternehmen insgesamt steht sie den Anrainern des Forschungsflughafens als Schnittstelle zur 
Stadtverwaltung zur Seite und berät in Standortfragen bis zur Vermittlung von Gewerbeflächen. 
 
Durch den Betrieb eines Technologieparks werden technisch innovativen Gründern optimale Startbedingun-
gen geboten. Andere Gründer finden ähnliche gute Voraussetzungen im Rollei Gründerzentrum vor. 
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Anzahl der Beschäftigten 
 
Die Gesellschaft beschäftigte im Jahresdurchschnitt 2010 neben den Geschäftsführern 11 Mitarbeiter (Vor-
jahr: 12), darunter 5 von der Stadt Braunschweig der Gesellschaft zugewiesene Mitarbeiter. 
 


 
Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion 
Dr. Gert Hoffmann Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Christoph Schmitz * Nord/LB/Brg. Landessparkasse, stellv. Vorsitzender 
Aykut Günderen  Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Claas Merfort Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Matthias Disterheft Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Karl-Heinz Kubitza Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Helmut Streiff * Streiff & Helmold GmbH 
Freddy Pedersen ** Geschäftsführender Sekretär ver.di Braunschweig 
Paul Anfang ** Vorstandsmitglied Braunschweiger Versorgungs-AG & Co KG  
* Vom Mitgesellschafter Braunschweig GmbH/Nord/LB entsandt. 
** Vom Mitgesellschafter Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG entsandt. 
 


 
 
Geschäftsführung 
 


Joachim Roth Sprecher der Geschäftsführung 
Ingo Loof   


 
 


Wichtige Vereinbarungen und Verträge 
 
Nach dem Betriebsführungsvertrag, den die Gesellschaft (damals noch als Technologiepark Braunschweig 
GmbH) mit der Stadt Braunschweig abgeschlossen hat, überlässt die Stadt als Eigentümerin des Technolo-
gieparks Rebenring 33 diesen mit Gebäuden und Nebenanlagen sowie dem vorhandenen Inventar der Ge-
sellschaft zur Betriebsführung. 
 
Daneben übernimmt die Braunschweig Zukunft GmbH gemäß der am 9. März 2005 mit der Struktur-
Förderung Braunschweig GmbH geschlossenen Vereinbarung die Vermarktung der Gründerflächen des 
BioTec Gründerzentrums. 
 
Mit der Forschungsflughafen Braunschweig GmbH, der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH und dem 
Forschungsflughafen Braunschweig e. V. hat die Braunschweig Zukunft GmbH mit Datum vom 7. Juni 2010 
eine Kooperationsvereinbarung geschlossen. Kooperationsgegenstand ist das regionale Wachstumsprojekt 
„Forschungsflughafen Braunschweig“, das der Entwicklung eines Clusters dienen soll. Der Vertrag, beginnend 
rückwirkend zum 1. Januar 2010 hat eine Laufzeit bis zum 31. Dezember 2012. 
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Geschäftsverlauf 
 
Im Geschäftsjahr 2010 waren für die Braunschweig Zukunft GmbH die klassischen Aufgaben wie Bestandsbe-
treuung, Akquisition, Gründerberatung, Gewerbeflächenbereitstellung und Standortmarketing wichtige Aufga-
benfelder. Ferner nahmen durch die nachhaltigen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auch Finanzierungs- 
und Fördermittelberatungen einen wesentlichen Stellenwert ein. 
 
Zu den Tätigkeitsschwerpunkten des Jahr 2010 gehörten u. a. die Entwicklung von Gewerbeflächen im Be-
reich des Forschungsflughafens sowie der Ausbau eines Flächenmanagements als Teil einer Zukunftsstrate-
gie für den Forschungsflughafen, die Weiterentwicklung von industriellen Brachflächen wie dem ehemaligen 
Eisenbahnausbesserungswerk, und das Exzellenzcluster Handwerk im Rahmen der Initiative e.Health Braun-
schweig. Die Braunschweig Zukunft GmbH hat 2010 gemeinsam mit der Braunschweigischen Landesspar-
kasse erstmals den Gründerpreis verliehen und unterstützte die Projekte Brücken bauen und Schülerakade-
mie, bei dem sie Kontakte zu Braunschweiger Unternehmen herstellte. 
 
Die Braunschweig Zukunft GmbH schloss das Geschäftsjahr 2010 mit einem Jahresfehlbetrag von rund 
816 T€ ab (Planergebnis 2010: 840,3 T€), der von der Stadt Braunschweig ausgeglichen wurde. Insoweit 
wurde der Haushalt der Stadt Braunschweig durch das bessere Ergebnis entlastet. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Der Erfolg der Braunschweig Zukunft GmbH lässt sich nicht mit üblichen betriebswirtschaftlichen Kennziffern 
belegen, sondern zeigt sich in erfolgreichen Bemühungen, bestehende Unternehmen am Standort Braun-
schweig zu halten und neue anzusiedeln sowie Gründungsunternehmen am Standort zu einem erfolgreichen 
und auf Nachhaltigkeit ausgelegten Start zu verhelfen. 
 
Braunschweig ist ein attraktiver, wirtschaftsfreundlicher Standort auf Wachstumskurs. Das belegt erneut eine 
Vergleichsstudie der größten Städte Deutschlands von Wirtschaftswoche und Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft (INSM): Bei allen Indikatoren zum Wirtschaftsstandort schneidet die Stadt sehr gut ab, sei es das 
Kostenbewusstsein der Verwaltung (Platz 1), die Wirtschaftsfreundlichkeit (Platz 2), die Standortqualität 
(Platz 6), die niedrigen Kosten der Unternehmensansiedlung oder der gestiegene, hohe Anteil 
hochqualifizerter Menschen unter den Beschäftigten (Platz 4). Besonders erfreulich ist, dass fast 90 Prozent 
der hiesigen Unternehmer Braunschweig erneut als Standort wählen würden. 
 
Langjährige Anstrengungen zur Ansiedlung eines Vier-Sterne-plus-Hotels in der Nimesstraße haben 2011 
zum Erfolg geführt. Auf Grundlage des Ratsbeschlusses vom 7. Oktober 2010 wird dafür ein vorhabenbezo-
gener Bebauungsplan aufgestellt, damit schnellstmöglich eine Baugenehmigung erteilt werden kann. 
 
Mit dem Ausbau des Forschungsflughafens zu einem international herausragenden Zentrum von Forschung 
und Wissenschaft, wächst die Zugkraft Braunschweigs für technologieorientierte Unternehmen aus dem Be-
reich der Mobilität mit Ansiedlungen im Gewerbegebiet Forschungsflughafen-West bzw. Forschungsflugha-
fen-Nordwest und Kralenriede-Ost. Generell ist die Nachfrage nach Gewerbeflächen beachtlich: 2011 wurden 
über 125.000 Quadratmeter an acht Unternehmen verkauft. 
 
Für die Entwicklung der rund 150.000 Quadratmeter großen, verkehrsgünstig gelegenen Freiflächen des 
ehemaligen Eisenbahnausbesserungswerkes soll das erforderliche Planungsrecht bis Ende 2012 geschaffen 
werden, damit dieser attraktiven Standort möglichst schnell gemeinsam mit der Hochtief-Tochter Aurelis Real 
Estate vermarktet werden kann. Es eignet sich für qualitativ hochwertige Ansiedlungen. 
 
Zukunftsträchtiges Wachstumspotential birgt „eHealth“ in Braunschweig. Dies umfasst die Erforschung und 
Erprobung elektronischer Systeme, Produkte und Dienstleistungen, die es Menschen in einer alternden Ge-
sellschaft erlauben, so lange wie möglich in ihrer vertrauten Umgebung zu wohnen. Dazu entsteht ein aus 
EU-Mitteln gefördertes Exzellenzcluster, in dem Handwerk und Wohnbauunternehmen von Entwicklungen 
regionaler Forschungseinrichtungen profitieren. 
 
Braunschweig präsentierte sich unter dem Dach der Metropolregion auf der Expo Real 2011 in München und 
lenkte die Aufmerksamkeit auf den Umbau und die Nachnutzung des ehemaligen Fernmeldeamts am 
Kattreppeln sowie auf die Stadtteil-Entwicklungsmaßnahme „BraWo Park“ am Hauptbahnhof. 
 
Die Gesellschaft hat 2011 insgesamt rund 725.000 Euro eingesetzt, um Arbeitsplätze zu sichern und zu 
schaffen. So förderte sie 2011 Investitionen von acht Betrieben, die positive Auswirkungen auf Arbeitsplätze 
haben, mit 451.000 € nach der Richtlinie der Stadt zur Förderung kleiner und mittelständischer Unternehmen 
(KMU). 
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GuV-Daten der Braunschweig Zukunft GmbH 
 


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 131 3 128 140
Sonstige betriebliche Erträge 500 214 286 328


Betriebserträge 631 217 414 468
Materialaufwand 38 -2 40 37
Personalaufwand 556 98 458 463
Abschreibungen 22 5 17 13
Sonstige betriebliche Aufwendungen 820 129 691 732


Betriebsaufwand 1.436 230 1.206 1.245


Betriebsergebnis -805 -13 -792 -777
Finanzergebnis 0 0 0 0


Unternehmensergebnis -805 -13 -792 -777
Steuern 11 1 10 11
Erträge aus Verlustübernahme 816 14 802 788


Jahresergebnis 0 0 0 0  
 
 


Braunschweig Zukunft GmbH
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010
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Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig 


 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Zweck der Gesellschaft ist vorrangig eine sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung der breiten 
Schichten der Bevölkerung (§ 3 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages). In diesem Sinne errichtet, betreut, be-
wirtschaftet und verwaltet die Gesellschaft Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen, darunter auch Ei-
genheime und Eigentumswohnungen. Ferner betreibt die Gesellschaft sonstige Geschäfte, die diesem o.g. 
Gesellschaftszweck dienlich sind. 
 
Der Gesellschaftsvertrag wurde mit Wirkung der Eintragung im Handelsregister am 27. Juni 2011 im Zu-
sammenhang mit der Übertragung des Projekts „Errichtung eines Neubaus für die Wilhelm-Bracke-
Gesamtschule“ geändert. Zu den neuen Aufgaben gehören auch „Bau, Sanierung, Bereitstellung, Bewirt-
schaftung und Unterhaltung öffentlicher Gebäude, insbesondere Schulgebäude, nebst den erforderlichen 
Grundstücksgeschäften“. Die Gesellschaft kann „insbesondere Grundstücke erwerben, belasten und veräu-
ßern sowie Erbbaurechte ausgeben und erwerben“ (vgl. § 3 Abs. 2 S. 3 und 4 des Gesellschaftsvertrages). 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital beläuft sich auf 7.670.000 €. 
 


Gesellschafter 
 
Gesellschafter Stammkapital-


anteil in %
Stadt Braunschweig 3.520.500 45,9
Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 3.382.500 44,1


Eigene Anteile 767.000 10,0


7.670.000 100


Stammkapital-
anteil in Euro


 
 
Die Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig (Niwo) hält selbst 10 % der Anteile („Eigene Anteile“). Die 
Rechte und Pflichten aus den eigenen Anteilen, insbesondere das Stimmrecht, das Bezugsrecht und der Ge-
winnanteil ruhen. Unter Herausrechnung dieser Anteile besitzt die Stadt Braunschweig einen Anteil von 51 % 
und die Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH einen Anteil von 49 %. 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
Aufsichtsrat 
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft wurde vergrößert. Gemäß § 9 des Gesellschaftvertrages besteht der Auf-
sichtsrat der Gesellschaft künftig aus 9 vom Rat der Stadt entsandten Mitgliedern (zuvor 6) sowie dem Ober-
bürgermeister oder einem von ihm vorgeschlagenen und vom Rat der Stadt Braunschweig entsandten städti-
schen Bediensteten. Mit Wirkung der Eintragung der Gesellschaftsvertragsänderung im Handelsregister setzt 
sich der Aufsichtsrat wie folgt zusammen: 
 
Name Funktion 
Karl Grziwa Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Peter Edelmann Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Kai-Uwe Bratschke Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Oliver Schatta Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Nicole Palm Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Annette Schütze Ratsfrau der Stadt Braunschweig 
Christoph Bratmann Ratsherr der Stadt Braunschweig  
Dr. Sven Wöhler Mandat der Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Jutta Plinke Ratsfrau der Stadt Braunschweig  
Ulrich Stegemann Stadtrat der Stadt Braunschweig 
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Daneben hat ein Betriebsratsmitglied das Recht, an den Aufsichtsratssitzungen als Gast ohne Stimmrecht 
teilzunehmen. 
 
 
Geschäftsführung 
 
Rüdiger Warnke  
 
 


Wichtige Verträge 
 
Die Niwo hält 100 % an der Wohnstätten-GmbH, Braunschweig. Weitere Tochtergesellschaften hat die Niwo 
nicht. Die Wohnstätten-GmbH besitzt 235 Wohnungen sowie 3 Garagen. 
 
Durch den mit dieser Tochtergesellschaft abgeschlossenen Betreuungsvertrag übernimmt die Niwo sämtliche 
der Wohnstätten-GmbH nach Gesetz und Gesellschaftsvertrag obliegenden Aufgaben der Verwaltung und 
Bewirtschaftung dieser Objekte. Eigene Mitarbeiter hat die Wohnstätten-GmbH somit nicht. 
 
Zur Anpassung der Finanzierung beider Unternehmen an die Vorgaben des europäischen Beihilferechts wur-
den diese vom 1. November 2009 an mit der Durchführung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen der sozia-
len Wohnraumförderung in der Stadt Braunschweig seitens der Stadt öffentlich-rechtlich betraut. Die Betrau-
ung erfolgte aufgrund einer einseitigen Erklärung der Stadt Braunschweig, durch die der hoheitliche Charakter 
der Betrauung unterstrichen, aber keine Zahlungsverpflichtung der Stadt begründet wurde. 
 


 
Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Während des Geschäftsjahres 2010 beschäftigte die Niwo durchschnittlich 84 (Vorjahr: 85) Mitarbeiter. 
 
Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 2010 2009 Veränderungen


Kaufmännische Mitarbeiter 49 50 -1
Technische Mitarbeiter 19 18 1
Mitarbeiter im Regiebetrieb, Hauswarte 16 17 -1
Gesamt 84 85 -1  
 
Daneben waren im Geschäftsjahr 2010 durchschnittlich 6 Auszubildende und 3 Mitarbeiter in geringfügigem 
Umfang beschäftigt. 
 
 


Geschäftsverlauf 
 
Im Geschäftsjahr 2010 erwirtschaftete die Niwo einen Jahresüberschuss von 2.603 T€ aus. Abzüglich der 
Einstellung in die Bauerneuerungsrücklage in Höhe von rd. 1.103 T€ ergab sich ein Bilanzgewinn von 1.500,0 
T€, der an die Gesellschafter Stadt Braunschweig und SBBG ausgeschüttet wurde. Der auf die Stadt Braun-
schweig entfallende Anteil abzüglich Kapitalertragssteuer und Solidaritätszuschlag betrug 644 T€. 
 
Durch erstmalige Anwendung des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) ist die Vergleichbarkeit der 
dargestellten Gewinn- und Verlustrechnung nur bedingt gegeben. So sind Aufwendungen aus der Aufzinsung 
von Pensionsrückstellungen (665 T€) nunmehr im Zins- und Finanzergebnis enthalten (zuvor im Personal-
aufwand). Dieses beinhaltet zudem die Dividende der Wohnstätten-GmbH in Höhe von 200 T€ (Vorjahr: 
1.000 T€). 
 
Auch das außerordentliche Ergebnis (-755 T€) beinhaltet im Wesentlichen die aus dem BilMoG resultieren-
den Aufwendungen aus Bewertungsänderungen der Pensionsrückstellungen. 
 
Im Geschäftsjahr beliefen sich die Gesamtinvestitionen auf 11,6 Mio. €. Davon entfielen rd. 8,0 Mio. € auf 
mietwirksame Modernisierungsmaßnahmen, von denen rd. 4,7 Mio. € aktiviert wurden. 
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In der Bilanz ergab sich auf Grund der BilMoG-Vorschriften eine Kürzung der Bilanzsumme in Höhe der eige-
nen Anteile (10.049 T€), so dass keine Vergleichbarkeit der Eigenkapitalquoten gegeben ist (2010: 16,6 %, 
2009: 20,9 %). 
 
Die Gesellschaft betreibt im Rahmen ihrer Aufgaben ein umfangreiches Sozialmanagement wie z. B.  eine 
Mietschuldnerberatung und erfüllt Integrationsaufgaben.  
 
Die marktbedingte Leerstandsquote der Gesellschaft lag im Geschäftsjahr 2010 bei 2,7 % (Vorjahr: 2,3 %). 
 


Besondere Kennzahlen 
 
Überblick über die bewirtschafteten Einheiten 
Bewirtschaftete Einheiten 2010 2009 Veränderungen


Eigene Objekte:
Wohnungen 7.209 7.194 15
Garagen und Einstellplätze 972 972 0
Sonst. Mieteinheiten/ 
Gewerbliche Objekte


120 120 0


Summe 8.301 8.286 15
Wohn- und Nutzfläche der 
Grundstücke im eigenen 
Bestand


466.270 m² 466.798 m² 528 m²


Betreute Objekte :
Verwaltete Wohnungen und 
Garagen f. Dritte


355 355 0


Objekte der Wohnstätten-
GmbH


238 233 5


Summe 593 588 5  
 
Die Abteilung Gartenwesen der Gesellschaft betreute rd. 618.000 m² eigene Freiflächen sowie rd. 96.000 m², 
die für die Wohnstätten-GmbH, andere Wohnungsunternehmen sowie Eigentümer von in Vorjahren veräu-
ßerten Objekten bewirtschaftet wurden. 
 
Die Tochtergesellschaft Wohnstätten-GmbH erwirtschaftete in 2010 einen Überschuss von rd. 89,5 T€ (Vor-
jahr: 652,6 T€). Unter Berücksichtigung des Gewinnvortrages aus den Vorjahren (790,8 T€) wurde ein Bilanz-
gewinn von rd. 880,2 T€ ausgewiesen, der in voller Höhe auf neue Rechnung vorgetragen wurde. 
 
 
Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Der Wirtschaftsplan 2011 geht von einem Jahresüberschuss von 1.793 T€ aus. Aufgrund sorgfältiger 
Portfolioauswertungen erfolgen umfangreiche Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, um die 
Bestandsqualität kontinuierlich und nachhaltig zu verbessern und weiterhin den Geschäftserfolg zu sichern. In 
der Planung 2011 sind wieder Gesamtinvestitionen in Höhe von rd. 12,3 Mio. € für den vorhandenen Woh-
nungsbestand vorgesehen, die voraussichtlich in Höhe von rd. 4,2 Mio. € Aktivierungen in das Sachanlage-
vermögen und in Höhe von 8,1 Mio. € Instandhaltungsaufwand darstellen werden. Schwerpunkte bilden hier-
bei die Stadtteile Gartenstadt und Siegfriedviertel. Weiterhin sind diverse Einzelmaßnahmen sowie aufgrund 
gesetzlicher Regelungen erforderliche Fassadendämmungen geplant. 
 
Nach der Ratsentscheidung vom 31. Mai 2011 hat sich für die Niwo ein neues Geschäftsfeld eröffnet. Sie soll 
die „Wilhelm-Bracke-Gesamtschule“ im Passivhausstandard im Rahmen eines PPP-Projektes neu bauen. 
Grundlage hierfür werden ein Erbbaupachtvertrag und ein Projektvertrag sein. Nach dem Neubau wird die 
Niwo das Gebäude an die Stadt Braunschweig vermieten. Darüber hinaus sollen auf dem Gelände in der 
Weststadt nicht nur die Schule, sondern auch noch rd. 200 seniorengerechte Wohnungen gebaut werden. 
Nach grober Kostenschätzung wird sich das Investitionsvolumen für die Schule auf rd. 34,6 Mio. € belaufen. 
 
Das Braunschweiger Architekturbüro Springmeier hat zwischenzeitlich den Architektenwettbewerb gewonnen. 
Nach Vorlage einer Kostenberechnung wird die Verwaltung dem Rat in 2012 ein Angebot für den Abschluss 
des Projekt- und Erbbaurechtsvertrages für den Schulneubau unterbreiten. 
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GuV-Daten der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig 
2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 39.139 -2.032 41.171 35.943
Sonstige betriebliche Erträge 141 1.988 -1.847 2.180


Betriebserträge 39.280 -44 39.324 38.123
Materialaufwand 19.316 -1.653 20.969 19.486
Personalaufwand 4.867 -1.519 6.386 6.036
Abschreibungen 4.631 444 4.187 4.028
Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.450 -126 1.576 1.621


Betriebsaufwand 30.264 -2.854 33.118 31.171


Betriebsergebnis 9.016 2.810 6.206 6.952
Finanzergebnis -4.583 -5.884 -3.074 -3.888


Unternehmensergebnis 4.433 1.301 3.132 3.064
außerordentliches Ergebnis * -755 -755 0 0
Steuern 1.075 2 1.073 1.073


Jahresergebnis 2.603 544 2.059 1.991


Gewinnvortrag aus Vorjahren 0 0 0 0
Zuführung zu den Rücklagen 1.103 544 559 491


Bilanzgewinn 1.500 0 1.500 1.500  
* BilMoG bedingt 
 
 


Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010


Angaben in T€
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Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 


 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens mit Sitz in Braunschweig ist der Betrieb des Flughafens Braunschweig-
Wolfsburg. 


Stammkapital 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 608.400 €. 
 
 


Gesellschafter 
 
Stand: Dezember 2011 
Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 259.400 42,638
Stadt Wolfsburg 108.200 17,784


Landkreis Gifhorn 12.200 2,005


Landkreis Helmstedt 12.200 2,005


Eigene Anteile 216.400 35,568


608.400 100  
 
Nachdem das Land Niedersachsen seine Anteile Ende 2009 an die Volkswagen AG veräußerte, hat die 
Volkswagen AG mit Geschäftsanteilsübertragungs- und Abtretungsvertrag vom 2. September 2010 ihre Antei-
le (35,568 %) an die Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH übertragen. Seit diesem Zeitpunkt werden 
diese Anteile als „eigene Anteile“ von der Gesellschaft gehalten. Eigene Anteile sind nicht stimmberechtigt. 
Unter Herausrechnung dieser Anteile besitzt die Stadt Braunschweig einen Anteil von rd. 66,175 %. 
 
Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 


Name Funktion 
Reinhard Manlik Ratsherr der Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Matthias Disterheft Ratsherr der Stadt Braunschweig 
Frank Gundel Mandat der Ratsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen der Stadt Braunschweig 
Ulrich Stegemann Stadtrat der Stadt Braunschweig 
Sabah Enversen Ratsherr der Stadt Wolfsburg, stellv. Vorsitzender 
Thomas Muth Stadtrat der Stadt Wolfsburg 
Matthias Wunderling-
Weilbier 


Landrat des Landkreises Helmstedt 


 
Im Zusammenhang mit der o.g. Veräußerung der Anteile der Volkswagen-AG wurde auch der Gesellschafts-
vertrag in der Gesellschafterversammlung am 2. September 2010 angepasst. 
 
Die Zusammensetzung des Aufsichtsrates wurde im Gesellschaftsvertrag wie folgt neu festgelegt: 
 
Der Aufsichtsrat besteht aus bis zu 11 Mitgliedern: die Anzahl der Mitglieder ist abhängig davon, inwiefern die 
Gesellschafter jeweils ihre folgenden Entsenderechte ausüben: vier Mitglieder werden von der Stadt Braun-
schweig, zwei Mitglieder von der Stadt Wolfsburg entsandt; ein weiteres Mitglied wird von den Gesellschaf-
tern Landkreis Gifhorn und Landkreis Helmstedt einvernehmlich entsandt. Daneben können dem Aufsichtsrat 
bis zu vier Persönlichkeiten aus der regionalen Wirtschaft angehören. Diese werden auf Vorschlag der Ge-
sellschafter von der Gesellschafterversammlung gewählt. 
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Die Änderungen im Gesellschaftsvertrag wurden am 5. Oktober 2010 in das Handelsregister eingetragen. 
 
Geschäftsführung 
 
Boris Gelfert  
 
 


Wichtige Verträge 
 
Die Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH hat in 2007 mit der ‚Austro Control GmbH‟ (ACG) einen Ver-
trag geschlossen zur Erbringung von Flugsicherungsdienstleistungen sowie mit der ‚BAN 2000 GmbH‟ einen 
Vertrag über die Erbringung von CNS-Dienstleistungen („Communication-Navigation-Surveillance“; Flugsi-
cherungstechnik). 
 
Mit dem Land Niedersachsen (Staatliches Baumanagement Braunschweig) wurde ein Vertrag zur Übernahme 
der baulichen Betreuung am Flughafen (Instandhaltung und Unterhaltung der vorhandenen Baulichkeiten und 
Außenanlagen) abgeschlossen. 
 
Mit der Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) und dem Deutschen Wetterdienst (DWD) bestehen Verträge 
über die Nutzung von Radardaten und die Bereitstellung meteorologischer Daten.  
 
Mit der Stadt Braunschweig wurde 1999 vereinbart, dass eine zusätzliche dauerhafte Brandsicherheitswache 
der Berufsfeuerwehr der Stadt Braunschweig den Brandschutz ergänzt, um den gestiegenen Anforderungen 
an den Brandschutz gerecht zu werden. 
 
Im Januar 2010 wurde mit der Struktur-Förderung Braunschweig GmbH (SFB) ein Vertrag über die Zusam-
menarbeit der SFB und der Flughafengesellschaft betreffend den Ausbau und Sicherung des Avionik-Clusters 
am Flughafen Braunschweig-Wolfsburg geschlossen. 
 
Entsprechend der Kooperationsvereinbarung zum Wachstumsprojekt „Forschungsflughafen Braunschweig“ 
findet vom 1. Januar 2010 bis 31. Dezember 2012 ein jährlicher Leistungsaustausch zwischen der For-
schungsflughafen Braunschweig GmbH und der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH statt. 
 
Ferner existieren diverse Erbbaurechts- und Grundstücksverträge. 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Der durchschnittliche Personalbestand lag im Geschäftsjahr 2010 bei 40 Beschäftigten (Vorjahr: 36). 
 
Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 2010 2009 Veränderungen


Vollzeitmitarbeiter 37 33 4


Teilzeitbeschäftigte 3 3 0


Gesamt 40 36 4  
 


 
Geschäftsverlauf 
 
Im Geschäftsjahr 2010 erwirtschaftete die Gesellschaft unter Einbeziehung der Betriebsmittelzuschüsse in 
Höhe von 2.562 T€ der Gesellschafterinnen der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH einen Jahres-
überschuss in Höhe von 870,3 T€. Der festgestellte Bilanzgewinn von 194,8 T€ wurde der zweckgebundenen 
Rücklage für Investitionen zugeführt. 
 
In den sonstigen betrieblichen Erträgen ist als Sondereffekt ein Buchgewinn in Höhe von 676,3 T€ aus einer 
im Jahr 2010 erfolgten Grundstücksveräußerung enthalten. 
 
Darüber hinaus wurden im Geschäftsjahr 2010 Investitionen in Höhe von 19,5 Mio. € getätigt, hiervon allein 
17,7 Mio. € für die Baumaßnahme des Flughafenausbaus sowie der Sanierung der vorhandenen Start- und 
Landebahn. 
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Besondere Kennzahlen 
 


Aufkommen/Flugbewegungen


Ein- und mehrmotorige Flächenflugzeuge 27.212 29.060


Hubschrauber 548 756


UL-Luftfahrzeuge 1.558 1.838


Segelflugzeuge 4.157 6.012


Fallschirmsportsprünge 322 1.116
Fluggäste (kommerziell und 
nichtkommerziell) 105.622 112.314


2010 2009


 
 
Im Geschäftsjahr 2010 hat das DLR Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. 751 Flüge (Vorjahr: 
658) durchgeführt; das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) mit dem eigenen Flugzeug 270 Starts und Landungen 
(Vorjahr: 318). 
 
Am Braunschweiger Flughafen sind 190 Luftfahrzeuge (Vorjahr: 191) beheimatet. 
 
 


Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Beim Forschungsflughafen Braunschweig-Wolfsburg handelt es sich um einen Verkehrsflughafen mit einer 
besonderen Ausrichtung für Forschungszwecke und der Ansiedlung flughafenbezogener Betriebe und For-
schungseinrichtungen (daher der Begriff „Forschungsflughafen“). Die kommunalen Gesellschafter profitieren 
insofern vom Steueraufkommen der am Flughafen ansässigen Unternehmen und Forschungseinrichtungen. 
 
Inzwischen ist dort ein einzigartiges Netzwerk von namhaften Forschungsinstitutionen angesiedelt, die als 
Campus zusammenarbeiten. Gemeinsam mit hoch spezialisierten kleineren Unternehmen bilden sie ein au-
ßergewöhnliches Avionik-Cluster. 
 
In den Jahren 2004 bis 2010 ist die Zahl der hochqualifizierten Arbeitsplätze am Forschungsflughafen von 
1600 auf 2000 gewachsen. Die Gesamtwertschöpfung des Clusters „Forschungsflughafen“ liegt bei 
250 Mio. €. 
 
Sechs Jahre hatten Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren zum Ausbau der Start- und Landebahn 
von 1600 auf 2300 m des Flughafens Braunschweig-Wolfsburg sowie Klagen gegen den Ausbau in Anspruch 
genommen. Im November 2009 schloss eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig die 
rechtlichen Auseinandersetzungen ab. Die Bauarbeiten zur Verlängerung der Start- und Landebahn wurden 
im August 2011 beendet. 
 
Mit der Verlängerung der Start- und Landebahn auf 2300 m und der Verbreiterung der Bahn auf der ganzen 
Länge von 30 auf 45 m wurden nun die Anforderungen der Flugverkehrssicherheit erfüllt. Für den Eingriff in 
den Querumer Forst, der für die Verlängerung erforderlich war, werden 180 ha Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen angelegt. 
 
Die Kosten für den Ausbau der Start- und Landebahn als ein Teilprojekt des Ausbaus des Avionik-Clusters 
belaufen sich auf 38,84 Mio. €, einschließlich der Kosten für die Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen in Höhe 
von 11,1 Mio. €. Hierfür erhält die Gesellschaft vom Land Niedersachsen Fördermittel in Höhe von 
14,73 Mio. €. 
 
Das Bekenntnis zum Forschungsflughafen und seinem Ausbau ist eine Zukunftsinvestition für Braunschweig. 
Dieser ist eines der innovativsten Wirtschafts- und Wissenschaftscluster Europas. Mit seinem verkehrsträger-
übergreifendem Portfolio entwickelt sich hier Europas führendes Kompetenzzentrum für Mobilitätsfragen; 
sowohl bei der Forschung und Entwicklung rund um die Luft- und Raumfahrt, die Mobilität mit Auto oder Bahn 
sowie künftig auch der Elektromobilität. 
 
Um den Flughafen herum wurden außerdem drei Gewerbegebiete durch die Stadt Braunschweig mit Hilfe 
von Fördermitteln des Landes Niedersachsen erschlossen, um mobilitätsaffinen Firmen und Instituten die 
Möglichkeit zu eröffnen, sich in das Netzwerk Forschungsflughafen Braunschweig einzuklinken. 
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GuV-Daten der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 
 


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 3.342 144 3.198 3.054
Betriebsmittelzuschüsse * 2.562 285 2.277 2.149
Sonstige betriebliche Erträge 1.488 662 826 2.398


Betriebserträge 7.392 1.091 6.301 7.601
Materialaufwand 2.814 -356 3.170 2.405
Personalaufwand 2.464 63 2.401 2.303
Abschreibungen 469 124 345 276
Sonstige betriebliche Aufwendungen 704 306 398 369


Betriebsaufwand 6.451 137 6.314 5.353


Betriebsergebnis 941 954 -13 2.248
Finanzergebnis -11 -43 32 22


Unternehmensergebnis 930 911 19 2.270
außerordentliches Ergebnis ** -41 -41 0 0
Steuern 19 4 15 15


Jahresergebnis 870 0 4 2.255  
*   Die notwendigen Betriebsmittelzuschüsse werden vorab als „Ertrag“ gebucht. 
**  BilMoG bedingt 
 


Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010


Angaben in T€
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KOSYNUS GmbH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Zweck der Gesellschaft ist die Entwicklung, Pflege, Beschaffung, Vermarktung, Vermittlung, Betreibung, In-
stallation und Administration von Informations- und Kommunikationstechnologie sowie der Büroorganisation 
und -automation und aller damit zusammenhängenden Aufgaben. Die Gesellschaft erbringt somit Dienstleis-
tungen für ihre Kunden, die Kommunen, auf dem Gebiet der Datenverarbeitung. 
 
Die Gesellschaft ist hervorgegangen aus der 1974 gegründeten Kommunalen Datenverarbeitungszentrale 
Südostniedersachsen („KDSON‟) (Gesellschaft bürgerlichen Rechts). 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1.051.600 €. 
 
Die Gesellschafter und ihr eingebrachtes Kapital setzen sich folgendermaßen zusammen: 
 
Stand: Dezember 2011 
Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 545.509 51,87
Landkreis Goslar ** 120.663 11,47


Landkreis Helmstedt 75.429 7,17


Stadt Goslar * 63.563 6,04


Stadt Helmstedt * 28.374 2,7


Stadt Haldensleben *** 24.438 2,32


Stadt Königslutter 17.565 1,67


Stadt Schöningen 16.037 1,53


Stadt Langelsheim 14.863 1,41


Samtgemeinde Velpke 12.454 1,18


Gemeinde Lehre *** 12.102 1,15


Samtgemeinde Asse 8.812 0,84


Samtgemeinde Nord-Elm **** 6.932 0,66


Samtgemeinde Grasleben *** 5.581 0,53


Samtgemeinde Heeseberg 4.993 0,47


Samtgemeinde Lutter am Barenberge 117 0,01


Gemeinde Büddenstedt *** 3.877 0,37


Gemeinde Osterwieck *** 6.638 0,63


Stadt Ilsenburg *** 10.339 0,98


Gemeinde Nordharz (ehem. Derenburg) *** 11.867 1,13


Stadt Blankenburg *** 25.378 2,41
Stadt Oebisfelde-Weferlingen 14.390 1,37


Stadt Oschersleben (Bode) 21.090 2,01


Zweckverband Großraum Braunschweig 352 0,03


Gemeinde Wendeburg 117 0,01


Gemeinde Vechelde 117 0,01
Gesamt : 1.051.600 100  
 
Kündigung der Mitgliedschaft bei folgenden Gesellschaftern: 
*  Städte Goslar und Helmstedt  jeweils zum 31. Dezember 2010  
** Landkreis Goslar zum 31. Dezember 2011 
*** Städte Haldensleben, Ilsenburg und Blankenburg, Gemeinden Osterwieck, Nordharz, Büddenstedt und Lehre sowie 


Samtgemeinde Grasleben jeweils zum 31. Dezember 2012 
**** Samtgemeinde Nord-Elm zum 31. Dezember 2013 
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Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Verwaltungsrat und die Geschäftsführung. 
 
 
Verwaltungsrat 
Stand: Dezember 2011 
 
Name Funktion, Ort 
Erster Stadtrat Carsten Lehmann Stadt Braunschweig, Vorsitzender 
Landrat Matthias Wunderling-Weilbier Landkreis Helmstedt 
Bürgermeister Norbert Eichler Stadt Haldensleben 
Bürgermeister Denis Loeffke Verwaltungsgemeinschaft Ilsenburg 
Uwe Borchers, Sondervertreter Allgemeine Verwaltung Stadt Königslutter 
Samtgemeindebürgermeister Werner Schlichting Samtgemeinde Velpke 
Erster Stadtrat Peter Voß Stadt Schöningen 
Ratsherr Manfred Pesditschek Stadt Braunschweig  
 
 
Geschäftsführung 
 
Andreas Ruhe  
 
 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Jahresdurchschnitt 2010 wurden 48 Mitarbeiter (inkl. Geschäftsführung) beschäftigt (Vorjahr: 52). 
 
Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 2010 2009 Veränderungen


Angestellte 46 49 -3
Beamte 2 3 -1
Gesamt 48 52 -4  
 
 
 


Wichtige Vereinbarungen und Verträge 
Die Gesellschaft ist mit 25 % nominell an der KSN Kommunales Systemhaus Niedersachsen GmbH in Ol-
denburg beteiligt. Gegenstand des Unternehmens ist insbesondere die Entwicklung neuer Software und der 
Aufbau eines überregionalen, kommunalen Verwaltungsnetzes. 
 
Ferner ist die Gesellschaft mit einem nominell 20 %-Anteil an der GovConnect GmbH, Hannover,  
beteiligt. Sie ist hervorgegangen aus dem Gemeinschaftsprojekt "Moin! - Meldewesen online" der  
Niedersächsischen Datenzentralen und der Kommunalen Spitzenverbände. 
 
Daneben bestehen diverse Lieferungs- und Leistungsverträge, Wartungsverträge sowie Dienst- und Werkver-
träge für IT-Infrastruktur. Ferner wurden mehrere Kooperationsverträge zur Durchsetzung und Verwirklichung 
der speziellen Aufgabengebiete abgeschlossen, bspw. durch eine Mitgliedschaft im UNIX-Verbund Nieder-
sachsen (UVN). 
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Geschäftsverlauf 
 
Die in Vorjahren durchgeführten Entwicklungen neuer strategischer Produkte sowie Projekte wurde mangels 
Aufträgen im Geschäftsjahr endgültig eingestellt. Die angespannte wirtschaftliche Situation zwang die Ge-
schäftsführung zu umfangreichen Maßnahmen zur Verbesserung der Liquiditäts- und Ergebnislage der Ge-
sellschaft. Zukünftig gilt weiterhin die Konzentration auf die Kerngeschäfte der Gesellschaft. Der Vertrieb 
wurde im Geschäftsjahr 2010 eingestellt, neue Kunden werden nicht aktiv akquiriert. 
 
Für das Geschäftsjahr 2010 wies die Gesellschaft einen Jahresfehlbetrag von 615 T€ aus. Unter Berücksich-
tigung des aus dem Geschäftsjahr 2009 bestehenden Verlustvortrages von 58 T€ verbleibt im Geschäftsjahr 
2010 ein Bilanzverlust von 673 T€, der auf neue Rechnung vorgetragen wurde. 
 
Die Ergebnisverschlechterung resultiert hauptsächlich aus Erlösrückgängen durch weitere Verfahrenskündi-
gungen sowie erhöhten zum Teil außerplanmäßigen Abschreibungen, höheren sonstigen betrieblichen Auf-
wendungen für Personalgestellung und Miete sowie höheren Zinsbelastungen. 
 
Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurden Investitionen in Höhe von 344 T€ für Software getätigt. Als Deckung 
standen hierfür nicht erwirtschaftet angenommene Abschreibungen zur Verfügung. 
 
 


Wirtschaftliche Lage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Für 2011 wurde ein Jahresfehlbetrag von rd. 46 T€ kalkuliert. Allerdings wird aufgrund der aktuellen Entwick-
lung eine Ergebnisverbesserung gegenüber dem Planergebnis erwartet, die insbesondere durch die Generie-
rung von Sondergeschäft, die Fortführung des Restrukturierungsprozesses sowie die Anpassung der Aktivitä-
ten an die aktuelle Situation erreicht werden konnte. 
 
Die Gesellschaft wird den Restrukturierungsprozess weiter entwickeln und umsetzen. Für die Bestands-
sicherung der Gesellschaft wird entscheidend sein, durch die konsequente Fortsetzung der begonnenen 
Maßnahmen zur Ergebniskonsolidierung weitere Kündigungen von Gesellschaftern und Kunden zu verhin-
dern. 
 
Parallel dazu wird der Prozess zur beabsichtigten Veräußerung der Gesellschaftsanteile unterstützt. Ein ab-
schließendes Ergebnis hierüber wird in 2012 erwartet. 
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GuV-Daten der KOSYNUS GmbH 
 


2010 Veränderung 2009 2008
T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse * 5.568 -142 5.710 5.942
Sonstige betriebliche Erträge 72 -876 948 604


Betriebserträge 5.640 -1.018 6.658 6.546
Materialaufwand 2.251 158 2.093 2.451
Personalaufwand 2.378 -273 2.651 2.863
Abschreibungen 772 -91 863 842
Sonstige betriebliche Aufwendungen 782 -8 790 701


Betriebsaufwand 6.183 -214 6.397 6.857


Betriebsergebnis -543 -804 261 -311
Finanzergebnis -41 803 -1 21


Unternehmensergebnis -584 -844 260 -290
außerordentliches Ergebnis ** -31 -31 0 0
Steuern 0 -1 1 1


Jahresergebnis -615 -874 259 -291


Verlustvortrag aus Vorjahren 58 -259 317 611
Entnahmen aus Rücklagen 0 0 0 585


Bilanzverlust -673 -615 -58 -317  
*  inkl. Verminderung des Bestandes an unfertigen Leistungen 
** BilMoG bedingt 
 
 


KOSYNUS GmbH
Entwicklung Ertrag und Aufwand 2008-2010
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projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH 
 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand des Unternehmens sind Projektmanagement und -umsetzung, Marketing sowie Forschung und 
Wissensmanagement für die Region Braunschweig, die aus den Städten Braunschweig, Salzgitter und 
Wolfsburg und den Landkreisen Gifhorn, Goslar, Helmstedt, Peine und Wolfenbüttel gebildet wird. 
 
Die Gesellschaft soll auf eine Stärkung der regionalen Wirtschaft und die Förderung nachhaltigen Wirt-
schaftswachstums hinwirken, um hierdurch bestehende Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaffen. 
 
Die Gesellschaft ist zu allen Zwecken und Maßnahmen berechtigt, die geeignet sind, den Gesellschaftszweck 
unmittelbar oder mittelbar zu fördern. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter bedienen und sich an 
anderen Unternehmen, die den Gesellschaftszweck fördern, beteiligen. 
 
Die Gesellschaft wurde am 9. Februar 2005 gegründet. 
 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 €. 
 
 


Gesellschafter 
 
Gesellschafter sind zur Hälfte Städte und Landkreise der Region sowie der Zweckverband Großraum Braun-
schweig; die andere Hälfte der Anteile werden gehalten von Unternehmen der Region sowie der IG Metall 
und dem Arbeitgeberverband der Region Braunschweig.  
 
Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 3.700 14,8
Stadt Salzgitter 1.100 4,4


Stadt Wolfsburg 1.100 4,4


Landkreis Gifhorn 1.100 4,4


Landkreis Goslar 1.100 4,4


Landkreis Helmstedt 1.100 4,4


Landkreis Peine 1.100 4,4


Landkreis Wolfenbüttel 1.100 4,4


Zweckverband Großraum Braunschweig 1.100 4,4


VW Financial Services AG 2.150 8,6


Salzgitter AG 2.050 8,2


Öffentliche Sachversicherung Brg. 2.050 8,2


Arbeitgeberverband Braunschweig 2.050 8,2


IG Metall 2.050 8,2


E.ON Avacon AG 2.150 8,6


25.000 100  
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Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat, der Regionalbeirat und die 
Geschäftsführung. 
 
Aufsichtsrat 
Stand: Dezember 2011 
 
Name Funktion 
Dr. Horst Neumann Aufsichtsratsvorsitzender, Volkswagen AG 
Dr. Gert Hoffmann Stellv. Aufsichtsratsvorsitzender, Stadt Braunschweig 
Christiane Hesse VW-Financial Services AG 
Wolfgang Niemsch Arbeitgeberverband 
Peter-Jürgen Schneider Salzgitter AG 
Michael Döring Öffentliche Sachversicherung Braunschweig 
Reinhard Manlik Zweckverband Großraum Braunschweig 
Bernd Osterloh IG Metall 
Michael Söhlke E.ON Avacon AG 
Marion Lau Landkreis Gifhorn 
Frank Klingebiel Stadt Salzgitter 
Matthias Wunderling-Weilbier Landkreis Helmstedt 
Franz Einhaus Landkreis Peine 
Stephan Manke Landkreis Goslar 
Jörg Röhmann Landkreis Wolfenbüttel 
Prof. Rolf Schnellecke Stadt Wolfsburg (bis 31. Dezember 2011) 
Klaus Mohrs Stadt Wolfsburg (ab 1. Januar 2012) 


 
Geschäftsführung 
 


Dirk Warnecke bis 30. Juni 2011 
Oliver Syring ab 1. Juli 2011 
Julius von Ingelheim ab 8. Dezember 2010 
 
Im Rahmen der Kooperation mit der Wolfburg AG erfolgte auch eine Zusammenführung auf der Ebene der 
Geschäftsleitung der beiden Gesellschaften. 
 


Anzahl der Arbeitnehmer 
 
Im Jahresdurchschnitt 2010 wurden neben der Geschäftsführung 26 Mitarbeiter beschäftigt (Vorjahr: 26). 
 


Wichtige Verträge 
 
Die Finanzierung durch Gesellschafter und Sponsorenbeträge ist durch Verträge fixiert. 
 
Im Mai 2009 initiierten die Aufsichtsräte der projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH und der Wolfsburg 
AG eine Kooperation der Gesellschaft zur Stärkung von Beschäftigung und Lebensqualität („Allianz für die 
Region“). Zwischen beiden Gesellschaften wurde eine Rahmen-Kooperationsvereinbarung mit einer Laufzeit 
bis zum 31. Dezember 2012 abgeschlossen. Die Basis der Zusammenarbeit bilden folgende sechs Schwer-
punkte („Handlungsfelder“): 
 


1. Wirtschaftsförderung und Ansiedlung 
2. Automobilwirtschaft und -forschung 
3. Bildung 
4. Energie 
5. Gesundheit und 
6. Freizeit. 


 
Daneben gibt es Beteiligungen an jungen Unternehmen zur Förderung und Hilfe bei der Gründung zur Ar-
beitsplatzschaffung (siehe unten). 
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Geschäftsverlauf 
 
Im fünften Jahr der operativen Tätigkeit konzentrierten sich die Aktivitäten der projekt REGION BRAUN-
SCHWEIG GMBH auf die Weiterentwicklung des laufenden Geschäfts, die Bewertung der Projekte in den 
sechs Handlungsfeldern sowie die Festlegung von Projekten, die gemeinsam mit der Wolfsburg AG umge-
setzt werden sollen. Hierzu zählte z. B. das Projekt „Forschungs- und Erlebniszentrum Schöninger Speere“. 
 
Grundsätzlich war im Geschäftsjahr 2010 eine weitere Ausdehnung der Projekte in die Region zu beobach-
ten. 
Die Gesellschaft konnte insbesondere durch die Projekte BONA SZ und PUM.A B die Projekteinnahmen ins-
gesamt um 193 T€ auf 800 T€ erhöhen. Im zweiten Halbjahr 2010 sind im Rahmen des Regionalbudgets das 
„Regionale Umsetzungskonzept Energie Klima Umwelt (RUK)“ und das „Regionale Umsetzungs- und Investo-
renkonzept Freizeit und Lebensqualität (RIK)“ angelaufen. 
 
Die Gesellschaft verzeichnete im Geschäftsjahr einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 195 T€. Die von den 
Gremien genehmigte Entnahme von bis zu 700 T€ zu Lasten des Gewinnvortrages musste insoweit nicht in 
voller Höhe in Anspruch genommen werden, so dass die Liquiditätsreserven geschont wurden. 


 
Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Aufgabe der Gesellschaft ist nicht die kommunale Wirtschaftsförderung, sondern die Entwicklung von neuen 
und zukunftsorientierten Wirtschaftsstrukturen. Dies erfolgt auf der Grundlage von vereinbarten Wachstums-
feldern sowie der geplanten Projekte. 
 
Aufgrund der besonderen Finanzierungssituation der projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH sowie der 
Ausrichtung als PPP-Modell mit Non-Profit-Ansatz ist naturgemäß mit bestimmten Umfeldrisiken zu rechnen. 
Dabei sind insbesondere die politischen Diskussions- und Entscheidungsprozesse in den Gebietskörper-
schaften hinsichtlich des Nutzens der Gesellschaft für die Teilräume von der Geschäftsführung nicht beein-
flussbar. Die auch im Jahr 2010 weiter geführte Diskussion zur Verfasstheit der Region hat verdeutlicht, dass 
die regional ausgerichtete Strukturentwicklung der projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH nur funktionie-
ren kann, wenn die maßgeblichen Akteure Konsens erzielen, was sie unter der Region Braunschweig verste-
hen und wie eine künftige Verfasstheit zu gestalten ist. 
 
Mit Blick auf den Ausbau der “Allianz für die Region” wird es darauf ankommen, die Zusammenarbeit und 
Zusammenführung von der Gesellschaft und der Wolfsburg AG weiterhin auf Augenhöhe gleichberechtigt 
durchzuführen. Nur so kann es gelingen, dass alle Gesellschafter und möglichst viele Partner diesen Weg 
mitgehen. 
 
Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass die Zusammenführung der projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH 
und der Wolfsburg AG erhebliche Chancen bietet, die Region im Wettbewerb der Standorte um Kapital, 
Nachwuchs, Unternehmen etc. noch besser zu positionieren. Die projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH 
als regionale Plattform zur Strukturentwicklung und die Wolfsburg AG als Wirtschaftsförderungs- und Stan-
dortentwicklungsgesellschaft ergänzen sich sehr gut. Ziel ist es, die Region in den sechs Schwerpunkten 
durch gewählte Best-Practice-Projekte bis zum Jahr 2020 unter die TOP 5 europaweit zu positionieren. 
 
Es bleibt auf der Grundlage des fünften Geschäftsjahres sowie der daraus gewonnenen Erkenntnisse festzu-
halten, dass der Aufbau von Strukturen zur wirtschaftlichen Entwicklung der Region Braunschweig weiter 
Fortschritte gemacht hat. 
 
Der Unternehmenswert und das Alleinstellungsmerkmal der projekt REGION BRAUNSCHWEIG GMBH - 
auch im Rahmen der Kooperation mit der Wolfsburg AG - liegt in der regionalen Ausrichtung. Die Kenntnis 
über die Region und ihre Strukturen, die Realisierung regionaler Projekte, der Aufbau von Netzwerken sowie 
die Akquirierung von Fördermitteln gehören zu den Kernkompetenzen der Gesellschaft. Diese Werte gilt es 
im Rahmen der “Allianz für die Region” weiter auszubauen. 
 
Im Dezember 2011 verlieh die “Allianz für die Region” den neu ausgelobten regionalen Bildungspreis, der in 
drei Kategorien (Kinder, Jugendliche und Erwachsene) vergeben wurde. Damit würdigte man herausragende 
zukunftsorientierte Bildungskonzepte in der Region Braunschweig-Wolfsburg. 
 
www.projekt-region-braunschweig.de/ 



www.projekt-region-braunschweig.de/
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Metropolregion Hannover Braunschweig  
Göttingen Wolfsburg GmbH 


 
Durch Beschluss des Rates der Stadt Braunschweig vom 17. November 2009 hat die Stadt Braunschweig mit 
notariellem Vertrag vom 7. Juni 2010 Anteile an der Gesellschaft in Höhe von 5,2 % (1.300 €) zum Nominal-
wert erworben. Gegründet wurde die Gesellschaft am 11. Januar 2009. 
 


Gegenstand des Unternehmens 
 
Gegenstand der Gesellschaft ist die Förderung der Entwicklung der Teilräume Hannover, Braunschweig, Göt-
tingen und Wolfsburg zu einer Metropolregion von europäischer Bedeutung. Die Etablierung dieser Metropol-
region soll einen Beitrag leisten, um die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit im nationalen und internationa-
len Kontext langfristig zu sichern. 
 
Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hannover. 
 


Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 €. Die Stadt Braunschweig hält hiervon einen nominellen 
Stammkapitalanteil von 1.300 € (5,2 %). 
 


Gesellschafter 
Stand: Dezember 2011 
 


Gesellschafter Euro %


Stadt Braunschweig 1.300 5,2
Verein Kommunen * 6.400 25,6


Verein Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen ** 5.750 23,0


Verein Wirtschaft *** 5.750 23,0


Land Niedersachsen 1.900 7,6


Landeshauptstadt Hannover 1.300 5,2


Stadt Göttingen 1.300 5,2


Stadt Wolfsburg 1.300 5,2
25.000 100  


 
*     Dem „Verein Kommunen in der Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg e.V.“ gehören eine  
      Vielzahl von Kommunen dieser Region an. 
**   Mitglieder des „Vereins Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen in der Metropolregion Hannover Braun- 
      schweig Göttingen Wolfsburg e.V.“ sind diverse Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen der Region. 
***  Der „Verein Wirtschaft in der Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg e.V.“ wurde von Unter- 
      nehmen und wirtschaftsnahen Verbänden der Region gegründet, um als Gesellschafter der Metropolregion Hannover  
      Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH dessen Arbeit zu unterstützen. 
 


Organe der Gesellschaft 
 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat, die Geschäftsführung sowie 
der Parlamentarische Beirat (beratende Funktion). 
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Aufsichtsrat 
 
Der Aufsichtsrat besteht aus bis zu 17 Mitgliedern. Im Vorsitz wechseln sich die Oberbürgermeister der Städ-
te Hannover und Braunschweig alle zwei Jahre ab. Der Oberbürgermeister, der nicht den Vorsitz inne hat, ist 
stellvertretender Vorsitzender. Der turnusmäßige Wechsel hat am 19. August 2011 stattgefunden. Der Ober-
bürgermeister der Stadt Braunschweig, Herr Dr. Hoffmann ist für zwei Jahre Aufsichtsratsvorsitzender. Den 
stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitz hat der Oberbürgermeister der Stadt Hannover, Herr Stephan Weil inne. 
 
Stand: Dezember 2011 
Name Funktion 
Dr. Gert Hoffmann Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig, Aufsichtsratsvorsitzender 
Stephan Weil Oberbürgermeister der Stadt Hannover, stellv. Aufsichtsratsvorsitzender 
Dr. Christine Hawighorst Staatssekretär, Land Niedersachsen 
Wolfgang Meyer Oberbürgermeister der Stadt Göttingen 
Prof. Rolf Schnellecke Oberbürgermeister der Stadt Wolfsburg (bis 31. Dezember 2011) 
Klaus Mohrs Oberbürgermeister der Stadt Wolfsburg (ab 1. Januar 2012) 
Dirk-Ulrich Mende Oberbürgermeister der Stadt Celle 
Hauke Jagau Regionspräsident der Region Hannover 
Reiner Wegner Landrat des Landkreises Hildesheim 
Klaus Becker Bürgermeister der Stadt Osterode am Harz 
Prof. Erich Barke Präsident der Leibniz Universität Hannover 
Prof. Jürgen Hesselbach Präsident der Technischen Universität Braunschweig 
Markus Hoppe Vizepräsident der Universität Göttingen 
Prof. Christiane Dienel Präsidentin der HAWK Holzminden Hildesheim Göttingen 
Julius von Ingelheim Vorstandssprecher der Wolfsburg AG 
Dr. Volker Müller Hauptgeschäftsführer Unternehmerverbände Niedersachsen e. V. 
Hartmut Meine Bezirksleiter IG Metall Niedersachsen/Sachsen-Anhalt 
Christoph Schulz Stellv. Vorsitzender des Vorstands der Nord/LB 


 
Geschäftsführung 
 


Raimund Nowak  
Gerold Leppa  
 
 
Parlamentarischer Beirat 
 
Der Parlamentarische Beirat besteht aus bis zu 20 Parlamentariern aus dem Niedersächsischen Landtag, 
dem Deutschen Bundestag und dem Europäischen Parlament. Der Parlamentarische Beirat berät Geschäfts-
führung und Aufsichtsrat bei der strategischen Ausrichtung der Gesellschaft. Die Mitglieder werden durch den 
Aufsichtsrat im Benehmen mit den Vorsitzenden der im Niedersächsischen Landtag vertretenen Fraktionen 
benannt. Im Parlamentarischen Beirat sollen sich die Stärkeverhältnisse des Niedersächsischen Landtages 
widerspiegeln. 
 
Der Aufsichtsrat beruft den Parlamentarischen Beirat mindestens jährlich zur Beratung ein. 
 


 
Wichtige Verträge 


 
Zwischen den Gesellschaftern der Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH wur-
de ein Kooperationsvertrag abgeschlossen, auf dessen Grundlage der Gesellschaft zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben Kapital bzw. Personal zur Verfügung gestellt wird. So wird durch die Stadt Braunschweig bzw. die Braun-
schweig Stadtmarketing GmbH eine Geschäftsführerposition wahrgenommen. Erstmalig sind im Haushalt 
2012 der Stadt Braunschweig Betriebsmittelzuschüsse in Höhe von 50 T€ eingeplant. 
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Geschäftsverlauf 
 
Das Jahr 2010 war das erste komplette Geschäftsjahr der Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen 
Wolfsburg GmbH. 
 
Im Laufe des Jahres 2010 sind aus dem beschlossenen Arbeitsprogramm MAP 2011 konkrete Projekte ent-
wickelt worden, insbesondere die Realisierung eines Gemeinschaftsstandes der Metropolregion auf der Expo 
Real 2010. 
 
Mobilität und Energie sind zu den zentralen inhaltlichen Handlungsfeldern der Arbeit der Metropolregion ge-
worden. 
 
Für das Geschäftsjahr 2010 weist die Gesellschaft einen Jahresfehlbetrag von 1,7 T€ aus, der auf neue 
Rechnung vorgetragen wurde. 
 


 
Wirtschaftslage und voraussichtliche Entwicklung 
 
Die Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH hat in 2009 die Geschäftstätigkeit 
mit dem Ziel aufgenommen, die Entwicklung eines zentralen niedersächsischen Raumes zu einer Metropol-
region von europäischer Bedeutung zu fördern. Die Zusammenarbeit von kommunalen Körperschaften, Un-
ternehmen, wirtschaftsnahen Verbänden, Hochschulen und Ministerien des Landes Niedersachsen soll die 
Chancen der Region im nationalen und internationalen Standortwettbewerb verbessern. 
 
Die Gesellschaft finanziert sich hierbei aus den Gesellschafterbeiträgen des „Vereins Kommunen“, des „Ver-
eins Wirtschaft“, des „Vereins Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen“ sowie aus Sponsoring-
mitteln. Ferner werden Projekte gezielt über Zuschüsse des Landes, des Bundes oder der EU gefördert. 
 
Die weitere inhaltliche Ausgestaltung der Arbeit der Gesellschaft wird stark davon beeinflusst werden, in wel-
chen Projektbereichen „Drittmittel“ eingeworben werden können. 
 
Die Koordination der Realisierung des Gemeinschaftsstandes auf der Expo Real und die weitere Etablierung 
der Antenne Métropole werden weitere Schwerpunkte bilden. 
 
Auch im neuen Arbeitsprogramm der Gesellschaft werden weiterhin die Mobilität und Energie als Kernthemen 
die Arbeit bestimmen. Im Mittelpunkt der Mobilitätsaktivitäten wird u. a. die gemeinsame Bewerbung der Met-
ropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH mit dem Land Niedersachsen und der 
Volkswagen AG für den bundesweiten Wettbewerb „Aufbau eines regionalen Schaufensters Elektromobilität“ 
Anfang 2012 stehen. Der Bund wird mit rund 180 Mio. € drei bis fünf Vorzeigeregionen fördern. 
 
www.metropolregion.de 
 



http://www.metropolregion.de/
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Nordzucker Holding AG 
 
 
Die Beteiligung an der Nordzucker Holding AG, respektive der früheren Zucker AG Uelzen-Braunschweig, 
entspringt gewachsenen und historischen Strukturen. 
 
Gegenstand des Unternehmens ist die Beteiligung an anderen Unternehmen, die  
 


- Zucker, zuckerhaltige Erzeugnisse, Lebens- und Genussmittel, Erzeugnisse für die Lebens-
mittelindustrie und Futtermittel herstellen, 
 


- landwirtschaftliche Erzeugnisse verwerten, 
 


- mit allen vorgenannten Erzeugnissen handeln. 
 


Die Nordzucker Holding AG fungiert somit als reine Holdinggesellschaft, namentlich der unten genannten 
Nordzucker AG. 
 
Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft liegt bei 90.803 T€. Die Stadt Braunschweig hält einen nominellen 
Anteil in Höhe von 28.152,40 € (ca. 0,031 %).  
 
Die Stadt Braunschweig erhält auf die von ihr gehaltenen Aktienanteile geringe Dividendenausschüttungen, 
die dem Haushalt der Stadt Braunschweig zugute kommen. 
 
 


Nordzucker AG 
 
 
Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung von Zucker und zuckerhaltigen Erzeugnissen, die Herstel-
lung von Lebens- und Genussmitteln und Erzeugnissen für die Lebensmittelindustrie, die Herstellung von 
Futtermitteln, die sonstige Verwertung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Handel mit allen vorgenannten Er-
zeugnissen sowie die Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen des vorbezeichneten Unternehmensge-
genstandes. 
 
Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt zurzeit 123.651 T€. Die Stadt Braunschweig hat hieran ei-
nen geringen Anteil in Höhe von 378,88 €. 
 
Die Stadt Braunschweig erhält auf die von ihr gehaltenen Aktienanteile geringe Dividendenausschüttungen, 
die dem Haushalt der Stadt Braunschweig zugute kommen. 
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7. Ausblick 
 
Weitere Privatisierungen städtischer Organisationseinheiten sind für das Jahr 2012 nicht geplant.  
 
Für die folgenden Jahre wird ein konsolidierter Jahresabschluss vorgeschrieben, d.h. ein Jahresabschluss 
der Stadt, der gemäß den Regelungen des Handelsgesetzbuches zum Konzernabschluss den Jahresab-
schluss der Stadt und der städtischen Gesellschaften und Sonderrechnungen zusammenfasst. Hierfür stehen 
derzeit konzeptionelle Überlegungen im Mittelpunkt. Für die Stadt Braunschweig ist nach derzeitigem Sach-
stand der erste Konzernabschluss für den Jahresabschluss 2012 geplant. Daneben werden in Zusammenar-
beit mit den Gesellschaften erste Vorarbeiten vorgenommen, die letztendlich auf eine fristgerechte Erstellung 
des Konzernabschlusses (§ 129 Abs.1 S.1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes – 
NKomVG: innerhalb von 6 Monaten nach Ende des Haushaltsjahres) hinzielen. 
 
Nach den Betrauungen der Braunschweiger Verkehrs-AG in 2008, der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braun-
schweig sowie der Wohnstätten-Gesellschaft mit beschränkter Haftung in 2009 und der Grundstücksgesell-
schaft Braunschweig mbH ab 2012 wird auch künftig bei den in Frage kommenden Gesellschaften im Einzel-
fall geprüft, ob eine öffentlich-rechtliche Betrauung erforderlich ist, um die Vorgaben des europäischen Beihil-
ferechts seitens der Stadt Braunschweig einzuhalten. 
  
Darüberhinaus kristallisiert sich seitens der Stadt Braunschweig und ihrer Eigen- und Mehrheitsbeteiligungen 
auch ein wachsenes Selbstverständnis als „Konzern Stadt‟ heraus. Gemeint ist hiermit nicht nur der ‚Konzern‟ 
als ökonomischer Begriff, sondern die Erkenntnis, dass die Kernverwaltung, die Sonderrechnungen und die 
städtischen Gesellschaften letztendlich ähnliche Interessen verfolgen, nämlich die Bedürfnisse der Daseins-
vorsorge der Bürger Braunschweigs preiswert, effektiv und effizient zu befriedigen und diese Strukturen auch 
in Zeiten knapper Kassen zu erhalten und zu verbessern. So hat sich beispielsweise ein (Gesamt-) Konzern-
betriebs-/Personalrat der Stadt sowie der Eigen- und Mehrheitsbeteiligungen konstituiert und eine Konzernbe-
triebsversammlung stattgefunden. Im Rahmen einer Arbeitsgruppe „Konzern“ werden Teilprojekte behandelt 
und ggf. gesonderte Teilarbeitsgruppen, Projekte usw. initiiert. 








Haushaltssatzung der Stadt Braunschweig 


für das Haushaltsjahr 2012 


 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat 
der Stadt Braunschweig in der Sitzung am 28. Februar 2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 
 


§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 


mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 


 


1.1 der ordentlichen Erträge auf 652.599.179 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 


 
652.599.179 Euro 


1.3 der außerordentlichen Erträge auf 1.055.500 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  1.055.500 Euro 
   
2. im Finanzhaushalt 


mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 


 


2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 639.247.937 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 


 
619.651.481 Euro 


2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 14.072.800 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 


 
68.802.600 Euro 


2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 11.738.900 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 20.045.900 Euro 
   
festgesetzt. 
 


 


Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 
– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 


 
665.059.637 Euro 
708.499.981 Euro 


 
 


§ 1 a 
 
Der Wirtschaftsplan der Sonderrechnung des Fachbereiches Hochbau und Gebäudemanagement für 
das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
im Erfolgsplan mit  
   
 Erträgen in Höhe von 74.004.000 Euro 
 Aufwendungen in Höhe von 74.003.700 Euro 
   
im Vermögensplan mit  
   
 Einnahmen in Höhe von 80.000 Euro 
 Ausgaben in  Höhe von 80.000 Euro 
   
festgesetzt.   
Der Wirtschaftsplan der Sonderrechnung Stadtentwässerung für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 


mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
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1.1 der ordentlichen Erträge auf 60.416.600 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 


 
60.416.600 Euro 


1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  700.000 Euro 
   
2. im Finanzhaushalt 


mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 


 


2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 52.035.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 


 
53.348.800 Euro 


2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 


 
272.500 Euro 


2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
   
festgesetzt. 
 


 


Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 
– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 


 
52.035.200 Euro 
53.621.300 Euro 


 
 
Der Wirtschaftsplan der Sonderrechnung Abfallwirtschaft für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 


mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 


 


1.1 der ordentlichen Erträge auf 41.594.600 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 


 
42.110.700 Euro 


1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 
   
2. im Finanzhaushalt 


mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 


 


2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 40.249.100 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 


 
44.066.400 Euro 


2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 


 
21.000 Euro 


2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 51.400 Euro 
   
festgesetzt. 
 


 


Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 
– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 


 
40.249.100 Euro 
44.138.800 Euro 
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 


§ 2 a 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden für die Sonderrechnung des 
Fachbereiches Hochbau und Gebäudemanagement nicht veranschlagt. 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden für die Sonderrechnung 
Stadtentwässerung nicht veranschlagt. 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden für die Sonderrechnung Ab-
fallwirtschaft nicht veranschlagt. 
 
 
 
 


§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
 


46.287.700 Euro 
 
festgesetzt. 
 
 


§ 3 a 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden für die Sonderrechnung des Fachbereiches Hochbau und Ge-
bäudemanagement nicht veranschlagt. 
 
 Verpflichtungsermächtigungen werden für die Sonderrechnung Stadtentwässerung nicht veran-
schlagt. 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden für die Sonderrechnung Abfallwirtschaft nicht veranschlagt. 
 
 
 


§ 4 
 
Liquiditätskredite werden nicht beansprucht. 
 
 


§ 4 a 
 
In der Sonderrechnung des Fachbereiches Hochbau und Gebäudemanagement werden Liquiditäts-
kredite nicht beansprucht. 
 
In der Sonderrechnung Stadtentwässerung werden Liquiditätskredite nicht beansprucht. 
 
In der Sonderrechnung Abfallwirtschaft werden Liquiditätskredite nicht beansprucht. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt festge-
setzt: 
 
1. Grundsteuer 
 


1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) 
 
  320 v. H. 
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) 
 
  450 v. H. 


 
2. Gewerbesteuer 


 
 450 v. H. 


 
 
 


§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen und über- und außerplanmäßige Ver-
pflichtungsermächtigungen sind im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG bzw. § 119 Abs. 5 NKomVG un-
erheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 50.000 Euro nicht übersteigen. 
 
Ferner sind als nicht erheblich anzusehen, Beträge (unbegrenzt), 
 
• die der Verrechnung zwischen den Teilhaushalten dienen, 


 
• die wirtschaftlich durchlaufend sind, 


 
• die auf Grund von Aufgabenverlagerungen und der Ausgliederung von Aufgaben aus dem Haus-


halt zu haushaltsneutralen Umsetzungen von Erträgen und Aufwendungen bzw. Einzahlungen 
und Auszahlungen zwischen den Teilhaushalten führen, 
 


• die der Verwendung zweckgebundener Erträge und Einzahlungen dienen, 
 


• die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen, 
 


• die zur Deckung von Kosten der Geldbeschaffung, zur Tilgung von Darlehen oder für abschluss-
technische Buchungen notwendig sind, 
 


• die der Auflösung von Deckungsreserven dienen. 
 
 
Braunschweig, den 28. Februar 2012 
 
 
Der Oberbürgermeister 
 
 
 
 Siegel 
 
___________________________________ 
Dr. Hoffmann 
 
 
 








Anlage 2.5 


 
 
 
 
 
 


Finanzhaushalt 
 


 
 


 
 
 
 
 


Stand: 14. Februar 2012 
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


FB 10 Zentrale Dienste


17 Summe der Auszahlungen aus 20.088.611 20.088.611 -              -            -               
laufender Verwaltungstätigkeit


48 4E.100001 Rathaus-Neubau/San. Flachdach BIBS 0 130.000 130.000 Fortsetzung der Flachdachsanierung (bisher wurden im Jahr 2006 
rd. 350 T€ dafür ausgegeben) - s. a. IP -Liste für die Jahre 2013 + 
2014


BA abgelehnt 1/10/0
FPA abgelehnt 1/8/1


FB 20 Finanzen


17 Summe der Auszahlungen aus 43.408.337 43.508.337 -              -            100.000 -               
laufender Verwaltungstätigkeit


3S.200001 FB 20: Planungskosten Vergabe v. L. SB 120 280.000 310.000 30.000 Mittel für die Planung eines Jugendtreffs im Östlichen Ringgebiet 
(Bereitstellung von Planungsmitteln)


JHA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


BA abgelehnt 0/7/4
FPA abgelehnt 2/8/0


3S.200001 FB 20: Planungskosten Vergabe v. L. SB 120 280.000 285.000 5.000 Planungsmittel für die Vorplatzgestaltung der IGS Franzsches Feld 


Hinweis der Verw.: Schulgrundstück - keine öffentliche Fläche des 
FB 66 und des FB 67


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen; 
Zusätzliche Anfrage: Der Schulausschuss bittet die Verwaltung bis 
zum Finanz-und Personalausschuss zu klären, ob die notwendigen 
Planungsmittel aus dem vorhandenen Ansatz bereitgestellt werden 
können (siehe Anfragen zum FPA). 


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 1/8/1
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


3S.200001 FB 20: Planungskosten Vergabe v. L. SB 120 280.000 310.000 30.000 Planungsmittel für die Planung des Ganztagsbetriebes / 
Freizeitbereiches an der Offenen Ganztagsschule Comeniusstraße


SchA


ohne Beschlussempfehlung passieren lassen; 
Zusätzliche Anfrage: Die Verbesserung der Situation des 
Ganztagsbetriebes an der GS Comeniusstraße ist für den 
Schulausschuss von großer Bedeutung. Die Verwaltung wird 
gebeten, bis zum Finanz-und Personalausschuss zu klären, ob die 
notwendigen Planungsmittel aus dem vorhandenen Ansatz zur 
Verfügung gestellt werden können (siehe Anfragen zum FPA). 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA abgelehnt 2/9/0


3S.200001 FB 20: Planungskosten Vergabe v. L. SB 211 280.000 300.000 20.000 Mittel für die Planungskosten der Nachnutzung des 
Feuerwehrhauses Leiferde 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA abgelehnt 0/9/2


49 3S.200001 FB 20: Planungskosten Vergabe v. L. Bündnis 90 / 
Die Grünen


280.000 380.000 100.000 Mittel für die Einrichtung von zwei weiteren Offenen 
Ganztagsgrundschulen zum Schuljahr 2013/2014 - Planungsmittel in 
Höhe von 100.000 Euro in 2012 und Mittel für die Umsetzung in 
ausreichender Höhe in 2013   - siehe auch IP-Liste für das Jahr 2013 


SchA angenommen 12/0/3
JHA angenommen 7/0/7
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA 100.000 angenommen 7/0/4


50 3E.210002 FB 20: Vorplanung Geb. Berufsfeuerwehr DIE LINKE 0 200.000 200.000 Rücknahme der Verschiebung verschiedener Bauprojekte  (z.B. 
Neubau der Gebäude der Berufsfeuerwehr) - Vorziehen der 
Planungsrate auf 2012  - siehe auch IP-Liste 


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4E.21 Neu GS Lindenbergsiedlung / Sanierung SB 213 0 *) *) Mittel für die Sanierung des Pavillons der Schule Lindenbergsiedlung 
- Nutzer ist der Fachbereich 51 


Hinweis der Verw.:  Der Pavillon ist nicht mehr sanierungsfähig; es 
ist eine Aufgabe des Pavillons geplant.


JHA Über den Antrag wurde nicht abgestimmt. 
Protokollnotiz: Die Verwaltung hat den Stadtbezirksrat über den 
aktuellen Stand in dieser Angelegenheit in Form einer Mitteilung zu 
informieren. 


SchA abgelehnt 0/10/5
BA abgelehnt 0/7/4


FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4E.21 Neu MP  Mehrzweckhalle Heinrich-der Löwe-
Kaserne/Umbau


SB 213 0 500.000 500.000 Planungs- und Umsetzungsmittel in Höhe von 500 T€ für die 
Einrichtung einer stadtbezirksbezogenen, generationsübergreifenden 
Begegnungs- und Veranstaltungsstätte (Mehrzweckhalle für die 
Ortsteile Rautheim, Elmaussicht/Mastbruchsiedlung, die 
Lindenbergsiedlung und Rosalies-Kaserne) vorzugsweise im Bereich 
der ehem. Heinrich-der-Löwe-Kaserne  


Hinweis der Verw.: aufgrund fehlender Konkretisierung und 
Planung ist eine genaue Bezifferung der Kosten (z.B. Ankaufskosten 
Bestand Heinrich-der-Löwe-Kaserne) derzeit nicht möglich 


BA abgelehnt 0/7/4
SoA abgelehnt 1/4/3
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)







Anlage 2.5.1


* = keine Angabe zum Finanzierungsbedarf Seite 4 21.02.2012


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4E.21 Neu FBZ / Einrichtung SB 213 0 *) *) Integration des Freizeit- und Bildungszentrums der Stadt 
Braunschweig in den Bezirk 213 - wenn möglich Nachnutzung eines 
geeigneten Gebäudes in der Heinrich-der Löwe-Kaserne 
(Mannschaftsmesse oder OHG) 


Hinweis der Verw.: Der Rat hat am 07.10.11 die Verwaltung 
beauftragt, einen Standort für soziale, kulturelle und 
bildungsrelevante Veranstaltungen  zu finden und den Gremien des 
Rates eine Beschlussvorlage samt Rahmenkonzept und 
Finanzplanung für ein derartiges Zentrum innerhalb eines Jahres 
vorzulegen.                                                                                           
Im Übrigen steht der Bund als Eigentümer in Verhandlung mit einem 
privaten Investor, der das gesamte Gelände einer gewerblichen 
Nachnutzung zuführen möchte. Ob im Rahmen dieses 
Nachnutzungskonzeptes einzelne Gebäude erhalten bleiben sollen 
oder ob die Kasernengebäude vollständig abgebrochen werden, ist 
zzt. nicht bekannt.


BA abgelehnt 0/7/4
AfKW abgelehnt 0/4/7
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4E.21 Neu DGH Geitelde / Sanierung SB 222 0 200.000 200.000 Mittel für die Dach- und Fenstersanierung des 
Dorfgemeinschaftshauses Geitelde (Nutzung als Schützenheim, 
Jugendtreff und für die Feuerwehr) 


Hinweis der Verw.: Das DGH ist im Eigentum der Stadt; die Kosten 
für die Sanierung werden von der Verwaltung (FB 65) auf rd. 
204.400 € geschätzt. 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)







Anlage 2.5.1


* = keine Angabe zum Finanzierungsbedarf Seite 5 21.02.2012


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4E.21 Neu GS Völkenrode Abt. Watenbüttel Sanierung SB 321 0 1.000.000 1.000.000 Mittel für die Sanierung der seitens der Verwaltung festgestellten 
Mängel und Schäden am Schulgebäude der Außenstelle 
Watenbüttel der GS Völkenrode - Watenbüttel


Hinweis der Verw.: Die Gesamtkosten einer umfassenden 
Gebäudesanierung belaufen sich auf rd. 1 Mio. EUR (Information 
aus den Schulausschussunterlagen); eine genaue Aufteilung der 
Summe auf mehrere Jahre ist derzeit nicht bekannt


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/10/1


4E.21 Neu Jugendbegegnungsstätte Watenbüttel-
Völkenrode / Einrichtung


SB 321 0 *) *) Mittel für die Planung und Realisierung einer 
Jugendbegegnungsstätte für Watenbüttel-Völkenrode


Hinweis der Verw.: Die Kostenermittlung ist ohne weitere 
Informationen nicht möglich.


JHA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/10/1


4E.21 Neu Forum "Älter werden" / Einrichtung SB 321 0 *) *) Mittel für die Einrichtung des Forums "Älter werden im Stadtbezirk 
Lehndorf-Watenbüttel" 


Hinweis der Verw.: Die Kostenermittlung ist mit den derzeit 
vorliegenden Informationen nicht möglich. 
Nach Aussage des Seniorenbüros existiert bereits ein Forum dieser 
Art.


SoA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA Antrag wird als erledigt erklärt
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4E.21 Neu Generationsübergreifende 
Begegnungsstätte / Einrichtung


SB 321 0 *) *) Mittel für die Planung und Entwicklung einer 
generationsübergreifenden Begegnungsstätte für "Jung und Alt" im 
Kanzlerfeld - eine entsprechende Kosten- und Nutzenanalyse ist zu 
erstellen


Hinweis der Verw.: Zur Kostenermittlung sind nähere Informationen 
erforderlich; ggf. könnten die Kosten eines Vergleichsobjektes (Bau 
der Altentagesstätte Gliesmarode) und die Grundstückspreise im 
Kanzlerfeld zugrunde gelegt werden.


SoA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/10/1


51 4E.210089 Haus der Kulturen/Einrichtung Bündnis 90 / 
Die Grünen


0 350.000 350.000 Mittelaufstockung auf 500.000 Euro für die notwendigen Bau- und 
Sanierungsmaßnahmen am Gebäude des ehemaligen Nordbahnhofs 
(bisherige Veranschlagung für 2011: 150.000 Euro)


Anmerkung der Verwaltung: 
Auf die diesbezuegliche Mitteilung an den Rat wird hingewiesen.


BA
ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


AfI ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


4S.210013 FB 20: Instandhaltungen Grundvermögen


Sachkosten


SB 211 738.600 741.600 3.000 Mittel für dringend notwendige Reparaturen an Tür- und 
Fenstereinfassungen am Rokoko Pavillon (Leipziger Str. - bis zum 
Alten Weg) 


Hinweis der Verw.: Das Gebäude befindet sich nicht im Eigentum 
der Stadt; es ist angemietet. Die Stadt ist gemäß des Pachtvertrages 
verpflichtet, während der Vertragsdauer notwendige anfallende 
Reparaturen am und im Gebäude sowie an der Außenanlage auf 
ihre Kosten auszuführen. 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4S.210013 FB 20: Instandhaltungen Grundvermögen


Sachkosten


SB 211 738.600 743.600 5.000 Mittel für eine alternative Wegebeleuchtung am Rokoko-Pavillon (zur 
Beleuchtung des Eingangsbereiches)


Hinweis der Verw.: Das Gebäude befindet sich nicht im Eigentum 
der Stadt; es ist angemietet. Die Stadt ist gemäß des Pachtvertrages 
verpflichtet, während der Vertragsdauer notwendige anfallende 
Reparaturen am und im Gebäude sowie an der Außenanlage auf 
ihre Kosten auszuführen. Daher sind die Kosten für die 
Wegebeleuchtung von der Stadt zu tragen. Kostenvoranschlag fuer 
die Instandsetzung Beleuchtungssteuerung: 1.668 Euro 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.210013 FB 20: Instandhaltungen Grundvermögen SB 323 738.600 743.600 5.000 Erhöhung um je 5.000 € für die Erneuerung des Küchenmobilars 
sowie für Sanierungsarbeiten in den Kindertagesstätten Wenden und 
Thune - siehe hierzu auch 4S.510005


JHA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/9/2


4S.210034 FB 20:Global Instand. Allgem. Grundverm. SB 213 671.800 721.800 50.000 Mittel für die Fortführung der Innensanierung im Bürgerhaus 
Mascherode - der Stadtbezirk hat 150.000 Euro für den Einbau eines 
Personenaufzuges und die Fortführung der Innensanierung im 
Bürgerhaus Mascherode beantragt


Hinweis der Verw.:  Es handelt sich um ein städtisches Gebäude. 
Die Aufteilung der Mittel ist mit 100.000 Euro für den Aufzug (siehe 
5E.21 NEU) und mit 50.000 Euro für die Innensanierung vorzusehen.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)







Anlage 2.5.1
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4S.210034 FB 20:Global Instand. Allgem. Grundverm. SB 322 671.800 *) *) Mittel für den Parkplatz neben der Altentagesstätte in Veltenhof 
1. Aufstellung eines Parkschildes, 
2. Rückschnitt der Bäume und Büsche am Parkplatz und Erstellung 
eines neuen Schotterbeetes für den Parkplatz 
3. zwei Lampen zur notwendigen Beleuchtung des Parkplatzes 


Hinweis der Verw.: zu 2.: Durchführung erfolgt von FB 67 ohne 
Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln. Noch zu klären ist, ob es sich 
um eine Investition oder um eine Instandhaltung handelt.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


26 Baumaßnahmen 23.173.000 23.273.000 -              -            100.000 -               


5E.210013 GS/HS Rüningen/ Sanierung SB 224 0 200.000 200.000 Durchführung von Sanierungsmaßnahmen der GS/HS Rüningen 
bereits vor 2014; Gründe: die Geruchsbelästigung in den 
Schülertoiletten, die Feuchtigkeitsschäden an der Decke der 
Lehrküche und der Schimmelbefall im Damenumkleidebereich der 
Turnhalle sollen zeitnah beseitigt werden


Hinweis der Verw.: Im IP sind entsprechend die Mittel 2014 
reduziert worden  (siehe auch IP-Liste)


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA abgelehnt 2/9/0


5E.210100 Feuerwehr Leiferde u. Querum/ Neubau SB 211 0 600.000 600.000 Mittel für den Neubau des Feuerwehrhauses Leiferde


Hinweis der Verw.: Vorziehen der Raten 2014 und 2015  (siehe 
auch IP-Liste)


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


50 5E.210100 Feuerwehr Leiferde und Querum - Neubau DIE LINKE 0 600.000 600.000 Mittel für den Neubau des Feuerwehrhauses Querum - Vorziehen 
der Finanzraten wegen erheblicher Gefahr für die Feuerwehrmänner/-
frauen  - siehe auch IP-Liste (Vorziehen der Rate 2014 und 2015 auf 
2012)


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


5E.210105 Feuerwehr Lamme und Völkenrode/Neubau SB 321 0 300.000 300.000 Mittel für die Neubauten der Feuerwehrhäuser Lamme und 
Völkenrode - Vorziehen der Raten 2014 und 2015, sobald alle 
notwendigen Voraussetzungen erfüllt sind (Grundstück, etc.) 


Hinweis der Verw.: Vorziehen der Raten 2014 und 2015 - siehe 
auch IP-Liste


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


5E.210114 GS Völkenrode Abt. Watenbüttel Schulhof SB 321 0 286.100 286.100 Vorziehen der Sanierungsmaßnahmen auf dem Schulhof der 
Außenstelle Watenbüttel der GS Völkenrode von 2013 auf 2012   
(siehe auch IP-Liste)


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/9/2


5E.21 Neu Bürgerhaus Mascherode/Einbau 
Personenaufzug


SB 213 0 100.000 100.000 Mittel für den Einbau eines Personenaufzuges im Bürgerhaus 
Mascherode - der Stadtbezirk hat 150.000 Euro für den Einbau eines 
Personenaufzuges und die Fortführung der Innensanierung im 
Bürgerhaus Mascherode 


Hinweis der Verw.:  Es handelt sich um ein städtisches Gebäude. 
Die Aufteilung der Mittel ist mit 100.000 Euro für den Aufzug und mit 
50.000 Euro für die Innensanierung (siehe 4S.210034) vorzusehen.


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA 100.000 angenommen 7/4/0
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


5E.21 Neu Liegenschaft Roxy/behindertengerechter 
Zugang


SB 213 0 *) *) Mittel für einen behindertengerechten Zugang (Treppenaufgang) 
zum Bürgersaal und zum Jugendtreff Roxy


Hinweis der Verw.: Die Liegenschaft ist angemietet! Es ist eine 
Abstimmung mit dem Eigentümer erforderlich.


JHA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA Es erfolgt keine Abstimmung. Die Verwaltung wird 
aufgefordert, ein Konzept zur nächsten (Haushalts-) VA-Sitzung 
einzubringen.


5E.21 Neu Senkung Kita-Gruppengrößen / Neubauten SB 310 0 1.377.000 1.377.000 Mittel für den Neubau von Kindertagesstätten bzw. Anbauten an 
Kindertagesstätten wegen Absenkung der Gruppengrößen im 
westlichen Ringgebiet  


Hinweis der Verw.: geschätzte 3 zusätzliche Gruppen à 459.000 
Euro Baukosten (grobe Kostenschätzung) ohne Inventar (KG 600) - 
die Mittel für das Inventar wurden beim FB 51 veranschlagt.


JHA Antrag wird für erledigt erklärt, weil der JHA sich für mehr 
Personal anstatt für Gruppengrößenreduzierungen ausgesprochen 
hat


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5E.21 Neu Mehrzweckhalle Kralenriede/Neubau SB 332 0 2.000.000 2.000.000 Bau einer Mehrzweckhalle für die Grundschule in Kralenriede, damit 
Schulveranstaltungen und Einschulungen direkt vor Ort durchgeführt 
werden können und Schul-, Hort- und Vereinskinder vor Ort 
sportlichen Betätigungen nachgehen können 


Hinweis der Verw.:  Davon wäre die Ausstattung  mit rund 100.000 
Euro anzusetzen.


SchA abgelehnt 0/1/16
BA abgelehnt 0/7/4


FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


52 5E.21 NEU GS Kralenriede - Mehrzweckhalle/Neubau BIBS 0 850.000 850.000 Mittel für den Neubau einer Mehrzweckhalle an der GS Kralenriede. 
Die GS Kralenriede hat weder eine Sporthalle noch eine Aula 
(Gesamtkosten lt. Antragsteller 1,7 Mio. €)                                    


Hinweis der Verw.:  Aufteilung der 1,7 Mio. € auf 2 Jahre - s. a. IP-
Liste


SchA Der Antrag wurde von der Antragstellerin zurückgezogen.
BA abgelehnt 0/7/4


FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


75 
NEU


5E.21 NEU Senkung der Kita-Gruppengröße / Neubau 
von Kitas


DIE LINKE 0 818.000 818.000 Neubau von Kindertagesstätten für zwei neue Gruppen in sozial 
besonders benachteiligten Stadtteilen


JHA abgelehnt 0/13/1
BA Der Antrag wurde von der Antragstellerin zurückgezogen.


29 Aktivierbare Zuwendungen 5.869.500 5.869.500 -              -            -               


5E.200046 Flughafenerweiterung SB 112 982.000 0 982.000 Ablehnung der Investitionen für den Flughafenausbau; 


Hinweis der Verw. :  Die Absenkung der Mittel ist bereits durch die 
Verwaltung im Rahmen der zwingenden Ansatzveränderungen 
erfolgt. 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


FB 40 Schule


17 Summe der Auszahlungen aus 55.312.075 55.342.075 -              -            30.000        -               
laufender Verwaltungstätigkeit


4S.400009 FB 40:Global-Instandh. - Schulen SB 120 920.000 930.000 10.000 Mittel für die Schulhofumgestaltung an der Offenen Ganztagsschule 
Heinrichstraße


Hinweis der Verw.: Es ist zu klären, was dort umgestaltet werden 
soll, damit eine Einordnung in Investition bzw. Instandhaltung 
erfolgen kann.


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/9/2


4S.400009 FB 40:Global-Instandh. - Schulen SB 120 920.000 950.000 30.000 Mittel für Umbaumaßnahmen der Mediathek IGS Franzsches Feld 
(ehemalige Zweigstelle Stadtpark der Bücherei)
                                                                                                             
Hinweis der Verw.: Für die Umgestaltung der Räume zu einer 
Mediathek liegt eine Kostenschätzung von 262.000 EUR vor, die 
Umbaukosten/Instandhaltung, Beschaffung von Mobiliar, 
datentechnische Vernetzung und Ausstattung mit IT-Geräten 
beinhaltet.


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA 30.000 angenommen 6/4/1







Anlage 2.5.1


* = keine Angabe zum Finanzierungsbedarf Seite 13 21.02.2012


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


5S.400008 FB 40:GVG-FunkG/Lehrm Schulen SB 120 517.700 521.500 3.800 Für Lehrmittel an allen Schulen des Stadtbezirks sind 20 % 
zusätzlich einzustellen - Aufstockung des Budgets um 16.700 €, 
davon 3.800 € im Investitionsmanagement und 12.900 € im 
Ergebnishaushalt


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA abgelehnt 0/7/4


FPA abgelehnt 0/10/1


FB 41 Kultur


17 Summe der Auszahlungen aus 24.125.708 24.125.708 -              -            -               
laufender Verwaltungstätigkeit


4S.41 Neu Instandhaltungszuschüsse Heimatpflege SB 323 0 *) *) Mittel für die Sanierung der Schriftzüge am Ehrenmal vor der Kirche 
in Wenden unter Einbeziehung des Angebotes des Steinmetzes 
Artur Wildemann (1,00 EUR je Buchstabe)


Hinweis der Verw.:  Das Ehrenmal ist nicht im Eigentum der Stadt 
BS, daher handelt es sich um einen Zuschuss an den Eigentümer. 


AfKW abgelehnt 0/4/7
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


FB 51 Kinder, Jugend und Familie


17 Summe der Auszahlungen aus 113.339.970 113.339.970 -              -            -               
laufender Verwaltungstätigkeit


4S.510005 FB 51:Instandhaltungen Betriebstr. Kitas SB 323 76.000 81.000 5.000 Erhöhung um je 5.000 € für die Erneuerung des Küchenmobilars 
sowie für Sanierungsarbeiten in den Kindertagesstätten Wenden und 
Thune - siehe hierzu auch 4S.210013


JHA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA abgelehnt 0/9/2
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


5S.510006 FB 51:GVG-Sammelpr. Kitas eig. Verw SB 310 219.000 342.000 123.000 Mittel für die Erstausstattung (KG 600) von Kindertagesstätten 
wegen Absenkung der Gruppengrößen im westlichen Ringgebiet 


Hinweis der Verw.: Die Mittel für die Neubauten/Anbauten wurden 
beim FB 20 veranschlagt.


JHA Antrag wird für erledigt erklärt, weil der JHA sich für mehr 
Personal anstatt für Gruppengrößenreduzierungen ausgesprochen 
hat.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


75 
NEU


5S.510006 FB 51:GVG-Sammelpr. Kitas eig. Verw DIE LINKE 0 82.000 82.000 Mittel für die Erstausstattung von Kindertagesstätten (zwei Gruppen) 
in sozial besonders benachteiligten Stadtteilen


Hinweis der Verwaltung: Die Baukosten der erforderlichen Kita-
Neubauten sind beim FB 20 aufgenommen worden.


JHA abgelehnt 0/13/1
BA Der Antrag wurde von der Antragstellerin zurückgezogen.


FPA Der Antrag wurde von der Antragstellerin zurückgezogen.


FB 61 Stadtplanung und Umweltschutz


17 Summe der Auszahlungen aus 14.643.263 14.783.263 -              -            200.000 60.000
laufender Verwaltungstätigkeit


53 4S.61 Neu Förderprogramm f.regenerative Energien Bündnis 90 / 
Die Grünen


0 150.000 150.000 Mittel für die Förderung des Baus oder der Installation von Anlagen 
zur regenerativen Energieerzeugung - Gesamtmittel 370.000 € für 
die Jahre 2012 bis 2015 (Ansatz in 2012: 150.000 €) - Die 
Verwaltung wird gebeten, einen Vorschlag für entsprechende 
Förderrichtlinien vorzulegen. Die Deckung der Kosten soll durch das 
bisher ungenutzt gebliebene Förderprogramm zur 
Baulückenschließung und Fassadengestaltung erfolgen - siehe auch 
Deckungsvorschlag sowie IP-Liste


Hinweis der Verw.: Einstellung als Aufwand, da innerhalb der 
kurzen Zeit nicht ermittelt werden kann, ob es sich um Aufwands- 
oder Investitionszuschüsse handelt. 


PlUA angenommen 4/0/7
FPA 150.000 angenommen 7/0/4
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


53 neu 4S.61 Neu Förderprogramm f.regenerative Energien Bündnis 90 / 
Die Grünen


150.000 90.000 60.000 Änderung des bisherigen Antrages Nr. 53 - Mittel für die Förderung 
des Baus oder der Installation von Anlagen zur regenerativen 
Energieerzeugung - Gesamtmittel 370.000 € für die Jahre 2012 bis 
2015 (Ansatz in 2012: bisher 150.000 €; neuer Ansatz: 90.000 €) - 
Die Verwaltung wird gebeten, einen Vorschlag für entsprechende 
Förderrichtlinien vorzulegen. Die Deckung der Kosten soll durch das 
bisher ungenutzt gebliebene Förderprogramm zur 
Baulückenschließung und Fassadengestaltung erfolgen - siehe auch 
Deckungsvorschlag sowie IP-Liste


Hinweis der Verw.: Einstellung als Aufwand, da innerhalb der 
kurzen Zeit nicht ermittelt werden kann, ob es sich um Aufwands- 
oder Investitionszuschüsse handelt. 


FPA 60.000 angenommen 7/0/4


142
Neu


4S.61 Neu Städtebauliche Untersuchung CDU 0 50.000 50.000 150.000 Euro für Kleinstmaßnahmen in den Ortsteilen und in der 
Innenstadt; davon Mittel für die städtebauliche Untersuchung des 
Bezirks Hagen in Höhe von 50.000 Euro


PlUA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA 50.000 angenommen 4/3/4


27 Erwerb von beweglichem 66.300 66.300 -              -            -               
Sachvermögen


5S.610013 FB 61:Global-Sachanl Umweltschutz. SB 223 0 5.000 5.000 Mittel für die Aufstellung von Schwalbenhäusern zur Brutmöglichkeit 
für Rauch-, Mehlschwalben sowie für Mauersegler


PlUA abgelehnt 1/4/6
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


54 5S.610013 FB 61:Global-Sachanl Umweltschutz. BIBS 0 50.000 50.000 Erwerb mobiler Feinstaub-Messcontainer zur Erlangung belastbarer 
Daten - Die Deckung erfolgt durch Mittel beim Produkt 1.25.2521.09 
(Stiftung Residenzschloss Braunschweig) - siehe auch IP-Liste


Hinweis der Verw.: Die Anschaffungskosten für klimatisierte 
Messcontainer inkl. 2 Messgeräte betragen 120.000 EUR.  


PlUA Über diesen Antrag wurde nicht beraten, da der Antrag durch 
die BIBS aktulaisiert wurde (siehe 54 Neu)


54
 NEU


5S.610013 FB 61:Global-Sachanl Umweltschutz. BIBS 0 50.000 50.000 Erwerb mobiler Feinstaub-Messgeräte zur Erlangung belastbarer 
Daten  - Die Deckung erfolgt durch Mittel beim Produkt 1.25.2521.09 
(Stiftung Residenzschloss Braunschweig) - siehe auch IP-Liste


Hinweis der Verw.: Für die Anschaffung von Messgeräten liegen 
keine Informationen vor. 


PlUA abgelehnt 3/5/3
FPA abgelehnt 2/7/2


29 Aktivierbare Zuwendungen 1.030.000 1.030.000 -              -            -               


55 5S.610014 FB 61:Global-Zusch. Wohnbauförd. BIBS 90.000 0 90.000 Wegfall der städtischen Bezuschussung für das Schloss-Carree in 
Höhe von 490.000 Euro


Hinweis der Verw.: Es können keine Mittel von 490.000 Euro 
wegfallen, da die Finanzrate von 400.000 Euro aus den Vorjahren 
stammt und bereits zum überwiegenden Teil ausgezahlt wurde. In 
2012 ist nur noch eine Finanzrate von 90.000 Euro geplant, die zur 
Finanzierung anderer Bauvorhaben vorgesehen ist


PlUA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/2







Anlage 2.5.1


* = keine Angabe zum Finanzierungsbedarf Seite 17 21.02.2012


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


FB 66 Tiefbau und Verkehr


17 Summe der Auszahlungen aus 29.929.503 30.132.003 -              -            202.500 0
laufender Verwaltungstätigkeit


3E.66.neu Von-Thünen-Institut bis Pfleidererstr/ 
Überplanung


SB 321 0 40.000 40.000 Mittel für die Überplanung des Bereiches vom von-Thünen-Institut 
bis zur Pfleidererstraße: 
1. bauliche Umgestaltung der Bundesallee, 
2. Entschärfung der Vekehrssituation, insbesondere vor dem von-
Thünen-Institut, 
3. optische Verbesserung des Ortseingangscharakters des 
Kanzlerfeldes
4. Aufnahme des Alleecharakters der Bundesallee Richtung 
Nordwesten,
5. Gestaltung einer baulichen Verbindung zw. den beiden 
zukünftigen Einkaufszentren
Dieser Prozess der Planung und weiteren Umgestaltung ist im 
Rahmen einer umfassenden Bürgerbeteiligung durchzuführen.  


Hinweis der Verw.: Für eine Vorstudie mit Variantendiskussion und 
vorlaufender Bürgerbeteiligung werden grob geschätzt ca. 40.000 €  
benötigt. Die Kosten für eine darauf aufbauende Entwurfsplanung 
und die bauliche Umgestaltung des Straßenabschnitts können erst 
nach Vorliegen dieser Ergebnisse abgeschätzt werden. 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA 40.000 angenommen 6/3/0


3S.66.neu Verlängerung Elbestraße SB 221 0 50.000 50.000 Mittel für die Verlängerung der Elbestraße mit Anbindung an die 
Timmerlahstraße; Gesamtkosten 2012/2013 350.000 € (davon in 
2012 Planungskosten in Höhe von 50.000 €) - (siehe auch IP-Liste)


Hinweis der Verw.: Die hier angegebenen Kosten sind nicht 
ausreichend, es werden nach groben Schätzungen Kosten in Höhe 
von über 600.000 € zuzüglich Grunderwerb und zuzüglich Ausgleich 
und Ersatz entstehen. Ein Ausbau wird derzeit seitens der 
Verkehrsplanung nicht befürwortet, er ist erschließungstechnisch 
und auch aus verkehrlichen Gründen nicht vertretbar.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA 50.000 angenommen 9/2/0 (Planung in 2012)
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4E.66.neu FB 66:Instandhaltung Wehre SB 321 0 *) *) Mittel für die Entfernung der Sedimente im Bereich des historischen 
Ölper Mühlenwehres - ggf. Aufforderung an den zur Unterhaltung 
verpflichteten Verband - Gleichzeitig fordert der Stadtbezirk die 
Verwaltung auf, eine Darstellung zu den Zuständigkeiten entlang der 
Oker vorzulegen.


Hinweis der Verw.: Das Ölper Mühlenwehr ist in der Unterhaltung 
des Wasserverbandes Mittlere Oker. Die Arbeiten werden ggf. durch 
den Wasserverband koordiniert, veranlasst und bezahlt. 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen SB 113 1.169.800 *) *) Mittel für die Sanierung der Fußwege Angerburgstraße und 
Grünbergstraße 


Hinweis der Verw.:  Klärung Aufwand/Investition sowie die 
Augabenhöhe stehen noch aus.


BA abgelehnt 0/7/4


FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen SB 114 1.169.800 1.189.800 20.000 Mittel für die Errichtung einer Querungshilfe und Verschwenkung der 
Schapenstraße im Kreuzungsbereich 
Schapenstraße/Seikenkamp/Birkenheg


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Seite Veränderungen  
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Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen SB 213 1.169.800 91.000 91.000 Mittel für die Sanierung der Verschleißdecke des Parkplatzes an der 
Schule Mascheroder Holz


Hinweis der Verw.:  Die Kostenschätzung beläuft sich auf 91.000 
Euro.


BA abgelehnt 0/7/4
SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/8/1


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen SB 213 1.169.800 1.179.800 10.000 Mittel für die Reparatur einer Straße am Welfenplatz (Reparatur der 
Straße auf dem Welfenplatz in der Höhe der Bushaltestelle und 
Beseitigung der Spurrillen) 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen SB 321 1.169.800 *) *) Mittel für die Sanierung des Radweges Saarstraße zwischen St.-
Wendel-Straße und Saarbrückener Straße stadtauswärts


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


132 
Neu


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen SPD 1.169.800 1.269.800 100.000 es besteht ein erhöhter Bedarf, die Radwegdecken im Stadtgebiet zu 
sanieren und nachgehend sachgerecht zu unterhalten


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen.
FPA 100.000 angenommen 5/0/4
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Seite Veränderungen  
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Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


142
Neu


4S.660006 FB 66: Instandhaltungen Gemeindestraßen CDU 1.169.800 1.182.800 13.000 150.000 Euro für Kleinstmaßnahmen in den Ortsteilen und in der 
Innenstadt; davon Mittel in Höhe von 13.000 Euro für 
Fußwegunterhaltung


Hinweis der Verw. : Die FB*e 61 und 67 haben von den 150.000 
Euro rd. 137.000 Euro für die eigenen Maßnahmen beansprucht 
(Kostenschätzung der Fachbereiche).  Der FB 66 hat den 
Finanzbedarf noch nicht abschätzen können. Hierzu sind 
weitergehende Planungen erforderlich, es ist jedoch davon 
auszugehen, dass die noch verbliebenen Mittel in Höhe von 13.000 
Euro nicht auskömmlich sind.


nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA abgelehnt 3/3/3


4S.660007 FB 66: Instandhaltungen Stadtbezirksräte SB 213 250.000 260.000 10.000 Mittel für die Absenkung eines Bordsteins in Rautheim, Gemeindestr. 
Höhe Passage


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.660008 FB 66: Instandhaltungen Kreisstraßen SB 211 150.000 160.000 10.000 Mittel für die Errichtung einer Querungshilfe an der Leipziger Straße 
Höhe Zoo/ Breites Bleek


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.660008 FB 66: Instandhaltungen Kreisstraßen SB 321 150.000 *) *) Mittel für eine derartige Gestaltung der Fußgängerquerung am 
Kreisel in Lamme, dass eine sichere Überquerung für die 
Schulkinder möglich ist 


Hinweis der Verw.:  Um die Verkehrssicherheit zu prüfen, wird in 
Kürze eine Ortsbesichtigung durch die Schulkommission stattfinden. 
Von der Empfehlung der Kommission wird es abhängen, welche 
Massnahmen zu treffen und welche Mittel dafuer erforderlich sind. 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4S.660009 FB 66: Instandhaltungen Landesstraßen SB 213 94.700 124.700 30.000 Mittel für eine Fußgängerquerung Möncheweg in Höhe der Straße 
auf dem Neubaugebiet Roselies und in Mascherode Am Steintore 
(Höhe Klinzmann) 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


131 
neu


4S. 66 Neu FB 66:Leistungsentgelte Bellis (PSP 
Element 1.54.5400.02.06)


SPD 95.500 108.000 12.500 Mittel für die Beschilderung aller Brücken an Verkehrsstraßen mit 
den Flussnamen


Hinweis der Verw.: Zuständigkeit liegt bei Bellis;
FB 66 hat im Bauausschuss Kosten von insgesamt maximal 12.500 
€  für ca. 50-60 Schilder angegeben


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA 12.500 angenommen 7/0/4


26 Baumaßnahmen 12.401.300 12.401.300 -              -            -               


4S.660012 MP: FB 66- Programm Radwege/Neubau SB 213 150.000 230.000 80.000 Mittel für den Neubau eines Fuß- und Radweges auf dem 
Mönchweg, zwischen Hans-Geitel-Str. und Dedekindstraße auf der 
Seite der Roselies-Kaserne


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5E.660021 Okerbrücke Leiferde/Neubau SB 211 0 1.200.000 1.200.000 Neubau der Okerbrücke Leiferde


Hinweis der Verw.: Vorziehen der Rate aus 2015 (siehe auch IP-
Liste)


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


5E.660077 Zwei-Richtungsradweg Wendebrück/Neubau SB 323 0 *) *) Mittel für die Errichtung eines "Zwei-Richtungsradweg 
Wendebrück/Neubau". Planung des Radweges in 2012 und 
Umsetzung in 2013. Die entsprechenden Raten sind aus den Jahren 
2014 und 2015 vorzuziehen (incl. Einnahmeraten) - siehe auch IP-
Liste


Hinweis der Verw.: Die Erfahrungen zeigen, dass Änderungen an 
Bahnübergängen offensichtlich einen langen Vorlauf benötigen. Mit 
den Planungen am Bahnübergang  werden wir nach ersten 
Gesprächen mit der Bahn sicherlich in 2012 beginnen können, eine 
abschließende Planung möglicherweise mit einem 
Planfeststellungsverfahren kann in 2012 nicht erfolgen.  Ein Teil der 
Planungskosten kann eventuell bereits auf 2012 entfallen, ein Bau 
bereits in 2013 wird schwerlich umsetzbar sein.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5E.66 Neu Fuß- und Radweg Hondelage / Neubau SB 113 0 1.050.000 1.050.000 Mittel für den Bau eines Fuß- und Radweges entlang der Tiefen 
Straße von Hondelage bis zur Grasseler Straße (Waggumer 
Weghaus) und entlang der Hondelager Straße bis zum Wald 


Hinweis der Verw.: Die Kosten belaufen sich nach grober 
Kostenschätzung für Fuß- und Radweges entlang der Tiefen Straße 
von Hondelage bis zur Grasseler Straße ohne Bodengutachten und 
Ausbauplanung auf 700.000 €, entlang der Hondelager Straße bis 
zum Wald auf ca. 350.000 €. Inwieweit der Baulastträger "das Land" 
bzw. die Flughafengesellschaft sich an den Kosten des Fuß- und 
Radweges entlang der Tiefen Straße von Hondelage bis zur 
Grasseler Straße beteiligt, kann noch nicht mitgeteilt werden.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5E.66 .. Peterskamp/ Erschließung SB 113 0 0 0 Rücknahme der Planungen in Zusammenhang mit dem 
Bebauungsplan Peterskamp 


Hinweis der Verw.: gemäß FB 66 und FB 67 sind keine 
Einplanungen bisher erfolgt.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Projekt-Nr.  


5E.66 Neu Fuß- und Radweg Neudammstraße / 
Neubau


SB 321 0 165.000 165.000 Mittel für den Erwerb von Grundflächen sowie die Planung und 
Realisierung  des Lückenschlusses des Rad- und Fußweges 
Neudammstraße vom alten Ortskern Lamme bis zum Kreisel 


Hinweis der Verw.: Kosten für den Grunderwerb sind in dem Betrag 
in Höhe von 165.000 EUR nicht enthalten


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5S.660039 FB 66: Global-Baumaßnahmen SB 211 0 10.000 10.000 Mittel für je einen Fahrgastunterstand für die Bushaltestellen 
Siekgraben (Fahrtrichtung Süden) und Senefelderstraße 
(Fahrtrichtung Westen) - evtl. können hierfür die von der BSVAG 
abgebauten 80 Wartehäuschen Verwendung finden 


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5S.660039 FB 66: Global-Baumaßnahmen SB 222 0 10.000 10.000 Mittel für die Errichtung eines Wartehäuschens an der Bushaltestelle 
Alfred-Kraume-Straße (Fahrtrichtung Stiddien)


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5S.660039 FB 66: Global-Baumaßnahmen SB 321 0 12.000 12.000 Mittel für die Errichtung eines Wartehäuschen/Schutzhäuschen  an 
der Bushaltestelle Saarstraße/Ottweilerstraße; sollte die notwendige 
Fläche nicht vorhanden sein, so ist die Haltestelle ggf. 30-40 m 
stadtauswärts zu verlegen


Hinweis der Verw.: Kostenschätzung der Verwaltung: 12.000 Euro, 
bei einer notwendigen Verlegung der Haltestelle belaufen sich die 
Kosten auf 50.000 EUR


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


5S.660050 FB 66:Global-Neue Invest.(Bellis) SB 211 95.500 *) *) Mittel für die bessere Wege-Beleuchtung am Fußweg 
(Bahnunterführung) vom Thiedebacher Weg zur Bahnhofstraße 


Hinweis der Verw.:  Es ist noch zu klären, ob es eine Neuinvestition 
ist.


BA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


FB 67 Stadtgrün und Sport


17 Summe der Auszahlungen aus 24.141.808 24.228.808 -              -            87.000 -               
laufender Verwaltungstätigkeit


4E.67 neu FB 67: Renaturierung Wabe-Niederung SB 213 0 100.000 100.000 Mittel für die Ausführungsplanung und Durchführung der 
Maßnahmen zur Renaturierung der Wabe-Niederung zwischen 
Stadtgrenze (Hötzum) und Helmstedter Straße - Gesamtkosten 1,95 
Mio.€ für 2012-2016  (siehe auch IP-Liste) - 
Verpflichtungsermächtigungen in 2013 und 2015 - Deckung erfolgt 
aus Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen diverser Bebauungspläne 
(siehe Deckungsvorschläge)


Hinweis der Verw.: Als Deckung wurden Mittel aus 
Ausgleichsmaßnahmen für B-Pläne angeboten, die bisher noch nicht 
konkretisiert wurden.


GA abgelehnt 0/8/3
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.670007 FB 67: Unterh. v. Grün- und Spielanlagen SB 120 795.600 805.600 10.000 Mittel zur Verschönerung des Stadtparkes (z.B. durch Aufstellen 
neuer Bänke)


GA abgelehnt 0/7/4
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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4S.670007 FB 67: Unterh. v. Grün- und Spielanlagen SB 212 795.600 805.600 10.000 Mittel für den Austausch des Sandes in der großen Sandkiste der 
GS Heidberg; 


Hinweis der Verw.: Die Kosten für den Sandaustausch werden von 
der Verw. aufgrund der Größe der Sandkiste auf insgesamt ca. 
40.000,00 Euro geschätzt.


GA abgelehnt 0/9/2
SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/10/1


4S.670007 FB 67: Unterh. v. Grün- und Spielanlagen SB 321 795.600 889.100 93.500 Erhöhung der Mittel zur Pflege von öffentl. Grünanlagen, so dass 
eine auskömmliche Pflege in 2012 realisiert werden kann


GA abgelehnt 0/4/7
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


142
Neu


4S.670007 FB 67: Unterh. v. Grün- und Spielanlagen CDU 795.600 815.100 19.500 150.000 Euro für Kleinstmaßnahmen in den Ortsteilen und in der 
Innenstadt; davon Mittel für erneuernde und pflegerische 
Maßnahmen im Stadtbegleitgrün in Höhe von 19.500 Euro


GA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA 19.500 angenommen 4/3/4


4S.670010 FB 67:Instandh.Bestattungsw.(ohne Krema) SB 114 87.500 87.650 150 Erhöhung der Mittel für die Grünanlagenunterhaltung von Friedhöfen 
im Stadtbezirk von 500 EUR auf 650 EUR ab 2012- siehe auch IP-
Liste


GA abgelehnt 4/4/3
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


4S.670010 FB 67:Instandh.Bestattungsw.(ohne Krema) SB 223 87.500 127.500 40.000 Mittel für die Umgestaltung, Teilüberarbeitung und Wegesanierung 
des "Alten Friedhofs" in Broitzem


GA abgelehnt 0/6/5
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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142
Neu


4S.670021 FB 67: Grüninstand. Kinderspielplätze CDU 353.400 420.900 67.500 150.000 Euro für Kleinstmaßnahmen in den Ortsteilen und in der 
Innenstadt; davon Mittel für die Moderniesierung der Spielplätze 
"Spannweg/Kreyekamp" in Hondelage sowie "Breite Riede in 
Lehndorf in Höhe von 67.500 Euro 


GA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA 67.500 angenommen 4/3/4


26 Baumaßnahmen 6.014.400 6.189.400 -              -            175.000 -               


5E.670020 Südl. Ringgleis/Fuß- u. Radwegeverb. SB 310 62.200 137.200 75.000 Mittel für die Beleuchtung des Ringgleises von der Hebbelstraße bis 
zur Gartenstadt


GA angenommen 7/4/0
FPA 75.000 angenommen 7/0/4


5E.67 Neu Peterskamp/ Erschließung SB 113 0 0 0 Rücknahme der Planungen in Zusammenhang mit dem 
Bebauungsplan Peterskamp 


Hinweis der Verw.: gemäß FB 66 und FB 67 sind keine 
Einplanungen bisher erfolgt 


GA abgelehnt 0/6/5
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5E.67 Neu Erfurtplatz / Umgestaltung 2. BA SB 212 0 250.000 250.000 zusätzliche Mittel für den Planungsbereich 2 (östlicher Teil des 
Erfurtplatzes) - Anbindung des Bereiches 1 an den Sachsendamm 
(Planungsbereich 1  siehe Projekt 5E.670032 - Kosten 350.000 €) -
Der Planungsbereich 2 gehört unmittelbar zum Funktionsbereich des 
gesamten EKZ Heidberg.


GA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/10/1
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5E.67 Neu LTSV Lehndorf/Kunstrasenplatz SB 321 0 365.000 365.000 Mittel für die Planung und Realisierung eines Kunstrasenplatzes auf 
der städtischen Sportanlage des LTSV Lehndorf; 


Hinweis der Verw.: Mittel sind bereits im Haushaltsplanentwurf in 
Höhe von 365.000 EUR enthalten (Projekt 4S.670043 - 
Sanierung/Erneuerung Sportanlagen); die Sportanlage ist 
städtisches Eigentum; die Maßnahme wird als werterhöhend 
angesehen


SpA  siehe neuen Antrag


NEU 5E.67 Neu LTSV Lehndorf/Kunstrasenplatz 0 0 0 Umsetzung der Maßnahme Planung und Realisierung eines 
Kunstrasenplatzes auf der städtischen Sportanlage des LTSV 
Lehndorf; eine Ausweitung der Mittel ist damit nicht verbunden


SpA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA Antrag wird für erledigt erklärt.


5E.67 neu Sportanl.TSV Eintracht 
Völkenrode/Erweiterung


SB 321 0 250.000 250.000 Mittel für die Erweiterung der Sportanlage des TSV Eintracht 
Völkenrode in dem vom Verein gewünschten Umfang


Hinweis der Verw.: Die Mittel i.H.v. 250.000 EUR beinhalten nicht 
die Grunderwerbskosten und die notwendige Erschließungsstraße. 


SpA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/9/2


5S.670046 FB 67: Global-Baum.Freizeitwegenetz SB 211 100.000 110.000 10.000 Mittel für Wegebeleuchtung am Fußweg vom Rokoko-Pavillon an 
der Leipziger Straße bis zum Alten Weg, die Verwaltung wird 
gebeten, zu pruefen, ob die Mittel in Hoehe von 10.000 Euro 
auskoemmlich sind 


GA abgelehnt 3/5/3
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0
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5S.670049 FB 67: Global-Baum.Kinderspielplätze SB 323 250.000 262.500 12.500 Mittel für die Installation eines Fangnetzes hinter dem Tor auf dem 
Spielplatz in Thune, Rastholz


GA abgelehnt 0/9/2
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


5S.670049 FB 67: Global-Baum.Kinderspielplätze SB 323 250.000 260.000 10.000 Mittel für die Erneuerung von Spielgeräten auf den Spielplätzen im 
Stadtbezirk 323


GA abgelehnt 0/4/7
FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)


133
Neu


5S.670049 FB 67: Global-Baum.Kinderspielplätze
SPD


250.000 350.000 100.000 Mittel sollen zum Austausch von ausrangierten Spielgeräten 
eingesetzt werden


GA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
JHA angenommen 13/0/0
FPA 100.000 angenommen 6/0/4


Gesamtstädtisch


diverse


4S. Diverse Mittel des Stadtbezirksrates 114 SB 114 13.800 27.600 13.800 Nicht ausreichend Mittel für die Erledigung der Aufgaben im 
Stadtbezirk 114 -  es wird eine Verdoppelung der Ansätze für 2012 
beantragt - für die HH-Jahre 2013 ff. soll eine neue 
Verfahrensregelung erfolgen  (siehe auch IP-Liste)


FPA abgelehnt 0/9/2


4S. Diverse Mittel des Stadtbezirksrates 212 SB 212 9700 19.400 9.700 Nicht ausreichend Mittel für die Erledigung der Aufgaben im 
Stadtbezirk 212 -  es wird z.B. eine Verdoppelung des Ansatzes  
beantragt  - siehe auch IP-Liste 


FPA abgelehnt 0/9/2
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Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


4S. Diverse Mittel des Stadtbezirksrates 323 SB 323 13.100 16.400 3.300 Nicht ausreichend Mittel für die Erledigung der Aufgaben im 
Stadtbezirk 323 -  es wird eine Erhöhung der Ansätze um 25% für 
2012 beantragt   - siehe auch IP-Liste 


FPA abgelehnt 0/9/2


diverse Maßnahmen im Stadtbezirk 120 SB 120 *) *) *) keine Haushaltskürzungen im gesamten Jugend-, Sozial-, Kultur- 
und Bildungsbereich im östlichen Ringgebiet gegenüber 2011   - 
siehe auch IP-Liste 


JHA Antrag wird für erledigt erklärt, da keine Haushaltskürzungen 
vorgesehen sind.


AfI abgelehnt 0/4/7
SoA Antrag wird für erledigt erklärt, da keine Haushaltskürzungen 


vorgesehen sind.
SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA Antrag wird für erledigt erklärt.


Deckungsvorschläge


FB 61 Stadtplanung und Umweltschutz


29 Aktivierbare Zuwendungen 1.030.000 940.000 -              -            90.000


53 5S.610014 FB 61:Global-Zusch. Wohnbauförd. Bündnis 90 / 
Die Grünen


90.000 0 90.000 Wegfall der Mittel zur Baulückenschließung und Fassadengestaltung 
- Deckung für die Förderung des Baus oder der Installation von 
Anlagen zur regenerativen Energieerzeugung - siehe 
Erhöhungsantrag von 150.000 EUR


Hinweis der Verw.: Es können keine Mittel von 490.000 Euro 
wegfallen, da die Finanzrate von 400.000 Euro bereits aus den 
Vorjahren stammt und zum größten Teil bereits ausgezahlt wurde. In 
2012 ist nur noch eine Finanzrate von 90.000 Euro geplant, die zur 
Finanzierung anderer Bauvorhaben vorgesehen ist


PlUA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA 90.000 angenommen 7/4/0
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* = keine Angabe zum Finanzierungsbedarf Seite 30 21.02.2012


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte


Seite Veränderungen  


der Teilhaushalt Bezeichnung Antragsteller Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen
Anträge Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.  


FB 66 Tiefbau und Verkehr und FB 67 Stadtgrün und Sport


26 Baumaßnahmen 0


diverse Ausgleichsmaßnahmen SB 213 *) *) *) Ausgleichsmaßnahmen aus  B-Plänen (z.B. 1,1 Mio. €  aus 
Ausgleichsmaßnahmen zu den B-Plänen WA70-Waggum  und BI 39 
Bienrode)


Hinweis der Verw.:  Kostenerstattungen der Erschließungsträger 
an die Stadt 


GA abgelehnt 0/8/3
PlUA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/10/1


0 0 894.500 150.000


0 744.500


744.500


davon ergebniswirksam 559.500
davon Investition 185.000
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


27 Erwerb von beweglichem            10.500             63.500                   -                 -                 53.000                      -   
Sachvermögen


1 5S.000003 Ref. 0100: GVG-Sammelprojekt 4.000 54.000 50.000 Beschaffung von Mikrofonanlagen für die Aufzeichnungen der Sitzungen 
der Fachausschüsse; die Pflicht zur Aufzeichnung ist in der 
Geschäftsordnung des Rates [...] vom 8.11.2011 festgelegt (§ 44 S. 1 
GO i. V. m. § 42 GO)


FPA 50.000 einstimmig angenommen 11/0/0


2 5S.000004 Ref. 0100: Global-Sachanlagen 1.500 4.500 3.000 Erweiterung des digitalen Aufzeichnungssystems für die Ratssitzungen; 
in der neuen Wahlperiode sollen auch die Sitzungen der 
Fachausschüsse einbezogen werden


FPA 3.000 einstimmig angenommen 11/0/0


17 Auszahlungen aus laufender     20.088.611      19.796.111                   -                 -                          -           292.500   
Verwaltungstätigkeit


3 4E.100004 FB 10: San. Aufzugsanlagen Rathaus-Neub. 292.500                        -   292.500 Die in 2012 geplante Sanierung der Aufzüge im Rathausneubau sollte 
bereits in 2011 stattfinden, hierfür wurden bereits Mittel außerplanmäßig 
bereitgestellt


BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA 292.500 einstimmig angenommen 11/0/0


17 Auszahlungen aus laufender     44.840.737      45.483.837                   -                 -               863.400           220.300   
Verwaltungstätigkeit


NEU 3E.210002 Planungskosten                        -              200.000                  200.000   Vorziehen der Planung für den Neubau der Berufsfeuerwehr 
(Durchführung durch die NiWo) - siehe auch IP


FPA                200.000   einstimmig angenommen 11/0/0


FB 20 Finanzen


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


FB 01 Zentrale Steuerung


FB 10 Zentrale Dienste







Anlage 2.5.2.1


Seite 2 Stand: 21.02.2012, 07:54 Uhr


  


Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


4 4S.200002 MP Waller See - Erstattung an Gemeinden und 
Gemeindeverbänden 


            900.000              800.000              100.000   In Folge der verändeten  Einnahmenerwartung aus der Veräußerung von 
Grundstücken - s. 5E.210046 - reduziert sich der Aufwand - SK 445210 - 
entsprechend  


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA            100.000   einstimmig angenommen 11/0/0


5 4E.210069 FB 20: Fenstersanierung Hamburger Str.                        -                80.000                    80.000   keine Veräußerung des Gebäudes, Mittel i.H.v. 160.000 € für die 
Fenstersanierung werden benötigt; 80.000 € werden aus 2011 
übertragen


BA einstimmig angenommen 11/0/0


SoA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                  80.000   einstimmig angenommen 11/0/0


Neu 4E.210089 Haus der Kulturen/Einrichtung                        -              200.000                  200.000   Es hat sich nachträglich ein zusätzlicher Mittelbedarf für das "Haus der 
Kulturen" ergeben. Im Haushaltsjahr 2011 wurden bereits 150.000 Euro 
für das Haus der Kulturen bereitgestellt. Diese Mittel sollen als 
Haushaltsausgaberest in das Haushaltsjahr 2012 übertragen werden 
(neue Gesamtkosten: 350.000 Euro). 


FPA                200.000   angenommen 7/0/4 (im Rahmen der Liste der Anträge der 
Fraktionen, etc.)


6 4E.21… 
neu


 GS Gliesmarode/Umbau wegen 
Schulkindbetreuung


                       -              112.000                  112.000   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen 5E.210112 Kitaneubau nicht werterhöhend sind. 
Hier: Umbau für die Schulkindbetreuung GS Gliesmarode  (siehe auch 
IP 2011-2015)


SchA angenommen 10/0/6


JHA einstimmig angenommen 13/0/0


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                112.000   einstimmig angenommen 11/0/0







Anlage 2.5.2.1


Seite 3 Stand: 21.02.2012, 07:54 Uhr


  


Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


7 4E.21… 
neu


Umbau Schulkindbetreuung Watenbüttel                        -                98.000                    98.000   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen 5E.210112 Kitaneubau nicht werter-höhend sind. 
Hier: Umbau für die Schulkindbetreuung GS Watenbüttel  (siehe auch IP 
2011-2015)


SchA angenommen 10/0/6


JHA einstimmig angenommen 13/0/0


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                  98.000   einstimmig angenommen 11/0/0


8 4S.210014 Abbrüche Grundvermögen             439.200              522.600                    83.400   zus. Mittel für den Abbruch des ehem. Fahrradlagers Bültenweg 58 (Kto.: 
421160 = 77.400 € - sowie Kto.: 445526 =   6.000 €)


BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                  83.400   einstimmig angenommen 11/0/0


9 4S.210034 Global-Instandhaltung allgemeines 
Grundvermögen


            671.800              551.500              120.300    Für die GS Lamme musste der Einbau von Kühlsystemen in 2011 
vorgezogen werden. Insoweit reduziert sich der bisher angemeldete 
Bedarf 2012 entspr. um 120.300 €.


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA            120.300   einstimmig angenommen 11/0/0


10 4S.210034 Global-Instandhaltung allgemeines 
Grundvermögen


            671.800              691.800                    20.000   Aus mietrechtlichen Gründen muss die WC-Anlage im Gebäude 
Fallersleber-Tor-Wall 16 (Mieter: NDR) saniert werden. 


BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                  20.000   einstimmig angenommen 11/0/0
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


11 4S.21 NEU MP - Programm Barrierefreiheit                        -                70.000                    70.000   200.000 € zusätzlich für die Barrierefreiheit von städtischen 
Gebäuden; davon 70.000 Euro für Aufwandsmaßnahmen und 130.000 
für werterhöhende Baumaßnahmen (siehe Zeile 26) - die Mittel sind 
dauerhaft beantragt worden


BA einstimmig angenommen 11/0/0


SoA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                  70.000   einstimmig angenommen 11/0/0


21 Veräußerung von 3.350.000      3.100.000                   -      250.000                          -                      -   
Sachvermögen


12 5E.210046 Veräußerungen Gewerbepark Waller See          2.250.000           2.000.000        250.000   Derzeit sind nur rd. 69.000 m² der Flächen "Waller See" disponibel . Bei 
einem Preis von 29,00 €/m² sind also nur rd. 2.000.000 € Verkaufserlöse 
erzielbar. 


FPA      250.000   einstimmig angenommen 11/0/0


25 Erwerb von Grundstücken und       1.520.000        2.470.000                   -                 -               950.000                      -   
Gebäuden


13 5S.210008 FB 20: Global - Ankauf von Grundst.          1.520.000           2.470.000                  950.000   Ankauf des Grundstückes Kleine Burg 2 - 4  (Stiftsherrenhäuser) wegen 
möglicher Nutzung durch das GY Kleine Burg 


SchA angenommen 10/0/6


FPA                950.000   einstimmig angenommen 11/0/0
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


26 Baumaßnahmen     23.173.000      26.773.200                   -                 -            3.918.600           318.400   


Neu 4E.210072 Ganztagsbetrieb GS Am Schwarzen Berge                        -              540.000                  540.000   zusätzliche Mittel für den Mensaneubau mit Küche für die GS Am 
Schwarzen Berg in Höhe von 540.000 Euro, da die bisher angedachte 
Mittagsessenversorgung in der nahegelegenen Seniorenwohnanlage 
nicht möglich ist (neue Gesamtkosten des Ganztagsbetriebs: 1.100.000 
Euro)


FPA 540.000               einstimmig angenommen 11/0/0


14 4S.21 NEU MP - Programm Barrierefreiheit                        -              130.000                  130.000   insgesamt 200.000 € zusätzlich für die Barrierefreiheit von 
städtischen Gebäuden; davon 130.T € für werterhöhende Maßnahmen, 
z. B. Aufzüge -  und 70 T€ für nicht werterhöhende Baumaßnahmen 
(siehe Zeile 17) -die Mittel sind dauerhaft beantragt worden 


BA einstimmig angenommen 11/0/0


SoA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                130.000   einstimmig angenommen 11/0/0


15 5E.200047 FB 20: Gewerbeflächen Flughafen/Erschließung          2.700.000           3.637.800                  937.800   Forcierung der Erschließungsmaßnahmen 2012 - Vorziehen der Rate 
aus 2013 in Höhe  von 910.600 Euro und Aufstockung um 27.100 Euro. 
Gleichzeitig erhöhen sich aber - ganzheitlich betrachtet - die 
Einzahlungen in 2013 (Erschließungsbeiträge und Zuschüsse) um 
203.600 €, sodass sich das Ergebnis um 176.400 € verbessert. Die VE 
kann von 2.970.300 € auf 2.059.700 € (entsprechend Planansatz 2013) 
reduziert werden.


   VE 2012: 
2.970.300 


 VE 2012: 
2.059.700 


 VE 2012: 
910.600 


s. o.


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                937.800   angenommen 7/3/1
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


16 5E.210031 Betriebshof FB 67 (Stadtgrün)             572.000              789.100                  217.100   Kostensteigerung beim Bauvorhaben Sanierung und Neubau 
Personalgebäude Betriebshof des FB Stadtgrün (vgl. BA-Vorlage 
14726/11) 


SpGA


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                217.100   einstimmig angenommen 11/0/0


NEU 5E.210100 Feuerwehr Leiferde u. Querum/ Neubau                        -           1.200.000               1.200.000   Vorziehen der Neubauten der Feuerwehrhäuser Leiferde und Querum 
(Durchführung durch die NiWo) - siehe auch IP


BA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA             1.200.000   einstimmig angenommen 11/0/0


NEU 5E.210105 Feuerwehr Lamme und Völkenrode / Neubau                300.000   Vorziehen der Neubauten der Feuerwehrhäuser Lamme und Völkenrode 
(Durchführung durch die NiWo) - siehe auch IP


 VE 2014:
300.000  


 VE 2014:
0  


 VE 2014:
300.000  


BA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA                300.000   einstimmig angenommen 11/0/0


17 5E.210112 Kitaneubau          1.904.800           1.806.400                98.400   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen nicht werterhöhend sind (z. B. Umbauten = 
Aufwand). Siehe dazu 5S.51… neu (Festwert) Einrichtungspauschalen 
für 12 Hortgruppen (siehe auch IP 2011-2015)


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA              98.400   einstimmig angenommen 11/0/0
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


18 5E.210112 Kitaneubau          1.904.800           1.792.800              112.000   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen nicht werterhöhend sind (z. B. Umbauten = 
Aufwand).  Z.B. Umbau Schulkindbetreu. GS Gliesmarode   (siehe auch 
IP 2011-2015)


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA            112.000   einstimmig angenommen 11/0/0


19 5E.210112 Kitaneubau          1.904.800           1.806.800                98.000   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen nicht werterhöhend sind (z. B. Umbauten = 
Aufwand).  Z.B. Umbau Schulkindbetreu. GS Watenbüttel  (siehe auch 
IP 2011-2015)


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA              98.000   einstimmig angenommen 11/0/0


20 5E.210112 Kitaneubau          1.904.800           1.894.800                10.000   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen nicht werterhöhend sind (z. B. Umbauten = 
Aufwand).  Z.B. Zuordnung zu 4S.40... neu Einrichtung für 5 neue 
Schulkindbetreuungsgruppen   (siehe auch IP 2011-2015)


JHA einstimmig angenommen 13/0/0


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA              10.000   einstimmig angenommen 11/0/0


Neu 5E.210112 Kitaneubau          1.586.400           2.086.400                  500.000   höherer Mittelbedarf für den Ausbau der Betreuungsquote für unter 
Dreijährige auf 40 % (Mehrbedarf von 1,16 Mio. Euro für die Jahre 2012-
2014)


FPA 500.000               einstimmig angenommen 11/0/0
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


21 5S.21… 
neu


FB 20: Anschaffung von Schulcontainern                        -                93.700                    93.700   Wegen steigender Schülerzahlen besteht Raumbedarf für die 
Unterbringung einer 17 Uhr Schulkindbetreuungsgruppe für einen 
Zeitraum von mindestens fünf Jahren in der GS Klint. Der Kauf eines 
Containers ist wirtschaftlicher als eine Anmietung. Die in diesem 
Zusamenhang erforderliche Küchenzeile und das Mobiliar werden 
zusammen mit dem Container angeschafft - siehe dazu ergänzender 
Aufwand unter 5S.40... neu. Gesamtkosten des Vorhabens: 111.100 €


SchA angenommen 10/0/6


JHA einstimmig angenommen 13/0/0


BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                  93.700   einstimmig angenommen 11/0/0


29 Aktivierbare Zuwendungen       5.869.500        3.574.400                   -                 -                 86.900        2.382.000   


Neu 5S.200019 FB 20: Krankenhausumlage          4.857.500           3.457.500           1.400.000   Anpassung der Haushaltsplanungen an die 


entsprechenden Bedarfe


FPA         1.400.000   einstimmig angenommen 11/0/0


22 5E.200046 Flughafenerweiterung             982.000                          -              982.000   Die bisher für das Projekt RESA vorgesehenen Mittel i. H. v.  982 T€ 
fallen nicht mehr an. 


FPA            982.000   angenommen 7/3/1


23 5E.200046 Flughafenerweiterung             982.000           1.068.900                    86.900   Wegen des tlw. Wegfalls einer Förderzusage des Landes entsteht ein 
zusätzlicher Finanzierungsbedarf für die zu erstattenden Planungskosten 
i. H. v. rd. 86.900 € .  


FPA                  86.900   angenommen 7/3/1
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Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Projekt-Nr.


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


17 Auszahlungen aus laufender     15.501.196      15.462.396                   -                 -                          -             38.800   
Verwaltungstätigkeit


24 4S.320001 FB 32: Instandhaltungen FB 32 intern             313.300              274.500                38.800   Reduzierung des Ansatzes infolge der Entscheidung, zunächst keine  
Geschwindigkeitsüberwachungsanlage auf der A2 im Bereich der Stadt 
Braunschweig aufzustellen - siehe auch IP


FPA              38.800   einstimmig angenommen 11/0/0


17 Auszahlungen aus laufender     55.312.075      55.396.675                   -                 -                 84.600                      -   
Verwaltungstätigkeit


25 4S.400003 FB 40:Instandh.Medienzentrum                 4.500                10.500                      6.000   Aufgrund des Ausbaus der LTE-Mobilfunknetze müssen sogenannte 
Mikroportanlagen (Funkgeräte und ihre Empfänger) umgerüstet oder 
ersetzt werden. Im Zuge des Ausbaus wird der Frequenzbereich von den 
Mobilfunkanbietern in Anspruch genommen, in dem zurzeit auch die 
Mikroportanlagen betrieben werden. Dadurch kommt es zu Störungen 
und die Mikroportanlagen werden unbrauchbar (Gesamtkosten von:  
59.000 €- siehe hierzu auch Projekte 5S.400003, 5S.400008 und 
5S.400012).


SchA angenommen 10/0/6
FPA                    6.000   einstimmig angenommen 11/0/0


26 5S.400007 FB 40: GVG-Einr/Tech Schulen (FW)             285.800              290.000                      4.200   Seit dem Haushaltsjahr 2011 werden Schulen Mittel für 
Einrichtungsgegenstände auf dem Schulgirokonto zur eigenen 
Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt. Diese Budgetzuordnung sollte in 
2012 durch entsprechende Verlagerung der Haushaltsmittel dargestellt 
werden. So wurde beantragt jeweils 2.100 EUR von den Projekten 
5S.400046 und 5S.400047 (Global Schulen Nord und Süd) auf das 
Projekt 5S.400007 zu verschieben. Die Kürzungsanträge wurden 
genehmigt, der Erhöhungsantrag jedoch nicht (siehe auch IP 2011-2015)


SchA angenommen 10/0/6


FPA                    4.200   einstimmig angenommen 11/0/0


FB 32 Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit


FB 40 Schule
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27 5S.400008 FB 40: GVG-FunkG/Lehrm Schulen (FW)             517.700              557.700                    40.000   Aufgrund des Ausbaus der LTE-Mobilfunknetze müssen sogenannte 
Mikroportanlagen (Funkgeräte und ihre Empfänger) umgerüstet oder 
ersetzt werden. Im Zuge des Ausbaus wird der Frequenzbereich von den 
Mobilfunkanbietern in Anspruch genommen, in dem zurzeit auch die 
Mikroportanlagen betrieben werden. Dadurch kommt es zu Störungen 
und die Mikroportanlagen werden unbrauchbar (Gesamtkosten von:  
59.000 €- siehe hierzu auch Projekte 4S.400003, 5S.400003  und 
5S.400012).


SchA angenommen 10/0/6


FPA                  40.000   einstimmig angenommen 11/0/0


28 5S.400012 FB 40: Global-Lehrm Schulen (FW)             100.000              107.000                      7.000   Aufgrund des Ausbaus der LTE-Mobilfunknetze müssen sogenannte 
Mikroportanlagen (Funkgeräte und ihre Empfänger) umgerüstet oder 
ersetzt werden. Im Zuge des Ausbaus wird der Frequenzbereich von den 
Mobilfunkanbietern in Anspruch genommen, in dem zurzeit auch die 
Mikroportanlagen betrieben werden. Dadurch kommt es zu Störungen 
und die Mikroportanlagen werden unbrauchbar (Gesamtkosten von:  
59.000 €- siehe hierzu auch Projekte 4S.400003, 5S.400003  und 
5S.400008).


SchA angenommen 10/0/6


FPA                    7.000   einstimmig angenommen 11/0/0


29 5S.40… 
neu


FB 40: Einrichtung für Schulkindbetreuung - 
(Festwert)


                       -                10.000                    10.000   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen 5E.210112 Kitaneubau nicht werterhöhend sind. 
Hier: Einrichtung von 5 neuen Schulkindbetreuungsgruppen in 
vorhandenen Grundschulräumen 


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
SchA angenommen 10/0/6
FPA                  10.000   einstimmig angenommen 11/0/0


30 5S.40… 
neu


FB 40: Einrichtung für Schulkindbetreuung - 
(Festwert)


             17.400                    17.400   Einrichtung (Küchenzeile und Mobiliar) für Schulcontainer 
Ganztagsschule GS Klint - s. o. 5S.21… neu, Anschaffung von 
Schulcontainern (Schulkindbetreuung); 


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
SchA angenommen 10/0/6
FPA                  17.400   einstimmig angenommen 11/0/0
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27 Erwerb von beweglichem       3.153.600        3.159.600                   -                 -                  6.000                      -   
Sachvermögen


31 5S.400003 FB 40: GVG-Sammelp.Medienzentrum               38.300                44.300                      6.000   Aufgrund des Ausbaus der LTE-Mobilfunknetze müssen sogenannte 
Mikroportanlagen (Funkgeräte und ihre Empfänger) umgerüstet oder 
ersetzt werden. Im Zuge des Ausbaus wird der Frequenzbereich von den 
Mobilfunkanbietern in Anspruch genommen, in dem zurzeit auch die 
Mikroportanlagen betrieben werden. Dadurch kommt es zu Störungen 
und die Mikroportanlagen werden unbrauchbar (Gesamtkosten von:  
59.000 €- siehe hierzu auch Projekte 5S.400003, 5S.400008  und 
5S.400012).


SchA angenommen 10/0/6


FPA                    6.000   einstimmig angenommen 11/0/0


27 Erwerb von beweglichem          363.500           374.500                   -                 -                 11.000                      -   
Sachvermögen


32 5S.410003 FB 41: Global-Sachanl. FB 41 intern             108.200              119.200                    11.000   Aufstellung von 2 Infovitrinen vor dem Schloss zur Publikation von 
Veranstaltungsangeboten der im Schloss untergebrachten 
Kultureinrichtungen und des Schlossmuseums. Der bisherige Planansatz 
des PSP-Elements Museum beträgt 88.200 EUR.


AfKW angenommen 8/1/2
FPA                  11.000   einstimmig angenommen 11/0/0


17 Summe der Auszahlungen aus 113.339.970  113.928.670                   -                 -   588.700                    -   
laufender Verwaltungstätigkeit


33 4S.510017 FB 51:MP Global- Invest.Zusch.fr.Träg               30.000                37.000                      7.000   Verschiebung von investiven Mitteln in den Aufwand, da sich 
erfahrungsgemäß der Schwerpunkt bei den Auszahlungen der 
Zuschüsse im Aufwand befindet (siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA                    7.000   einstimmig angenommen 11/0/0


FB 41 Kultur und Wissenschaft


FB 51 Kinder, Jugend und Familie
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34 4S.510018 MP: FB 51 Projekt U3/Einr. Krippenplätze          1.917.800           2.317.800                  400.000   dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den Aufwand 
innerhalb der Maßnahme U3 Einrichtung von Krippenplätzen, die 
Anträge beziehen sich größtenteils auf Umbaumaßnahmen, die nicht 
werterhöhend sind (siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA                400.000   einstimmig angenommen 11/0/0


35 4S.510019 MP: FB 51-Global-Investitionszusch.Kita             100.000              170.000                    70.000   dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den Aufwand, da 
anfallende Anträge erfahrungsgemäß überwiegend als Zuschuss im 
Aufwandsbereich gewertet werden (siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA                  70.000   einstimmig angenommen 11/0/0


36 5S.510015 FB 51:Global-Sachanl. KTK's                 6.700                20.000                    13.300   dauerhafte Erhöhung für die Einrichtung eines Globalansatzes für die 
Schulkindbetreuung in und an Schulen sowie für OGS`en wegen 
Steigerung der Betreuungszahlen (siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0


FPA                  13.300   einstimmig angenommen 11/0/0


37 5S.51… 
neu


FB 51: Einrichtung Hortgruppen (FW)                        -                98.400                    98.400   Im Zuge der Konkretisierung der U3-Maßnahmen ist festzustellen, dass 
Teile der Maßnahmen 5E.210112 Kitaneubau nicht werterhöhend sind. 
Hier: Einrichtungspauschalen für 12 Hortgruppen (siehe auch IP 2012-
2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA                  98.400   einstimmig angenommen 11/0/0
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29 Aktivierbare Zuwendungen       1.027.000           550.000                   -                 -                          -           477.000   


38 4S.510017 FB 51:MP Global- Invest.Zusch.fr.Träg               27.000                20.000                  7.000   Verschiebung in den Aufwand, da sich erfahrungsgemäß der 
Schwerpunkt bei den Auszahlungen der Zuschüsse im Aufwand befindet 
(siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA                7.000   einstimmig angenommen 11/0/0


39 4S.510018 MP: FB 51 Projekt U3/Einr. Krippenplätze             900.000              500.000              400.000   dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den Aufwand 
innerhalb der Maßnahme U3 Einrichtung von Krippenplätzen, die 
Anträge beziehen sich größtenteils auf Umbaumaßnahmen, die nicht 
werterhöhend sind (siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA            400.000   einstimmig angenommen 11/0/0


40 4S.510019 MP: FB 51-Global-Investitionszusch.Kita             100.000                30.000                70.000   dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den Aufwand, da 
anfallende Anträge erfahrungsgemäß überwiegend als Zuschuss im 
Aufwandsbereich gewertet werden (siehe auch IP 2012-2015)


 JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA 70.000 einstimmig angenommen 11/0/0


17 Summe der Auszahlungen aus 615.756         678.756                   -                 -   63.000                    -   


laufender Verwaltungstätigkeit


41 4S.000011 Ref. 0600: Instandhalt. Brunnen/Denkmäl. 105.000 168.000 63.000 Sanierungsbedarf an diversen Brunnenanlagen - Antrag auf dauerhafte 
Erhöhung (siehe IP 2011-2015)


 BA einstimmig  angenommen 11/0/0


FPA 63.000 einstimmig angenommen 11/0/0


Ref. 0600 Baureferat
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26 Baumaßnahmen            40.000             10.000                   -                 -                          -             30.000   


42 5S.000015 Ref. 0600: Global - Brunnen/Denkm. 40.000 10.000 30.000 dauerhafte Reduzierung des Ansatzes zur teilweisen Gegenfinanzierung 
für Sanierungsbedarf im Aufwandsbereich, jedoch Aufstockung um 
68.000 € in 2013 (siehe auch IP 2011-2015)


 BA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA 30.000 einstimmig angenommen 11/0/0


10 Einzahlungen aus laufender       3.146.900        3.206.900          60.000                 -                          -                      -   
Verwaltungstätigkeit


Neu 4S.610009 FB 61:MP - SanGeb. westl. Ringgeb.             513.000              573.000            60.000   Einnahmen aus Sanierungsausgleichsbeiträgen für das westliche 
Ringgebiet - (siehe auch IP 2011-2015) - Einnahmen und Ausgaben 
werden in gleicher Höhe angesetzt


PIUA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA          60.000   einstimmig angenommen 11/0/0


17 Auszahlungen aus laufender     14.643.263      14.705.563                   -                 -                 62.300                      -   
Verwaltungstätigkeit


43 4S.610030 FB 61: Instandh. durch Drittmittel                        -                  2.300                      2.300   dauerhafte Erhöhung für kapitalisierte Pflegekosten für die nächsten 20 
Jahre Hamsterpflege gemäß Städtebauliche Verträge mit der GGB - 
Einnahme erfolgt als Einmalzahlung in 2011


PIUA einstimmig angenommen 11/0/0


FPA                    2.300   einstimmig angenommen 11/0/0


FB 61 Stadtplanung und Umweltschutz
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Neu 4S.610009 FB 61:MP - SanGeb. westl. Ringgeb.             994.500           1.054.500                    60.000   Budgeterhöhung wegen Einplanung von Sanierungsbeiträgen für das 
westliche Ringgebiet - (siehe auch IP 2011-2015)- Einnahmen und 
Ausgaben werden in gleicher Höhe angesetzt.


PIUA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde
FPA                  60.000   einstimmig angenommen 11/0/0


17 Auszahlungen aus laufender     29.929.503      30.103.103                   -                 -               583.600           410.000   
Verwaltungstätigkeit


44 4E.660003 Radweg-Volkmarode - Schapen                        -                78.200                    78.200   Mehrkosten aufgrund von Nachträgen (für Rohre, Wurzelbrücken, 
Winkelstützen etc.) von der Niedersächsischen Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                  78.200   einstimmig angenommen 11/0/0


45 4E.660008 Zusch. Nahverkehrsbahnhof/Verkehrs-AG             490.000              130.000                    50.000              410.000   neue Kostenschätzung nach stattgefundenen Ortsterminen, gleichzeitig 
Absenkung i.H.v 410.000 € als Deckung für Behelfsbrücke 
Berkenbuschstraße; Verschiebung der Rate nach 2013


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                  50.000              410.000   einstimmig angenommen 11/0/0


46 4E.66-neu Behelfsbrücke Oker/ Errichtung                        -              410.000                  410.000   Errichtung einer Behelfsbrücke über die Oker für Sicherstellung der 
Okerüberquerung im südl. Braunschweig für die Zeit bis zum Neubau der 
Okerbrücke Rüningen im Zuge der Berkenbuschstraße (Deckung derzeit: 
Mittel des Nahverkehrsbahnhofes - Verschiebung der Finanzrate in 
Abstimmung mit der Verkehrs AG auf 2013)


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                410.000   einstimmig angenommen 11/0/0


47 5S.660051 FB 66:Ersatz-Invest-Straßenbel.          1.544.500           1.589.900                    45.400   Indexanpassung der Entgelte für die Bellis GmbH


FB 66 Tiefbau und Verkehr
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 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                  45.400   einstimmig angenommen 11/0/0


20 Beiträge u. ä. Entgelte für       3.595.600        5.216.600     1.621.000                 -                          -                      -   
Investitionstätigkeit


48 5E.660080 Lammer Busch-Ost, 2.BA/ Erschließung                        -              876.000          876.000   Beiträge für die Erschließung von Wohnbauland, Gesamtkosten  i.H.v. 
rd. 2,1 Mio.€, Einnahmen i.H.v. rd. 2,2 Mio.€
Zusatzkosten bei weiteren Fachbereichen, siehe lfd. Nr. 70


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA        876.000   einstimmig angenommen 11/0/0


49 5E.-neu Roselies-Süd/ Erschließung                        -              745.000          745.000   Beiträge für die Erschließung von Wohnbauland, Gesamtkosten i.H.v. rd. 
2,1 Mio.€, Einnahmen i.H.v. rd. 1,8 Mio.€
Zusatzkosten bei weiteren Fachbereichen, siehe lfd. Nr. 69


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA        745.000   einstimmig angenommen 11/0/0


26 Baumaßnahmen     12.152.300      13.967.300                   -                 -            1.815.000                      -   
   


50 5E.660080 Lammer Busch-Ost, 2.BA/ Erschließung                        -              850.000                  850.000   Erschließung Wohnbauland, Gesamtkosten  i.H.v. rd.2,1 Mio.€, 
Einnahmen i.H.v. rd. 2,2 Mio.€


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                850.000   einstimmig angenommen 11/0/0


51 5E.660082 Roselies-Süd/ Erschließung                        -              745.000                  745.000   Erschließung Wohnbauland, Gesamtkosten i.H.v. rd.2,1 Mio.€, 
Einnahmen i.H.v. rd. 1,8 Mio.€


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                745.000   einstimmig angenommen 11/0/0


52 5S.660017 Stadtbahnbau/Folgemaßnahmen                        -              220.000                  220.000   Erneuerung der Stadtbahnanlage Helmstedter Straße bis 
Hauptgüterverkehrsbahnhof (Gesamtkosten 2012-2016: 1.220.000 Euro)
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 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                220.000   einstimmig angenommen 11/0/0


17 Auszahlungen aus laufender     24.516.808      24.329.808                   -                 -                 13.000           200.000   
Verwaltungstätigkeit


53 4E.670008 Grunderneuerung Ofenlinie Krema             200.000                          -              200.000   Mittel wurden außerplanmäßig noch in 2011 benötigt, da der Ofen 
bereits außer Betrieb gesetzt werden musste und die Grunderneuerung 
nicht aufschiebbar war


 GA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA            200.000   einstimmig angenommen 11/0/0


54 4S.670016 FB 67: Global-Instandh. Grün-u. Spielanl                        -                  3.000                      3.000   Unterhaltung der Rampenanlage sowie Überdachung für Westbahnhof 
Einzelmaßnahme Jugendplatz


 GA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                    3.000   einstimmig angenommen 11/0/0


55 5S.670058 FB 67: Global-EinriG Sportbereich               12.700                22.700                    10.000   Ausstattung der Turnhalle Hohestieg mit notwendigen Zweitausstattung 
für den Turnierbetrieb des Vereins VTTC Concordia 


 GA angenommen 9/0/2
FPA                  10.000   einstimmig angenommen 11/0/0


FB 67 Fachbereich Stadtgrün und Sport
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20 Beiträge u. ä. Entgelte für 0           15.000          15.000                 -                          -                      -   
Investitionstätigkeit


56 5E.670015 Lammer Busch-West/Erschließung                        -                15.000            15.000   zu erwartende Einnahme durch die Erschließungsträgerin 
(Wiederaufbau) auf Basis des städtebaulichen Vertrages 


 GA angenommen 10/0/1
FPA          15.000   einstimmig angenommen 11/0/0


26 Baumaßnahmen       5.728.400        5.967.100                   -                 -               238.700                      -   


57 5E.67 Roselies-Süd/ Erschließung                        -                94.800                    94.800   Erschließung Wohnbaugebiet Roselies-Süd  (Gesamtkosten FB 67: rd. 
1,5 Mio. Euro)  - siehe auch IP


 GA einstimmig angenommen 11/0/0
 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                  94.800   einstimmig angenommen 11/0/0


58 5E.67 Lammer-Busch Ost/ Erschließung                        -              143.900                  143.900   Erschließung Wohnbaugebiet Lammer-Busch Ost (Gesamtkosten FB 67: 
rd. 1,7 Mio. Euro) - siehe auch IP


 GA einstimmig angenommen 11/0/0
 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA                143.900   einstimmig angenommen 11/0/0


59 5E.670020 Südl. Ringgleis/Fuß-u.Radwegeverb.  VE 2012: 0  VE 2012: 
50.000 


 VE 2012: 50.000 
Ausschreibung eines größeren in sich zusammenhängenden
Baugewerkes (z.B. behindertenferechte Rampenanlage) ohne die
Bildung von Bauabschnitten bzw. die Durchführung einer weiteren
Ausschreibung und Vergabe


 SpGA einstimmig angenommen 11/0/0


 BA einstimmig angenommen 11/0/0
FPA  VE 2012: 50.000 einstimmig angenommen 11/0/0
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17 Summe der Auszahlungen aus 1.048.589      1.123.589                   -                 -   75.000                    -   


laufender Verwaltungstätigkeit


Neu 4E.00 NEU MP-Schaufenster Elektromobilität / Aufwand                        -   75.000 75.000 Schaufenster Elektromobilität  -  Startkosten 2012: 265.000 Euro; davon 
75.000 Euro für die Planung


 WA einstimmig angenommen 9/0/0


FPA 75.000 einstimmig angenommen 11/0/0


26 Baumaßnahmen                     -           190.000                   -                 -   190.000                    -   


Neu 4E.00 NEU MP-Schaufenster Elektromobilität / Investition                        -   190.000 190.000 Schaufenster Elektromobilität  -  Startkosten 2012: 265.000 Euro, davon 
190.000 Euro für Investitionen (E-Fahrzeuge, etc.)


 WA einstimmig angenommen 9/0/0


FPA 190.000 einstimmig angenommen 11/0/0


    1.696.000        250.000               9.602.800           4.369.000   
Veränderung gesamt 3.787.800 Haushaltsbelastung


davon ergebniswirksam 1.112.000
davon Investition 2.675.800


nachrichtlich:
Verpflichtungsermächtigungen: -1.160.600


-1.160.600 geringere Verpflichtungsermächtigungen


Ref. 0800 Stabsstelle Wirtschaftsdezernat







Anlage 2.5.2.2


Seite 1


  


Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung Einzahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger


Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätikeit, die nicht ergebniswirksam sind


17
Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit


    28.555.734      33.055.734                  -                  -              4.500.000                     -     


60
neu


versch. Personalauszahlungen 4.500.000 Im Personalbereich wird der Ausgleich von Mehrarbeit für 
Feuerwehrbeamte im Jahr 2012 zu Aufwendungen und Auszahlungen in 
Höhe von rd. 4,5 Mio. € führen. Um die künftigen Aufwendungen zu 
neutralisieren, soll im Jahresabschluss 2011 eine Rückstellung in 
entsprechender Höhe gebildet werden. Für die zu erwartenden Zahlungen  
ist nur im Finanzhaushalt eine Einplanung bei den Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit in Höhe von  4,5 Mio. € erforderlich.


FPA 4.500.000 einstimmig angenommen 11/0/0


4.500.000 Haushaltsbelastung


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz
in €


Veränderungen
in €


Auszahlungen


FB 37 Feuerwehr







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


1 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


17 Summe der Auszahlungen aus 43.408.337 43.868.337                    -                    -        489.000           29.000   
laufender Verwaltungstätigkeit


1 4E.210070 FB 20: Fenstersanierung Geb. Bönsch 0 29.000 29.000 Umsetzung von Mitteln für die Dachsanierung des 
Gebäudes der Sammlung Bönsch (siehe 
Bauausschussvorlage v. 17.01.2012)


FPA 29.000 angenommen 10/0/1


2 4S.210061 FB 20: Global-Instandh. Städt. Museum 111.000 82.000 29.000 Umsetzung von Mitteln für die Dachsanierung des 
Gebäudes der Sammlung Bönsch (siehe 
Bauausschussvorlage v. 17.01.2012)


FPA 29.000 angenommen 10/0/1


3 4S.21 Neu FB 20: Global-Instandh. Schulen 0 460.000 460.000 Umsetzung von Mitteln vom FB 40 zum FB 20 (siehe 
Ergebnis der Arbeitsgruppe"Abstimmungsaufwand 
zwischen FB 40 und FB 65") - siehe auch IP


FPA 460.000 angenommen 10/0/1


FB 20 Finanzen







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


2 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


26 Baumaßnahmen      30.846.800       30.604.400                      -                    -          84.000         326.400   


4 5E.210086 Kita Lamme-Ost Erweiterung 266.000 141.000 125.000 Umsetzung von Mitteln für die Beschaffung von 
Mobiliar (neues Konto 783110) und neues PSP-
Element 5E.210086.01.500.216 - s. Zeile 27


FPA 125.000 angenommen 10/0/1


5 5E.210112 Kitaneubau 1.904.800 1.703.400 201.400 Umsetzung von Mitteln für die Beschaffung von 
Mobiliar (neues Konto 783110) und für die Beschaffung 
von Containern (neues Projekt 5S.21 Neu)


FPA 201.400 angenommen 10/0/1


6 5S.21 Neu FB 20: Anschaffung von Schulcontainern 0 84.000 84.000 Umsetzung von Mitteln aus dem Projekt 5E.210112  - 
Neues Projekt für die Containerlösung für 4 
Schulstandorte (bis 2014) - siehe auch IP


FPA 84.000 angenommen 10/0/1


27 Erwerb von beweglichen           132.500            374.900                      -                    -        242.400                     -   
Sachvermögen


7 5E.210086 Kita Lamme-Ost Erweiterung 0 125.000 125.000 Umsetzung von Mitteln für die Beschaffung von 
Mobiliar (neues Konto 783110) und neues PSP-
Element 5E.210086.01.500.216 - vgl. Zeile 26


FPA 125.000 angenommen 10/0/1







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


3 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


8
5E.210112 Kitaneubau 1.904.800 2.022.200 117.400


Umsetzung von Mitteln für die Beschaffung von 
Mobiliar (neues Konto 783110) 


FPA 117.400 angenommen 10/0/1


17 Summe der Auszahlungen aus 55.312.075 54.852.075                    -                    -                    -         460.000   
laufender Verwaltungstätigkeit


9 4S.400009 FB 40:Global-Instandh. - Schulen 920.000 460.000 460.000 Umsetzung von Mitteln vom FB 40 zum FB 20 (siehe 
Ergebnis der Arbeitsgruppe"Abstimmungsaufwand 
zwischen FB 40 und FB 65) - siehe auch IP


FPA 460.000 angenommen 10/0/1


26 Baumaßnahmen 3.153.600 3.052.600                    -                    -                    -         101.000   


10 5S.400037 FB 40:Global-Baumaßnahme Spielg. 
Schulh.


101.000 101.000 Umsetzung der Beschaffungsmittel für Spielgeräte von 
FB 40 zu FB 67 - siehe auch IP


FPA 101.000 angenommen 10/0/1


17 Summe der Auszahlungen aus 192.028.310 192.028.310                    -                    -          21.300           21.300   
laufender Verwaltungstätigkeit


11 4S.500004 FB 50:Gebäude-Instandh. Restber. FB 50 21.300 0 21.300 Umsetzung der Instandhaltungsmittel für das Gebäude 
Naumburgstraße 23 (4S.500004.06.505) auf das 
Gebäude Naumburgstraße 25 (4S.500004.17.505 ) - 
siehe auch IP


FPA 21.300 angenommen 10/0/1


FB 40 Schule und Sport


FB 50 Soziales und Gesundheit







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


4 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


12 4S.500004 FB 50:Gebäude-Instandh. Restber. FB 50 0 21.300 21.300 Umsetzung der Instandhaltungsmittel für das Gebäude 
Naumburgstraße 23 (4S.500004.06.505) auf das 
Gebäude Naumburgstraße 25 (4S.500004.17.505 ) - 
siehe auch IP


FPA 21.300 angenommen 10/0/1


17 Summe der Auszahlungen aus 113.339.970 113.339.970                    -                    -            1.500             1.500   
laufender Verwaltungstätigkeit


13 4S.510001 FB 51: Instandhaltungen Verw. 51.0 91.200 89.700 1.500 Umsetzung vom Sachkonto 422110 zu 422140  - 
erhöhter Bedarf bei der Softwarewartung (Kosynus) - 
siehe auch IP 


FPA 1.500 angenommen 10/0/1


14 4S.510001 FB 51: Instandhaltungen Verw. 51.0 91.200 92.700 1.500 Umsetzung vom Sachkonto 422110 zu 422140  - 
erhöhter Bedarf bei der Softwarewartung (Kosynus) - 
siehe auch IP


FPA 1.500 angenommen 10/0/1


FB 51 Kinder, Jugend und Familie







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


5 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


17 Summe der Auszahlungen aus 14.643.263 14.643.263                    -                    -        141.000         141.000   
laufender Verwaltungstätigkeit


15 4S.610009 FB 61:MP - SanGeb. westl. Ringgeb. 2.174.500 2.033.500 141.000 einmalige Ansatzverschiebung nicht förderfähiger 
Kosten zu 4S.610018


FPA 141.000 angenommen 10/0/1


16 4S.610018 FB 61:MP - Soziale Stadt EFRE- 956.200 1.097.200 141.000 einmalige Ansatzverschiebung nicht förderfähiger 
Kosten von 4S.610009


FPA 141.000 angenommen 10/0/1


FB 66 Tiefbau und Verkehr


26 Baumaßnahmen      12.152.300       12.149.200                    -                    -             3.100   


17 5S.660002 FB 66: Global -Sachanl. 3.100 0 3.100 Mittelumsetzung zum Projekt 5S.660001 - Kauf von 
geringwertigen Vermögensgegenständen - siehe auch 
IP


FPA 3.100 angenommen 10/0/1


27 Erwerb von beweglichen             44.800              47.900                      -                    -            3.100                     -   
Sachvermögen


18
5S.660001 FB 66: GVG-Sammelprojekt 7.800 10.900 3.100


Mittelumsetzung vom Projekt 5S.660001 - Kauf von 
Global-Sachanlagen über 1.000 Euro - siehe auch IP


FPA 3.100 angenommen 10/0/1


FB 61 Stadtplanung und Umweltschutz







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


6 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


26 Baumaßnahmen 5.728.400       5.829.400                      -                    -        101.000                     -   


19
5S.-neu


FB 67:Global-Baumaßnahme Spielg. 
Schulh.


0 101.000 101.000
Umsetzung der Beschaffungsmittel für Spielgeräte von 
FB 40 zu FB 67 - siehe auch IP


FPA 101.000 angenommen 10/0/1


29 Aktivierbare Zuwendungen             60.000              60.000                      -                    -          60.000           60.000   


20 4S.67 Neu FB 67: MP - Zusch. an Sportvereine allg. 0 60.000 60.000 Neuanlage eines Mischprojektes, Umsetzung von 
5S.670060 - siehe auch IP


FPA 60.000 angenommen 10/0/1


21 5S.670060 FB 67: Zusch. an Sportvereine allg. 60.000 0 60.000 Neuanlage eines Mischprojektes, Umsetzung zu 4S.-
neu - siehe auch IP


FPA 60.000 angenommen 10/0/1


FB 67 Stadtgrün







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.5.3.1


7 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


Summe: 0 0 1.143.300 1.143.300


0


davon Investitionen 0 0 490.500 490.500


davon Aufwand 0 0 652.800 652.800







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.5.3.2


1 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


17 Summe der Auszahlungen aus 55.312.075 55.312.075                    -                    -          12.900           12.900   
laufender Verwaltungstätigkeit


5S.400028 FB 40:GVG-Funkt/Einr/Tech Schulen 50.000 37.100 12.900 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Beschaffung von Einrichtungsgegenständen der 
bezirklichen Schulen zwecks Budgetbildung; die Mittel 
sind nun auf dem Projekt 5S.40 Neu eingeplant.


,
FPA 12.900 angenommen 10/0/1


5S.40 Neu Einrichtungsgegenstände bez. Schulen 
StBezR.


0 12.900 12.900 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Beschaffung von Einrichtungsgegenständen der 
bezirklichen Schulen zwecks Budgetbildung; bisher 
waren die Mittel auf dem Projekt 5S.400028 eingeplant.


FPA 12.900 angenommen 10/0/1


17 Summe der Auszahlungen aus 24.125.708 24.125.708                    -                    -          20.000           20.000   
laufender Verwaltungstätigkeit


5S.410002 FB 41: Bücher der Bibliotheken (FW) 480.000 460.000 20.000 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
Ortsbüchereien zwecks Budgetbildung; die Mittel sind 
nun auf dem Projekt 5S.41 Neu eingeplant.


FPA 20.000 angenommen 10/0/1


FB 40 Schule


FB 41 Kultur und Wissenschaft







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.5.3.2


2 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


5S.41 Neu Ortsbüchereien StBezR 0 20.000 20.000 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
Ortsbüchereien zwecks Budgetbildung; bisher waren 
die Mittel auf dem Projekt 5S.410002 eingeplant.


FPA 20.000 angenommen 10/0/1


FB 66 Tiefbau und Verkehr


17 Summe der Auszahlungen aus 29.929.503 29.929.503                    -                    -        190.700         190.700   
laufender Verwaltungstätigkeit


4S.660007 FB 66: Instandhaltungen Stadtbezirksräte 250.000 59.300 190.700 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Unterhaltung unbeweglichen Vermögens 
(Gemeindestraßen) zwecks Budgetbildung; die Mittel 
sind nun auf dem Projekt 4S.660015 eingeplant.


FPA 190.700 angenommen 10/0/1


4S.660015 FB 66: Instandhaltungen StBezR 0 190.700 190.700 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Unterhaltung unbeweglichen Vermögens 
(Gemeindestraßen) zwecks Budgetbildung; bisher 
waren die Mittel auf dem Projekt 4S.660007 eingeplant.


FPA 190.700 angenommen 10/0/1







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.5.3.2


3 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.


17 Summe der Auszahlungen aus 24.516.808 24.516.808                    -                    -          36.900           36.900   
laufender Verwaltungstätigkeit


4S.670002 FB 67:Instandh. Abt. 67.3 (allgemein) 97.900 74.600 23.300 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Grünanlagen- und Hochbauunterhaltung der 
Friedhöfe zwecks Budgetbildung; die Mittel sind nun auf 
dem Projekt 4S.67 Neu eingeplant.


FPA 23.300 angenommen 10/0/1


4S.670007 FB 67: Unterh. v. Grün- und Spielanlagen 795.600 786.100 9.500 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Grünanlagenunterhaltung zwecks Budgetbildung; 
die Mittel sind nun auf dem Projekt 4S.670041 


FPA 9.500 angenommen 10/0/1


4S.670010 FB 67: Instandh.Bestattungsw. (ohne 
Krema)


87.500 83.400 4.100 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Grünanlagen- und Hochbauunterhaltung der 
Friedhöfe zwecks Budgetbildung; die Mittel sind nun auf 
dem Projekt 4S.67 Neu eingeplant.


FPA 4.100 angenommen 10/0/1


4S.670041 FB 67: Grüninstandhaltung StBezR 0 9.500 9.500 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 
die Grünanlagenunterhaltung zwecks Budgetbildung; 
bisher waren die Mittel auf dem Projekt 4S.670007 
eingeplant.


FPA 9.500 angenommen 10/0/1


FB 67 Stadtgrün und Sport







Haushaltslesung 2012
Finanzhaushalt
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.5.3.2


4 21.02.2012


Veränderungen  
Lfd
.


Teilhaushalt Bezeichnung Planansatz Einzahlungen Auszahlungen Erläuterungen


Nr. Zeile bisher neu mehr weniger mehr weniger
Projekt-Nr.
4S.67 Neu Grünanlagen- u. Hochbauunterhaltung 


Friedhöfe StBezR
0 27.400 27.400 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für 


die Grünanlagen- und Hochbauunterhaltung der 
Friedhöfe zwecks Budgetbildung; bisher waren die 
Mittel auf den Projekten 4S.670002 und 4S.670010 


i l t


FPA 27.400 angenommen 10/0/1


Summe 0 0 260.500 260.500


davon Investition 0 0 0 0
davon Aufwand 0 0 260.500 260.500


Haushaltsvermerk zu den Teilhaushalten Schule, Kultur und Wissenschaft, Tiefbau und Verkehr, Stadtgrün und Sport und Politische Gremien (Ergebnishaushalt):
Jeder Stadtbezirksrat erhält Mittel für repräsentative Aufwendungen, Zuschüsse, Beschaffung von Einrichtungsgegenständen bezirklicher Schulen, Konzerte und Musikpflege, Ortsbüchereien, 
Grünanlagenunterhaltung, Unterhaltung unbeweglichen Vermögens (Gemeindestraßen) sowie für die Grünanlagen- und Hochbauunterhaltung der Friedhöfe (s. Vorbericht S. xx). Den Stadtbezirksräten 114, 120, 
131, 211, 212, 213, 310 und 321 werden die ihnen nach der Aufstellung des Vorberichtes zugeteilten Mittel aufgrund ihrer Anträge gem. § 93 Abs. 2 S. 4 NKomVG als Budget zugewiesen, d. h. die Mittel für den 
jeweiligen Stadtbezirksrat auf den Projekten 5S.40xxxx, 5S.41xxxx, 4S.670041, 4S.67xxxx und 4S.660015 sowie die Mittel der Kostenstelle des jeweiligen Stadtbezirksrates im Teilhaushalt Politische Gremien sind 
gegenseitig deckungsfähig. Die mittelbewirtschaftenden Fachbereiche dürfen nur entsprechend der Anforderungen der Stadtbezirksräte nach Freigabe durch den Fachbereich Zentrale Dienste über die Mittel 
verfügen.







Anlage 2.5.3.3


Stand:21.02.2012


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - Anbringung von Haushaltsvermerken -


Lfd. Teilhaushalt Bezeichnung
Nr. Zeile Erläuterungen


Teilhaushalt FB 40


„Für die Projekte 5S.400008 (FB 40:GVG-
FunkG/Lehrm Schulen) Kategorie GVG's 
EH sowie 5S.400012 (FB 40: Global-Lehrm 
Schulen) Kategorie Global FB 40 und 
5S.400007 (FB 40: GWG-Einr/Tech 
Schulen) Kategorie GVG´s EH ist eine 
gegenseitige Deckungsfähigkeit gegeben 
(Grund: flexiblere Handhabung der 
Schulgirokonten).“


Änderung des Deckungsvermerks zu den Schulgirokonten (Ergänzung unterstrichen); Grund: flexiblere Handhabung der 
Schulgirokonten; Durch die Budgetierung der beweglichen Vermögensgegenstände muss auch das Projekt mit dem 
Etatansatz für Einrichtungsgegenstände 5S.400007 in die Deckungsfähigkeit einbezogen werden.


FPA angenommen 10/0/1
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.1145 Zentrale Dienste


PC 1145 Zentrale Dienste


48 4E.100001 Rathaus-Neubau/San. Flachdach
Aufwand
bisher 349.606 349.606 0 0 0 0 0
neu BIBS 739.606 349.606 130.000 130.000 130.000 0 0


390.000 0 130.000 130.000 130.000 0 0 Fortsetzung der energetischen Flachdachsanierung


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 1/10/0


I1.1165 Immobilienmanagement


PC 1260 Brandschutz


50 3E.210002 FB 20: Vorplanung Geb. Berufsfeuerwehr


Aufwand
bisher 200.000 0 0 200.000 0 0 0
neu DIE LINKE 200.000 0 200.000 0 0 0 0


0 0 200.000 -200.000 0 0 0 Rücknahme der Verschiebung verschiedener Bauprojekte  
(z.B. Neubau der Gebäude der Berufsfeuerwehr) - Vorziehen(z.B. Neubau der Gebäude der Berufsfeuerwehr)  Vorziehen 
der Planungsrate auf 2012


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA
erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


5E.210100 Feuerwehr Leiferde u. Querum/ Neubau
Auszahlung
bisher  1.650.000 450.000 0 0 450.000 750.000 0
neu SB 211 1.650.000 450.000 600.000 0 225.000 375.000 0


0 0 600.000 0 -225.000 -375.000 0 Mittel für den Neubau des Feuerwehrhauses Leiferde - 
Vorziehen der Raten 2014 und 2015


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA
erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


1







Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


50 5E.210100 Feuerwehr Leiferde u. Querum/ Neubau
Auszahlung
bisher  1.650.000 450.000 0 0 450.000 750.000 0
neu DIE LINKE 1.650.000 450.000 600.000 225.000 375.000 0 0


0 0 600.000 225.000 -75.000 -750.000 0 1. Mittel für den Neubau des Feuerwehrhauses Querum - 
Vorziehen der Finanzraten wegen erheblicher Gefahr für die 
Feuerwehrmänner/-frauen (Vorziehen der Raten 2014 und 
2015 auf 2012)
2. Mittel für den Neubau des Feuerwehrhauses Leiferde - 
Vorziehen der Raten 2014 und 2015 auf 2013 und 2014  


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA
erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


5E.210105 Feuerwehr Lamme und Völkenrode/Neubau
Auszahlung
bisher 1.200.000 0 0 0 300.000 900.000 0
neu SB 321 1.200.000 0 300.000 900.000 0 0 0


0 0 300.000 900.000 -300.000 -900.000 0 Mittel für die Neubauten der Feuerwehrhäuser Lamme und 
Völkenrode - Vorziehen der Raten 2014 und 2015


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassenp g p


FPA
erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


50 5E.210105 Feuerwehr Lamme u. Völkenrode/ Neubau
Auszahlung
bisher  1.200.000 0 0 0 300.000 900.000 0
neu DIE LINKE 1.200.000 0 0 300.000 900.000 0 0


0 0 0 300.000 600.000 -900.000 0 Mittel für den Neubau der Feuerwehrhäuser Lamme und 
Völkenrode - Vorziehen der Raten 2014 und 2015 auf 2013 
und 2014 


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA
erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


FPA
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


50 5E.210113 Berufsfeuerwehr/ Neubauten
Auszahlungg
bisher 32.300.000 0 0 0 1.400.000 5.900.000 25.000.000
neu DIE LINKE 32.300.000 0 0 1.400.000 5.900.000 15.000.000 10.000.000


0 0 0 1.400.000 4.500.000 9.100.000 -15.000.000 Rücknahme der Verschiebung verschiedener Bauprojekte  
(z.B. Neubau der Gebäude der Berufsfeuerwehr) - Vorziehen 
der Raten 2014 bis 2016 auf 2013 bis 2016 


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassenp g p
FwA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


Hinweis der Verw.: Die Unterlage zu den 
Fachausschussberatungen beinhaltete eine falsche 
Ansatzdarstellung. Diese Darstellung wurde zum FPA 
korrigiert.


FPA
erledigt - s. Liste der zwingenden Ansatzveränderungen


PC 2110 Grundschulen


50 4E.210006 GS Melverode/Heinrich-Kielhorn-Schule/ 


Aufwand


bisher 1.018.935 599.135 0 419.800 0 0 0
 neu DIE LINKE 599.135 599.135 0 0 0 0 0


-419.800 0 0 -419.800 0 0 0 Vorziehen der Sanierungsraten der GS Melverode (siehe 
Projekt 5E.210106)


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0


50 5E.210106 GS Melverode - werterh. Baumaßnahmen
Auszahlung
bisher 3.324.300 0 0 0 0 0 3.324.300
neu DIE LINKE 3.744.100 0 0 1.052.500 1.052.500 1.052.500 586.600


419.800 0 0 1.052.500 1.052.500 1.052.500 -2.737.700 Mittel für die Erneuerung der GS Melverode - Vorziehen von 
Mitteln aus 2016 auf 2013 bis 2016 (siehe auch Projekt 
4E.210006))


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


50 4E.210102 GS Rühme u. Astrid-Lindgren-Sch./Sanierung
Aufwand
bisher 216.300 0 0 216.300 0 0 0bisher 216.300 0 0 216.300 0 0 0
neu DIE LINKE 0 0 0 0 0 0 0


-216.300 0 0 -216.300 0 0 0 Vorziehen der Sanierungsraten der GS Rühme und Astrid-
Lindgren-Schule (siehe Projekt 5E.210108)


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0


50 5E.210108 GS Rühme u. Astrid-Lindgren-Sch./Sanierung
Auszahlung
bisher 3.940.200 0 0 0 0 0 3.940.200
neu DIE LINKE 4.156.500 0 0 1.167.700 1.167.700 1.167.700 653.400


216.300 0 0 1.167.700 1.167.700 1.167.700 -3.286.800 Mittel für die Erneuerung der GS Rühme und Astrid-Lindgren-


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


49 4E.21 Neu Einrichtung zwei weiterer OGS
AufwandAufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu Bündnis 90 / 


Die Grünen
*) 0 0 *) 0 0 0


 0 0 *) 0 0 0 Mittel für die Einrichtung von zwei weiteren Offenen 
Ganztagsgrundschulen zum Schuljahr 2013/2014;  dafür 
Vorplanungsmittel für 2012 i. H. v. 100.000 € - s. Planung 
2012  3S.200001  und ausreichende Mittel für 
Baumaßnahmen in 2013    


Hinweis der Verw.:  Die Antragstellerin hat keine konkreten 
Angaben hinsichtlich dem Leistungsumfang (Schule, etc. ) 
geliefert. Insoweit kann keine Aussage zur Höhe der 
Baukosten getroffen werden. 


JHA angenommen 7/0/7
SchA Antrag wurde ergänzt - siehe Antrag 49 NeuSchA Antrag  wurde  ergänzt   - siehe  Antrag  49 Neu
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA Beschluss über den Antra g 49 Neu


49 
Neu 4E.21 Neu Einrichtung zwei weiterer OGS


Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu Bündnis 90 / 


Die Grünen
1.000.000 0 0 1.000.000 0 0 0


 0 0 1.000.000 0 0 0 Mittel für die Einrichtung von zwei weiteren Offenen 
Ganztagsgrundschulen zum Schuljahr 2013/2014;  dafür 
Vorplanungsmittel für 2012 i. H. v. 100.000 € - s. Planung 
2012  3S.200001  und 1. Mio. Euro für Baumaßnahmen in 
2013    


SchA angenommen 12/0/3
FPA abgelehnt 3/6/0
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


50 5E.210107 GS Waggum/ Sanierung
Auszahlungg
bisher 2.288.700 0 0 0 0 0 2.288.700
neu DIE LINKE 2.288.700 0 0 647.400 647.400 647.400 346.500


0 0 0 647.400 647.400 647.400 -1.942.200 Mittel für die Erneuerung der GS Waggum - Vorziehen von 
Mitteln aus 2016 auf 2013 bis 2016 (Projekt 4E.210016 mit 
35 T€ in 2012 bleibt bestehen)


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0


5E.210114 GS Völkenrode Abt. Watenbüttel Schulhof
Auszahlung
bisher 286 100 0 0 286 100 0 0 0bisher 286.100 0 0 286.100 0 0 0
neu SB 321 286.100 0 286.100 0 0 0 0


0 0 286.100 -286.100 0 0 0 Vorziehen der Sanierungsmaßnahmen auf dem Schulhof  der 
Außenstelle Watenbüttel der GS Völkenrode von 2013 auf 
2012 


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/9/1FPA abgelehnt  0/9/1


52 5E.21NEU GS Kralenriede - Mehrzweckhalle/Neubau
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu BIBS 1.700.000 0 850.000 850.000 0 0 0


1 00 000 0 8 0 000 8 0 000 0 0 0 Mi l fü d N b i M h kh ll d GS1.700.000 0 850.000 850.000 0 0 0 Mittel für den Neubau einer Mehrzweckhalle an der GS 
Kralenriede. Die GS Kralenriede verfügt weder über eine 
Sporthalle noch über eine Aula 


SchA


Antrag wurde von Antragstellerin zurückgezogen.


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 1/8/1FPA abgelehnt  1/8/1
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


PC 2120 Hauptschulen


4E.210045 HS Sophienstraße/Sanierung - Aufwand


Aufwand
bisher  912.400 386.800 0 0 525.600 0 0
neu SB 310 912.400 386.800 0 525.600 0 0 0


0 0 0 525.600 -525.600 0 0 Vorziehen der Sanierungsmaßnahmen HS Sophienstraße 
(Vorziehen der Rate 2014 auf 2013); siehe hierzu auch den 
Antrag zum Projekt 5E.210109


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA der Antrag wurde zurückgezogen


5E.210109 HS Sophienstr./ Sanierung -werterh.


Auszahlung
bisher  2.151.000 0 0 0 0 0 2.151.000
neu SB 310 2.151.000 0 0 0 2.151.000 0 0


0 0 0 0 2.151.000 0 -2.151.000 Vorziehen der Sanierungsmaßnahmen HS Sophienstraße 
(V i h d R t 2016 f 2014) i h hi h d(Vorziehen der Rate 2016 auf 2014) - siehe hierzu auch den 
Antrag zum Projekt 4E.210045


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA der Antrag wurde zurückgezogen


50 4E.210045 HS Sophienstraße/ Sanierung


Aufwand


bisher 912.400 386.800 0 0 525.600 0 0


 neu DIE LINKE 386.800 386.800 0 0 0 0 0


525 600 0 0 0 525 600 0 0 Vorziehen der Sanierungsraten für die HS Sophienstr (siehe-525.600 0 0 0 -525.600 0 0 Vorziehen der Sanierungsraten für die HS Sophienstr.  (siehe 
Projekt 5E.210109)


SchA angenommen 11/0/5


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


50 5E 210109 HS Sophienstraße/ Sanierung50 5E.210109 HS Sophienstraße/ Sanierung
Auszahlung
bisher  2.151.000 0 0 0 0 0 2.151.000
neu DIE LINKE 2.676.600 0 0 754.300 754.300 754.300 413.700


525.600 0 0 754.300 754.300 754.300 -1.737.300 Mittel für die Erneuerung der HS Sophienstraße - Vorziehen 
von Mitteln aus 2016 auf 2013 bis 2016 (siehe auch Projekt 
4E.210045 )


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0


PC 2130 Kombinierte Grund- und Hauptschulen


5E.210013 GS/HS Rüningen/ Sanierung
Auszahlung
bisher  6.045.760 1.063.360 0 0 458.900 180.000 4.343.500
neu SB 224 6.045.760 1.063.360 200.000 0 458.900 0 4.323.500


0 0 200.000 0 0 -180.000 -20.000
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen der GS/HS 
Rüningen bereits vor 2014; Gründe: die Geruchsbelästigung 
in den Schülertoiletten, die Feuchtigkeitsschäden an der 
Decke der Lehrküche und der Schimmelbefall im 
Damenumkleidebereich der Turnhalle sollen zeitnah beseitigt 
werden.


Hinweis der Verw.: Aufnahme von 200.000 Euro in 2012 
und entsprechende Reduzierung in 2015 + 2016


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/9/0
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


50 5E.210013 GS/HS Rüningen/ Sanierung
Auszahlungg
bisher 6.045.760 1.063.360 0 0 458.900 180.000 4.343.500
neu DIE LINKE 6.045.760 1.063.360 0 1.397.800 1.397.800 1.397.800 789.000


0 0 0 1.397.800 938.900 1.217.800 -3.554.500 Mittel für die Erneuerung der GS/HS Rüningen - Vorziehen 
der Raten 2014 bis 2016 auf 2013 bis 2016


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0FPA abgelehnt  2/7/0


PC 2310 Berufliche Schulen


50 5E.210110 BBS V Technikakademie - Sanierung, werterh.
Auszahlung
bisher 7 087 000 0 0 115 000 210 000 1 146 100 5 615 900bisher 7.087.000 0 0 115.000 210.000 1.146.100 5.615.900
neu DIE LINKE 7.087.000 0 0 1.980.300 1.980.300 1.980.300 1.146.100


0 0 0 1.865.300 1.770.300 834.200 -4.469.800 Mittel für die Erneuerung der BBS V Technikakademie - 
Vorziehen der Rate 2016 auf 2013 bis 2016


SchA angenommen 11/0/5
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 2/7/0


I1.5410 Gemeindestraßen


5E.66 neu Verlängerung Elbestraße
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu SB 221 350.000 0 50.000 300.000 0 0 0neu SB 221 350.000 0 50.000 300.000 0 0 0


50.000 300.000 0 0 0 Mittel für die Verlängerung der Elbestraße mit Anbindung an 
die Timmerlahstraße - Gesamtkosten 2012/2013 350.000 € 
(davon in 2013 Baukosten in Höhe von 300.000 €) - siehe 
auch FH 2012


Hinweis der Verw.: Die hier angegebenen Kosten sind nicht 
ausreichend, es werden nach groben Schätzungen Kosten in 
Höhe von über 600.000 € zuzüglich Grunderwerb und 
zuzüglich Ausgleich und Ersatz entstehen. Ein Ausbau wird 
derzeit seitens der Verkehrsplanung nicht befürwortet, er ist 
erschließungstechnisch und auch aus verkehrlichen Gründen 
nicht vertretbar.


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 4/7/0FPA abgelehnt  4/7/0
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


5S.660033 Bushaltestellen/Umgestaltung 4.BA
Auszahlung
bisher 1.600.000 400.000 400.000 400.000 400.000 0 0
neu SB 221 1.750.000 400.000 400.000 400.000 550.000 0 0


0 0 150.000 0 0
Erhöhung des Ansatzes für behindertengerechten 
beidseitigen Ausbau der Haltestelle "Am Lehmanger", nahe 
Einmündung "An den Gärtnerhöfen" mit Wartehäuscheng


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/10/1


I1.5420 Kreisstraßen


5E.660021 Okerbrücke Leiferde/Neubau
Auszahlung
bisher 1.350.000 0 0 0 150.000 1.200.000 0
neu SB 211 1.350.000 0 1.200.000 0 150.000 0 0


1.200.000 0 0 -1.200.000 0 Neubau der Okerbrücke Leiferde - Vorziehen der Rate aus 
2015


Hinweis der Verw.: Noch zu klären ist, was mit der Rate 
2014 ist.


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/10/1
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.5430 Landesstraßen


5E.660077 Zwei-Richtungsradweg Wendebrück/Neubau
Auszahlung
bisher 300.000 0 0 0 100.000 200.000 0
neu SB 323 0 0 *) *) *) *) 0


*) *) *) *) 0 Mittel für die Errichtung eines "Zwei-Richtungsradweg 
Wendebrück/Neubau". Planung des Radweges in 2012 und 
Umsetzung in 2013. Die entsprechenden Raten sind aus den 
Jahren 2014 und 2015 vorzuziehen (incl. Einnahmeraten) - 


Hinweis der Verw.: siehe auch FH 2012 


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen (im 
Bauausschuss ist der Antrag für das Jahr 2012 mit 0/7/4 
abgelehnt worden)


FPA abgelehnt 0/9/2


I1.5510 Öffentliches Grün/Landschaftsbau


PC 5510 Öff.Grün/Landsch.bau


4S.670010 FB 67:Instandh.Bestattungsw.(ohne Krema)  
Aufwand  
bisher 700.000 350.000 87.500 87.500 87.500 87.500 0
neu SB 114 700.600 350.000 87.650 87.650 87.650 87.650 0


150 150 150 150 0 Erhöhung der Mittel für die Grünanlagenunterhaltung von 
Friedhöfen im Stadtbzirk von 500 EUR auf 650 EUR ab 2012


Hinweis der Verw : siehe auch FH 2012Hinweis  der  Verw .: siehe auch FH 2012


GA abgelehnt 3/4/4


FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


4E.67neu Renaturierung Wabe-Niederung
Aufwandu a d
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu SB 213 1.950.000 0 100.000 500.000 500.000 425.000 425.000


100.000 500.000 500.000 425.000 425.000 Mittel für die Ausführungsplanung und Durchführung der 
Maßnahmen zur Renaturierung der Wabe-Niederung 
zwischen Stadtgrenze (Hötzum) und Helmstedter Straße - 
Gesamtkosten 1,95 Mio.€ für 2012-2016 - 
Verpflichtungsermächtigungen in 2013 und 2015-Deckung 
erfolgt aus Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen diverser 
BebauungspläneBebauungspläne


Hinweis der Verw.: Als Deckung wurden Mittel aus 
Ausgleichsmaßnahmen für B-Pläne angeboten, die bisher 
aber noch nicht konkretisiert werden konnten.


GA abgelehnt 0/6/5
/ / (ü G )FPA einstimmig abgelehnt 0 /11/0 (über Gesamtliste )
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.5610 Umweltschutzmaßnahmen FB 61


PC 5610 Umweltschutzmaßnahmen


53 4S.61neu Förderprogramm f.regenerative Energien
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu Bündnis 90 / 370.000 0 150.000 74.000 73.000 73.000 0  


Die Grünen 150.000 74.000 73.000 73.000 0 Mittel für die Förderung des Baus oder der Installation von 
A l ti E i G t itt lAnlagen zur regenerativen Energieerzeugung - Gesamtmittel 
370.000 €  für die Jahre 2012 bis 2015 (Ansatz in 2012: 
150.000 €) - Die Verwaltung wird gebeten, einen Vorschlag 
für entsprechende Förderrichtlinien vorzulegen. Die Deckung 
der Kosten soll durch das bisher ungenutzt gebliebene 
Förderprogramm zur Baulückenschließung und 
Fassadengestaltung erfolgen (siehe auch FH 2012). 


Hinweis der Verw : Einstellung als Aufwand da noch nichtHinweis  der  Verw .: Einstellung als Aufwand, da noch nicht 
ermittelt werden konnte, ob es sich um Aufwands- oder 
Investitionszuschüsse handelt. 


PlUA angenommen 4/0/7
FPA 150.000 74.000 73.000 73.000 0 angenommen 7/0/4
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


53 neu 4S.61neu Förderprogramm f.regenerative Energien


Aufwand


bi hbisher 370.000 0 150.000 74.000 73.000 73.000 0
neu Bündnis 90 / 370.000 0 90.000 94.000 93.000 93.000 0  


Die Grünen -60.000 20.000 20.000 20.000 0 Änderung des bisherigen Antrages Nr. 53 - Mittel für die 
Förderung des Baus oder der Installation von Anlagen zur 
regenerativen Energieerzeugung - Gesamtmittel 370.000 € 
für die Jahre 2012 bis 2015 (Ansatz in 2012: bisher 150.000 
€; neuer Ansatz: 90.000 €) - Die Verwaltung wird gebeten, 
einen Vorschlag für entsprechende Förderrichtlinien 


l Di D k d K t ll d h d bi hvorzulegen. Die Deckung der Kosten soll durch das bisher 
ungenutzt gebliebene Förderprogramm zur 
Baulückenschließung und Fassadengestaltung erfolgen - 
siehe auch Deckungsvorschlag sowie IP-Liste


Hinweis der Verw.:  Einstellung als Aufwand, da innerhalb 
der kurzen Zeit nicht ermittelt werden kann, ob es sich um 
Aufwands- oder Investitionszuschüsse handelt. 


  
FPA -60.000 20.000 20.000 20.000 0 angenommen 7/0/4


54 4S.610006 FB 61:Instandh. 61.4 - Umweltschutz
Aufwand
bisher 225.400 102.200 30.800 30.800 30.800 30.800 0
neu BIBS 375.400 102.200 30.800 80.800 80.800 80.800 0


150.000 0 0 50.000 50.000 50.000 0 jährliche Wartungskosten für die Feinstaub-Messcontainer 
zur Erlangung belastbarer Daten 


PlUA Über diesen Antrag wurde nicht beraten, da der Antrag 
durch die BIBS aktualisiert wurde (siehe 54 Neu)durch  die BIBS aktualisiert  wurde  (siehe  54 Neu)


54
 NEU 4S.610006 FB 61:Instandh. 61.4 - Umweltschutz


Aufwand


bisher 225 400 102 200 30 800 30 800 30 800 30 800 0bisher 225.400 102.200 30.800 30.800 30.800 30.800 0
neu BIBS 375.400 102.200 30.800 80.800 80.800 80.800 0


150.000 0 0 50.000 50.000 50.000 0 jährliche Wartungskosten für die Feinstaub-Messgeräte zur 
Erlangung belastbarer Daten 


PlUA abgelehnt 3/8/0


FPA einstimmig abgelehnt 0/11/0 (über Gesamtliste)
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Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


Gesamtstädtisch


didiverse


4S. Diverse Mittel des Stadtbezirksrates 114
Aufwand  
bisher 55.200 0 13.800 13.800 13.800 13.800 0
neu SB 114 110.400 0 27.600 27.600 27.600 27.600 0


13 800 13 800 13 800 13 800 0 Ni ht i h d Mitt l fü di E l di d A f b i13.800 13.800 13.800 13.800 0 Nicht ausreichend Mittel für die Erledigung der Aufgaben im 
Stadtbezirk 114 -  es wird eine Verdoppelung der Ansätze für 
2012 beantragt - für die HH-Jahre 2013 ff. soll eine neue 
Verfahrensregelung erfolgen


Hinweis der Verw. : siehe auch FH 2012


FPA abgelehnt 0/10/1


4S. Diverse Mittel des Stadtbezirksrates 212
Aufwand
bisher 38.800 0 9.700 9.700 9.700 9.700 0
neu SB 212 77.600 0 19.400 19.400 19.400 19.400 0


9.700 9.700 9.700 9.700 0 Nicht ausreichend Mittel für die Erledigung der Aufgaben im 
Stadtbezirk 212 - es wird z.B. eine Verdoppelung des 
Ansatzes  beantragt 


Hi i d V i h h FH 2012Hinweis der Verw. : siehe auch FH 2012


FPA abgelehnt 0/10/1


4S. Diverse Mittel des Stadtbezirksrates 323
Aufwand
bisher 52.400 0 13.100 13.100 13.100 13.100 0
neu SB 323 65.600 0 16.400 16.400 16.400 16.400 0


3.300 3.300 3.300 3.300 0 Nicht ausreichend Mittel für die Erledigung der Aufgaben im 
Stadtbezirk 323 - es wird eine Erhöhung der Ansätze um 
25% für 2012 beantragt  


Hinweis der Verw. : siehe auch FH 2012


FPA abgelehnt 0/10/1FPA abgelehnt  0/10/1
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


diverse Mittel des Stadtbezirksrates 120
Aufwand u a d
bisher 0 0 *) *) *) *) 0
neu SB 120 0 0 *) *) *) *) 0


*) *) *) *) 0 keine Haushaltskürzungen im gesamten Jugend-, Sozial-, 
Kultur- und Bildungsbereich im östlichen Ringgebiet 
gegenüber 2011


Hinweis der Verw. : siehe auch FH 2012


SoA Antrag wird für erledigt erklärt, da keine 
Haushaltskürzungen vorgesehen sind.


SchA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
JHA Antrag wird für erledigt erklärt, da keine 


Haushaltskürzungen vorgesehen sind.


AfI abgelehnt 0/4/7
FPA Antrag wird für erledigt erklärt.
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Anlage 2.6.1


Haushaltslesung 2012 - Anträge der Frakti onen und Stadtbezirksräte zum IP 2011 - 2015


Seite Plan und Restbedarf
der Position Projektdefinition Antragsteller Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen


Anträge Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


Deckungsvorschläge


FB 66 Tiefbau und Verkehr und FB 67 Stadtgrün und Sport


diverse Ausgleichsmaßnahmen aus B-Plänen
Auszahlungen  
bisher 0 0 *) *) *) *) 0
neu SB 213 0 0 *) *) *) *) 0


*) *) *) *) 0 Ausgleichsmaßnahmen aus  B-Plänen (z.B. 1,1 Mio. €  aus 
Ausgleichsmaßnahmen zu den B-Plänen WA70-WaggumAusgleichsmaßnahmen zu den B Plänen WA70 Waggum  
und BI 39 Bienrode)


Hinweis der Verw.:  Kostenerstattungen der 
Erschließungsträger an die Stadt 


GA abgelehnt 0/6/5
PlUAPlUA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA abgelehnt 0/10/1


Diff. Auszahlungen 90.000 94.000 93.000 93.000 0
0 0 0 0 0Diff. Einzahlungen 0 0 0 0 0


Veränderung gesamt 90.000 94.000 93.000 93.000 0


davon ergebniswirksam 90.000 94.000 93.000 93.000 0
davon investiv 0 0 0 0 0


Dopplungen zwingende Ansatzveränderungen / Fraktions- und Stadtbezirksanträge 0 0 0 0 0


Belastung ohne Dopplungen 90.000 94.000 93.000 93.000 0


davon ergebniswirksam 90.000 94.000 93.000 93.000 0
davon investiv 0 0 0 0 0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


I1.1165 Immobilienmanagement


PC 1165 Immobilienmanagement


Neu 5S.210008 FB 20: Global - Ankauf von Grundst.
Auszahlung 14.099.800 8.019.800 1.520.000 1.520.000 1.520.000 1.520.000 0
bisher 13.949.800 8.019.800 2.470.000 1.520.000 970.000 970.000 0
neu 950.000 0 -550.000 -550.000 0 Anpassung der Haushaltsplanungen an die 


entsprechenden Bedarfe


FPA 950.000 0 -550.000 -550.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


PC 1260 Brandschutz


Neu 3E.210002 Planungskosten
Aufwand
bisher 200.000 0 0 200.000 0 0 0
neu 200.000 0 200.000 0 0 0 0


200.000 -200.000 0 0 0 Vorziehen der Planung für den Neubau der Berufsfeuerwehr auf 
2012 (Durchführung durch die NiWo) - siehe auch FH


BA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde


FPA 200.000 -200.000 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


Neu 5E.210100 Feuerwehr Leiferde u. Querum/ Neubau
Auszahlung
bisher 1.650.000 450.000 0 0 450.000 750.000 0
neu 1.650.000 450.000 1.200.000 0 0 0 0


1.200.000 0 -450.000 -750.000 0 Vorziehen der Neubauten der Feuerwehrhäuser Leiferde und 
Querum (Durchführung durch die NiWo) - siehe auch FH


BA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde


FPA 1.200.000 0 -450.000 -750.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


Neu 5E.210105 Feuerwehr Lamme und Völkenrode / Neubau
Auszahlung
bisher 1.200.000 0 0 0 300.000 900.000 0
neu 1.200.000 0 300.000 900.000 0 0 0


300.000 900.000 -300.000 -900.000 0 Vorziehen der Neubauten der Feuerwehrhäuser Lamme und 
Völkenrode (Durchführung durch die NiWo) - siehe auch FH


BA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde


FPA 300.000 900.000 -300.000 -900.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


Neu 5E.210113 Berufsfeuerwehr / Neubauten
Auszahlung
bisher 32.300.000 0 0 0 1.400.000 5.900.000 25.000.000
neu 32.300.000 0 0 1.400.000 5.900.000 15.000.000 10.000.000


0 1.400.000 4.500.000 9.100.000 -15.000.000 Vorziehen der Neubauten der Berufsfeuerwehr (Durchführung 
durch die NiWo) - siehe auch FH


BA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde


FPA 0 1.400.000 4.500.000 9.100.000 -15.000.000 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


Neu 5E.210113 Berufsfeuerwehr / Neubauten
Auszahlung
bisher 32.300.000 0 0 1.400.000 5.900.000 15.000.000 10.000.000
neu 32.300.000 0 0 1.400.000 5.900.000 13.300.000 11.700.000


0 0 0 -1.700.000 1.700.000 Verschiebung einer Teilrate 2015 auf 2016 in Höhe von 
1.700.000 Euro, da die veranschlagten Haushaltsmittel im Jahr 
2012 nicht vollständig verbaut werden können.


FPA 0 0 0 -1.700.000 1.700.000 einstimmi g angenommen 11/0/0


PC  2500 Fachbereich Kultur


1 3E.21 NEU Planungskosten FBZ
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 200.000 0 0 200.000 0 0 0


0 200.000 0 0 0 Planungsmittel für die Einrichtung eines Zentrums für soziale, 
kulturelle und bildungsrelevante Veranstaltungen


AfKW einstimmi g angenommen 11/0/0
FPA 0 200.000 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


PC  3650 Tageseinrichtungen für Kinder


2 4E.21... Neu Umbau Schulkindbetreuung Gliesmarode


Aufwand


bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 560.000 0 112.000 392.000 56.000 0 0


112.000 392.000 56.000 0 0 Aufteilung der bisher als investiv eingestuften Maßnahme U3-
Ausbau in Investitionsmaßnahmen und Aufwandsmaßnahmen 
(siehe Projek 5E:210112) - siehe auch Finanzhaushalt 2012


SchA angenommen 10/0/6
JHA einstimmig angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA 112.000 392.000 56.000 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


Seite 3







Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


3 4E.21... Neu Umbau Schulkindbetreuung Watenbüttel


Aufwand


bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 490.000 0 98.000 343.000 49.000 0 0


98.000 343.000 49.000 0 0 Aufteilung der bisher als investiv eingestuften Maßnahme U3-
Ausbau in Investitionsmaßnahmen und Aufwandsmaßnahmen 
(siehe Projek 5E:210112)- siehe auch Finanzhaushalt 2012


SchA angenommen 10/0/6


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 98.000 343.000 49.000 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


4 5E.210112 Kitaneubauten
Auszahlung
bisher 9.524.000 0 1.904.800 6.666.800 952.400 0 0
neu 7.932.000 0 1.586.400 5.552.400 793.200 0 0


-318.400 -1.114.400 -159.200 0 0 Aufteilung der bisher als investiv eingestuften Maßnahme U3-
Ausbau in Investitionsmaßnahmen und Aufwandsmaßnahmen  - 
siehe auch Finanzhaushalt 2012


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA -318.400 -1.114.400 -159.200 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


Neu 5E.210112 Kitaneubauten
Auszahlung
bisher 7.932.000 0 1.586.400 5.552.400 793.200 0 0
neu 9.092.000 0 2.086.400 5.552.400 1.453.200 0 0


500.000 0 660.000 0 0 höherer Mittelbedarf für den Ausbau der Betreuungsquote für 
unter Dreijährige auf 40 % (Mehrbedarf von 1,16 Mio. Euro für 
die Jahre 2012-2014)


FPA 500.000 0 660.000 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.1221 Sicherheit und Ordnung FB 32


PC1221 Sicherheit und Ordnun g


7 4S.320001 FB 32: Instandhaltungen FB 32 intern
Aufwand
bisher 1.893.500 655.300 313.300 308.300 308.300 308.300 0


neu 1.738.300 655.300 274.500 269.500 269.500 269.500 0
-38.800 -38.800 -38.800 -38.800 0 Ansatzreduzierung infolge der Entscheidung zunächst keine 


Geschwindigkeitsüberwachungsanlage auf der A2 im Bereich 
der Stadt Braunschweig aufzustellen (siehe auch Finanzhaushalt 
2012)


FPA -38.800 -38.800 -38.800 -38.800 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.2110 Grundschulen


PC2110 Grundschulen


8 5S.400007 FB 40: GVG- Einr./Tech. Schulen
Aufwand
bisher 258.100 24.700 114.600 39.600 39.600 39.600 0
neu 274.900 24.700 118.800 43.800 43.800 43.800 0


4.200 4.200 4.200 4.200 0 Seit dem Haushaltsjahr 2011 werden Schulen Mittel für 
Einrichtungsgegenstände auf dem Schulgirokonto zur eigenen 
Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt. Diese Budgetzuordnung 
sollte in 2012 durch entsprechende Verlagerung der 
Haushaltsmittel dargestellt werden. So wurde beantragt jeweils 
2.100 EUR von den Projekten 5S.400046 und 5S.400047 
(Global Schulen Nord und Süd) auf das Projekt 5S.400007 zu 
verschieben. Die Kürzungsanträge wurden genehmigt, der 
Erhöhungsantrag jedoch nicht.  - siehe hierzu auch 
Finanzhaushalt 2012
Der Betrag von 4.200 EUR teilt sich auf verschiedene 
Schulformen auf. Aus Vereinfachungsgründen wird die 
Veränderung auf Ebene der Grundschulen dargestellt.


SchA angenommen 10/0/6
FPA 4.200 4.200 4.200 4.200 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.2430 Sonstige schulische Aufgaben FB 40


PC2430 Sonst. Schul. Aufg.


neu 5S.400031 FB 40:Ersatz-GVG GegenSt MEP Schulen
Auszahlung 4.758.000 40.000 1.423.000 1.145.000 500.000 1.650.000 0
bisher 4.758.000 40.000 1.423.000 1.145.000 500.000 650.000 1.000.000 Verschiebung der Rate von 2015 auf 2016
neu 0 0 0 -1.000.000 1.000.000


FPA 0 0 0 -1.000.000 1.000.000 einstimmi g angenommen 11/0/0


9 5S.40… neu FB 40: Einrichtung Schulkindbetreuung (Festwert)


Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 50.000 0 10.000 35.000 5.000 0 0


10.000 35.000 5.000 0 0 Aufteilung der bisher als investiv eingestuften Maßnahme U3-
Ausbau in Investitionsmaßnahmen und Aufwandsmaßnahmen 
(siehe Projek 5E:210112)- siehe auch Finanzhaushalt 2012


SchA angenommen 10/0/6
JHA einstimmig angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA 10.000 35.000 5.000 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


Seite 6
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Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.3650 Tageseinrichtungen für Kinder


PC 3650 Tageseinrichtungen für Kinder


10 4S.510018 MP: FB 51 Projekt U3/Einr. Krippenplätze
Auszahlung
bisher 6.248.066 4.448.066 900.000 900.000 0 0 0
neu 5.448.066 4.448.066 500.000 500.000 0 0 0


-400.000 -400.000 0 0 0 dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den   
Aufwand innerhalb der Maßnahme U3 Einrichtung von 
Krippenplätzen, die Anträge beziehen sich größtenteils auf 
Umbaumaßnahmen, die nicht werterhöhend sind  (siehe hierzu 
auch Finanzhaushalt 2012)


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA -400.000 -400.000 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


11 4S.510018 MP: FB 51 Projekt U3/Einr. Krippenplätze
Aufwand
bisher 5.807.869 1.992.569 1.917.800 1.897.500 0 0 0
neu 6.607.869 1.992.569 2.317.800 2.297.500 0 0 0


400.000 400.000 0 0 0 dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den 
Aufwand innerhalb der Maßnahme U3 Einrichtung von 
Krippenplätzen, die Anträge beziehen sich größtenteils auf  
Umbaumaßnahmen, die nicht werterhöhend sind  (siehe hierzu 
auch Finanzhaushalt 2012)


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 400.000 400.000 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


12 4S.510019 MP: FB 51-Global-Investitionszusch.Kita
Auszahlung
bisher 600.000 200.000 100.000 100.000 100.000 100.000 0
neu 320.000 200.000 30.000 30.000 30.000 30.000 0


-70.000 -70.000 -70.000 -70.000 0 dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den als 
Aufwand, da anfallende Anträge erfahrungsgemäß überwiegend 
Zuschuss im Aufwandsbereich  (siehe hierzu auch 
Finanzhaushalt 2012)  gewertet werden


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA -70.000 -70.000 -70.000 -70.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


13 4S.510019 MP: FB 51-Global-Investitionszusch.Kita
Aufwand
bisher 500.000 100.000 100.000 100.000 100.000 100.000 0
neu 780.000 100.000 170.000 170.000 170.000 170.000 0


70.000 70.000 70.000 70.000 0 dauerhafte Umsetzung aus dem investiven Bereich in den als 
Aufwand, da anfallende Anträge erfahrungsgemäß überwiegend 
Zuschuss im Aufwandsbereich gewertet werden  (siehe hierzu 
auch Finanzhaushalt 2012)


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 70.000 70.000 70.000 70.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


14 5S.51… neu FB 51: Einrichtung Hortgruppen (Festwert)
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 492.000 0 98.400 344.400 49.200 0 0


98.400 344.400 49.200 0 0 Aufteilung der bisher als investiv eingestuften Maßnahme U3-
Ausbau in Investitionsmaßnahmen und Aufwandsmaßnahmen, 
Einrichtung von 12 Hortgruppenräumen (siehe Projek 
5E:210112)- vgl. auch Finanzhaushalt 2012  


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 98.400 344.400 49.200 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.3660 Einrichtungen der Jugendarbeit


PC 3660 Einr. d. Jugendarbeit


15 4S.510017 FB 51:MP Global- Invest.Zusch.fr.Träg
Aufwand
bisher 150.000 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000 0
neu 178.000 30.000 37.000 37.000 37.000 37.000 0


7.000 7.000 7.000 7.000 0 dauerhafte Verschiebung von investiven Mitteln in den Aufwand, 
da sich erfahrungsgemäß der Schwerpunkt bei den 
Auszahlungen der Zuschüsse im Aufwand befindet (siehe auch 
Finanzhaushalt 2012)


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA 7.000 7.000 7.000 7.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


16 4S.510017 FB 51:MP Global- Invest.Zusch.fr.Träg
Auszahlung
bisher 249.000 141.000 27.000 27.000 27.000 27.000 0
neu 221.000 141.000 20.000 20.000 20.000 20.000 0


-7.000 -7.000 -7.000 -7.000 0 Verschiebung in den Aufwand, da sich erfahrungsgemäß der 
Schwerpunkt bei den Auszahlungen der Zuschüsse im Aufwand 
befindet (siehe auch Finanzhaushalt 2012)


JHA einstimmig angenommen 13/0/0
FPA -7.000 -7.000 -7.000 -7.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0
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Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


17 5S.510015 FB 51:Global-Sachanl. KTK's
Aufwand
bisher 55.600 28.800 6.700 6.700 6.700 6.700 0
neu 108.800 28.800 20.000 20.000 20.000 20.000 0


13.300 13.300 13.300 13.300 0 dauerhafte Erhöhung um 13.300 € für die Einrichtung eines 
Globalansatzes für  die Schulkindbetreuung in und an Schulen 
sowie für OGS`en wegen Steiegerung der Betreuungszahlen  
(siehe auch Finanzhaushalt 2012)


JHA einstimmi g angenommen 13/0/0
FPA 13.300 13.300 13.300 13.300 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


I1.4110 Krankenhäuser


PC  4110 Krankenhäuser


neu 5S.200019 FB 20: Krankenhausumlage
Auszahlung
bisher 25.037.900 4.716.000 4.857.500 5.003.200 5.153.300 5.307.900 0
neu 19.437.900 4.716.000 3.457.500 3.603.200 3.753.300 3.907.900 0


-1.400.000 -1.400.000 -1.400.000 -1.400.000 0 Anpassung der Haushaltsplanungen an die 
entsprechenden Bedarfe


FPA -1.400.000 -1.400.000 -1.400.000 -1.400.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.4242 Sportstätten/Städt. Stadion FB 20


PC  4242 Sportstätten/Stadion


5 4E.210090 MP Stadion/Ausbau Westtribüne
Aufwand
bisher 1.200.000 0 900.000 300.000 0 0 0
neu 1.639.600 0 900.000 739.600 0 0 0


0 439.600 0 0 0 Mehrkosten beim Ausbau der Westtribüne in Höhe von 439.600 
Euro - Finanzierung durch Pachtaufstockung 


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 0 439.600 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


6 4E.210090 MP Stadion/Ausbau Westtribüne
Auszahlung
bisher 13.300.000 4.000.000 8.100.000 1.200.000 0 0 0
neu 13.300.000 4.000.000 8.100.000 1.200.000 0 0 0


0 0 0 0 0


sonstige haushaltswirksame Einzahlungen
vgl. 4E.210090 - Planung der Mehrwertsteuer in Auszahlung und 
Einzahlung


Einzahlungen aus Erstattung von Vorsteuern - Stadion
19 % von 439.600 €  - neu 83.600


sonsti ge haushaltswirksame Auszahlun gen


Auszahlungen aus Zahlung von MwSt - Stadion
19 % von 439.600 €  - neu 83.600


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 0 0 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.5116 Sanierung 


Neu 4S.610009 FB 61:MP - SanGeb. westl. Ringgeb.


Ertrag
bisher 3.202.162 1.663.162 513.000 513.000 513.000 0 0
neu 3.612.162 1.663.162 573.000 663.000 713.000 0 0


60.000 150.000 200.000 0 0 Einnahmen aus Sanierungsausgleichsbeiträgen für das  
westliche Ringgebiet  - Einnahmen und Ausgaben werden in 
gleicher Höhe angesetzt.


PIUA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde


FPA 60.000 150.000 200.000 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


Neu 4S.610009 FB 61:MP - SanGeb. westl. Ringgeb.


Aufwand
bisher 4.646.662 1.663.162 994.500 994.500 994.500 0 0
neu 5.056.662 1.663.162 1.054.500 1.144.500 1.194.500 0 0  


60.000 150.000 200.000 0 0 Budgeterhöhung wegen Einplanung von Sanierungsbeiträgen für 
das westliche Ringgebiet - Einnahmen und Ausgaben werden in 
gleicher Höhe angesetzt.


PIUA nicht behandelt, da der Antrag später eingereicht wurde


FPA 60.000 150.000 200.000 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.5232 Betreuung Brunnen+Denkmäler Ref.0600


PC5232 Betr.Brunnen+Denkm.


18 4S.000011 Ref. 0600: Instandhalt. Brunnen/Denkmäl.
Aufwand
bisher 856.400 436.400 105.000 105.000 105.000 105.000 0
neu 1.013.400 436.400 168.000 139.000 135.000 135.000 0


63.000 34.000 30.000 30.000 0 zusätzlicher Sanierungsbedarf an diversen Brunnenanlagen


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 63.000 34.000 30.000 30.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


19+
20


5S.000015 Ref. 0600: Global - Brunnen/Denkm.


Auszahlung
bisher 280.000 120.000 40.000 40.000 40.000 40.000 0
neu 156.000 120.000 10.000 6.000 10.000 10.000 0


-30.000 -34.000 -30.000 -30.000 0 dauerhafte Reduzierung des Ansatzes zur teilweisen 
Gegenfinanzierung für Sanierungsbedarf im Aufwandsbereich, 
Aufstockung um 68.000 € in 2013 (siehe auch Finanzhaushalt 
2012)


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA -30.000 -34.000 -30.000 -30.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.5400 Verkehrsflächen


PC 5400 Verkehrsflächen


21 4E.660008 Zusch. Nahverkehrsbahnhof/Verkehrs-AG
Aufwand
bisher 490.000 0 490.000 0 0 0 0
neu 540.000 0 130.000 410.000 0 0 0


-360.000 410.000 0 0 0 Verschiebung der Rate vom Jahr 2012 in das Jahr 2013


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA -360.000 410.000 0 0 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


I1.5410 Gemeindestraßen


PC5410 Gemeindestraßen


22 5E.660080 Lammer Busch-Ost, 2.BA/ Erschließung
Einzahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 2.179.000 0 876.000 0 1.303.000 0 0


876.000 0 1.303.000 0 0 zusätzliche Einzahlungen für die Erschließung Wohnbauland 
Lammer Busch-Ost, Gesamtkosten bei FB 66  i.H.v. rd.2,1 Mio.€ 
(weitere Kosten siehe FB 67), Einnahmen i.H.v. rd. 2,2 Mio.€ 
(siehe auch Finanzhaushalt 2012) -


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA 876.000 0 1.303.000 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


23 5E.660080 Lammer Busch-Ost, 2.BA/ Erschließung
Auszahlung


bisher 15.000 15.000 0 0 0 0 0
neu 2.145.000 15.000 850.000 20.000 1.260.000 0 0


850.000 20.000 1.260.000 0 0 zusätzliche Auszahlungen für die Erschließung Wohnbauland 
Lammer Busch-Ost, Gesamtkosten  bei FB 66  i.H.v. rd.2,1 
Mio.€ (weitere Kosten siehe FB 67), Einnahmen i.H.v. rd. 2,2 
Mio.€ (siehe auch Finanzhaushalt 2012)


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA 850.000 20.000 1.260.000 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


24 5E.660081 W-Bracke-Gesamtschule/Erschließung
Einzahlung


bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 337.500 0 0 162.000 0 18.000 157.500


0 162.000 0 18.000 157.500 Beiträge für Herrstellung von Geh- und Radwegen, 
Teilerneuerung Wiedweg, Gesamtkosten i.H.v. rd. 1,0 Mio.€, 
Einnahmen i.H.v. rd. 0,3 Mio.€


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 0 162.000 0 18.000 157.500 einstimmi g angenommen 11/0/0


25 5E.660081 W-Bracke-Gesamtschule/Erschließung
Auszahlung


bisher 964.000 0 249.000 250.000 240.000 225.000 0
neu 964.000 0 0 200.000 190.000 175.000 399.000


-249.000 -50.000 -50.000 -50.000 399.000 Verschiebung der Raten zur Herrstellung von Geh- und 
Radwegen an der W-Bracke Gesamtschule, Teilerneuerung 
Wiedweg, Gesamtkosten i.H.v. rd. 1,0 Mio.€, Einnahmen i.H.v. 
rd. 0,3 Mio.€ (siehe auch Finanzhaushalt 2012)


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA -249.000 -50.000 -50.000 -50.000 399.000 einstimmig angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


26 5E.-neu Roselies-Süd/ Erschließung
Einzahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 1.805.500 0 745.000 0 1.060.500 0 0


745.000 0 1.060.500 0 0 zusätzliche Einzahlungen für die Erschließung Wohnbauland 
Rosalies-Süd, Gesamtkosten  bei FB 66 i.H.v. rd.2,1 Mio.€ (zzgl. 
weitere Kosten bei FB 67), Einnahmen i.H.v. rd. 1,8 Mio.€ (siehe 
auch Finanzhaushalt 2012)


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA 745.000 0 1.060.500 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


27 5E.-neu Roselies-Süd/ Erschließung
Auszahlung


bisher 100.000 100.000 0 0 0 0 0
neu 2.100.000 100.000 745.000 320.000 20.000 915.000 0


745.000 320.000 20.000 915.000 0 zusätzliche Auszahlungen für die Erschließung Wohnbauland 
Rosalies-Süd, Gesamtkosten bei FB 66 i.H.v. rd.2,1 Mio.€ (zzgl. 
weitere Kosten bei FB 67), Einnahmen i.H.v. rd. 1,8 Mio.€ (siehe 
auch Finanzhaushalt 2012)


BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen


FPA 745.000 320.000 20.000 915.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


28 5S.660017 Stadtbahnbau/Folgemaßnahmen
Auszahlung


bisher 684.590 684.590 0 0 0 0 0
neu 1.904.590 684.590 220.000 250.000 250.000 250.000 250.000  


220.000 250.000 250.000 250.000 250.000 Erneuerung der Stadtbahnanlage Helmstedter Straße bis 
Hauptgüterverkehrsbahnhof (Gesamtkosten zusätzlich : 1,2 Mio. 
Euro)


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 220.000 250.000 250.000 250.000 250.000 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


neu 5S.660023 Wilhelminischer Ring Nord/Straßenern.
Einzahlung
bisher 241.000 0 0 0 141.000 100.000 0
neu 241.000 0 0 0 0 0 241.000


0 0 -141.000 -100.000 241.000 Verschiebung de Raten nach 2016


FPA 0 0 -141.000 -100.000 241.000 einstimmi g angenommen 11/0/0


neu 5S.660023 Wilhelminischer Ring Nord/Straßenern.
Auszahlung
bisher 2.803.468 1.895.468 0 0 508.000 400.000 0
neu 2.803.468 1.895.468 0 0 0 0 908.000


0 0 -508.000 -400.000 908.000 Verschiebung de Raten nach 2016


FPA 0 0 -508.000 -400.000 908.000 einstimmi g angenommen 11/0/0


I1.5450 Straßenreinigung und Beleuchtung


PC5450 Straßenreinigung und Beleuchtung


29 5S.660051 FB 66:Ersatz-Invest-Straßenbel.
Aufwand
bisher 10.788.300 4.454.100 1.544.500 1.575.500 1.607.100 1.607.100 0
neu 11.007.200 4.454.100 1.589.900 1.621.700 1.654.200 1.687.300


45.400 46.200 47.100 80.200 0 Indexanpassung der Entgelte dür die Bellis GmbH


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 45.400 46.200 47.100 80.200 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.5510 Öffentliches Grün/Landschaftsbau


PC5510 Öffentliches Grün/Landschaftsbau


30 4S.670016 FB 67: Global-Instandh. Grün-u. Spielanl


Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 12.000 0 3.000 3.000 3.000 3.000 0


3.000 3.000 3.000 3.000 0 Unterhaltung der Rampenanlage sowie Überdachung für 
Westbahnhof Einzelmaßnahme Jugendplatz (siehe auch 
Finanzhaushalt 2012)


GA angenommen 10/0/1
FPA 3.000 3.000 3.000 3.000 0 einstimmi g angenommen 11/0/0


31 5E.-neu Roselies-Süd/ Erschließung
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 1.463.200 0 94.800 783.200 97.400 63.000 424.800


94.800 783.200 97.400 63.000 424.800 Erschließung Wohnbaugebiet Roselies-Süd (Gesamtkosten FB 
67: rd. 1,5 Mio. Euro)  -siehe auch Finanzhaushalt 2012


GA angenommen 10/1/0
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 94.800 783.200 97.400 63.000 424.800 einstimmi g angenommen 11/0/0
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


32 5E.-neu Lammer-Busch Ost/ Erschließung
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 1.711.700 0 143.900 0 1.106.800 0 461.000


143.900 0 1.106.800 0 461.000 Erschließung Wohnbaugebiet Lammer-Busch Ost 
(Gesamtkosten FB 67: rd. 1,7 Mio. Euro)  -siehe auch 
Finanzhaushalt 2012


GA einstimmig angenommen 11/0/0


BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 143.900 0 1.106.800 0 461.000 einstimmi g angenommen 11/0/0


I1.5610 Umweltschutzmaßnahmen FB 61


PC5610 Umweltschutzmaßn.


33 4S.610030 FB 61: Instandh. durch Drittmittel
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 9.200 0 2.300 2.300 2.300 2.300 0


2.300 2.300 2.300 2.300 0 dauerhafte Erhöhung für kapitalisierte Pflegekosten für die 
nächsten 20 Jahre Hamsterpflege gemäß Städtebauliche 
Verträge mit der GGB - Einnahme erfolgt als Einmalzahlung in 
2011  -siehe auch Finanzhaushalt 2012


PIUA 2.300 2.300 2.300 2.300 0 einstimmi g angenommen 11/0/0
FPA
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Anlage 2.6.2.1


Gesamt- Plan und Ist Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition kosten  Vorjahre 2012 2013 2014 2015 ab 2016
Bemerkungen


Nr. Projekt-Nr. in € in € in € in € in € in € in €


Haushaltslesung 2012 - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012 zum IP 2011 - 2015


I1.5712 Wirtschaftsförderung - Gesellschaften


PC5712 Wirtschaftsförderung - Gesellschaften


34 5E.200047 FB 20:Gewerbefl. Flughafen/Erschl.
Einzahlung
bisher 5.692.400 0 0 5.692.400 0 0 0
neu 5.896.000 0 0 5.896.000 0 0 0


0 203.600 0 0 0 erhöhte Einzahlungen für die Gewerbeflächen Flughafen 
(Erschließungsbeiträge und Zuschüsse)


WA
BA ohne Beschlussem pfehlun g passieren lassen
FPA 0 203.600 0 0 0 angenommen 7/0/4


35 5E.200047 FB 20:Gewerbefl. Flughafen/Erschl.
Auszahlung
bisher 8.904.410 3.234.110 2.700.000 2.970.300 0 0 0
neu 8.931.610 3.234.110 3.637.800 2.059.700 0 0 0


937.800 -910.600 0 0 0 Zur Beschleunigung der Erschließungsmaßnahmen 2012 
werden  937.800 €  mehr benötigt. 2013 werden dadurch 
910.600 € "eingespart". Im Gesamtergebnis werden 27.200 € 
mehr benötigt.  Gleichzeitig erhöhen sich aber - ganzheitlich 
betrachtet - die Einzahlungen in 2013 (Erschließungsbeiträge 
und Zuschüsse) um 203.600 €, sodass sich das Ergebnis um 
176.400 € verbessert. 


WA
BA ohne Beschlussempfehlung passieren lassen
FPA 937.800 -910.600 0 0 0 angenommen 7/0/4


Ergebnis nach Abzug FB 20


Diff. Auszahlun gen 4.254.900 2.342.400 4.867.300 3.642.200 -9.857.200
Diff. Einzahlun gen 1.681.000 515.600 2.422.500 -82.000 398.500
Veränderun g gesamt 2.573.900 1.826.800 2.444.800 3.724.200 -10.255.700


davon ergebniswirksam 727.800 2.505.200 297.300 171.200 0
davon investiv 1.846.100 -678.400 2.147.500 3.553.000 -10.255.700
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Anlage 2.6.2.2


Lfd.
Nr.


Teilhaushalt
Zeile


Bezeichnung
bisher neu


2012 2013 2014 2015 Bemerkung


 


Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit (nicht ergebniswirksam)


34


Einzahlungen; Aufnahme von 


Krediten und inneren Darlehen 


für Investitionstätigkeit


      11.738.900         11.738.900                  -                    -       8.725.300     8.034.000   


neu FS 6120 sonstige Finanzwirtschaft -                -                8.725.300        8.034.000   Die ursprünglich geplanten Sondertilgungen in 2014 und 2015 
werden nicht vorgenommen. Daher ist in der entsprechende 
Höhe eine Umschuldung vorzunehmen. Für das Jahr 2015 ist 
der Umschuldungsbetrag im Entwurf irrtümlich falsch geplant 
gewesen und wird nun haushaltsneutral korrigiert.


692734 Investitionskredite von Kreditinstitute / 
Umschuldungen


FPA 8.725.300    8.034.000    einstimmig angenommen 11/0/0


35


Auszahlungen; Tilgung von 


Krediten aus Rückzahlungen von 


inneren Darlehen für 


Investitionstätigkeit


      20.045.900         20.045.900                  -                    -                    -       6.417.000   


neu FS 6120 sonstige Finanzwirtschaft -                -                8.725.300    8.034.000    Die ursprünglich geplanten Sondertilgungen in 2014 und 2015 
werden nicht vorgenommen. Daher ist in der entsprechende 
Höhe eine Umschuldung vorzunehmen.  Für das Jahr 2015 ist 
der Umschuldungsbetrag im Entwurf irrtümlich falsch geplant 
gewesen und wird nun haushaltsneutral korrigiert.


792734 Tilgung Investitionskredite Kreditinstitute / 
Umschuldungen


FPA 8.725.300    8.034.000    einstimmig angenommen 11/0/0


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Allgemeine Finanzwirtschaft


Planansatz 
in €
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Anlage 2.6.2.2


Lfd.
Nr.


Teilhaushalt
Zeile


Bezeichnung
bisher neu


2012 2013 2014 2015 Bemerkung


 


Haushaltslesung 2012 - Finanzhaushalt - zwingende Ansatzveränderungen nach Druck des Haushaltsplanentwurfes 2012


Planansatz 
in €


neu FS 6120 sonstige Finanzwirtschaft -                -                8.725.300 -   1.617.000 -   Die Sondertilgungen für 2014 und 2015 werden nicht 
vorgenommen.


792760 Außerordentliche Tilgung Investitionskredite 
Kreditinstitute 


FPA 8.725.300 -   1.617.000 -   einstimmig angenommen 11/0/0


8.725.300    1.617.000    Haushaltsentlastung







Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.1165 Immobilienmanagement


PC2430 Sonstige schulische Aufgaben


1 4S.21 Neu FB 20: Global-Instandh. Schulen
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 1.840.000 0 460.000 460.000 460.000 460.000 0


460.000 460.000 460.000 460.000 0 Umsetzung von Mitteln vom FB 40 (siehe Ergebnis der 
Arbeitsgruppe"Abstimmungsaufwand zwischen FB 40 und FB 65") - 
siehe auch FH 2012


FPA 460.000 460.000 460.000 460.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


PC3650 Tageseinrichtungen für Kinder


2 5E.210112 Kitaneubau
Auszahlung
bisher 9.524.000 0 1.904.800 6.666.800 952.400 0 0
neu 9.104.000 0 1.820.800 6.372.800 910.400 0


-84.000 -294.000 -42.000 0 0 Umsetzung von Mitteln aus dem Projekt 5E.210112 auf ein neues Projekt 
für die Containerlösung für 4 Schulstandorte (bis 2014) -  siehe auch FH 
2012 ; darüber hinaus werden die Mittel für die Beschaffung von 
Vermögensgegenständen separat ausgewiesen (2012: 117.400 Euro 
- 2013: 410.900 Euro - 2014: 58.700 Euro)


FPA -84.000 -294.000 -42.000 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


3 5S.21 Neu FB 20: Anschaffung von Schulcontainern 
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 420.000 0 84.000 294.000 42.000 0


84.000 294.000 42.000 0 0 Umsetzung von Mitteln aus dem Projekt 5E.210112  - Neues Projekt für 
die Containerlösung für 4 Schulstandorte (bis 2014) -  siehe auch FH


FPA 84.000 294.000 42.000 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.2430 sonstige schulische Aufgaben des 
FB 40


PC2430 sonstige schulische Aufgaben des 
FB 40


4 4S.400009 FB 40:Global-Instandh. - Schulen
Aufwand
bisher 7.114.500 3.434.500 920.000 920.000 920.000 920.000 0
neu 5.274.500 3.434.500 460.000 460.000 460.000 460.000 0  


-460.000 -460.000 -460.000 -460.000 0 Umsetzung von Mitteln vom FB 40 (siehe Ergebnis der 
Arbeitsgruppe"Abstimmungsaufwand zwischen FB 40 und FB 65) - 
siehe auch FH 2012


FPA -460.000 -460.000 -460.000 -460.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


5 5S.400037 FB 40:Global-Baumaßnahme Spielg. 
Auszahlung
bisher 547.000 273.000 101.000 51.000 61.000 61.000 0
neu 273.000 273.000 0 0 0 0 0 Umsetzung der Beschaffungsmittel für Spielgeräte von FB 40 zu FB 67 - 


siehe auch FH 2012 
-101.000 -51.000 -61.000 -61.000 0


FPA -101.000 -51.000 -61.000 -61.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.


Seite  2 21.02.2012







Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.3119 Verwaltung der Sozialhilfe (ohne 
Verw. D.Einr.)


PC31191 Verw.Sozialh. (o.Einr)


6 4S.500004 FB 50:Gebäude-Instandh. Restber. FB 50
Aufwand
bisher 85.200 0 21.300 21.300 21.300 21.300 0
neu 0 0 0 0 0 0 0


-21.300 -21.300 -21.300 -21.300 0 Umsetzung der Instandhaltungsmittel für das Gebäude Naumburgstraße 
23 (4S.500004.06.505) auf das Gebäude Naumburgstraße 25 
(4S.500004.17.505 ) - siehe auch FH 2012


FPA -21.300 -21.300 -21.300 -21.300 0 einstimmig angenommen 11/0/0


7 4S.500004 FB 50:Gebäude-Instandh. Restber. FB 50
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 85.200 0 21.300 21.300 21.300 21.300 0


21.300 21.300 21.300 21.300 0 Umsetzung der Instandhaltungsmittel für das Gebäude Naumburgstraße 
23 (4S.500004.06.505) auf das Gebäude Naumburgstraße 25 
(4S.500004.17.505 ) -- siehe auch FH 2012


FPA 21.300 21.300 21.300 21.300 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.


Seite  3 21.02.2012







Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.3670 Sonst.Einr. d. Ki.-, Jug.- u. 
Fam.hilfe


PC3670 Sonst.Einr. d. Ki.-, Jug.- u. Fam.hilfe


8 4S.510001 FB 51: Instandhaltungen Verw. 51.0
Aufwand


bisher 414.900 95.100 91.200 76.200 76.200 76.200 0


neu 414.900 95.100 91.200 76.200 76.200 76.200 0


0 0 0 0 0 Umsetzung vom Sachkonto 422110 zu 422140  - erhöhter Bedarf bei der 
Softwarewartung (Kosynus) - siehe auch FH 2012


FPA 0 0 0 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.4210 Förderung des Sports


PC 4210 Förderung des Sports


9 4S.67 Neu FB 67: MP - Zusch. an Sportvereine allg.
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 240.000 0 60.000 60.000 60.000 60.000 0 Umsetzung aus dem Projekt 5S.670060


60.000 60.000 60.000 60.000 0


FPA 60.000 60.000 60.000 60.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


10 5S.670060 FB 67: Zusch. an Sportvereine allg.
Auszahlung
bisher 300.000 60.000 60.000 60.000 60.000 60.000 0
neu 16.200 16.200 0 0 0 0 0 Umsetzung zu dem Projekt 4S.-neu


-60.000 -60.000 -60.000 -60.000 0


FPA -60.000 -60.000 -60.000 -60.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.5116 Sanierung


PC5116 Sanierung


11 4S.610025 FB 61:MP - Soziale Stadt EFRE-
Auszahlung
bisher 410.000 0 0 0 0 0 410.000
neu 410.000 0 0 0 0 0 410.000


0 0 0 0 0 Umsetzung von Mitteln vom Bauprojekt 4S.610025.02.500.003 auf das 
Zuschussprojekt 4S.610025.02.525


FPA 0 0 0 0 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.5400 Verkehrsflächen


PC5400 Verkehrsflächen


12 5S.660001 FB 66: GVG-Sammelprojekt
Auszahlung
bisher 68.500 37.300 7.800 7.800 7.800 7.800 0
neu 59.800 16.200 10.900 10.900 10.900 10.900 0  


3.100 3.100 3.100 3.100 0 Mittelumsetzung zum Projekt 5S.660001 - Kauf von geringwertigen 
Vermögensgegenständen - siehe auch FH 2012


FPA 3.100 3.100 3.100 3.100 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.5410 Gemeindestraßen


PC5410 Gemeindestraßen


13 5S.660002 FB 66: Global -Sachanl.
Auszahlung
bisher 24.600 12.200 3.100 3.100 3.100 3.100 0
neu 12.200 12.200 0 0 0 0 0


-3.100 -3.100 -3.100 -3.100 0 Mittelumsetzung vom Projekt 5S.660001 - Kauf von Global-Sachanlagen 
über 1.000 Euro - siehe auch FH 2012


FPA -3.100 -3.100 -3.100 -3.100 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.5510 Öffentliches Grün/Landschaftsbau


PC2430 Sonstige schulische Aufgaben


14 5S.67 Neu FB 67:Global-Baumaßnahme Spielg. 
Auszahlung
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 274.000 0 101.000 51.000 61.000 61.000 0


101.000 51.000 61.000 61.000 0 Umsetzung der Beschaffungsmittel für Spielgeräte von FB 40 zu FB 67 - 
siehe auch FH 2012 


FPA 101.000 51.000 61.000 61.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen


Anlage 2.6.3.1


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


Auszahlungen
bisher 3.109.200 7.806.200 2.101.800 1.149.400 410.000
neu 3.109.200 7.806.200 2.101.800 1.149.400 410.000


Einzahlungen
bisher 0 0 0 0 0
neu 0 0 0 0 0


Veränderung gesamt 0 0 0 0 0


davon Investitionen 0 0 0 0 0
davon Aufwand 0 0 0 0 0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.6.3.2


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.2110 Grundschulen


PC2110 Grundschulen


5S.400028 FB 40:GVG-Funkt/Einr/Tech  Schulen
Aufwand
bisher 266.900 222.500 11.100 11.100 11.100 11.100 0
neu 240.900 222.500 4.600 4.600 4.600 4.600 0  


-26.000 0 -6.500 -6.500 -6.500 -6.500 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Beschaffung 
von Einrichtungsgegenständen der bezirklichen Schulen zwecks 
Budgetbildung; die Mittel sind nun auf dem Projekt 5S.40 Neu eingeplant.


FPA -6.500 -6.500 -6.500 -6.500 0 einstimmig angenommen 11/0/0


5S.40 Neu Einrichtungsgegenstände bez. Schulen 
StBezR.


Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 51.600 0 12.900 12.900 12.900 12.900 0


51.600 0 12.900 12.900 12.900 12.900 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Beschaffung 
von Einrichtungsgegenständen der bezirklichen Schulen zwecks 
Budgetbildung; bisher waren die Mittel auf dem Projekt 5S.400028 
eingeplant. 


FPA 12.900 12.900 12.900 12.900 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.6.3.2


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.2310 Berufliche Schulen


PC2310 Berufliche Schulen


5S.400028 FB 40:GVG-Funkt/Einr/Tech  Schulen
Aufwand
bisher 150.600 109.000 10.400 10.400 10.400 10.400 0
neu 125.000 109.000 4.000 4.000 4.000 4.000 0  


-25.600 0 -6.400 -6.400 -6.400 -6.400 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Beschaffung 
von Einrichtungsgegenständen der bezirklichen Schulen zwecks 
Budgetbildung; die Mittel sind nun auf dem Projekt 5S.40 Neu eingeplant.


FPA -6.400 -6.400 -6.400 -6.400 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.2720 Büchereien


PC2720 Büchereien


5S.410002 FB 41: Bücher der Bibliotheken (FW)
Aufwand
bisher 2.989.800 1.649.100 480.000 286.900 286.900 286.900 0
neu 2.909.800 1.649.100 460.000 266.900 266.900 266.900 0  


-80.000 0 -20.000 -20.000 -20.000 -20.000 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für Ortsbüchereien 
zwecks Budgetbildung; die Mittel sind nun auf dem Projekt 5S.41 Neu 
eingeplant.


FPA -20.000 -20.000 -20.000 -20.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.6.3.2


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


5S.41 Neu Ortsbüchereien StBezR
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 80.000 0 20.000 20.000 20.000 20.000 0  


80.000 0 20.000 20.000 20.000 20.000 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für Ortsbüchereien 
zwecks Budgetbildung; bisher waren die Mittel auf dem Projekt 
5S.410002 eingeplant.


FPA 20.000 20.000 20.000 20.000 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.5410 Gemeindestraßen


PC5410 Gemeindestraßen


4S.660007 FB 66: Instandhaltungen Stadtbezirksräte


Aufwand
bisher 1.790.700 790.700 250.000 250.000 250.000 250.000 0
neu 1.027.900 790.700 59.300 59.300 59.300 59.300 0


-762.800 0 -190.700 -190.700 -190.700 -190.700 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Unterhaltung 
unbeweglichen Vermögens (Gemeindestraßen) zwecks Budgetbildung; 
die Mittel sind nun auf dem Projekt 4S.660015 eingeplant.


FPA -190.700 -190.700 -190.700 -190.700 0 einstimmig angenommen 11/0/0


4S.660015 FB 66: Instandhaltungen StBezR


Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0


neu 762.800 0 190.700 190.700 190.700 190.700 0


762.800 0 190.700 190.700 190.700 190.700 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Unterhaltung 
unbeweglichen Vermögens (Gemeindestraßen) zwecks Budgetbildung; 
bisher waren die Mittel auf dem Projekt 4S.660007 eingeplant.


FPA 190.700 190.700 190.700 190.700 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.6.3.2


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


I1.5510 Öffentliches Grün/ 
Landschaftbau


PC5510 Öffentliches Grün/ Landschaftsbau


4S.670041 FB 67: Grüninstandhaltung StBezR
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0
neu 38.000 0 9.500 9.500 9.500 9.500 0


38.000 0 9.500 9.500 9.500 9.500 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die 
Grünanlagenunterhaltung zwecks Budgetbildung; bisher waren die Mittel 
auf dem Projekt 4S.670007 eingeplant.


FPA 9.500 9.500 9.500 9.500 0 einstimmig angenommen 11/0/0


4S.670007 FB 67: Unterh. v. Grün- und Spielanlagen


Aufwand
bisher 7.459.700 4.277.300 795.600 795.600 795.600 795.600 0
neu 7.421.700 4.277.300 786.100 786.100 786.100 786.100 0


-38.000 0 -9.500 -9.500 -9.500 -9.500 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die 
Grünanlagenunterhaltung zwecks Budgetbildung; die Mittel sind nun auf 
dem Projekt 4S.670041 eingeplant.


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.6.3.2


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


FPA -9.500 -9.500 -9.500 -9.500 0 einstimmig angenommen 11/0/0


I1.5530 Friedhofs- und 
Bestattungswesen


PC5510 Öffentliches Grün/ Landschaftsbau


4S.670002 FB 67: Instandh. Abt. 67.3 (allgemein)
Aufwand
bisher 736.000 344.400 97.900 97.900 97.900 97.900 0


neu 642.800 344.400 74.600 74.600 74.600 74.600 0


-93.200 0 -23.300 -23.300 -23.300 -23.300 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Grünanlagen
und Hochbauunterhaltung der Friedhöfe zwecks Budgetbildung; die Mittel 
sind nun auf dem Projekt 4S.67 Neu eingeplant.


FPA -23.300 -23.300 -23.300 -23.300 0 einstimmig angenommen 11/0/0


4S.670010 FB 67: Instandh.Bestattungsw. (ohne 
Krema)


Aufwand
bisher 700.000 350.000 87.500 87.500 87.500 87.500 0


neu 683.600 350.000 83.400 83.400 83.400 83.400 0


-16.400 0 -4.100 -4.100 -4.100 -4.100 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Grünanlagen
und Hochbauunterhaltung der Friedhöfe zwecks Budgetbildung; die Mittel 
sind nun auf dem Projekt 4S.67 Neu eingeplant.


FPA -4.100 -4.100 -4.100 -4.100 0 einstimmig angenommen 11/0/0


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltslesung 2012
Investitionsprogramm 2011-2015
Haushaltsneutrale Umsetzungen "Budgetbildung Stadtbezirksräte"


Anlage 2.6.3.2


Plan und Restbedarf


lfd. Position Projektdefinition Gesamt- Ist ab Bew. Bemerkungen
Nr. Projekt-Nr. kosten Vorjahre 2012 2013 2014 2015 2016 Stelle


4S.67 Neu Grünanlagen- u. Hochbauunterhaltung 
Friedhöfe StBezR
Aufwand
bisher 0 0 0 0 0 0 0


neu 109.600 0 27.400 27.400 27.400 27.400 0


109.600 0 27.400 27.400 27.400 27.400 0 Separate Ausweisung der Mittel der Stadtbezirksräte für die Grünanlagen
und Hochbauunterhaltung der Friedhöfe zwecks Budgetbildung; bisher 
waren die Mittel auf den Projekten 4S.670002 und 4S.670010 eingeplant.


FPA 27.400 27.400 27.400 27.400 0 einstimmig angenommen 11/0/0


Auszahlungen
bisher 1.252.500 1.252.500 1.252.500 1.252.500 0
neu 1.252.500 1.252.500 1.252.500 1.252.500 0


Einzahlungen
bisher 0 0 0 0 0
neu 0 0 0 0 0


Veränderung gesamt 0 0 0 0 0


davon Investitionen 0 0 0 0 0
davon Aufwand 0 0 0 0 0


Haushaltsvermerk zu den Teilhaushalten Schule, Kultur und Wissenschaft, Tiefbau und Verkehr, Stadtgrün und Sport und Politische Gremien (Ergebnishaushalt):
Jeder Stadtbezirksrat erhält Mittel für repräsentative Aufwendungen, Zuschüsse, Beschaffung von Einrichtungsgegenständen bezirklicher Schulen, Konzerte und Musikpflege, Ortsbüchereien, Grünanlagenunterhaltung, Unterhaltung 
unbeweglichen Vermögens (Gemeindestraßen) sowie für die Grünanlagen- und Hochbauunterhaltung der Friedhöfe (s. Vorbericht S. xx). Den Stadtbezirksräten 114, 120, 131, 211, 212, 213, 310 und 321 werden die ihnen nach der 
Aufstellung des Vorberichtes zugeteilten Mittel aufgrund ihrer Anträge gem. § 93 Abs. 2 S. 4 NKomVG als Budget zugewiesen, d. h. die Mittel für den jeweiligen Stadtbezirksrat auf den Projekten 5S.40xxxx, 5S.41xxxx, 4S.670041, 
4S.67xxxx und 4S.660015 sowie die Mittel der Kostenstelle des jeweiligen Stadtbezirksrates im Teilhaushalt Politische Gremien sind gegenseitig deckungsfähig. Die mittelbewirtschaftenden Fachbereiche dürfen nur entsprechend der 
Anforderungen der Stadtbezirksräte nach Freigabe durch den Fachbereich Zentrale Dienste über die Mittel verfügen.


IP-Veränderungen sind farbig hinterlegt.
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Haushaltsplan 2012
Stadt Braunschweig Gesamt-Ergebnishaushalt       


Ergebnis
2010


Ansatz
2011


Ansatz
2012


Planung
2013


Planung
2014


Planung
2015


- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro -


1 Steuern und ähnliche Abgaben 249.277.825,12 304.215.000 340.258.700 341.280.520 346.220.586 358.263.454


2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 94.865.630,41 128.068.573 107.942.900 112.027.566 109.297.481 107.846.667


3 Auflösungserträge aus Sonderposten 13.543.629,63 13.972.401 14.671.597 14.912.924 15.134.481 15.221.317


4 Sonstige Transfererträge 9.691.384,20 8.164.300 8.502.900 8.657.086 8.455.755 8.616.170


5 Öffentlich-rechtliche Entgelte 27.852.960,06 29.045.200 28.353.400 28.503.298 28.778.220 29.055.891


6 Privatrechtliche Entgelte 9.100.515,29 8.164.400 9.273.300 8.955.998 9.084.523 9.123.884


7 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 106.549.813,69 115.334.400 116.310.400 124.267.214 132.170.884 134.535.282


8 Zinsen und ähnliche Finanzerträge 7.702.087,20 9.843.400 7.857.200 5.091.800 4.966.300 4.911.300


9 Aktivierte Eigenleistungen 1.299.985,94 1.431.752 1.544.182 1.400.100 1.294.500 1.082.900


10 Bestandsveränderungen       


11 Sonstige ordentliche Erträge 52.035.190,77 15.573.300 17.884.600 16.967.632 17.064.427 16.911.691


12 Summe ordentliche Erträge 571.919.022,31 633.812.726 652.599.179 662.064.138 672.467.158 685.568.555


13 Aufwendungen für aktives Personal 138.044.463,32 147.235.028 139.008.311 146.354.831 147.978.197 149.730.348


14 Aufwendungen für Versorgung 15.270.409,32 15.542.299 15.947.053 16.106.524 16.267.589 16.430.262


15 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 42.707.989,74 44.623.100 54.298.400 49.568.065 49.449.616 48.172.978


16 Abschreibungen 26.321.078,84 30.909.444 32.746.507 33.674.768 34.898.666 34.774.826


17 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 10.032.016,32 10.731.000 9.687.100 8.879.800 8.495.000 8.324.700


18 Transferaufwendungen 184.058.246,83 207.197.800 221.219.100 221.867.142 222.569.806 229.520.183


19 Sonstige ordentliche Aufwendungen 168.865.269,02 173.363.400 179.215.900 180.184.552 180.426.222 179.174.498


20 Überschuss gemäß S15 Abs. 5 GemHKVO 0,00 4.210.654 476.808 5.428.457 12.382.063 19.440.761


21 Summe ordentliche Aufwendungen 585.299.473,39 633.812.726 652.599.179 662.064.138 672.467.158 685.568.555


22
Ordentliches Ergebnis
(Zeilen 12 - 21 + 20) -13.380.451,08 4.210.654 476.808 5.428.457 12.382.063 19.440.761


Erträge und Aufwendungen


Ordentliche Erträge


Ordentliche Aufwendungen
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Haushaltsplan 2012
Stadt Braunschweig Gesamt-Ergebnishaushalt       


Ergebnis
2010


Ansatz
2011


Ansatz
2012


Planung
2013


Planung
2014


Planung
2015


- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro -


Erträge und Aufwendungen


23 Außerordentliche Erträge 10.179.176,33 778.500 1.055.500 809.708 814.000 818.378


24 Außerordentliche Aufwendungen 2.440.950,63 575.000 854.000 604.000 604.000 604.000


25 Überschuss gemäß §15 Abs. 6 GemHKVO 7.738.225,70 203.500 201.500 205.708 210.000 214.378


26 Summe aus Zeile 24 + 25 10.179.176,33 778.500 1.055.500 809.708 814.000 818.378


27 Außerordentliches Ergebnis 
(Zeilen 23 - 24)


7.738.225,70 203.500 201.500 205.708 210.000 214.378


28 Jahresergebnis (Zeilen 22 + 27)
Überschuss (+) / Fehlbetrag (-)


-5.642.225,38 4.414.154 678.308 5.634.165 12.592.064 19.655.139


29
Summe der Jahresfehlbeträge aus Vorjahr 
gem. §2 Abs. 6 GemHKVO


Voraussichtlicher Bestand der 
Überschussrücklage am Ende des 
Haushaltsjahres


79.668.809,16 84.082.963 84.761.271 90.395.436 102.987.499 122.642.638


Voraussichtlicher Bestand der 
Überschussrücklage am Ende des 
Haushaltsjahres unter Berücksichtigung des 
vorläufigen Jahresüberschusses 2011 in 
Höhe von 68,7 Mio. Euro


79.668.809,16 148.368.809 149.047.117 154.681.281 167.273.345 186.928.484


Zusätzlich zu den lt. Muster vorgesehenen Zeilen folgt eine Darstellung der Überschussrücklagen. Zum einen unter Berücksichtigung der Ansätze 2011 und im weiteren 
unter Einbeziehung des vorläufigen Jahresüberschusses 2011. 
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Haushaltsplan 2012
Stadt Braunschweig Gesamt-Finanzhaushalt       


Ergebnis
2010


Ansatz
2011


Ansatz
2012


Planung
2013


Planung
2014


Planung
2015


- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro -


1 Steuern und ähnliche Abgaben 265.000.952,63 304.215.000 340.258.700 341.280.520 346.220.586 358.263.454
2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 96.406.163,57 128.068.573 107.942.900 112.027.566 109.297.481 107.846.667
3 Sonstige Transfereinzahlungen 8.884.218,20 8.164.300 8.502.900 8.657.086 8.455.755 8.616.170
4 Öffentlich-rechtliche Entgelte 27.854.852,59 29.045.200 28.353.400 28.503.298 28.778.220 29.055.891
5 Privatrechtliche Entgelte 8.934.330,97 8.180.600 9.317.500 9.000.198 9.128.723 9.168.084
6 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 107.670.184,36 115.334.400 116.310.400 124.267.214 132.170.884 134.535.282
7 Zinsen und ähnliche Einzahlungen 18.169.403,47 9.843.400 7.857.200 5.091.800 4.966.300 4.911.300


8
Einzahlungen aus der Veräußerung geringwertiger 
Vermögensgegenstände


      


9 Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen 21.657.771,58 17.487.200 20.704.937 18.450.701 18.183.264 18.034.906


10 = Summe der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit


554.577.877,37 620.338.673 639.247.937 647.278.383 657.201.214 670.431.754


11 Auszahlungen für aktives Personal 127.295.726,65 131.590.282 136.620.891 133.947.131 135.283.879 136.633.620


12 Auszahlungen für Versorgung 15.270.409,32 15.542.299 15.947.053 16.106.524 16.267.589 16.430.262


13
Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen und 
für geringwertige Vermögensgegenstände


34.228.671,27 44.623.100 54.298.400 49.568.065 49.449.616 48.172.978


14 Zinsen und ähnliche Auszahlungen 10.875.664,92 10.731.000 9.687.100 8.879.800 8.495.000 8.324.700


15 Transferauszahlungen 181.818.996,35 207.197.800 221.219.100 221.867.142 222.569.806 229.520.183


16 Sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 168.325.130,35 175.090.000 181.878.937 181.506.113 181.379.259 180.127.535


17 = Summe der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit


537.814.598,86 584.774.481 619.651.481 611.874.775 613.445.149 619.209.277


18
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit (Zeilen 
10 - 17) 16.763.278,51 35.564.192 19.596.456 35.403.608 43.756.065 51.222.476


Einzahlungen und Auszahlungen


Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit


Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
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Haushaltsplan 2012
Stadt Braunschweig Gesamt-Finanzhaushalt       


Ergebnis
2010


Ansatz
2011


Ansatz
2012


Planung
2013


Planung
2014


Planung
2015


- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro -


Einzahlungen und Auszahlungen


19 Zuwendungen für Investitionstätigkeit 13.625.656,15 6.050.300 5.002.500 8.670.900 4.939.000 4.264.000


20 Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit 3.703.916,45 3.196.300 5.231.600 9.590.900 6.204.800 5.181.000


21 Veräußerung von Sachvermögen 3.608.024,52 2.351.500 3.168.500 1.119.500 1.126.500 1.099.500


22 Veräußerung von Finanzvermögensanlagen  300.000 300.000 300.000 300.000 300.000


23 Sonstige Investitionstätigkeit 507.018,04 921.900 370.200 348.000 335.000 322.000


24 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit


21.444.615,16 12.820.000 14.072.800 20.029.300 12.905.300 11.166.500


25 Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 953.730,20 1.339.400 2.516.400 1.520.000 970.000 970.000


26 Baumaßnahmen 41.800.700,22 37.529.400 49.354.800 52.166.700 45.476.400 39.728.600


27 Erwerb von beweglichem Sachvermögen 8.557.334,42 5.370.000 7.454.000 7.751.300 7.939.100 4.130.600


28 Erwerb von Finanzvermögensanlagen 3.223.903,55 3.798.600 3.970.000 4.131.000 4.292.000 4.453.000


29 Aktivierbare Zuwendungen 12.515.184,50 11.101.000 5.507.400 5.408.200 5.058.300 5.497.900


30 Sonstige Investitionstätigkeit       


31 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit


67.050.852,89 59.138.400 68.802.600 70.977.200 63.735.800 54.780.100


32 Saldo aus Investitionstätigkeit
(Zeilen 24 - 31)


-45.606.237,73 -46.318.400 -54.729.800 -50.947.900 -50.830.500 -43.613.600


33 Finanzmittel-Überschuss/-Fehlbetrag
(Zeilen 18 + 32)


-28.842.959,22 -10.754.208 -35.133.344 -15.544.292 -7.074.435 7.608.876


Einzahlungen für Investitionstätigkeit


Auszahlungen für Investitionstätigkeit
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Haushaltsplan 2012
Stadt Braunschweig Gesamt-Finanzhaushalt       


Ergebnis
2010


Ansatz
2011


Ansatz
2012


Planung
2013


Planung
2014


Planung
2015


- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro -


Einzahlungen und Auszahlungen


34
Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit


8.034.000,00 16.976.900 11.738.900  16.588.400 21.167.800


35
Auszahlungen; Tilgung von Krediten und 
Rückzahlung von inneren Darlehen für 
Investitionstätigkeit


16.995.540,88 25.361.500 20.045.900 8.181.600 24.503.800 29.400.000


36 Saldo aus Finanzierungstätigkeit
(Zeilen 34 - 35)


-8.961.540,88 -8.384.600 -8.307.000 -8.181.600 -7.915.400 -8.232.200


37 Summe der Salden aus Zeile 33 und 36
(= Ergebnis Finanzhaushalt)


-37.804.500,10 -19.138.808 -43.440.344 -23.725.892 -14.989.835 -623.324


38
Voraussichtlicher Bestand an 
Zahlungsmitteln am Anfang des 
Haushaltsjahres


146.455.281,52 108.650.781 89.511.973 46.071.629 22.345.737 7.355.903


39
Voraussichtlicher Bestand an 
Zahlungsmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres (Zeile 37 und 38)


108.650.781,42 89.511.973 46.071.629 22.345.737 7.355.903 6.732.579


Saldo aus haushaltsunwirksamen
Vorgängen (lt. Jahresabschluss 2010)


-5.725.975,22


Voraussichtlicher Bestand an 
Zahlungsmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres einschl.
haushaltsunwirksamer Vorgänge


102.924.806,20 83.785.998 40.345.654 16.619.762 1.629.927 1.006.603


Voraussichtlicher Bestand an Zahlungsmitteln 
am Ende des Haushaltsjahres


102.924.806,20 136.000.000 92.559.656 68.833.764 53.843.929 53.220.605


Die Zahlungsreihe des voraussichtlichen Bestandes an Zahlungsmitteln am Ende des Jahres wird sich unter Berücksichtigung des Bestandes in Höhe von 136,0 
Mio. Euro aus dem vorläufigen Jahresabschluss 2011 wie folgt entwickeln:


Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit
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Anlage 5.1   


 
Neue Stellen  –  Stand Vorlage vom 18. August 2011  zum Stellenplan 2012 
 


 
Fachbereich/  


Referat 


 


 
Anzahl der 


Stellen-
schaffungen  


 
Kurzbegründung 


 


   
0412 2,00 


 
2,00 Stellenschaffungen aufgrund der weiterhin steigenden Ausleihzahlen und einem erhöhten  
        Beratungsbedarf wegen der gestiegenen Besucherzahlen. 


   
0413 2,00 2,00 Stellenschaffungen im Bereich des Aufsichtsdienstes nach Neueröffnung im Jahr 2012. Die 


        Schaffungen stehen auch im Zusammenhang mit EFRE-Fördermitteln. 
   


0414 1,00 1,00 Stellenschaffungen aufgrund neuer Aufgaben im Zusammenhang mit dem Personenstandsreform- 
        gesetz. 


   
0500 0,36 0,36 Stellenschaffungen im Zusammenhang mit der Koordination des Schulkostenfonds und der Entwicklung 


        kommunaler Handlungsstrategien zur Prävention von Kinderarmut. 
   


0630 1,00 1,00 Stellenschaffungen zur Umsetzung des Ratsbeschlusses „Einhaltung Zentrenkonzept“ vom  
        14. Dezember 2010. 


   
20 1,00 1,00 Stellenschaffungen aufgrund von Aufgabenzuwächsen infolge der Einführung des Neuen Kommunalen 


        Rechnungswesens. 
   


32 2,00 
 


1,00 
 


2,00 befristete Stellenschaffungen im Zusammenhang mit der Einführung eines Nationalen Waffen- 
        registers. 
1,00 Stellenschaffungen aufgrund der gestiegenen Fallzahlen in der Kfz-Zulassung. Die Volkswagen  
        Leasing GmbH meldet seit Januar 2011 Fahrzeuge im Bereich Langzeitvermietung in Braunschweig 
        zur Zulassung an. Die Kostendeckung ergibt sich aus den erhöhten Gebühreneinnahmen. 


   
40 0,50 0,50 Stellenschaffungen im Bereich Medienentwicklungsplanung aus personalwirtschaftlichen Gründen. 


        Die Deckung erfolgt aus Integrationsmitteln des Versorgungsamtes. 
   


41 0,75 
0,50 


0,75 Stellenschaffungen zur Unterstützung der Dezernatskoordination. 
0,50 befristete Stellenschaffungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Begleitung des 51.  
        Bundeswettbewerbs „Jugend musiziert“ in Braunschweig im Jahr 2014. Die Kostendeckung erfolgt 
        über Drittmittelfinanzierung. 


   
50 3,00 


 
1,00 


 


3,00 Stellenschaffungen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes für Wohngeld- und  
        Kinderzuschlagsempfänger. Die Kostendeckung erfolgt durch Finanzleistungen des Bundes. 
1,00 Stellenschaffungen zur Durchführung der gesetzlichen Pflichtaufgaben im Rahmen des  
        Betreuungsrechtes. 


   
51 2,00 


 
2,50 


 
9,62 


 
1,68 


 
0,50 


2,00 Stellenschaffungen zur Umsetzung des Ratsbeschlusses „Aufstockung der VA/EV-Plätze von 40 auf 80 
        Plätze“ vom 22. Februar 2011. 
2,50 Stellenschaffungen zur Beteiligung an der Bundesinitiative „Offensive frühe Chancen“. Die  
        Kostendeckung erfolgt aus Fördermitteln. 
9,62 Stellenschaffungen im Bereich der Kindertagesstätten im Rahmen der jährlichen Angebotsanpassung  
        gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011 (s. auch Stellenwegfälle). 
1,68 Stellenschaffungen im Rahmen der Angebotsanpassung der Schulkindbetreuung gem. Ratsbeschluss  
        vom 31. Mai 2011. 
0,50 Stellenschaffungen im Bereich Jugendförderung zur verwaltungsmäßigen Abdeckung des  
        Betreuungsaufwandes durch den weiteren Ausbau der Schulkindbetreuung in OGS-Gruppen. 


   
67 0,19 0,19 Stellenschaffungen entsprechend der Aufgabenentwicklung im dezentralen Controlling (s. auch  


        Stellenwegfälle). 
   


Jobcenter 7,77 
6,00 


7,77 Stellenschaffungen zur Sicherstellung des Dienstbetriebes im Jobcenter Braunschweig. 
6,00 Stellenschaffungen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes. 


   
Summe: 46,37  


   


 
  







Anlage 5.1   


 
Neue Stellen  –  Stand Vorlage vom 15. Februar 2012  zum Stellenplan 2012 
 


 
Fachbereich/  


Referat 


 


 
Anzahl der 


Stellen-
schaffungen  


 
Kurzbegründung 


 


   
01 0,50 0,50 Stellenschaffungen im Bereich 0130 Pressestelle im Zusammenhang mit dem Wechsel des bisherigen 


        Referatsleiters zur Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH als Konzernprssesprecher. 
   


20 0,50 
0,25 


0,50 befristete Stellenschaffungen aufgrund des gestiegenen Aufgabenvolumens. 
0,25 Stellenschaffungen aus personalwirtschaftlichen Gründen. Die Deckung erfolgt aus Mitteln des  
        Integrationsamtes. 


   
32 2,00 2,00 befristete Stellenschaffungen aufgrund eines höheren Beratungs- und Bearbeitungsaufwands im 


        Zusammenhang mit der Einführung des elektronischen Aufenthaltstitels. Eine endgültige  
        Bedarfsprüfung findet nach der Auswertung der im Echtbetrieb gewonnenen Erfahrungen statt. 


   
37 1,00 1,00 Stellenschaffungen zum Aufbau und Betrieb eines digitalen Sprech- und Datenfunknetzes, dass ab  


        Januar 2013 geplant ist. Hierfür sind umfangreiche Vorarbeiten erforderlich, die nicht mit dem bisher  
        vorhandenen Personal erledigt werden können. 


   
40 1,00 1,00 Stellenschaffungen für die zentrale Schulentwicklungsplanung. Dies soll sicherstellen, dass Tendenzen  


        in der Schulentwicklung umfassender geprüft und mögliche Umsetzungsszenarien mit allen beteiligten  
        Bereichen schneller entwickelt werden können. 


   
41 0,75 


 
0,25 
0,50 


0,75 befristete Stellenschaffungen entsprechend der Aufgabenentwicklung im Zusammenhang mit der  
        Bedeutung von Louis Spohr. 
0,25 Stellenschaffungen für die Regionale Kontaktstelle Musik. Die Deckung erfolgt aus Drittmitteln. 
0,50 Stellenschaffungen im Bereich der Musikschule entsprechend der Unterrichtsnachfrage. 


   
50 2,25 


 
 


0,13 
 


2,38 
 
 
 


2,00 
 
 


4,00 
 


1,00 


2,25 Stellenschaffungen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets für Wohngeld- und  
        Kinderzuschlagsempfänger. Diese sind aufgrund der Antragsentwicklung (4.688 per 7.10.2011) und des 
        bestehenden Koordinationsaufwandes erforderlich. 
0,13 Stellenschaffungen im Bereich Seniorenbüro aufgrund gestiegener Fallzahlen in der Einzelfallhilfe im  
        Pflegebereich. Die Deckung erfolgt aus Fördermitteln der Kranken- und Pflegekassen. 
2,38 Stellenschaffungen zur Durchführung des Projekts STAR (Stadtteilbezogene Arbeitsmarktintegration) 
        im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtteilentwicklung zusammen mit dem  
        Europäischen Sozialfond geförderten Programms BIWAQ (Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier). Die 
        Deckung erfolgt aus Fördermitteln. 
2,00 Stellenschaffungen im Bereich des Beschäftigungsbetriebes zur Durchführung des Projektes „ProFit“. 
        Die Inanspruchnahme steht unter dem Vorbehalt einer entsprechenden Zielvereinbarung mit dem 
        Jobcenter Braunschweig. 
4,00 Stellenschaffungen zur Einrichtung der freiwilligen Aufgabe „Braunschweig Pass“ gemäß Empfehlung 
        des Finanz- und Personalausschusses vom 14. Februar 2012. 
1,00 Stellenschaffungen zur Sozialbetreuung der Wohnungslosen in der Unterkunft „An der Horst“ gemäß  
        Empfehlung des Finanz- und Personalausschusses am 14. Februar 2012. 


   
51 1,00 


 
0,50 


 
4,00 


 
1,00 
1,50 


 
 


0,38 


1,00 Stellenschaffungen zum Ausbau des Beteiligungskonzeptes bs4u gemäß Empfehlung des Finanz- und  
        Personalausschusses vom 14. Februar 2012. 
0,50 Stellenschaffungen im Bereich Wirtschaftliche Hilfen aufgrund des Mehraufwandes bei den  
        Maßnahmen der Erzieherischen Hilfen. 
4,00 Stellenschaffungen im Bereich Allgemeine Erziehungshilfe zur Umsetzung der gesetzlichen  
        Regelungen aus dem am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen Bundeskinderschutzgesetz. 
1,00 Stellenschaffungen zur Bearbeitung von Meldungen über versäumte U-Untersuchungen. 
1,50 Stellenschaffungen aufgrund von Veränderungen im Vormundschaftsrecht. Die Betreuungsquote wurde 
        auf 50 Personen festgelegt und weitere Regelungen, z. B. zwingende persönliche Kontaktaufnahmen,  
        festgelegt. 
0,38 Stellenschaffungen im Bereich des Hauswirtschaftsdienstes der Kindertagesstätten aufgrund der  
        geänderten Anmeldezahlen. 


   
Summe 26,89  


   


 
  







Anlage 5.1   


Neue Stellen  –  Stand Vorlage vom 15. Februar 2012  zum Stellenplan 2012 
 


 
Fachbereich/  


Referat 


 


 
Anzahl der 


Stellen-
schaffungen  


 
Kurzbegründung 


 


   
Übertrag 26,89  


   
65 1,00 


 
 
 


1,00 


1,00 Stellenschaffungen zur Optimierung der Abwicklung von Baumaßnahmen (verbessertes  
        Projektcontrolling, Gewährleistung der Durchführung von Baumaßnahmen im Kosten- und Zeitrahmen) 
        durch Bildung einer neue Abteilung. Auf der Planstelle soll die Abteilungsleitung wahrgenommen  
        werden. 
1,00 Stellenschaffungen zur baulichen Umsetzung des Ausbaus von Betreuungseinrichtungen für Unter- 
        Dreijährige. Durch die Stellenschaffung soll sichergestellt werden, dass in 2014 genügend Raum in  
        Betreuungseinrichtungen zur Verfügung steht, um eine Betreuungsquote von 40 % erreichen zu  
        können. 


   
66 0,13 


1,00 
0,13 Stellenschaffungen aufgrund des gestiegenen Arbeitsaufkommens in der Anlagenbuchung. 
1,00 befristete Stellenschaffungen aufgrund eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts zum  
        Erschließungsbeitragsrecht und des damit verbundenen Arbeitsaufwands für die Berechnung der  
        Erschließungsbeiträge und Kostenerstattungsbeiträge verschiedener Baugebiete. 


   
Jobcenter 1,00 1,00 Stellenschaffungen zur Nachbesetzung eines Dienstpostens der bisher durch einen Mitarbeiter der  


        Bundesagentur besetzt war aus personalwirtschaftlichen Gründen. 
   


Summe 31,02  
   


Summe vom 
18. August 


2011 


46,37  


   
Summe 


insgesamt 
77,39  


 







Anlage 5.2   


Hinweis: Stellenbruchteile sind unter Nutzung des verbesserten Technikeinsatzes mit Dezimalwerten 
 dargestellt. Dies ermöglicht eine genaue kostenmäßige Zuordnung.  
 


 
Wegfallende Stellen  –  Stand  Vorlage vom 18. August 2011 zum Stellenplan 2012 
 


 
Fachbereich


/ Referat 


 


 
Anzahl der 


wegfallenden  
Stellen  


 
Kurzbegründung 


 


   
0413 1,00 1,00 Stellenwegfälle durch Realisierung eines kw-Vermerkes nach Eröffnung des Schlossmuseums. 


   
0414 0,59 


0,41 
0,59 Stellenwegfälle durch Realisierung eines kw-Vermerkes. 
0,41 Stellenwegfälle durch Realisierung eines kw-Vermerkes (Haushaltskonsolidierung). 


   
20 1,38 1,38 Stellenwegfälle durch Realisierung von kw-Vermerken. 


   
50 1,00 


3,50 
6,50 


1,00 Stellenwegfälle durch Realisierung eines kw-Vermerkes im IT-Bereich. 
3,50 Stellenwegfälle durch Realisierung von kw-Vermerken im Beschäftigungsbetrieb. 
6,50 Stellenwegfälle in Anpassung an die Aufgabenentwicklung im Bereich des Ausgleichsamtes. 


   
51 1,00 


 
3,46 


1,00 Stellenwegfälle im Hinblick auf die Gebührenfreiheit für das 1. und 2. Kindergartenjahr und die  
        Kindertagespflege durch den Ratsbeschluss vom 28. Juni 2011. 
3,46 Stellenwegfälle im Bereich der Kindertagesstätten im Rahmen der jährlichen Angebotsanpassung  
        gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011 (s. auch Stellenschaffungen). 


   
65 1,00 


44,92 
1,00 Stellenwegfälle im Rahmen der Altersteilzeitregelungen. 
44,92 Stellenwegfälle durch Realisierung eines kw-Vermerkes (Haushaltskonsolidierung) im Bereich der  
         Gebäudereinigung. 


   
66 0,25 0,25 Stellenwegfälle durch Realisierung eines ku-Vermerkes. 


   
67 0,50 


0,25 
0,50 Stellenwegfälle durch Realisierung eines kw-Vermerkes. 
0,25 Stellenwegfälle entsprechend der Aufgabenentwicklung im dezentralen Controlling (s. auch  
        Stellenschaffungen). 


   
Summe 65,76 davon entfallen: 


  45,33 Stellenwegfälle auf die Realisierung eines kw 8)-Vermerkes (Haushaltskonsolidierung) 
20,43 Stellenwegfälle auf organisatorische Maßnahmen bzw. Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Aufgabenentwicklung. 
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Hinweis: Stellenbruchteile sind unter Nutzung des verbesserten Technikeinsatzes mit Dezimalwerten 
 dargestellt. Dies ermöglicht eine genaue kostenmäßige Zuordnung.  
 


 
Wegfallende Stellen  –  Stand  Vorlage vom 15. Februar 2012 zum Stellenplan 2012 
 


 
Fachbereich


/ Referat 


 


 
Anzahl der 


wegfallenden  
Stellen  


 
Kurzbegründung 


 


   
01 1,00 1,00 Stellenwegfälle im Bereich 0130 Pressestelle. Der bisherige Referatsleiter ist als Konzernpresse- 


        Sprecher zur Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH gewechselt und zählt somit nicht  
        mehr zu den „aktiven Beschäftigten“ der Stadtverwaltung. 


   
41 0,50 0,50 Stellenwegfälle durch Rücknahme einer geplanten Stellenschaffung zur Unterstützung des 51.  


        Bundeswettbewerbes „Jugend musiziert“. 
   


50 2,00 2,00 Stellenwegfälle in Anpassung an die Aufgabenentwicklung im Bereich des Ausgleichsamtes. 
   


51 1,19 1,19 Stellenwegfälle im Bereich der Kindertagesstätten im Rahmen der jährlichen Angebotsanpassung  
        gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 


   
65 4,50 


 
12,77 


 
0,25 


4,50 Stellenwegfälle aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des  
        PPP-Projektes. 
12,77 Stellenwegfälle aufgrund des PPP-Projekts. Die hausmeisterliche Betreuung dieser Schulen erfolgt 
        künftig durch die Hochtief PPP Solutions GmbH. 
0,25 Stellenwegfälle im Bereich des Steuerungsaufwandes bei der Eigenreinigung. 


   
67 1,00 1,00 Stellenwegfälle aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des  


        PPP-Projektes. 
   


Summe 23,21  
   


Summe 
vom 18. 
August 


2011 


65,76  


   
Summe 


insgesamt 
88,97 davon entfallen: 


  45,33 Stellenwegfälle auf die Realisierung eines kw 8)-Vermerkes (Haushaltskonsolidierung) 
43,64 Stellenwegfälle auf organisatorische Maßnahmen bzw. Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Aufgabenentwicklung. 


   


 







Anlage 5.3


Übersicht über die Stellenplanveränderungen in den einzelnen Verwaltungen


Stellenplan 2011 Veränderungen Stellenplan 2012


Beamte Beschäftigte Gesamt Beamte Beschäftigte Gesamt Beamte Beschäftigte Gesamt


 1  -  Allgemeine 152,26 85,42 237,68 0,25 -0,75 -0,50 152,51 84,67 237,18
         Verwaltung


 2  -  Finanzverwaltung *) 88,13 32,17 120,30 0,37 1,00 1,37 88,50 33,17 121,67


 3  - Rechts-, Sicherheits-, 474,31 97,56 571,87 7,12 -1,12 6,00 481,43 96,44 577,87
         und Ordnungsverwaltung


 4  -  Schul- und Kulturverwaltung 50,60 198,42 249,02 0,25 6,50 6,75 50,85 204,92 255,77


 5  -  Sozial- und Gesundheits- 217,53 694,30 911,83 1,13 20,02 21,15 218,66 714,32 932,98
         verwaltung


 6  -  Bauverwaltung **) 129,88 438,27 568,15 0,38 -1,79 -1,41 130,26 436,48 566,74


 8  -  Verwaltung für Wirtschaft 2,50 1,00 3,50 2,50 1,00 3,50
         und Verkehr


 Personalvertretung 5,25 11,49 16,74 5,25 11,49 16,74


 Städtische Dienstkräfte des 
 Jobcenters Braunschweig (ehem. 
 ARGE)


61,03 23,53 84,56 14,77 1,00 15,77 75,80 24,53 100,33


 Summe 1 1.181,49 1.582,16 2.763,65 24,27 24,86 49,13 1.205,76 1.607,02 2.812,78


Nachrichtlich
Stellenübersicht Fachbereich 65 308,65 308,65 -60,69 -60,69 247,96 247,96
(Beamtenstellen s. EV 6 Bauverwaltung)


Summe 2 308,65 308,65 -60,69 -60,69 247,96 247,96


Nachrichtlich
Stellenübersicht SR Abfallwirtschaft 2,50 2,50 2,50 2,50
(Beamtenstellen s. EV 2 Finanzen und
EV 6 Bauverwaltung)


Summe 3 2,50 2,50 2,50 2,50


 Nachrichtlich:
Stellenübersicht SR Stadtentwässerung 3,50 3,50 3,50 3,50
(Beamtenstellen s. EV 2 Finanzen und
EV 6 Bauverwaltung)


Summe 4 3,50 3,50 3,50 3,50


1.181,49 1.896,81 3.078,30 24,27 -35,83 -11,56 1.205,76 1.860,98 3.066,74


Nachrichtlich:
Stellenreserve 17,00 17,00 17,00 17,00


Leer- und Ausbildungsstellen 163,50 128,00 291,50 -15,00 9,00 -6,00 148,50 137,00 285,50


Altersteilzeit 25,00 86,00 111,00 -9,00 -9,00 16,00 86,00 102,00


zugewiesene Dienstkräfte 7,50 5,23 12,73 7,50 5,23 12,73


 Summe 6 196,00 236,23 432,23 -24,00 9,00 -15,00 172,00 245,23 417,23


 Summe 5 und 6 1.377,49 2.133,04 3.510,53 0,27 -26,83 -26,56 1.377,76 2.106,21 3.483,97


   *) einschließlich Beamte der Sonderrechnungen Abfallwirtschaft und Stadtentwässerung
 **) einschließlich Beamte der Sonderrechnungen des FB 65 Hochbau und Gebäudemanagement, Abfallwirtschaft und Stadtentwässerung


Hinweis: Stellenbruchteile sind unter Nutzung des verbesserten Technikeinsatzes mit Dezimalwerten dargestellt.
                    Dies ermöglicht eine genaue kostenmäßige Zuordnung.


Summe 5 ( Summe 1 bis 4, aktive 
Stellen)







 
 


Anlage 5.4 


Veränderungen innerhalb der einzelnen Organisationseinheiten mit Begründungen 
  


Inhaltsverzeichnis 
  


Organisationseinheit Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 
(Seite/n) 


  
Dez. VII Finanz-, Stadtgrün- und Sportdezernat 2 - 3 
  
0412 Stadtbibliothek 4 - 5 
  
0413 Städtisches Museum 6 - 7 
  
0414 Wissenschaft und Stadtarchiv 8 - 9 
  
0500 Sozialreferat 10 - 11 
  
0600 Baureferat 12 - 13 
  
0630 Bauordnung 14 - 15 
  
01 Zentrale Steuerung 16 - 17 
  
10 Zentrale Dienste 18 - 19 
  
20 Finanzen 20 - 21 
  
32 Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 22 - 25 
  
37 Feuerwehr 26 - 27 
  
40 Schule 28 - 29 
  
41 Kultur 30 - 31 
  
50 Soziales und Gesundheit 32 - 39 
  
51 Kinder, Jugend und Familie 40 - 51 
  
61 Stadtplanung und Umweltschutz 52 - 53 
  
65 Hochbau und Gebäudemanagement 54 - 59 
  
66 Tiefbau und Verkehr 60 - 61 
  
67 Stadtgrün und Sport 62 - 63 
  
92 Leerstellen 64 - 65 
  
95 Zuweisung von Dienstkräften 66 - 67 
  
96 Städtische Dienstkräfte der ARGE 68 - 69 
  
98 Stellen im Zusammenhang mit der Altersteilzeit 70 - 75 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 Dez. VII Finanz-, Stadtgrün- und Sportdezernat  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  Dez. VII Finanz-, Stadtgrün-  


und Sportdezernat  
      


         
01151 001-7000 Sportreferent/in     + 1 A 13  
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Dez. VII Finanz-, Stadtgrün- und 
Sportdezernat  


 


  
Nr. 01151 Stellenverlegung von Abt. 67.4 Sportinstitut entsprechend der Aufgabenentwicklung und 


Ausweisung als Sportreferent/in.  
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Fachbereich 10 
1022 118 3 0412 Stadtbibliothek  
 
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  0412 Stadtbibliothek        
         
  0412.10 Lektorat, Erwerbung, 


Katalogisierung 
      


         
Neu 410-2211 Dipl.-Bibliothekar/in  + 1 E 9     


         
  0412.20  Ausleihe       
         


Neu 410-2211 Sachbearbeiter/in Ausleihe  + 1 E 5     
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0412 Stadtbibliothek   
  
0412.10 Lektorat, Erwerbung, 
Katalogisierung und 0412.20 Ausleihe 


 


  
Nrn. neu Stellenschaffung aufgrund weiterhin steigender Ausleihzahlen. Die Zahl der Ausleihen ist 


gegenüber dem Vergleichszeitraum der letzten Personalbedarfsberechnung erneut um rund 
13 % gestiegen. Die monatlichen Ausleihen lagen im Jahresdurchschnitt 2010 konstant über 
130.000 Ausleihen. Auch die Zahl der Besucher ist im Vergleich zum Vorjahr erneut 
gestiegen. Dies führt auch zu einem vermehrten Beratungsbedarf. Diese Trends setzen sich 
im Jahr 2011 weiter fort. Eine für den Betrieb befriedigende Personalausstattung macht die 
Stellenschaffung erforderlich. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 0413 Städtisches Museum  
 
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  0413 Städtisches Museum        
         
  0413.10 Verwaltung       
         


01456 410-300 Aufseher/in 
Aufseher/in im Hauptgebäude 


 
1 E 3 


 
1 E 5 


    


         
Neu 410-300 Aufseher/in  + 2 E 3     


         
  0413.20 Wissenschaftliche 


Sachbearbeitung 
      


         
04637 410-300 Wiss. Sachbearbeiter/in 


Einrichtung Schlossmuseum 
 - 1 E 13 


   kw 2011 
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0413 Städtisches Museum   
  
0413.10 Verwaltung  
  
Nr. 01456 Ausweisung entsprechend der Aufgabenverteilung und der Besetzung. 
  
Nr. neu Stellenschaffungen im Bereich des Aufsichtsdienstes im Zusammenhang mit der 


Neueröffnung des Hauses im Jahr 2012. Bereits im Förderantrag für die Gewährung von 
Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung ist eine Aussage zur 
Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen getroffen worden. 


  
0413.20 Wissenschaftliche 
Sachbearbeitung 


 


  
Nr. 04637 Realisierung des kw-Vermerkes. Das Schlossmuseum wurde im April 2011 eröffnet. 
  
  


 
  







- 8 - 
 


Fachbereich 10 
1022 118 3 0414 Wissenschaft und Stadtarchiv  
 
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  0414 Wissenschaft und  


Stadtarchiv  
      


         
01602 410-4100 Sachbearbeiter/in 


Benutzerdienst,  generelle 
Recherche, 
Zeitungsausschnittsammlung 


1 A 7  1 E 5     


         
01604 410-4100 Sachbearbeiter/in 


Ordnungsarbeiten, 
Signierungen 


 - 1 E 5  
   T 23,05  
   kw 2011 


    


         
         


01622 410-4100 Sachbearbeiter/in 
Ordnungsarbeiten, 
Signierungen 


 - 1 E 5  
   T 15,96  
   kw 8) 


    


         
         


Neu 410-4100 Sachbearbeiter/in 
Auskunft/Recherche 


 + 1 E 5     


         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         







 
 
 


- 9 - 


  
0414 Wissenschaft und Stadtarchiv   
  
Nr. 01602 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
Nrn. 01604 und 01622 Realisierung von kw-Vermerken. 
  
Nr. neu Dem Archiv sind durch das Personenstandsreformgesetz des Bundes neue Aufgaben 


übertragen worden. Daraus resultiert eine deutliche Zunahme von Anfragen, deren 
Bearbeitung einen erheblichen Zeitaufwand verursacht. Dieser zusätzliche Aufwand kann mit 
dem zurzeit vorhandenen Personal nicht mehr aufgefangen werden. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 0500 Sozialreferat  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  0500 Sozialreferat        
         


03413 050-0000 Sachbearbeiter/in für 
Bürokommunikation 


1 E 6 üT 
   T 25  


1 E 6 üT     


         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         







 
 
 


- 11 - 


  
0500 Sozialreferat   
  
Nr. 03413 Stundenaufstockung aufgrund der gewachsenen Anforderungen. Dem Sozialreferat wurde 


die Koordination der städtischen Belange zum Thema Schulkostenfond und Entwicklung 
kommunaler Handlungsstrategien zur Prävention von Kinderarmut und zur Linderung ihrer 
Folgen übertragen. Durch die Stundenaufstockung soll eine Entlastung der planerisch 
eingesetzten Dienstkräfte durch die Verlagerung von Verwaltungstätigkeiten erfolgen. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 0600 Baureferat  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  0600 Baureferat        
         


03021 060-0000 Referatsleiter/in    1 A 15 + 1 E 15  
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0600 Baureferat   
  
Nr. 03021 Stellenverlegung von FB 61 und wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der 


Besetzung. Die Planstelle wird im Zusammenhang mit dem Maßnahmenkatalog zur 
Entlastung der Bauverwaltung (DS 12174/12) verlegt und übernimmt  die Referatsleitung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 0630 Bauordnung  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  0630 Bauordnung        
         
  0630.11 Bauaufsicht       
         


Neu 063-1100 Techn. Sachbearbeiter/in  + 1 E 11     
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0630 Bauordnung   
  
0630.11 Bauaufsicht  
  
Nr. neu Stellenschaffung für die Umsetzung der Aufgabe „Einhaltung Zentrenkonzept“ gem. 


Ratsbeschluss vom 14. Dezember 2010. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 01 Zentrale Steuerung  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  01 Zentrale Steuerung        
         
  0130 Pressestelle       
         


00136 013-0000 Referatsleiter/in    - 1 E 14   
         


00106 013-0000 Bisher: 
Sachbearbeiter/in 
Presseangelegenheiten, 
Öffentlichkeitsarbeit, stellv. 
Referatsleiter/in 
Künftig: 
Referatsleiter/in 


 
1 E 12 
 


   
 
 
 
 
 
1 E 13 


  


         
00138 013-0000 Sachbearbeiter/in 


Presseangelegenheiten,  
Öffentlichkeitsarbeit 


1 E 10   1 E 11   


         
Neu 013-0000 Sachbearbeiter/in 


Presseangelegenheiten,  
Öffentlichkeitsarbeit 


   + 1 A 8 T 20   
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01 Zentrale Steuerung   
  
0130 Pressestelle  
  
Nr. 00136 Stellenwegfall im Rahmen des Wechsels des Referatsleiters zur Stadt Braunschweig 


Beteiligungs-Gesellschaft mbH. Dort werden seit dem 1. Januar 2012 die Aufgaben als 
Konzernpressesprecher wahrgenommen. Die Pressearbeit soll hierdurch eine konzernweite 
Ausrichtung erhalten. Daher ist der bisherige Referatsleiter mit der Aufgabe betraut worden, 
eine konzernweite Pressestrategie zu entwerfen und weitere Aktivitäten zu planen. Die 
Aufgabenwahrnehmung von der Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH aus soll 
den Kontakt zu den weiteren Gesellschaften verbessern sowie einen leichteren Zugriff auf 
Informationen ermöglichten (siehe auch die Stellenschaffung bei 95.10 Zuweisung zur Stadt 
Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH). 


  
Nrn. 00106, 00138 und neu Stellenwertänderungen und Schaffung einer halben Planstelle im Zusammenhang mit dem 


Wechsel des bisherigen Referatsleiters als Konzernpressesprecher zur Stadt Braunschweig 
Beteiligungs-Gesellschaft mbH.  
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Fachbereich 10 
1022 118 3 10 Zentrale Dienste  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  10 Zentrale Dienste        
         
  10.0 Verwaltung       
         
  10.01 Haushalt, Controlling, 


Poststelle 
      


         
01352 100-0020 Sachbearbeiter/in 


Haushalt, IT-Kostenplanung, 
IT-Projektplanung, IT-Haushalt 


1 A 10   1 A 11   


         
04416 100-0020 Sachbearbeiter/in 


Rechnungswesen 
1 A 7 T 20 1 A 7 T 10 - 1 A 7 T 10    


         
  10.01 SG 1 Poststelle       
         


01479 100-0021 bisher: 
Bote/Botin 
 
künftig: 
Bote/Botin und Kraftfahrer/in 


 
1 E 3 T 29,25


 
 
 
 
1 E 4 


 
 
 
 
+ 1 A 7 T 10 


   


         
  10.02 Bürgertelefon       
         


02301 100-0400 Sachbearbeiter/in 
Bürgertelefon 


1 A 7   1 E 6   


         
  10.04 Zentrale Vergabestelle       
         


01434 100-0102 Stellenleiter/in 1 E 11   1 A 12   
         
  10.1 Personalbetreuung und -


kostenabrechnung 
      


         
  10.12 Personalbetreuung 


Beschäftigte 
      


         
01564 100-1120 Sachbearbeiter/in  


Betreuung und 
Personalwirtschaft Städt. 
Gesellschaften und 
betriebliches 
Eingliederungsmanagement 


1 A 11 T 35   1 A 11 + 1 A 10 T 5  


         
01545 100-1120 Sachbearbeiter/in 


Arbeitnehmerbetreuung FB 65 
(ohne Raumpflege), Soziales 


1 A 10 T 30   1 A 10 T 25 - 1 A 10 T 5  


         
  10.2 Personalwirtschaft, -


entwicklung, Organisation 
      


         
  10.21.1 Personalwirtschaft       
         


01410 100-2115 Sachbearbeiter/in 
Personalwirtschaft 


1 A 10 T 20    - 1 A 10 T 10 
- 1 A 10 T 10 


 


         
04953 100-2115 Sachbearbeiter/in 


Personalwirtschaft 
1 A 10 T 20   1 A 10 T 30 + 1 A 10 T 10  


         
  10.24 E-Government, Internet, 


Mitarbeiterzeitung WIR 
      


         
01407 100-2140 Sachbearbeiter/in 


Mitarbeiterzeitung „WIR“ 
1 A 10 T 30   1 A 9 mD + 1 A 10 T 10  
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10 Zentrale Dienste   
  
10.0 Verwaltung       
  
10.01 Haushalt, Controlling, Poststelle  
  
Nr. 01352 Stellenhebung entsprechend der Bewertung. 
  
Nr. 04416 Verlegung von Stellenanteilen zu StVPl.-Nr. 01479 entsprechend der 


Aufgabenwahrnehmung. 
  
10.01 SG 1 Poststelle  
  
Nr. 01479 Stundenaufstockung und Ausweisung entsprechend der tatsächlichen Besetzung. 
  
10.02 Bürgertelefon  
  
Nr. 02301 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der tatsächlichen Besetzung und Bewertung. 
  
10.04 Zentrale Vergabestelle  
  
Nr. 01434 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung und voraussichtlichen 


Bewertung. 
  
10.1 Personalbetreuung und  
-kostenabrechnung 


 


  
10.12 Personalbetreuung Beschäftigte  
  
Nrn. 01564 und 01545 Stundenverlegung entsprechend der neuen Aufgabenverteilung. 
  
10.2 Personalwirtschaft, -entwicklung, 
Organisation 


 


  
10.21.1 Personalwirtschaft  
  
Nr. 01410 Verlegung von Stellenanteilen zu StVPl.-Nrn. 04953 und 01407 entsprechend der 


Aufgabenwahrnehmung. 
  
Nr. 04953 Stundenaufstockung entsprechend der Aufgabenwahrnehmung. 
  
10.24 E-Government, Internet, 
Mitarbeiterzeitung WIR 


 


  
Nr. 01407 Stundenaufstockung durch anteilige Stellenverlegung von StVPl.-Nr. 10.21.1/01410 im 


Zusammenhang mit dem gestiegenen Aufgaben- und Arbeitsumfang bei der Herstellung 
einer Mitarbeiterzeitung und Ausweisung entsprechend der zukünftigen Besetzung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 20 Finanzen  
 
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  20 Finanzen        
         
  0200 Haushalt, Controlling und 


Beteiligungen 
      


         
  0200.11 Haushalt und 


Controlling 
      


         
Neu 200-1100 Sachbearbeiter/in  + 1 A 10     


         
Neu 200-1100 Sachbearbeiter/in    + 1 A 12  


   T 20 
   kw 2012 


  


         
  0200.11 SG 2 Planung, 


Bewirtschaftung, Controlling, 
KLR, Berichtswesen 


      


         
03873 200-1120 Sachgebietsleiter/in 


Grundsatzfragen KLR und 
Strategische Planung, 
Berichtswesen, 
Ergebnishaushalt 


1 A 12   1 A 13 gD   


         
  0200.11 SG 3 


Investitionsplanung, 
Anlagenbuchhaltung, ISV 


      


         
05336 200-1130 Sachbearbeiter/in 


Anlagenbuchhaltung 
1 A 11 
   kw 2011 


1 A 11     


         
  0200.13 Sonderrechnungen , 


Gebühren 
      


         
05379  Sachbearbeiter/in 


Umstellung der Sonder-
rechnungen Abfallwirtschaft 
und Stadtentwässerung auf 
SAP 


 - 1 A 12 
   T 15 
   kw 2011 


    


         
  20.3 Steuern       
         
  20.32 Grundbesitzabgaben/ 


Hundesteuer 
      


         
Neu 200-3200 Sachbearbeiter/in    + 1 A 8  


   T 10  
   kw 3) 


  


         
  20.4 Stadtkasse       
         
  20.41 Debitorenbuchhaltung       
         


03890 200-4100 Stellenleiter/in  - 1 A 12 
   kw 2011 
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20 Finanzen   
  
0200 Haushalt, Controlling und 
Beteiligungen 


      


  
0200.11 Haushalt und Controlling  
  
Nr. neu Stellenschaffung aufgrund von Aufgabenzuwächsen infolge der Einführung des Neuen 


Kommunalen Rechnungswesens. Durch die Stellenschaffung wird auf die bisherige 
Überstundenproblematik im Haushaltsbereich reagiert. 


  
Nr. neu Befristete Stellenschaffung aufgrund des gestiegenen Aufgabenvolumens. 
  
0200.11 SG 2 Planung, Bewirtschaftung, 
Controlling, KLR, Berichtswesen 


 


  
Nr. 03873 Stellenhebung entsprechend der voraussichtlichen Bewertung. 
  
0200.11 SG 3 Investitionsplanung, 
Anlagenbuchhaltung, ISV 


 


  
Nr. 05336 Wegfall des kw-Vermerkes entsprechend der Aufgabenentwicklung. 
  
0200.13 Sonderrechnungen, Gebühren  
  
Nr. 05379 Realisierung des kw-Vermerks. 
  
20.3 Steuern  
  
20.32  
Grundbesitzabgaben/Hundesteuer 


 


  
Nr. neu Stellenschaffung aus personalwirtschaftlichen Gründen. Die Deckung erfolgt aus Mitteln des 


Integrationsamtes. 
  
20.4 Stadtkasse  
  
20.41 Debitorenbuchhaltung  
  
Nr. 03890 Realisierung des kw-Vermerkes. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 32 Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  32 Bürgerservice, Öffentliche 


Sicherheit  
      


         
  32.1 Ordnungs- und 


Gewerbeangelegenheiten 
      


         
  32.11 


Ordnungsangelegenheiten 
      


         
  32.11 SG 1 Allgemeine 


Ordnungsangelegenheiten/ 
Gefahrenabwehr 


      


         
05046 320-1012 Vollzugsbeamter/-beamtin 


Ermittlungs- und Vollzugsdienst 
1 A 8   1 E 8   


         
  32.11 SG 2 Versammlungs-, 


Waffen- und Sprengstoffrecht 
      


         
Neu 320-1060 Sachbearbeiter/in 


Waffenrecht 
 + 1 A 8 


   kw 2012 
    


         
Neu 320-1060 Sachbearbeiter/in 


Waffenrecht 
 + 1 A 7 


   kw 2012 
    


         
  32.2 Bußgeldabteilung       
         
  32.2 AG 1 Sonstige 


Ordnungswidrigkeiten 
      


         
05383 320-2300 Sachbearbeiter/in 


Sonstige Bußgelder 
1 A 7 
   kw 2011 


1 A 7 
   kw 2012 


    


         
  32.3 Straßenverkehrsabteilung       
         
  32.3 AG 2 Pers.-Bef., 


Güterkraftverkehr, 
Bundesleistungsgesetz 


      


         
02314 320-3300 Koordinator/in 1 E 9 1 A 10     


         
  32.32 Zulassungsstelle       
         


Neu 320-3200 Sachbearbeiter/in 
Zulassungen 


 + 1 A 6 
   kw 2013 


    


         
02343 320-3200 Sachbearbeiter/in 


Zulassungen 
1 A 7   1 E 6   


         
  32.4 Abt. 


Bürgerangelegenheiten 
      


         
  32.41 Allgemeine 


Bürgerangelegenheiten 
      


         
  32.41 SG 2 


Bürgerangelegenheiten 
      


         
02381 320-4110 Sachbearbeiter/in 


Schaltersachbearbeitung 
1 E 6   1 E 5   
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32 Bürgerservice, Öffentliche 
Sicherheit  


 


  
32.1 Ordnungs- und 
Gewerbeangelegenheiten 


 


  
32.11 Ordnungsangelegenheiten  
  
32.11 SG 1 Allgemeine Ordnungs-
angelegenheiten/Gefahrenabwehr 


 


  
Nr. 05046 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der tatsächlichen Besetzung und Bewertung. 
  
32.11 SG 2 Versammlungs-, Waffen- und 
Sprengstoffrecht 


 


  
Nrn. neu Befristete Stellenschaffungen im Zusammenhang mit der Einführung des Nationalen 


Waffenregisters. 
  
32.2 Bußgeldabteilung  
  
32.2 AG 1 Sonstige 
Ordnungswidrigkeiten 


 


  
Nr. 05383 Fortschreibung des kw-Vermerkes aufgrund der Fallzahlentwicklung bei den sonstigen 


Ordnungswidrigkeiten. 
  
32.3 Straßenverkehrsabteilung  
  
32.3 AG 2 Pers.-Bef.; Güterkraftverkehr, 
Bundesleistungsgesetz 


 


  
Nr. 02314 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung und Bewertung. 
  
32.32 Zulassungsstelle  
  
Nr. neu Befristete Stellenschaffung aufgrund steigender Fallzahlen. Die Volkswagen Leasing GmbH 


hat ein neues Geschäftsfeld im Bereich der Langzeitvermietung von Fahrzeugen eröffnet. 
Die Fahrzeuge werden in Braunschweig zugelassen. Die Personalkosten werden durch 
erhöhte Gebühreneinnahmen nahezu kompensiert. 


  
Nr. 02343 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der tatsächlichen Besetzung und Bewertung. 
  
32.4 Abt. Bürgerangelegenheiten  
  
32.41 Allgemeine Bürgerangelegenheiten  
  
32.41 SG 2 Bürgerangelegenheiten  
  
Nr. 02381 Stellenausweisung entsprechend der Bewertung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 32 Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
 


         
  32.41 SG 3 Verwaltung       
         


02412 320-4110 Sachbearbeiter/in 
Zentralaufgaben 


1 A 7 T 25   1 A 7 T 29,5 + 1 E 5 T 4,5  


         
02386 320-4110 Sachbearbeiter/in 


Versand, Fertigung vorläufiger 
Pässe und Personalausweise 


    - 1 E 5 T 4,5  


         
  32.42 


Ausländerangelegenheiten 
      


         
  32.42 SG 2 Einbürgerung, 


Servicestelle für Studierende 
und Wissenschaftler 


      


         
Neu 320-4200 Sachbearbeiter/in 


Ausländerangelegenheiten 
   + 2 A 8 


   kw 2013 
  


         
  32.5 Veterinärwesen, 


Verbraucherschutz 
      


         
  32.5 SG 1 Veterinärwesen       
         


05050 320-5010 Amtl. Tierarzt/-ärztin 1 E 13 
   T 9,75 
   kw 2011 


1 E 13 
   T 9,75 
   kw 2013 


    


         
02703 320-5010 Sachbearbeiter/in 1 A 7   1 A 8   


         
  32.6 Standesamt       
         
  32.6 SG1 Anmeldungen 


Eheschließungen/ 
Lebenspartnerschaften 


      


         
02719 320-6010 Sachbearbeiter/in 


Internationale Anmeldungen, 
Standesbeamter/-beamtin 


1 E 9   1 A 10   
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32.41 SG 3 Verwaltung  
  
Nr. 02412  Stellenverlegung innerhalb des Sachgebiets von StVPl-Nr. 02386 und Ausweisung 


entsprechend der tatsächlichen Besetzung. 
  
Nr. 02386 Stellenverlegung innerhalb des Sachgebiets zu StVPl-Nr. 02412 entsprechend der 


tatsächlichen Besetzung. 
  
32.42 Ausländerangelegenheiten  
  
32.42 SG 2 Einbürgerung, Servicestelle 
für Studierende und Wissenschaftler 


 


  
Nr. neu Befristete Stellenschaffungen aufgrund eines höheren Beratungs- und 


Bearbeitungsaufwands im Zusammenhang mit der Einführung des elektronischen 
Aufenthaltstitels. Eine endgültige Bedarfsprüfung findet nach der Auswertung der im 
Echtbetrieb gewonnenen Erfahrungen statt. 


  
32.5 Veterinärwesen, Verbraucherschutz  
  
32.5 SG 1 Veterinärwesen  
  
Nr. 05050 Fortschreibung des kw-Vermerks entsprechend der Aufgabenentwicklung. 
  
Nr. 02703 Stellenhebung entsprechend der Bewertung. 
  
32.6 Standesamt  
  
32.6 SG1 Anmeldungen 
Eheschließungen/ Lebenspartnerschaften 


 


  
Nr. 02719 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung und Bewertung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 37 Feuerwehr  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  37 Feuerwehr        
         
  37.0 Verwaltung und 


Katastrophenschutz 
      


         
  37.01 Allgemeine Verwaltung       
         


00155 370-0010 Sachbearbeiter/in  
allgem. Verwaltungsaufgaben 


1 E 6 1 A 7     


         
  37.1 Gefahrenabwehr und 


Rettungsdienst 
      


         
  37.11 Einsatz       
         


05072 370-1100 bisher: 
Brandmeister/in 
künftig: 
Schichtgruppenführer/in, 
Disponent/in 


 
1 A 7 


   
 
 
1 A 9 mD 


  


         
05073, 
05074,
05075,
05076 


370-1100 bisher: 
Brandmeister/in 
künftig: 
Fahrzeugführer/in 


 
4 A 7 


   
 
 
4 A 9 mD 


  


         
05077, 
05078, 
05079, 
05080,
05081, 
05082, 
05083, 
05084 


370-1100 bisher: 
Brandmeister/in 
künftig: 
Truppführer/in 


 
8 A 7 


   
 
 
8 A 8 


  


         
  37.12 Rettungsdienst       
         


05339 370-1200 Rettungstruppführer/in 1 A 9 mD  
   kw 4) 


1 A 9 mD     


         
05340 370-1200 Rettungstruppführer/in 1 A 8 kw 4) 1 A 8     


         
05341- 
05343 


370-1200 Rettungstruppmann/frau 3 A 7 kw 4) 3 A 7     


         
  37.15 Leitstelle (ILS)       
         


05345 370-1010 Sachbearbeiter/in   - 1 E 6 kw 1)    
         
  37.2 Gefahrenvorbeugung und 


Technik 
      


         
  37.22 Technik       
         


05345 370-2200 Sachbearbeiter/in  1 E 4 kw 1) + 1 E 6 kw 1)    
         
  37.23 Nachrichten- und 


Informationstechnik 
      


         
Neu 370-2300 Sachbearbeiter/in 


Funk- und Elektrobetrieb 
   + 1 A 11   
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37 Feuerwehr   
  
37.0 Verwaltung und Katastrophenschutz       
  
37.01 Allgemeine Verwaltung  
  
Nr. 00155 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung und Bewertung. 
  
37.1 Gefahrenabwehr und Rettungsdienst  
  
37.11 Einsatz  
  
Nrn. 05072 bis 05084 Stellenhebungen entsprechend der Aufgabenwahrnehmung und Bewertung. 
  
37.12 Rettungsdienst  
  
Nrn. 05339 bis 05343 Inanspruchnahme dieser Planstellen des Rettungsdienstes für den Einsatzdienst und 


Wegfall der kw-Vermerke nach Vergabe der Rettungsdienstleistungen. 
  
37.15 Leistelle (ILS)  
  
Nr. 05345 Stellenverlegung zu 37.22 im Rahmen der zukünftigen Aufgabenwahrnehmung. 
  
37.2 Gefahrenvorbeugung und Technik  
  
37.22 Technik  
  
Nr. 05345 Stellenverlegung von 37.15 entsprechend der zukünftigen Aufgabenwahrnehmung und 


Stellenausweisung entsprechend der Besetzung.  
  
37.23 Nachrichten- und 
Informationstechnik 


 


  
Nr. neu Im Zuständigkeitsbereich der Feuerwehr Braunschweig, zu dem vertraglich bedingt auch die 


Landkreise Peine und Wolfenbüttel gehören, ist der Aufbau und Betrieb eines digitalen 
Sprech- und Datenfunknetzes ab Januar 2013 geplant. Hierfür sind umfangreiche 
Vorarbeiten erforderlich, die nicht mit dem bisher vorhandenen Personal erledigt werden 
können.  
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Fachbereich 10 
1022 118 3 40 Schule  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  40 Schule        
         
  40.0 Verwaltung       
         
  40.0/1 AG 1 Personal und 


Innerer Dienst 
      


         
00349 400-0010 Sachbearbeiter/in 1 E 5 1 E 5 T 19,5 - 1 E 5 T 19,5    


  Registratur, Postein- und  
-ausgang 


      


         
  40.0/2 AG 2 Haushalt       
         


Neu 400-0020 Sachbearbeiter/in  1 A 6 T 20 + 1 E 5 T 19,5    
  Haushalt       
         
  40.1 Kommunale 


Schulaufgaben 
      


         
Neu 400-1010 Wiss. Sachbearbeiter/in 


Schulentwicklungsplanung 
   + 1 E 13   


         
  40.2 IT und Medien       
         
  40.21 Anwendungsbetreuung/ 


Medienzentrum 
      


         
00434 400-2022 Sachbearbeiter/in 


Zeitdokumentation der Stadt, 
technische Aufgaben 


1 E 9   1 E 8   


         
  40.22 Medienent-


wicklungsplanung 
      


         
Neu 400-2010 Sachbearbeiter/in 


Medienentwicklungsplanung 
 + 1 E 8  


   T 19,5  
   kw 3) 
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40 Schule   
  
40.0 Verwaltung  
  
40.0/1 AG 1 Personal und Innerer Dienst  
  
Nr. 00349  
  
40.0/2 AG 2 Haushalt                  Stellenausweisung entsprechend der künftigen Aufgabenwahrnehmung. 
  
Nr. neu  
  
40.1 Kommunale Schulaufgaben  
  
Nr. neu Stellenschaffung für die zentrale Schulentwicklungsplanung. Dies soll sicherstellen, dass 


Tendenzen in der Schulentwicklung umfassender geprüft und mögliche 
Umsetzungsszenarien mit allen beteiligten Bereichen schneller entwickelt werden können. 


  
40.2 IT und Medien  
  
40.21 Anwendungsbetreuung/ 
Medienzentrum 


 


  
Nr. 00434 Stellensenkung entsprechend der geänderten Aufgabenstellung. Bewertung offen. 
  
40.22 Medienentwicklungsplanung  
  
Nr. neu Stellenschaffung aus personalwirtschaftlichen Gründen. Die Deckung erfolgt aus 


Integrationsmitteln des Versorgungsamtes. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 41 Kultur  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  41 Kultur        
         


Neu 410-0000 Sachbearbeiter/in   + 1 A 11 T 30     
         
  41.1 Literatur und Musik       
         
  41.1/1 Literatur und Musik, 


Preisverleihungen, 
Kontaktstelle Musik 


      


         
Neu 410-1010 Sachbearbeiter/in 


Louis Spohr 
   + 1 E 13  


   T 29,25 
   kw 2012 


  


         
05199 410-1010 Sachbearbeiter/in  


Reg. Kontaktstelle Musik 
1 E 10 T 19,5 
kw 4) 


  1 E 10  
T 29,25 kw 4) 


  


         
  41.2 Städtische Musikschule       
         


Neu 410-5000 Sachbearbeiter/in 
Bundeswettbewerb „Jugend 
musiziert“ 


 + 1 E 10  
   T 19,5  
   kw 2014 


 - 1 E 10 
   T 19,5 
   kw 2014 


  


         
01128 410-5100 Musikschullehrer/in 1 E 9 T 570,5   1 E 9 T 584   
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41 Kultur   
  
Nr. neu Stellenschaffung zur Unterstützung der Dezernatskoordination. Bewertung offen. 
  
41.1 Literatur und Musik  
  
41.1/1 Literatur und Musik, 
Preisverleihungen, Kontaktstelle Musik 


 


  
Nr. neu Befristete Stellenschaffung entsprechend der Aufgabenentwicklung im Zusammenhang mit 


der Bedeutung von Louis Spohr.   
  
Nr. 05199 Stundenaufstockung entsprechend der Aufgabenentwicklung . Die Stelle wird weiterhin 


durch Drittmittel mitfinanziert. 
  
41.2 Musikschule  
  
Nr. neu Befristete Stellenschaffung im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Begleitung des 


51. Bundeswettbewerbs „Jugend musiziert“ in Braunschweig im Jahr 2014. Die 
Kostendeckung erfolgt über Drittmittelfinanzierung. 
Ergänzung:  
Eine Teilnahme an dem Bundeswettbewerb ist nicht mehr vorgesehen. Daher kann die 
Stellenschaffung entfallen. 


  
Nr. 01128 Stundenaufstockung entsprechend der Unterrichtsnachfrage. Die Aufstockung ist notwendig, 


um das Angebot der Musikschule weiterhin qualitätvoll vorhalten zu können.  
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Fachbereich 10 
1022 118 3 50 Soziales und Gesundheit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  50 Soziales und Gesundheit        
         


Neu 500-0000 Sachbearbeiter/in 
„Braunschweig Pass“ 


     + 4 A 10 


         
  50.0 Verwaltung       
         
  50.03 IT-Angelegenheiten       
         


03428 500-0030 Sachbearbeiter/in  - 1 A 11 
   ku 1) A 10 


    


         
04638 500-0033 Sachbearbeiter/in 1 A 10 


   kw 2011 
1 A 10     


         
  50.1 Wohnen und Senioren       
         
  50.11 Wohngeld, 


Wohnungswirtschaft, 
Unterbringung 


      


         
Neu 500-1101 Sachgebietsleiter/in 


Koordination Bildungs- und 
Teilhabepaket 


   + 1 A 11   


         
Neu 500-1101 Sachbearbeiter/in 


Bildungs- und Teilhabepaket 
 bisher: 


+ 3 A 10 
 künftig: 


+ 1 A 10 
+ 1 E 9 
+ 1 A 8 


  


         
04328 500-1101 Sachbearbeiter/in 


Bildungs- und Teilhabepaket 
    + 1 E 9  


         
Neu 500-1101 Sachbearbeiter/in 


Bildungs- und Teilhabepaket 
   + 1 A 8 T 30   


         
Neu 500-1101 Sachbearbeiter/in 


Bildungs- und Teilhabepaket 
   + 1 A 8 T 20   


         
  50.12 Wohnhilfen       
         


Neu 500-1203 Sozialarb./-päd. 
Unterkunft „An der Horst“ 


     + 1 S 11 


         
  50.13 Seniorenbüro       
         


04004 500-1303 Sachbearbeiter/in 
Offene Seniorenarbeit 


1 A 10   1 E 9   


         
05355 500-1350 Sozialarb./-päd. 


Pflegestützpunkt 
1 S 11 T 25 
   kw 4) 


  1 S 11 T 30 
   kw 4) 


  


         
Neu 500-1302 Sachbearbeiter/in 


Betreuungen für Volljährige 
 + 1 A 11     


         
03992 500-1301 Sachbearbeiter/in 


Versicherungs-, Beitrags- und 
Leistungswesen 


1 A 8   1 A 10   
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50 Soziales und Gesundheit   
  
Nr. neu Stellenschaffungen zur Einrichtung der freiwilligen Aufgabe „Braunschweig Pass“ gemäß 


Empfehlung des Finanz- und Personalausschusses vom 14. Februar 2012. Die genaue 
organisatorische Zuordnung erfolgt nachgehend. 


  
50.0 Verwaltung  
  
50.03 IT-Angelegenheiten  
  
Nrn. 03428 u. 04638 Realisierung des kw-Vermerks durch Wegfall einer anderen Stelle aus 


personalwirtschaftlichen Gründen. 
  
50.1 Wohnen und Senioren  
  
50.11 Wohngeld, Wohnungswirtschaft, 
Unterbringung 


 


  
Nrn. Neu und 04328 Stellenschaffungen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets für Wohngeld- und 


Kinderzuschlagsempfänger. Finanzielle Kompensation durch Finanzleistungen des Bundes. 
Ergänzung:  
Aufgrund der Antragsentwicklung (5.070 per 11. Nov. 2011) und des bestehenden 
Koordinationsaufwandes sind weitere Stellenschaffungen bzw. eine Stellenverlegung 
erforderlich. In 2012 wird eine weitere Steigerung der Antragszahlen erwartet (6.871). In 
diesem Zusammenhang erfolgt zum Stellenplan 2013 eine Überprüfung des 
Personalbedarfs. Stellenausweisungen entsprechend der Besetzung. 


  
50.12 Wohnhilfen  
  
Nr. neu Stellenschaffung zur Sozialbetreuung der Wohnungslosen in der Unterkunft „An der Horst“ 


gemäß Empfehlung des Finanz- und Personalausschusses am 14. Februar 2012. 
  
50.13 Seniorenbüro  
  
Nr. 04004 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
Nr. 05355 Stundenaufstockung aufgrund der Zunahme von Einzelfallhilfen und einer verstärkten 


Vortragstätigkeit zum Thema Pflege. Die zusätzlich entstehenden Kosten sind durch die 
Förderung der Kranken- und Pflegekassen gedeckt. 


  
Nr. Neu Stellenschaffung in Anpassung an die Aufgabenentwicklung zur Durchführung der 


gesetzlichen Pflichtaufgaben im Rahmen des Betreuungsrechts, insbesondere unter 
Berücksichtigung der umfangreicheren Erstellung von Sozialberichten sowie gestiegener 
Fallzahlen. 


  
Nr. 03992 Stellenhebung entsprechend der Bewertung nach geänderter Dienstverteilung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 50 Soziales und Gesundheit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
 


         
  50.2 Beschäftigungsbetrieb       
         


03525 500-2000 Sachbearbeiter/in 
Haushaltsangelegenheiten 


 - 1 E 6 T 19,5 
   kw 2011 


    


         
04151 500-2470 bisher: 


Handwerksmeister/in 
künftig: 
Anleiter/in 
ProFit 


1 E 6 kw 1)   1 E 5   


         
04179 500-2470 bisher: 


Lehrer/in 
künftig: 
Sozialarb./-päd. 
ProFit 


 bisher: 
- 1 E 10 
   kw 2011 


  
 
künftig: 
+ 1 S 11 


  


         
04195 500-2440 Gärtnermeister/in 


Gärtnerei 
 - 1 E 9 


   kw 2011 
    


         
04198 500-2440 Florist/in 


Gärtnerei 
  - 1 E 6 


   kw 2011 
   


         
04177 500-2470 bisher: 


Tischler/in 
künftig: 
Anleiter/in 
ProFit 


 bisher: 
- 1 E 6 
   ku 1) E 5 
   kw 2011 


  
 
künftig: 
+ 1 E 5 


  


         
Neu 500-2030 Sozialarb./-päd. 


Koordination BIWAQ 
   + 1 S 12 


      kw 4) 
  


         
Neu 500-2030 Sozialarb./-päd. 


BIWAQ 
   + 1 S 11 


      kw 4) 
  


         
  50.20 Finanzen, Fördermittel, 


allg. Verwaltung 
      


         
Neu 500-2030 Sachbearbeiter/in 


BIWAQ 
   + 1 A 7 T 15 


      kw 4) 
  


         
  50.21 Projekte       
         


05010 500-2750 Sozialarb./-päd. 
Schulpflichterfüllung in 
Jugendwerkstätten 


1 S 11 
   kw 2011 


1 S 11 
   kw 4) 


    


         
04196 500-2560 Gärtner/in 


Bauprojekt 
1 E 5 1 E 5 kw 5)     


         
04199 500-2540 Reinigungswart/in 


USB 
1 E 4  
   ku 1) E 2Ü 


  1 E 2Ü   


         
  50.3 Soziale Sicherung, 


Behindertenhilfe, 
Rechtsangelegenheiten 


      


         
  50.31 Eingliederungshilfe       
         


05395 500-3100 Sachbearbeiter/in 
Eingliederungshilfe 


1 A 10 Sp*) 1 A 10 
   kw 2013 


    


         
  50.32 Hilfe zur Pflege       
         


04857 500-3200 Sachbearbeiter/in 
Grundsicherung 


1 A 8 ku 1) 
   A 10 


  1 A 10   
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50.2 Beschäftigungsbetrieb  
  
Nr. 03525 Realisierung des kw-Vermerks. 
  
Nr. 04151 Stellenausweisung für das Projekt ProFit, da nach derzeitigem Stand davon ausgegangen 


wird, dass das Projekt in 2012 fortgeführt wird. Die Inanspruchnahme der Stelle steht unter 
dem Vorbehalt einer entsprechenden Zielvereinbarung mit dem Jobcenter Braunschweig 


  
Nr. 04179 Realisierung des kw-Vermerks. 


Ergänzung:  
Stellenschaffung für das Projekt ProFit, da nach derzeitigem Stand davon ausgegangen 
wird, dass das Projekt in 2012 fortgeführt wird. Die Inanspruchnahme der Stelle steht unter 
dem Vorbehalt einer entsprechenden Zielvereinbarung mit dem Jobcenter Braunschweig. 


  
Nr. 04195 Realisierung des kw-Vermerks. 
  
Nr. 04198 Stellenverlegung zu 96 Städtische Dienstkräfte des Jobcenters Braunschweig, 96.10 


Verwaltung/Sonderbereiche in Anpassung an den Bedarf. 
  
Nr. 04177 Realisierung des kw-Vermerks. 


Ergänzung:  
Stellenschaffung für das Projekt ProFit, da nach derzeitigem Stand davon ausgegangen 
wird, dass das Projekt in 2012 fortgeführt wird. Die Inanspruchnahme der Stelle steht unter 
dem Vorbehalt einer entsprechenden Zielvereinbarung mit dem Jobcenter Braunschweig 


  
Nrn. Neu Stellenschaffungen zur Durchführung des Projekts STAR (Stadtteilbezogene 


Arbeitsmarktintegration) im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtteilentwicklung zusammen mit dem Europäischen Sozialfond geförderten Programms 
BIWAQ (Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier). Im Rahmen dieses Projektes sollen im 
Westlichen Ringgebiet insbesondere junge männliche Migranten im Übergang Schule/Beruf, 
aber auch danach, sowie Frauen (überwiegend Migrantinnen) nach der Familienphase durch 
intensive Begleitung in Ausbildung/Arbeit vermittelt werden. Die Förderung ist auf drei Jahre 
ausgerichtet. Die Stellenschaffungen sind befristet für die Dauer der Förderung. Die 
Inanspruchnahme der Stellen steht unter dem Vorbehalt der entsprechenden Förderzusage. 
Siehe auch StVPl.-Nr. 50.20 Neu. 


  
50.20 Finanzen, Fördermittel, allg. 
Verwaltung 


 


  
Nr. Neu Stellenschaffung zur Durchführung des Projekts STAR (Stadtteilbezogene 


Arbeitsmarktintegration) im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtteilentwicklung zusammen mit dem Europäischen Sozialfond geförderten Programms 
BIWAQ (Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier). Im Rahmen dieses Projektes sollen im 
Westlichen Ringgebiet insbesondere junge männliche Migranten im Übergang Schule/Beruf, 
aber auch danach, sowie Frauen (überwiegend Migrantinnen) nach der Familienphase durch 
intensive Begleitung in Ausbildung/Arbeit vermittelt werden. Die Förderung ist auf drei Jahre 
ausgerichtet. Die Stellenschaffung ist befristet für die Dauer der Förderung. Die 
Inanspruchnahme der Stelle steht unter dem Vorbehalt der entsprechenden Förderzusage. 
Siehe auch StVPl.-Nrn. 50.2 Neu. 


  
50.21 Projekte  
  
Nr. 05010 Umwandlung des kw-Vermerks, da nach derzeitigem Stand davon ausgegangen wird, dass 


das Projekt auch in 2012 fortgeführt wird. Die Inanspruchnahme der Stelle steht unter dem 
Vorbehalt einer vollständigen Förderung durch die NBank. 


  
Nr. 04196 Anbringung eines kw-Vermerks aus personalwirtschaftlichen Gründen. 
  
Nr. 04199 Realisierung des ku-Vermerks. 
  
50.3 Soziale Sicherung, Behindertenhilfe, 
Rechtsangelegenheiten 


 


  
50.31 Eingliederungshilfe  
  
Nr. 05395 Wegfall des Sperrvermerks, da durch die Überprüfung der Einstufungen nach dem sog. 


HMB-T Verfahrens (Begutachtungsverfahren für Menschen mit Behinderungen in 
Werkstätten und Tagesförderstätten) erwartet wird, dass Sachkosteneinsparungen 
entstehen, die den zusätzlichen Personalaufwand decken. Anbringung eines kw 2013-
Vermerks, da in diesem Zeitraum festgestellt werden soll, ob eine Kompensation tatsächlich 
erfolgt. Siehe auch StVPl.-Nr. 50.41/05398. 


  
50.32 Hilfe zur Pflege  
  
Nr. 04857 Realisierung des ku-Vermerks. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 50 Soziales und Gesundheit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  50.33 Soziale Sicherung       
         
  50.33.1 SG 1 Information und 


Erstberatung 
      


         
03821 500-3000 Sachbearbeiter/in 


Infothek 
1 A 8 T 20   1 E 8 T 19,5   


         
  50.33.2 SG 2 Laufende Hilfen       
         


03565 500-3300 Sachbearbeiter/in 
HLU/Grusi 


1 E 9   1 A 10   


         
04425 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
04426 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
04097 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
03817 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
03815 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 9Z   


         
05211 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
05212 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8   1 A 9Z   


         
05213 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8 T 30   1 A 8 T 30 


   ku 1) 
   A 10 T 30 


  


         
05014 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8 T 20   1 A 8 T 20 


   ku 1) 
   A 10 T 20 


  


         
05358 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 A 8 T 20   1 A 8 T 20 


   ku 1) 
   A 10 T 20 


  


         
04856 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 E 8   1 E 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
04099 500-3300 Sachbearbeiter/in 


HLU/Grusi 
1 E 8   1 E 8 ku 1) 


   A 10 
  


         
  50.35 Rechtsangelegenheiten       
         


03465 500-3500 Stellenleiter/in 1 E 11   1 A 12   
         
  50.41 Gutachten- und 


Beratungsdienst 
      


         
05398 500-4110 Sozialarb./-päd. 


Hilfeplanung 
1 S 12 Sp*) 1 S 12 


   kw 2013 
    


         
04221 500-4110 Gesundheitsingenieur/in 


Gesundheitsschutz 
1 E 10   1 E 11   
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50.33 Soziale Sicherung  
  
50.33.1 SG 1 Information und 
Erstberatung 


 


  
Nr. 03821 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
50.33.2 SG 2 Laufende Hilfen  
  
Nr. 03565 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
Nr. 04425 Anbringung von ku-Vermerken, da aufgrund der schwieriger und komplexer gewordenen 


Sachbearbeitung im Bereich der Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt künftig im 
Rahmen einer Einheitssachbearbeitung nur noch der gehobene Dienst eingesetzt werden 
soll. Auch der interkommunale Vergleich bestätigt diese Vorgehensweise. Die Umsetzung 
erfolgt in Stufen entsprechend der personalwirtschaftlichen Gegebenheiten. 


  
Nr. 04426, 04097 und 03817 Anbringung von ku-Vermerken, da aufgrund der schwieriger und komplexer gewordenen 


Sachbearbeitung im Bereich der Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt künftig im 
Rahmen einer Einheitssachbearbeitung nur noch der gehobene Dienst eingesetzt werden 
soll. Auch der interkommunale Vergleich bestätigt diese Vorgehensweise. Die Umsetzung 
erfolgt in Stufen entsprechend der personalwirtschaftlichen Gegebenheiten. 


  
Nr. 03815 Stellenausweisung im Zuge der Einführung einer Einheitssachbearbeitung im Bereich der 


Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt um einen übermäßigen Personalwechsel mit 
entsprechendem Wissensverlust entgegenzuwirken. 


  
Nr. 05211 Anbringung eines ku-Vermerks, da aufgrund der schwieriger und komplexer gewordenen 


Sachbearbeitung im Bereich der Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt künftig im 
Rahmen einer Einheitssachbearbeitung nur noch der gehobene Dienst eingesetzt werden 
soll. Auch der interkommunale Vergleich bestätigt diese Vorgehensweise. Die Umsetzung 
erfolgt in Stufen entsprechend der personalwirtschaftlichen Gegebenheiten. 


  
Nr. 05212 Stellenausweisung im Zuge der Einführung einer Einheitssachbearbeitung im Bereich der 


Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt um einen übermäßigen Personalwechsel mit 
entsprechendem Wissensverlust entgegenzuwirken. 


  
Nrn. 05213, 05014, 05358, 04856 und 
04099 


Anbringung von ku-Vermerken, da aufgrund der schwieriger und komplexer gewordenen 
Sachbearbeitung im Bereich der Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt künftig im 
Rahmen einer Einheitssachbearbeitung nur noch der gehobene Dienst eingesetzt werden 
soll. Auch der interkommunale Vergleich bestätigt diese Vorgehensweise. Die Umsetzung 
erfolgt in Stufen entsprechend der personalwirtschaftlichen Gegebenheiten. 


  
50.35 Rechtsangelegenheiten  
  
Nr. 03465 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
50.41 Gutachten- und Beratungsdienst  
  
Nr. 05398 Wegfall des Sperrvermerks, da durch die Überprüfung der Einstufungen nach dem sog. 


HMB-T Verfahrens (Begutachtungsverfahren für Menschen mit Behinderungen in 
Werkstätten und Tagesförderstätten) erwartet wird, dass Sachkosteneinsparungen 
entstehen, die den zusätzlichen Personalaufwand decken. Anbringung eines kw 2013-
Vermerks, da in diesem Zeitraum festgestellt werden soll, ob eine Kompensation tatsächlich 
erfolgt. Siehe auch StVPl.-Nr. 50.31/05395. 


  
Nr. 04221 Stellenhebung entsprechend der Bewertung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 50 Soziales und Gesundheit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  50.5 Ausgleichsamt       
         
  50.50 Verwaltung, 


Ausgleichsleistungen, 
Rechtsmittel 


      


         
04308 500-5000 Sachbearbeiter/in 


Schadensfeststellung 
1 A 10 1 A 10 T 20     


         
04292 500-5000 Sachbearbeiter/in für 


Bürokommunikation 
 - 1 E 5     


         
04322 500-5000 Sachbearbeiter/in 


Aktenverwaltung BFG-Akten, 
Überwachung 
Schadensausgleich 


 - 1 A 7     


         
04296 500-5000 Sachbearbeiter/in 


Allgemeine 
Verwaltungsaufgaben, 
Haushaltsplan, zentr. Statistik, 
Registratur, Archivierung 


 - 1 A 7     


         
04300 500-5000 Sachbearbeiter/in 


Sonderaufgabe Archivierung 
 - 1 E 5 T 19,5


   kw 1) 
    


         
  50.51 Rückforderungen       
         


04310 500-5100 Stellenleiter/in    - 1 A 12   
         
  50.51/1 AG 1 Rückforderungen 


A - K 
      


         
04311 500-5100 Koordinator/in    - 1 A 11   


         
04312 500-5100 Sachbearbeiter/in  - 1 A 10 T 20     


         
  50.51/2 AG 2 Rückforderungen 


L - Z 
      


         
04331 500-5100 Sachbearbeiter/in  - 1 A 10     


         
04303 500-5100 Sachbearbeiter/in  - 1 A 9Z 


   FuGr. 
   kw 2011 


    


         
04328 500-5100 Sachbearbeiter/in     - 1 E 9  
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50.5 Ausgleichsamt  
  
50.50 Verwaltung, Ausgleichsleistungen, 
Rechtsmittel 


 


  
Nr. 04308 Wegfall von Stellenanteilen in Anpassung an die Aufgabenentwicklung. 
  
Nrn. 04292, 04322 und 04296 Stellenwegfälle in Anpassung an die Aufgabenentwicklung. 
  
Nr. 04300 Realisierung des kw-Vermerks. 
  
50.51 Rückforderungen  
  
Nr. 04310 Stellenwegfall in Anpassung an die Aufgabenentwicklung. 
  
50.51/1 AG 1 Rückforderungen 
A - K 


 


  
Nr. 04311 Stellenwegfall in Anpassung an die Aufgabenentwicklung. 
  
Nr. 04312 Stellenwegfall in Anpassung an die Aufgabenentwicklung. 
  
50.51/2 AG 2 Rückforderungen 
L - Z 


 


  
Nr. 04331 Stellenwegfall in Anpassung an die Aufgabenentwicklung. 
  
Nr. 04303 Realisierung des kw-Vermerks. 
  
Nr. 04328 Stellenverlegung zu 50.11.1 Wohngeld in Anpassung an die Aufgabenentwicklung und des 


Personalbedarfs für die Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets für Wohngeld- und 
Kinderzuschlagsempfänger. 


  
 Bemerkung:  


Das Ausgleichsamt wird mit Ablauf des Jahres 2012 aufgelöst; Erstattungsleistungen 
erfolgen letztmalig für 2012. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 51 Kinder, Jugend und Familie  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  51 Kinder, Jugend und 


Familie  
      


         
  51.0 Verwaltung       
         
  51.01 Allgemeine 


Verwaltungsangelegenheiten 
      


         
  51.01.1  Administration, Service       
         


02387 510-0110 Sachbearbeitern/in 1 A 6   1 E 6   
         
  51.01.2 Zuschüsse und 


Entgelte 
      


         
02468 510-0103 Sachbearbeiter/in 


Kindertagesstättenentgeltverf. 
 - 1 A 7     


         
02467 510-0103 Sachbearbeiter/in 


Kindertagesstättenentgeltverf. 
1 A 7 1 A 7  


   kw 5) 
    


         
  51.02 Wirtschaftliche 


Leistungen 
      


         
02429 510-0200 Stellenleiter/in 1 A 12   1 E 11   


         
  51.02.1 Wirtschaftliche 


Erziehungshilfe, 
Ausbildungsförderung 


      


         
Neu 510-0201 Sachbearbeiter/in 


Wirtschaftliche Erziehungshilfe 
   + 1 A 8 T 20  


   kw 1) 
  


         
05363 510-0201 Sachbearbeiter/in 


Wirtschaftliche Erziehungshilfe 
1 A 8 T 7  
   kw 3) 


  1 A 8 T 7  
   kw 1) 


  


         
  51.1 Allgemeine 


Erziehungshilfe 
      


         
Neu 510-1010 Sozialarb./päd. 


Beratungsleistungen nach dem 
BKiSchG 


   + 4 S 12   


         
  51.11 Braunschweig-Mitte und 


Fachdienste 
      


         
05104 510-1100 Sozialarb./päd. 


Koordinierungszentrum 
Kinderschutz 


1 S 17 kw 4) 1 S 17     


         
Neu 510-1100 Sozialarb./päd. 


U-Untersuchungen 
   + 1 S 14   


         
  51.2 Besondere Erziehungshilfe       
         
  51.22 Pflegekinderdienst, 


ambulante und stationäre Hilfen 
      


         
05364 510-2200 Sozialarb./-päd. 1 S 11 T 19,5 


   kw 2011 
1 S 11 T 19,5     


         
  51.23 Amtsvormundschaften. 


Amtspflegschaften, 
Beistandschaften 


      


         
Neu 510-2300 Amtsvormund- und 


Urkundsperson 
   + 1 A 10 


   T 60 
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51 Kinder, Jugend und Familie   
  
51.0 Verwaltung  
  
51.01 Allgemeine 
Verwaltungsangelegenheiten 


 


  
51.01.1 Administration , Service  
  
Nr. 02387 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der tatsächlichen Besetzung. 
  
51.01.2 Zuschüsse und Entgelte  
  
Nrn. 02767 und 02468 Stellenwegfall bzw. Anbringung eines kw-Vermerkes im Zusammenhang mit dem 


Ratsbeschluss über die Gebührenfreiheit im Kindergarten und in der Kindertagespflege vom 
28. Juni 2011. Der Wegfall der Entgeltabrechnung führt im Verwaltungsbereich des FB 51 zu 
einem Wegfall von bis zu 2 Stellen. Zu berücksichtigen ist jedoch ein gleichzeitiger Ausbau 
im gesamten Betreuungsbereich (U3, Kindergarten, Schulkindbetreuung), deren 
Auswirkungen für diesen Bereich noch nicht belastbar quantifiziert werden können. Deshalb 
wird eine Stelle mit kw-Vermerk versehen, deren Wegfall unter Berücksichtigung des oben 
skizzierten Ausbaus einer genauen Prüfung unterzogen wird.  


  
51.02 Wirtschaftliche Leistungen  
  
Nr. 02429 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der tatsächlichen Besetzung. 
  
51.02.1 Wirtschaftliche Erziehungshilfe, 
Ausbildungsförderung 


 


  
Nrn. neu und 05363 Stellenschaffung bzw. Änderung eines kw-Vermerkes aufgrund des Mehraufwandes bei den 


Maßnahmen der Erzieherischen Hilfen. 
  
51.1 Allgemeine Erziehungshilfe  
  
Nr. neu Stellenschaffungen zur Umsetzung des seit 1. Januar 2012 geltenden Bundeskinderschutz-


gesetzes (BKiSchG). Die Stadt ist als Trägerin der Jugendhilfe verpflichtet, ihre Beratungs-
leistungen durch „insoweit erfahrene Fachkräfte“ zur Vermeidung der Gefährdung des 
Kindeswohls zu verstärken und entsprechende Funktionen zu schaffen. Die endgültige 
organisatorische Zuordnung der Planstellen wird im Nachgang entschieden. 


  
51.11 Braunschweig-Mitte und 
Fachdienste 


 


  
Nr. 05104 Wegfall des kw-Vermerks, da das Koordinierungszentrum Kinderschutz auch nach Wegfall 


der Förderungsmaßnahmen weiterbetrieben werden soll.  
  
Nr. neu Stellenschaffung aufgrund des Mehraufwandes für die Bearbeitung der Meldungen von 


versäumten U-Untersuchungen von Kindern. 
  
51.2 Besondere Erziehungshilfe  
  
51.22 Pflegekinderdienst, ambulante und 
stationäre Hilfen 


 


  
Nr. 05364 Wegfall des kw-Vermerkes aufgrund der Aufgabenentwicklung bei der Akquise von 


Pflegeeltern. 
  
51.23 Amtsvormundschaften. 
Amtspflegschaften, Beistandschaften 


 


  
Nr. neu Stellenschaffungen aufgrund der Änderung des Vormundschaftsrechts. Die Betreuungsquote 


wurde auf 50 Personen festgelegt und weitere Regelungen, z. B. zwingende persönliche 
Kontaktaufnahmen, festgelegt. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 51 Kinder, Jugend und Familie  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  51.3 Kindertagesstätten       
         


05228 510-3000 Sozialarb./-päd. 
Kinderschutzfachkraft 


1 S 11  
   T 23,25 


  1 S 12  
   T 23,25 


  


         
  51.31 Kindertagesstätten       
         
  51.3103 Frankfurter Straße       
         


02661 510-3106 Erzieher/in 1 S 6  
   T 145,69 


  1 S 8  
   T 145,69 


  


         
02663 510-3106 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 155,26 
  1 S 4 


   T 155,26 
  


         
  51.3105 Gartenstadt       
         


02673 510-3107 Erzieher/in 1 S 6  
   T 129,69 


  1 S 8  
   T 129,69 


  


         
02675 510-3107 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 195,68 
  1 S 4 


   T 195,68 
  


         
02681 510-3107 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 T 37,47 1 E 1 T 38,39     


         
  51.3107 Gliesmarode       
         


02741 510-3108 Erzieher/in 1 S 6 
   T 201,92 


1 S 6 
   T 269,21 


 1 S 6 
   T 253,27 


  


         
02746 510-3108 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 191,94 
1 S 3 
   T 169,18 


 1 S 3 
   T 147,55 


  


         
02753 510-3108 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1  


   T 47,60 
  1 E 1  


   T 49,60 
  


         
  51.3109 Hondelage       
         


02763 510-3110 Erzieher/in 1 S 6 
   T 245,49 


1 S 6 
   T 266,99 


 1 S 6 
   T 245,36 


  


         
02765 510-3110 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 155,26 
1 S 3 
   T 179,42 


 1 S 3 
   T 157,79 


  


         
  51.3113 Lamme       
         


02797 510-3113 Erzieher/in 1 S 6 
   T 59,37 


1 S 6 
   T 80,99 


 1 S 6 
   T 70,75 


  


         
02798 510-3113 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 114,60 
1 S 3 
   T 136,23 


 1 S 3 
   T 125,98 


  


         
02801 510-3113 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 T32,44   1 E 1 T34,44   


         
  51.3117 Leibnitzplatz       
         


02840 510-3115 Stellv. Leiterin 1 S 7   1 S 8   
         


02841 510-3115 Erzieher/in 1 S 6  
   T 91,24 


  1 S 8  
   T 91,24 


  


         
02842 510-3115 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 146,47 
  1 S 4 


   T 146,47 
  


         
02847 510-3115 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 T35,97   1 E 1 T38,97   
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51.3 Kindertagesstätten  
  
Nr. 05228 Stellenhebung entsprechend der Bewertung. 
  
51.31 Kindertagestätten  
  
51.3103 Frankfurter Straße  
  
Nrn. 02661 und 02663 Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
51.3105 Gartenstadt  
  
Nrn. 02673 und 02675 Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
Nr. 02681  
  
51.3107 Gliesmarode  
  
Nrn. 02741, 02746 und 02753  
  
51.3109 Hondelage Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
  
Nrn. 02763 und 02765  
  
51.3113 Lamme  
  
Nrn. 02797, 02798 und 02801  
  
51.3117 Leibnitzplatz  
  
Nr. 02840 Stellenausweisung entsprechend der voraussichtlichen Bewertung. 
  
Nrn. 02841 und 02842 Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
Nr. 02847 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 51 Kinder, Jugend und Familie 
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  51.3119 Leiferde        
          


02850 510-3116 Erzieher/in 1 S 6 
   T 197,49 


  1 S 6 
   T 215,96 


   


          
02853 510-3116 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 100,62 
  1 S 3 


   T 122,25 
   


          
  51.3121 Lindenbergsiedlung       
         


02860 510-3117 Erzieher/in 1 S 6 
   T 181,81 


  1 S 6 
   T 187,50 


  


         
02864 510-3117 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 94,36 
1 S 3 
   T 104,61 


 1 S 3 
   T 128,51 


  


         
  51.3123 Peterskamp       
         


02902 510-3121 Kinderpfleger/in 1 S 3 T 67,67 1 S 3 T 73,36  1 S 3 T 79,05   
         


05109 510-3121 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 T 20,26   1 E 1 T 22,26   
         
  51.3125 Rautheim       
         


02953 510-3125 Erzieher/in 1 S 6 
   T 132,10 


1 S 6 
   T 143,48 


    


         
02952 510-3125 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 


   T 35,97 
  1 E 1 


   T 37,97 
  


         
  51.3127 Recknitzstraße       
         


03049 510-3126 Erzieher/in 1 S 6 
   T 141,39 


1 S 6 
   T 151,64 


 1 S 8 
   T 141,39 


  


         
03054 510-3126 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 168,17 
1 S 3 
   T 178,41 


 1 S 4 
   T 168,17 


  


         
  51.3129 Riddagshausen       
         


03079 510-3127 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 
   T 18,74 


  1 E 1 
   T 19,74 


  


         
  51.3131 Schölkestraße       
         


03115 510-3129 Erzieher/in 1 S 6 
   T 132,61 


  1 S 6 
   T 57,58 


- 1 S 6  
   T 75,03 


 


         
03117 510-3129 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 79,05 
  1 S 3 


   T 30 
- 1 S 3 
   T 49,05 


 


         
Neu 510-3129 Erzieher/in    1 S 8 


   T 75,03 
+ 1 S 6  
   T 75,03 


 


         
Neu 510-3129 Kinderpfleger/in    1 S 4 


   T 49,05 
+ 1 S 3 
   T 49,05 


 


         
  51.3133 Siegmundstraße       
         


03158 510-3132 Erzieher/in 1 S 6 
   T 151,95 


1 S 6 
   T 148,16 


 1 S 8 
   T 148,16 


  


         
03160 510-3132 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 161,52 
1 S 3 
   T 171,77 


 1 S 4 
   T 171,77 


  


         
03166 510-3132 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 


   T 36,47 
  1 E 1 


   T 39,47 
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51.3119 Leiferde  
  
Nrn. 02850 und 02853  
  
51.3121 Lindenbergsiedlung  
  
Nrn. 02860 und 02864 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011 
  
51.3123 Peterskamp  
  
Nr. 02902 und 05109  
  
51.3125 Rautheim  
  
Nr. 02953 und 02952  
  
51.3127 Recknitzstraße  
  
Nrn. 03049 und 03054 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011 und Stellenhebungen von 
Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen Brennpunkten bzw. 
Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen Bewertung. 


  
51.3129 Riddagshausen  
  
Nr. 03079 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
  
51.3131 Schölkestraße  
  
Nrn. 03115 und 03117 Stellenausweisung in der Außengruppe Ölper entsprechend der Bewertung. 
  
Nrn. neu Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
51.3133 Siegmundstraße  
 . 
Nrn. 03158 und 03160 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011 und Stellenhebungen von 
Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen Brennpunkten bzw. 
Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen Bewertung. 


  
Nr. 03166 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 51 Kinder, Jugend und Familie  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         


  51.32 Kindertagestätten       
         


Neu 510-3100 Erzieher/in 
Umsetzung VA/EV-Konzept 


 + 2 S 6     


         
         


Neu 510-3100 Erzieher/in 
„Offensive frühe Chancen“ 


 + 2,5 S 8 üT 
   kw 4) 


    


         
  51.3201 Alsterplatz       
         


02595 510-3101 Erzieher/in 1 S 6 
   T 145,63 


  1 S 8 
   T 145,63 


  


         
02597 510-3101 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 183,15 
  1 S 4 


   T 183,15 
  


         
  51.3203 Böcklinstraße       
         


02607 510-3102 Erzieher/in 1 S 6  
   T 141,71 


1 S 6 
   T 148,16 


    


         
  51.3205 Christian-Friedrich-


Krull-Straße 
      


         
02630 510-3103 Erzieher/in 1 S 6 


   T 319,26 
  1 S 8 


   T 319,26 
  


         
02636 510-3103 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 224,26 
  1 S 4 


   T 224,26 
  


         
  51.3217 Grünewaldstraße       
         


02760 510-3109 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 T 25,33 1 E 1 T 26     
         
  51.3221 Karlstraße       
         


02773 510-3111 Stellv. Leiter/in 1 S 10    1 S 7   
         


02774 510-3111 Erzieher/in 1 S 6 
   T 80,99 


1 S 6 
   T 91,24 


    


         
02775 510-3111 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 136,23 
1 S 3 
   T 146,47 


    


         
  51.3235 Madamenweg       
         


02874 510-3118 Erzieher/in 1 S 6 
   T 68,35 


  1 S 8 
   T 68,35 


  


         
02876 510-3118 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 99,55 
  1 S 4 


   T 99,55 
  


         
  51.3245 Prinzenpark       
         


02917 510-3123 Erzieher/in 1 S 6 
   T 287,29 


1 S 6 
   T 240,37 


    


         
02920 510-3123 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 146,47 
1 S 3 
   T 193,40 


    


         
02926 510-3123 Hauswirtschaftsdienst 1 E 1 T 40,02 1 E 1 T 50     
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51.32 Kindertagestätten  
  
Nr. neu Stellenschaffungen im Zusammenhang mit dem Ratsbeschluss "Aufstockung der Plätze für 


verhaltensauffällige und/oder entwicklungsverzögerte Kinder (VA/EV-Plätze) von 40 auf 80 
Plätze" vom 22. Februar 2011. Die Finanzierung ist durch Sachkosten gedeckt. 


  
Nr. neu Stellenschaffungen zur Beteiligung an der Bundesinitiative "Offensive frühe Chancen". Die 


Finanzierung ist nach derzeitigem Stand durch Fördermittel bis 2014 gedeckt. 
  
51.3201 Alsterplatz  
  
Nrn. 02595 und 02597 Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
51.3203 Böcklinstraße  
  
Nr. 02607 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
  
51.3205 Christian-Friedrich-Krull-Straße  
  
Nrn. 02630 und 02636 Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
51.3217 Grünewaldstraße  
  
Nr. 02760 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
  
51.3221 Karlstraße  
  
Nr. 02773 Stellenausweisung entsprechend der Bewertung. 
  
Nrn. 02774 und 02775 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
  
51.3235 Madamenweg  
  
Nrn. 02874 und 02876 Stellenhebungen von Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen 


Brennpunkten bzw. Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen 
Bewertung. 


  
51.3245 Prinzenpark  
  
Nrn. 02917,02920 und 02926 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 51 Kinder, Jugend und Familie  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  51.3261 Schwedenheim       
         


03142 510-3131 Stellv. Leiterin 1 S 7   1 S 8    
         
         


03143 510-3131 Erzieher/in 1 S 6 
   T 246,38 


1 S 6 
   T 205,84 


 1 S 8 
   T 205,84 


  


         
03149 510-3131 Kinderpfleger/in 1 S 3 


   T 102,08 
1 S 3 
   T 146,47 


 1 S 4 
   T 146,47 


  


         
  51.3267 Volkskindergarten       
         


03188 510-3134 Kinderpfleger/in 1 S 3 
   T 136,23 


1 S 3 
   T 146,47 


    


         
  51.4 Jugendförderung       
         
  51.40 Verwaltung, Kinder- und 


Jugendzeltplatz Lenste 
      


         
Neu 510-4000 Sachbearbeiter/in 


Schulkindbetreuung 
 + 1 A 10 T 20     


         
  51.41 Kinder- und Jugendarbeit       
         


05405 510-4100 Sozialarb./-päd. 
Geschäftsführung 
Präventionsrat 


1 A10 T 20   1 S 11 T 19,5   


         
Neu 510-4101 Sozialarb./-päd. Kinder- und 


Jugendbeteiligung 
     + 1 S 11 


         
  51.41.1 Jugendsozialarbeit       
         


04438 510-4110 Sachgebietsleiter/in 
Koordination 
Kompetenzagentur 


1 S 15 kw 3) 1 S 15     


         
04439 510-4110 Sozialarb./-päd. 


Kompetenzagentur 
1 S 11 kw 3) 1 S 11     


         
04440 510-4110 Sozialarb./-päd. 


Kompetenzagentur 
1 S 11 kw 3) 1 S 11     


         
05026, 
05027 


510-4110 Sozialarb./-päd. 
Kompetenzagentur 


2 S 11 kw 4) 2 S 11     


         
05229 510-4110 Sozialarb./-päd. 


Koordination 
Schulverweigerung – 2. 
Chance 


1 S 11 kw 4) 1 S 11     


         
05230 510-4110 Sozialarb./-päd. 


Schulverweigerung – 2. 
Chance 


1 S 11 kw 4) 1 S 11     


         
05231, 
05232, 
05233 


510-4110 Sozialarb./-päd. 
Schulverweigerung – 2. 
Chance 


3 S 11 kw 4) 3 S 11     
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51.3261 Schwedenheim  
  
Nr. 03142 Stellenausweisung entsprechend der voraussichtlichen Bewertung. 
  
Nrn. 03143 und 03149 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011 und Stellenhebungen von 
Erzieher/innen und Kinderpfleger/innen in Einrichtungen in sozialen Brennpunkten bzw. 
Stadtteilen mit Förderbedarf entsprechend der voraussichtlichen Bewertung. 


  
51.3267 Volkskindergarten  
  
Nr. 03188 Stellenveränderungen im Zuge der jährlich vorzunehmenden Anpassung der Angebote im 


Kita-Bereich gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011. 
  
51.4 Jugendförderung  
  
51.40 Verwaltung, Kinder- und 
Jugendzeltplatz Lenste 


 


  
Nr. neu Stellenschaffung zur Abdeckung des gestiegenen Verwaltungsaufwandes aufgrund des 


weiteren Ausbaus der Schulkindbetreuung in OGS-Gruppen. 
  
51.41 Kinder- und Jugendarbeit  
  
Nr. 05405 Stellenumwandlung entsprechend der tatsächlichen Besetzung. 
  
Nr. neu Stellenschaffung zum Ausbau des Beteiligungskonzeptes bs4u gemäß Empfehlung des 


Finanz- und Personalausschusses vom 14. Februar 2012. 
  
51.41.1 Jugendsozialarbeit  
  
Nrn. 04438 bis 05233 Wegfall der kw-Vermerke gem. Ratsbeschluss vom 28. Juni 2011, da die Projekte 


„Kompetenzagentur“ und „Schulverweigerung – 2. Chance“ auch ohne entsprechende 
Fördergelder fortgeführt werden sollen. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 51 Kinder, Jugend und Familie  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  51.43 Offene 


Ganztagsgrundschulen 
(OGS)/Schulkindbetreuung 


      


         
05113 510-4300 Sozialarb./-päd. 


Niedersächsische 
Kooperations- und 
Bildungsprojekte (NiKo) 


1 S 11 kw 4)   1 S 11   


         
Neu 510-4300 Sozialarb./-päd.  + 1 S 11     


         
Neu 510-4304 Erzieher/in  + 1 S 6  


   T 24,57 
    


         
03251 510-4303 Hauswirtschaftsdienst 1 E 01  


   T 8,61 
1 E 01  
   T 10,56 


    


         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         







 
 
 


- 51 - 


  
51.43 Offene Ganztagsgrundschulen 
(OGS)/Schulkindbetreuung 


 


  
Nr. 05113 Wegfall des kw-Vermerkes gem. Ratsbeschluss vom 28. Juni 2011. Das Projekt soll auch 


ohne Fördermittel des Landes als eigene Aufgabe fortgeführt werden. 
  
Nr. neu Stellenschaffung zur Begleitung des Ausbaus der Schulkindbetreuung. 
  
Nr. neu Stellenschaffung zur Einrichtung einer Schulkind-Gruppe mit 12 Plätzen in der GS Veltenhof 


gem. Ratsbeschluss vom 31. Mai 2011.
  
Nr. 03251 Stellenaufstockung im Zusammenhang mit der Erhöhung der Teilnehmerzahl an der 


Mittagsverpflegung im KTK Veltenhof von 20 auf 32 Kinder. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 61 Stadtplanung und Umweltschutz 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  61 Stadtplanung und 


Umweltschutz  
      


         
03021  Wiss. Sachbearbeiter/in 


Stadtbildreferent/in 
    - 1 E 15  


         
  61.0 Verwaltung       
         
  61.02 Haushalt, Controlling, 


Verfahrensrecht 
      


         
02820 610-0020 Sachbearbeiter/in 


Vertragsmanagement, 
Haushaltswesen 


1 A 10   1 E 9   


         
  61.1 Stadtplanung       
         
  61.12 Verbindliche 


Bauleitplanung 
      


         
03018 610-1100 Stellenleiter/in 1 E 15   1 A 15   


         
  61.4 Umweltschutz, 


Umweltplanung 
      


         
05410 610-4310 Sachbearbeiter/in 


Klimaschutzmanagement 
1 E 11 kw 4)  
   Sp*) 


  1 E 11  
   kw 2014 
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61 Stadtplanung und Umweltschutz   
  
Nr. 03021 Stellenverlegung zu Ref 0600 Baureferat. Die Planstelle wird im Zusammenhang mit dem 


Maßnahmenkatalog zur Entlastung der Bauverwaltung (DS 12174/12) zum Baureferat 
verlegt und übernimmt dort die Referatsleitung. 


  
61.0 Verwaltung  
  
61.02 Haushalt, Controlling, 
Verfahrensrecht 


 


  
Nr. 02820 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
61.1 Stadtplanung  
  
61.12 Verbindliche Bauleitplanung  
  
Nr. 03018 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung und Bewertung. 
  
61.4 Umweltschutz, Umweltplanung  
  
Nr. 05410 Wegfall des Sperrvermerkes nach Freigabe durch die Verwaltung und Umwandlung des  


kw 4)-Vermerkes (befristet für die Dauer der Förderung) in einen kw 2014-Vermerk. Das 
Forschungszentrum Jülich hat als Projektträger für das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit die entsprechenden Fördermittel zur Verfügung gestellt. 
Der Zuwendungsbescheid gilt für den Zeitraum vom 01.10.2011 bis 30.09.2014 
(Bewilligungszeitraum).  
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Fachbereich 10 
1022 118 3 65 Hochbau und Gebäudemanagement  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  65 Hochbau und 


Gebäudemanagement  
      


         
02954  Sachbearbeiter/in  - 1 E 14     


         
  65.0 Kaufmännisches 


Gebäudemanagement 
      


         
  65.01 Allgemeine Verwaltung 


und Beschaffung/Zentrale 
Vergabestelle 


      


         
01748  Sachbearbeiter/in 


Innerer Dienstbetrieb, 
Zeiterfassung 


1 E 5 T 19,5   1 E 5 T 29,25   


         
01753  Sachbearbeiter/in für 


Bürokommunikation 
   - 1 E 5 T 19,5   


         
  65.04 Rechnungswesen       


         
01756  Sachbearbeiter/in 


Finanz- und Rechnungswesen 
1 E 6   1 E 6 T 19,5   


         
01761  Sachbearbeiter/in 


Rechnungswesen, 
Nachrechnen von Angeboten 
und Rechnungen 


1 A 7   1 E 6   


         
01764  Sachbearbeiter/in 


Rechnungswesen, Auftragsver-
waltung für Werkstätten 


1 E 6 T 29,25   1 A 7 T 20   


         
  65.1 Planung und 


Bauausführung Hochbau 
      


         
01769   Abteilungsleiter/in 1 A 15   1 E 15   


         
  65.11 Bauausführung 


Innenstadt 
      


         
01779  Techn. Sachbearbeiter/in 


Bauausführung 
   - 1 E 11   


         
  65.14 Bauausführung Östliches 


Stadtgebiet 
      


         
Neu  Techn. Sachbearbeiter/in 


Bauausführung 
   + 1 E 11   


         
  65.15 Planung       
         


02957  Techn. Sachbearbeiter/in 
Planung 


   - 1 E 12 
   T 19,5 


  


         
05369  Techn. Sachbearbeiter/in 


Planung 
1 E 11 
   kw 2011 


  1 E 11 
   kw 2013 


  


         
  neu: 65.2 Bauleitung und 


Projektsteuerung 
      


         
neu  Abteilungsleiter/in    + 1 E 14   


         
  65.3 Planung und 


Bauausführung (Technische 
Gebäudeausrüstung) 


      


         
02989  Heizungstechniker/in 


Energiebeauftragter 
   - 1 E 9   
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65 Hochbau und Gebäudemanagement   
  
Nr. 02954 Stellenwegfall, da die Planstelle zur Deckung einer Altersteilzeitregelung in Anspruch 


genommen wird. 
  
65.0 Kaufmännisches 
Gebäudemanagement 


 


  
65.01 Allgemeine Verwaltung und 
Beschaffung/Zentrale Vergabestelle 


 


  
Nr. 01748 Stundenaufstockung entsprechend des Bedarfs. Zur Kompensation dient die Reduzierung 


der Stelle 01764. 
  
Nr. 01753 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Für den FB 65 sind insg. 5,5 Stellen einzusparen. Für 1,0 Stellen werden 
anstatt einer Stellenstreichung Fremdbeauftragungen im Betriebskostenbereich in Höhe von 
60.000  € pro Jahr dauerhaft gekürzt.  


  
65.04 Rechnungswesen  
  
Nr. 01756 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Für den FB 65 sind insg. 5,5 Stellen einzusparen. Für 1,0 Stellen werden 
anstatt einer Stellenstreichung Fremdbeauftragungen im Betriebskostenbereich in Höhe von 
60.000  € pro Jahr dauerhaft gekürzt. 


  
Nr. 01761 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
Nr. 01764 Stundenreduzierung entsprechend des Bedarfs. Dient zur Kompensation der Aufstockung 


der Stelle 01748. Gleichzeitig wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 
  
65.1 Planung und Bauausführung 
Hochbau 


 


  
Nr. 01769 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der voraussichtlichen Besetzung. 
  
65.11 Bauausführung Innenstadt  
  
Nr. 01779 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Für den FB 65 sind insg. 5,5 Stellen einzusparen. Für 1,0 Stellen werden 
anstatt einer Stellenstreichung Fremdbeauftragungen im Betriebskostenbereich in Höhe von 
60.000  € pro Jahr dauerhaft gekürzt. 


  
65.14 Bauausführung Östliches 
Stadtgebiet 


 


  
Nr. neu Stellenschaffung zur baulichen Umsetzung des Ausbaus von Betreuungseinrichtungen für 


Unter-Dreijährige. Durch die Stellenschaffung soll sichergestellt werden, dass in 2014 
genügend Raum in Betreuungseinrichtungen zur Verfügung steht, um eine Betreuungsquote 
von 40 % erreichen zu können. 


  
65.15 Planung  
  
Nr. 02957 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Für den FB 65 sind insg. 5,5 Stellen einzusparen. Für 1,0 Stellen werden 
anstatt einer Stellenstreichung Fremdbeauftragungen im Betriebskostenbereich in Höhe von 
60.000  € pro Jahr dauerhaft gekürzt. 


  
Nr. 05369 Verlängerung des kw-Vermerks entsprechend der Aufgabenentwicklung. Um 


sicherzustellen, dass neben den Großprojekten, wie dem Ausbau des Eintracht-Stadions, 
auch die Bauunterhaltung und die laufende Schulsanierung durchgeführt werden kann, 
sollen die stellenplanmäßigen Voraussetzungen für einen effektiven Personaleinsatz in den 
kommenden 2 Jahren geschaffen werden. 


  
neu: 65.2 Bauleitung und 
Projektsteuerung 


 


  
Nr. neu Stellenschaffung im Rahmen der Aufteilung der Abt. 65.1 Planung und Bauausführung 


Hochbau in eine Abt. Planung und Projektentwicklung sowie eine Abt. Bauleitung und 
Projektsteuerung zur Optimierung der Abwicklung von Baumaßnahmen. 


  
65.3 Planung und Bauausführung 
(Technische Gebäudeausrüstung) 


 


  
Nr. 02989 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Für den FB 65 sind insg. 5,5 Stellen einzusparen. Für 1,0 Stellen werden 
anstatt einer Stellenstreichung Fremdbeauftragungen im Betriebskostenbereich in Höhe von 
60.000  € pro Jahr dauerhaft gekürzt. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 65 Hochbau und Gebäudemanagement  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  65.32 Elektro- und 


Regeltechnik 
      


         
03023  bisher: 


Techn. Sachbearbeiter/in  
Bauausführung 
künftig: 
Techniker/in 
Allgem. Elektrotechnik 


 
1 E 11 ku 1) 
   E 8 


   
 
 
 
1 E 8 


  


         
05370  bisher: 


Techniker/in 
Allgem. Elektrotechnik 
künftig: 
Techn. Zeichner/in 


 
1 E 8 
   kw 2011 


   
 
 
1 E 6 
   kw 2013 


  


         
  65.4 Infrastrukturelles 


Gebäudemanagement 
      


         
  65.41 Haus-, Reinigungs-


dienste und Services 
      


         
00348  Sachbearbeiter/in 


Personalangelegenheiten 
1 A 10   1 A 11   


         
00421  bisher: 


Sachbearbeiter/in städtische 
Eigenreinigung 
künftig: 
Sachbearbeiter/in 
Personalangelegenheiten 


 
1 E 5 kw 5) 


   
 
 
 
A 8 T 30 


  


         
00441  bisher: 


Schulhausmeister/in 
GS Am Lehmanger 
künftig: 
Hauswart/in 
Richard-Wagner-Straße 1-2 


 
1 E 5 


   
 
 
 
1 E 4 


  


         
00614  Schulhausmeisterhelfer/in  


HS Schulzentrum Heidberg 
   - 1 E 4   


         
00995  Schulhausmeisterhelfer/in 


BBS Otto-Bennemann-Schule 
   - 1 E 4   


         
00981  Schulhausmeister/in 


BBS Heinrich-Büssing-Schule 
   - 1 E 6   


         
00982  Schulhausmeister/in 


BBS Heinrich-Büssing-Schule 
   - 1 E 6   


         
00993  Schulhausmeister/in 


BBS Otto-Bennemann-Schule 
   - 1 E 6   


         
00613  Schulhausmeister/in 


HS Schulzentrum Heidberg 
   - 1 E 5   


         
00661  Schulhausmeister/in 


RS Schulzentrum Heidberg 
   - 1 E 5   


         
00682  Schulhausmeister/in 


Gymnasium Neue Oberschule 
   - 1 E 5   


         
         
         
         
         
         
         







 
 
 


- 57 - 


  
65.32 Elektro- und Regeltechnik  
  
Nr. 03023 Realisierung des ku-Vermerks. 
  
Nr. 05370 Verlängerung des kw-Vermerks entsprechend der Aufgabenentwicklung. Um sicherzustellen, 


dass neben den Großprojekten, wie dem Ausbau des Eintracht-Stadions, auch die 
Bauunterhaltung und die laufende Schulsanierung durchgeführt werden kann, sollen die 
stellenplanmäßigen Voraussetzungen für einen effektiven Personaleinsatz in den 
kommenden 2 Jahren geschaffen werden. Gleichzeitig Umwandlung entsprechend des 
Bedarfs. 


  
65.4 Infrastrukturelles  
Gebäudemanagement 


 


  
65.41 Haus-, Reinigungsdienste und 
Services 


 


  
Nr.00348 Stellenhebung entsprechend der Aufgabenentwicklung und der voraussichtlichen 


Bewertung. 
  
Nr. 00421 Stellenumwandlung entsprechend des Bedarfs. Der Steuerungsaufwand bei der 


Eigenreinigung nimmt durch den Rückgang des Anteils der Eigenreinigung ab. Stattdessen 
ist für eine weitere Optimierung des Hausmeistereinsatzes eine verbesserte Steuerung des 
Einsatzes der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter notwendig.  


  
Nr. 00441 Stellenumwandlung entsprechend des Bedarfs. Die GS Am Lehmanger wurde aufgelöst. Die 


Stelle eines Schulhausmeisters wird daher nicht mehr benötigt. Die Stelle dient als 
Kompensation für die Schaffung der Stelle einer Hauswartin/eines Hauswarts für das 
Gebäude Richard-Wagner-Straße. Das Gebäude wird neben dem FB 32 von externen 
Mietern genutzt. Neben der Ausführung von handwerklichen Unterhaltungs- und 
Instandsetzungsarbeiten besteht in dem Gebäude ein Bedarf an Pförtner- und 
Empfangsdiensten. Diese Tätigkeiten wird die Hauswartin/der Hauswart ebenfalls 
wahrnehmen. 


  
Nrn. 00614 bis 00682 Stellenwegfälle aufgrund des PPP-Projekts. Die hausmeisterliche Betreuung dieser Schulen 


erfolgt künftig durch die Hochtief PPP Solutions GmbH. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 65 Hochbau und Gebäudemanagement 
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  Noch 65.41 Haus-, Reinigungs-


dienste und Services 
      


         
00752  Schulhausmeister/in 


Gymnasium 
Ricarda-Huch-Schule 


   - 1 E 5   


         
00878  Schulhausmeister/in 


Schulzentrum  
Heidberg - Gymnasium 


   - 1 E 5   


         
00983  Schulhausmeister/in 


BBS Otto-Bennemann-Schule, 
Abt. Blasiusstraße 


   - 1 E 5   


         
00557  Schulhauswart/in 


GS Gartenstadt 
   - 1 E 3 T 30   


         
00642  Schulhausmeister/in 


Gymnasium Raabeschule,  
Abt. Stöckheim 


   - 1 E 3   


         
01026   Raumpfleger/in 


Reinigungspool 
1 E 1 T 4052 
   kw 8) 


1 E 1 T 2300 
   kw 8) 


    


         
  65.42 Betriebshandwerklicher 


Dienst 
      


         
02976  Tischler/in    - 1 E 7 T 10,5   


         
02978  Tischler/in 1 E 6 T 19,5   1 E 6 T 30   


         
02177  Klempner/in, Installateur/in 


Unterhaltung und Betrieb 
öffentlicher WC-Anlagen 


   - 1 E 6   


         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         







 
 
 


- 59 - 


  
Noch 65.41 Haus-, Reinigungsdienste 
und Services 


 


  
Nrn. 00752 bis 00642 Stellenwegfälle aufgrund des PPP-Projekts. Die hausmeisterliche Betreuung dieser Schulen 


erfolgt künftig durch die Hochtief PPP Solutions GmbH. 
  
Nr. 01026 Reduzierung der Stelle Reinigungspool entsprechend der tatsächlichen Besetzung. Bereits 


im Jahr 2002 wurde beschlossen, die städtische Gebäudereinigung von Eigen- auf 
Fremdreinigung umzustellen und die Stellen mit kw 8) Vermerken zu versehen.  


  
65.42 Betriebshandwerklicher Dienst  
  
Nr. 02976 Stellenwegfall dient zur Kompensation der Aufstockung der Stelle 02978. 
  
Nr. 02978 Stundenaufstockung entsprechend des Bedarfs. Zur Kompensation dient der Wegfall der 


Stelle 02976. 
  
Nr. 02177 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Für den FB 65 sind insg. 5,5 Stellen einzusparen. Für 1,0 Stellen werden 
anstatt einer Stellenstreichung Fremdbeauftragungen im Betriebskostenbereich in Höhe von 
60.000  € pro Jahr dauerhaft gekürzt. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3  66 Tiefbau und Verkehr  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  66 Tiefbau und Verkehr        
         
  66.0 Verwaltung       
         
  66.01 Allgemeine Verwaltung, 


Haushalt, Controlling, 
Straßenrecht, IT-Anwendungen 


      


         
01656 660-0020 Sachbearbeiter/in Haushalts- 


und Rechnungswesen 
1 A 7 T 25   1 A 7 T 30   


         
01736 660-0010 Sachbearbeiter/in 


Verwendungsnachweise, Allg. 
Verwaltungsaufgaben 


1 A 10 T 20   1 A 11 T 20   


         
  66.03 Erschließungs- und 


Straßenausbaubeitragsrecht, 
Einstellplätze 


      


         
Neu 660-0103 Sachbearbeiter/in 


Erschließungskosten, 
Straßenausbaubeiträge 


   + 1 A 10  
   kw 2013 


  


         
  66.4 Straßenverkehr        
         
  66.41 Verkehrsbehördliche 


Maßnahmen, Sondernutzung  
      


         
01947 660-4000 Sachbearbeiter/in 


Ausnahmegenehmigungen 
1 A 6 ku 1) 
   A 6 T 30 


1 A 6 T 30  1 E 5 T 30   


         
  66.42 Baustellenmanagement, 


Schwertransporte, 
Geschwindigkeitsüberwachung 


      


         
01948 660-4000 Sachbearbeiter/in 


Durchführung 
Geschwindigkeitsüberwachung 


1 E 6 1 A 07     


         
      -    
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66 Tiefbau und Verkehr   
  
66.0 Verwaltung  
  
66.01 Allgemeine Verwaltung, Haushalt, 
Controlling, Straßenrecht, IT-
Anwendungen 


 


  
Nr. 01656 Stundenaufstockung aufgrund des gestiegenen Arbeitsaufkommens im Haushalts- und 


Rechnungswesen. 
  
Nr. 01736 Stellenhebung entsprechend der Bewertung.  
  
66.03 Erschließungs- und 
Straßenausbaubeitragsrecht, 
Einstellplätze 


 


  
Nr. neu Befristete Stellenschaffung aufgrund eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts zum 


Erschließungsbeitragsrecht und des damit verbundenen Arbeitsaufwands für die 
Berechnung der Erschließungsbeiträge und Kostenerstattungsbeiträge verschiedener 
Baugebiete der Grundstücksgesellschaft Braunschweig (GGB). Ohne Personalaufstockung 
würde sich ein mit Einnahmeverlusten verbundener „Abrechnungsstau“ ergeben. 


  
66.4 Straßenverkehr  
  
66.41 Verkehrsbehördliche Maßnahmen, 
Sondernutzung 


 


  
Nr. 01947 Realisierung des ku-Vermerkes. 


Ergänzung:  
Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung. 


  
66.42 Baustellenmanagement, 
Schwertransporte, 
Geschwindigkeitsüberwachung 


 


  
Nr. 01948 Wertgleiche Stellenumwandlung entsprechend der Besetzung und Bewertung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3  67 Stadtgrün und Sport  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  67 Stadtgrün und Sport        
         
  67.0 Verwaltung       
         


03787 670-0010 Sachbearbeiter/in 
Registratur, allg. 
Verwaltungsaufgaben 


1 E 5 T 8,11  
   kw 8) 2011 


1 E 5 T 8,11 
   kw 8) 2012  


    


         
  67.01 Finanzen und Controlling       
          


04573 670-0020 Sachbearbeiter/in 
Erfassung des 
Anlagevermögens 


 - 1 A 8 T 20 
   kw 2011 


    


         
04876 670-0020 Sachbearbeiter/in 


Controlling 
1 E 9 T 22 1 A 10 T 30     


         
01628 670-0020 Sachbearbeiter/in Haushalts- 


und Rechnungswesen, allgem. 
Verwaltungsaufgaben 


1 A 07 T 30 1 A 07 T 20     


         
  67.1 Planung und Neubau       
         


01518 670-1100 Techn. Sachbearbeiter/in 
Grünordnungs- u. Frei-
raumentwicklungsplanung 


1 E 11 
   kw 2011 


1 E 11 
   kw 2014 


    


         
  67.2 Unterhaltung       
         
  67.21 Bezirksinspektionen       
         


05127 670-2100 Gartenarbeiter/in    - 1 E 3   
         
  67.22 Sonderbereiche       
         
  67.22 SG 5 Baumkontrolle       
         


04447 670-2230 Sachgebietsleiter/in 
Baumkontrolle, Baumpflege 


1 E 8 1 E 9     


         
  67.4 Sportinstitut       
         


01151 670-4000 Abteilungsleiter/in     - 1 A 13  
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
      -    
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67 Stadtgrün und Sport   
  
67.0 Verwaltung  
  
Nr. 03787 Verlängerung des kw-Vermerkes aus personalwirtschaftlichen Gründen. 
  
67.01 Finanzen und Controlling  
  
Nr. 04573 Realisierung des kw-Vermerks. 
  
Nrn. 04876 u. 01628 Stundenveränderungen entsprechend der Aufgabenentwicklung im Bereich des dezentralen 


Controllings und wertgleiche Stellenumwandlung bei StPl-Nr. 04876 entsprechend der 
voraussichtlichen Besetzung.  


  
67.1 Planung und Neubau  
  
Nr. 01518 Verlängerung des kw-Vermerkes entsprechend der Aufgabenentwicklung. 
  
67.2 Unterhaltung  
  
67.21 Bezirksinspektionen  
  
Nr. 05127 Stellenwegfall aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. September 2009 zur Umsetzung des 


PPP-Projektes. Die Einsparsumme beläuft sich auf rd. 94.000 €. Hierfür werden neben dem 
vorgesehenen Stellenwegfall Vergabemittel für die Unterhaltung von Grün- und Spielanlagen 
in Höhe von rd. 53.000 € pro Jahr dauerhaft gekürzt. 


  
67.22 Sonderbereiche  
  
67.22 SG 5 Baumkontrolle  
  
Nr. 04447 Stellenhebung entsprechend der Bewertung. 
  
67.4 Sportinstitut  
  
Nr. 01151 Stellenverlegung zu Dez. VII Finanz-, Stadtgrün- und Sportdezernat und Ausweisung als 


Sportreferent/in. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 92 Leerstellen  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  92 Leerstellen        
         


Neu  Stadtrat/-rätin    + 1 B 5 kw 6)   
         


00684  Sachbearbeiter/in  - 1 A 16 kw 6)     
         


Neu  Stellenleiter/in  + 1 A 13  
   kw 6) 


    


         
00696, 
04665, 
05130, 
05241 


 Sachbearbeiter/in  - 4 A 11 kw 6)     


         
05414  Sachbearbeiter/in  - 1 A 10 kw 6)     


         
05242, 
05243 


 Sachbearbeiter/in  - 2 A 9 gD  
   kw 6) 


    


         
00754, 
00763, 
00764, 
00767, 
00769, 
00771, 
00772, 
04661 


 Sachbearbeiter/in  -  8 A 7 kw 6)     


         
00938, 
00940, 
00944, 
00945, 
00946, 
00948, 
00951, 
01323, 
04497, 
04899,  


 Sachbearbeiter/in 10 E 5 kw 6) 10 S 3 kw 6)     


         
00853, 
00934 


 Arbeiter/in 2 E 5 kw 6) 2 E 2 kw 6)     


         
Neu  Erzieher/in  + 3 S 8 kw 6)     


         
Neu  Erzieher/in  + 2 S 10  


   kw 6) 
    


         
Neu  Sozialarb./-päd.  + 2 S 12  


   kw 6) 
    


         
Neu  Sozialarb./-päd.  + 2 S 17 


   kw 6) 
    


         
  92.06 Leerstellen für 


KOSYNUS GmbH 
      


         
00549  Sachbearbeiter/in    - 1 A 11 kw 6)   
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92 Leerstellen   
  
Nrn. neu bis neu Stellenveränderungen im Zusammenhang mit der Beurlaubung von Dienstkräften. 
  
92.06 Leerstellen für KOSYNUS GmbH  
  
Nr. 00549 Stellenveränderungen im Zusammenhang mit der Beurlaubung von Dienstkräften. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 95 Zuweisung von Dienstkräften  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
 


         
  95 Zuweisung von 


Dienstkräften  
      


         
  95.10 Zuweisung zur Stadt 


Braunschweig Beteiligungs-
Gesellschaft mbH 


      


         
Neu  Sachbearbeiter/in 


Konzernweite 
Presseangelegenheiten 


   + 1 E 14   


         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         







 
 
 


- 67 - 


  
95 Zuweisung von Dienstkräften   
  
95.10 Zuweisung zur Stadt Braunschweig 
Beteiligungs-Gesellschaft mbH 


 


  
Nr. neu Stellenschaffung im Zusammenhang mit dem Wechsel des bisherigen Referatsleiters 0130 


Pressestelle als Konzernpressesprecher zur Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft 
mbH (siehe auch Stellenwegfall bei StVPl.-Nr. 0130/00136). 


  
  
  


 
  







- 68 - 
 


Fachbereich 10 
1022 118 3 96 Städtische Dienstkräfte des Jobcenters Braunschweig  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         
  96 Städtische Dienstkräfte 


des Jobcenters Brauschweig  
      


         
  96.10 


Verwaltung/Sonderbereiche 
      


         
Neu 500-6000 Bereichsleiter/in    + 1 A 13 gD   


         
03548 500-6000 Sachbearbeiter/in 


bisher: 
Klagesachbearbeitung 
künftig: 
Widersprüche 


1 E 11   1 A 11   


         
04198 500-6000 Sachbearbeiter/in 


Poststelle 
 1 E 6  


   ku 1) E 5 
+ 1 E 6 
   kw 2011 


   


         
03570 500-6000 Sachbearbeiter/in 


Telefonzentrale 
 1 E 5 + 1 A 10 


   T 9,39 
   


         
  96.20 Markt und Integration       
         


Neu 500-6000 Sachbearbeiter/in  + 7 A 10  + 1 A 11 
+ 6 A 10 


  


         
03571 500-6000 Sachbearbeiter/in 


bisher: 
Teamleitung 
künftig: 
Teamleitung, stellv. 
Bereichsleiter/in 


1 A 11   1 A 12   


         
04850 500-6000 Sozialarb./-päd.   - 1 S 11    


         
03570 500-6000 Sachbearbeiter/in   - 1 A 10 


  T 9,39 
   


         
04185 500-6000 Sachbearbeiter/in   - 1 A 10    


         
  96.30 Leistungsgewährung       
         


Neu 500-6000 Sachbearbeiter/in  bisher: 
+ 6 A 10 


 künftig: 
+ 5 A 10 
+ 1 A 9Z 


  


         
03579 500-6000 Sachbearbeiter/in 1 A 9Z   1 A 8   


         
03581 500-6000 Sachbearbeiter/in 1 E 8   1 A 8   


         
04850 500-6000 bisher: 


Sozialarb./-päd. 
künftig: 
Sachbearbeiter/in 


  
 
 
1 E 8 


 
+ 1 S 11 


   


         
04185 500-6000 Sachbearbeiter/in  1 E 8 + 1 A 10    
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96 Städtische Dienstkräfte des 
Jobcenters Braunschweig  


 


  
96.10 Verwaltung/Sonderbereiche  
  
Nr. Neu Stellenschaffung zur Nachbesetzung eines Dienstpostens der bisher durch einen Mitarbeiter 


der Bundesagentur besetzt war aus personalwirtschaftlichen Gründen. 
 
Ein finanzieller Mehraufwand für die Stadt entsteht hierdurch nicht, da die Personalkosten 
vom Jobcenter Braunschweig erstattet werden. Durch die Neuregelung des SGB II beträgt 
der Kommunale Finanzierungsanteil des gesamten Personals 15,2 % (bisher 12,6 %). 


  
Nr. 03548 Stellenausweisung entsprechend der Bewertung und Besetzung. 
  
Nr. 04198 Stellenverlegung vom FB 50, 50.2 Beschäftigungsbetrieb und Stellenausweisung aus 


personalwirtschaftlichen Gründen. 
  
Nr. 03570 Stellenverlegung von 96.20 und Stellenaufstockung zur Nachbesetzung von Dienstposten 


die bisher durch Personal der Bundesagentur besetzt waren. Der Bundesagentur ist es 
wegen des derzeit bestehenden absoluten Einstellungsstopps nicht möglich, selbst Personal 
einzustellen. Die Maßnahme erfolgt zur Sicherstellung des Dienstbetriebs des Jobcenters 
Braunschweig. Stellenausweisung entsprechend der Besetzung. 
 
Ein finanzieller Mehraufwand für die Stadt entsteht hierdurch nicht, da die Personalkosten 
vom Jobcenter Braunschweig erstattet werden. Durch die Neuregelung des SGB II beträgt 
der Kommunale Finanzierungsanteil des gesamten Personals 15,2 % (bisher 12,6 %). 


  
96.20 Markt und Integration  
  
Nrn. Neu Stellenschaffungen zur Nachbesetzung von Dienstposten die bisher durch Personal der 


Bundesagentur besetzt waren. Der Bundesagentur ist es wegen des derzeit bestehenden 
absoluten Einstellungsstopps nicht möglich, selbst Personal einzustellen. Die Maßnahme 
erfolgt zur Sicherstellung des Dienstbetriebs des Jobcenters Braunschweig. Die genaue 
Zuordnung der Stellen im Jobcenter Braunschweig erfolgt nachgehend. 
 
Ein finanzieller Mehraufwand für die Stadt entsteht hierdurch nicht, da die Personalkosten 
vom Jobcenter Braunschweig erstattet werden. Durch die Neuregelung des SGB II beträgt 
der Kommunale Finanzierungsanteil des gesamten Personals 15,2 % (bisher 12,6 %). 
Ergänzung: 
Stellenausweisung entsprechend der voraussichtlichen Besetzung. 


  
Nr. 03571 Stellenhebung entsprechend der Bewertung. 
  
Nr. 04850 Stellenverlegung zu 96.30 entsprechend der Inanspruchnahme der Stelle. 
  
Nr. 03570 Stellenverlegung zu 96.10 entsprechend der Inanspruchnahme der Stelle. 
  
Nr. 04185 Stellenverlegung zu 96.30 entsprechend der Inanspruchnahme der Stelle. 
  
96.30 Leistungsgewährung  
  
Nrn. Neu Stellenschaffungen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaktes zur Förderung 


bedürftiger Kinder. Die genaue Zuordnung der Stellen im Jobcenter Braunschweig erfolgt 
nachgehend. 
 
Ein finanzieller Mehraufwand für die Stadt entsteht hierdurch nicht, da die Personalkosten 
vom Jobcenter Braunschweig erstattet werden. Durch die Neuregelung des SGB II beträgt 
der Kommunale Finanzierungsanteil des gesamten Personals 15,2 % (bisher 12,6 %). 


 Ergänzung:  
Stellenausweisung entsprechend der Besetzung.  


  
Nrn. 03579 u. 03581 Stellenausweisungen entsprechend der Besetzung. 
  
Nrn . 04850 und 04185 Stellenverlegungen von 96.20 entsprechend der Inanspruchnahme der Stelle. 


Stellenausweisungen entsprechend der Besetzung. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 98 Stellen im Zusammenhang mit der Altersteilzeit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
  98 Stellen im Zusammenhang 


mit der Altersteilzeit  
      


         
04684  Abteilungsleiter/in  - 1 A 15  


   kw 2011 
    


         
04909  Sachbearbeiter/in  - 1 A 14 


   kw 2011 
    


         
04599  Sachbearbeiter/in  - 1 A 13 gD 


   kw 2011 
    


         
04606  Sachbearbeiter/in  - 1 A 13 gD 


   kw 2011 
    


         
05160  Abteilungsleiter/in  - 1 A 13 gD 


   kw 2011 
    


         
04682  Sachbearbeiter/in  - 1 A 12  


   kw 2011 
    


         
01184  Sachbearbeiter/in  - 1 A 11 


   kw 2011 
    


         
01183, 
04514 


 Sachbearbeiter/in  - 2 A 10 
   kw 2011 


    


         
Neu  Abteilungsleiter/in  + 1 E 14 


   kw 2015 
    


         
Neu  Sachbearbeiter/in  + 1 E 13 


   kw 2015 
    


         
04518  Sachbearbeiter/in 1 E 11  


   kw 2011 
1 E 11  
   kw 2014 


    


         
04688  Sachbearbeiter/in 1 E 11 


   kw 2011 
1 E 11 
   kw 2015 


    


         
05163  Sachbearbeiter/in  - 1 E 10  


   kw 2011 
    


         
05167  Sachbearbeiter/in 1 E 9  


   kw 2011 
1 E 9 
   kw 2015 


    


         
04517  Sachbearbeiter/in 1 E 9  


   kw 2011 
1 E 9 
   kw 2015 


    


         
Neu  Gärtnermeister/in  + 1 E 9 


   kw 2015 
    


         
04614  Sachbearbeiter/in 1 E 9  


   kw 2011 
1 E 9 
   kw 2015 


    


         
05316  Sachbearbeiter/in 1 E 9  


   kw 2011 
1 E 9 
   kw 2015 


    


         
Neu  Techn. Sachbearbeiter/in  + 1 E 9 


   kw 2015 
    


         
Neu  Sachbearbeiter/in  + 1 E 9 


   kw 2014 
    


         
05172  Sachbearbeiter/in 1 E 8  


   kw 2011 
1 E 8  
   kw 2015 


    


         
05175  Techn. Sachbearbeiter/in 1 E 8 


   kw 2011 
1 E 8 
   kw 2015 
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98 Stellen im Zusammenhang mit der 
Altersteilzeit  


 


  
Nrn. 04684 bis 05175 Stellenveränderungen im Zusammenhang mit der Freizeitphase der Altersteilzeit. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 98 Stellen im Zusammenhang mit der Altersteilzeit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         


05320  Techn. Sachbearbeiter/in  - 1 E 8  
   kw 2011 


    


         
04616  Sachbearbeiter/in  - 1 E 8  


   kw 2012 
    


         
04689  Sachbearbeiter/in  - 1 E 8  


   kw 2011 
    


         
05174  Installateur/in 1 E 7  


   kw 2011 
1 E 7 
   kw 2014 


    


         
05180, 
05181, 
05182, 
05183 


 Sachbearbeiter/in 4 E 6 
   kw 2011 


4 E 6 
   kw 2015 


    


         
Neu  Schulhausmeister/in  + 1 E 6  


   kw 2015 
    


         
Neu  Sachbearbeiter/in  + 1 E 6  


   kw 2015 
    


         
05321  Gärtner/in  - 1 E 6 


   kw 2012 
    


         
05323  Schlosser/in  - 1 E 6 


   kw 2011 
    


         
05185  Hausmeister/in 1 E 5  


   kw 2011 
1 E 5  
   kw 2015 


    


         
Neu  Sachbearbeiter/in  + 3 E 5 


   kw 2015 
    


         
04936  Magazinverwalter/in 1 E 3 


   kw 2011 
1 E 3 
   kw 2015 


    


         
Neu  Gartenarbeiter/in  + 1 E 3 


   kw 2015 
    


         
Neu  Bote/Botin  + 1 E 3 


   kw 2015 
    


         
04935  Schulhauswart/in  - 1 E 3 


   kw 2011 
    


         
01233  Arbeiter/in 1 E 2 Ü  


   kw 2011 
1 E 2 Ü 
   kw 2014 


    


         
05186  Arbeiter/in  - 1 E 2 Ü 


   kw 2011 
    


         
01231, 
01232, 
05325 


 Arbeiter/in  - 3 E 2 
   kw 2011 


    


         
05456  Sozialarb./-päd.  - 1 S 15 


   kw 2011 
    


         
05164  Erzieher/in  - 1 S 14 


   kw 2011 
    


         
Neu  Erzieher/in  + 1 S 13  


   kw 2015 
    


         
         
         
         







 
 
 


- 73 - 


  
Nrn. 05320 bis neu Stellenveränderungen im Zusammenhang mit der Freizeitphase der Altersteilzeit. 
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Fachbereich 10 
1022 118 3 98 Stellen im Zusammenhang mit der Altersteilzeit  
 
 Stellenplan 2012 


 
StPl.- Kosten- Organisationseinheit Stellenplan Verw.-Vorschlag StPl-Entwurf Verw.-Vorschlag Ergänzung Vom FPA am
Nr. 
2011 


stelle 
 


Funktionsbezeichnung 
Sachgebiet 


2011 
(bisheriger 
Wert) 


Wertänderung
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


Wertänderung 
Neue St. (+) 
Wegfall  (-) 


Verlegung 
(+/-) 


14. Feb. 2012
empfohlene 
Änderung 


1 2 3 4 5 6 7 8 9 
         


05168, 
05460 


 Sozialarb./-päd. 2 S 14  
   kw 2011 


2 S 14 
   kw 2015 


    


         
05165  Sozialarb./-päd. 1 S 11  


   kw 2011 
1 S 11 
   kw 2015 


    


         
05171  Erzieher/in 1 S 6 


   kw 2011 
1 S 6 
   kw 2015 
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Nrn. 05168 bis 05171 Stellenveränderungen im Zusammenhang mit der Freizeitphase der Altersteilzeit. 
  
  
  


 







Anlage 5.5 


Abkürzungsverzeichnis


hD höherer Dienst (neu: Laufbahngruppe 2, Einstiegsamt 2)
gD gehobener Dienst (neu: Laufbahngruppe 2, Einstiegsamt 1)
mD mittlerer Dienst (neu: Laufbahngruppe 1, Einstiegsamt 2)
B 5 - B 8 Stellen der Wahlbeamten
A 6 - A 16, B 2 Stellen der Laufbahnbeamten
E 1 - E 15 Entgeltgruppen der Beschäftigten
E 2 Ü übertarifliches Entgelt gem. TVÜ
E 15 Ü übertarifliches Entgelt gem. TVÜ
aT außertarifliches Entgelt
H Stellen der Halbtagskräfte
T Stellen mit einer Abweichung von der tariflich vereinbarten Arbeitszeit
kw/ku 1) 2) 3) 4) 5) 6) 7) 8) künftig wegfallende/umzuwandelnde Stellen


1) bei Organisationsänderung/Ausscheiden des derzeitigen Stelleninhabers
2) bei Fortfall der Freistellungsvoraussetzungen
3) bei Fortfall von Zuschusszahlungen
4) bei Fortfall der Kostenerstattung (Personalkosten zuzüglich
    Anteil an Sach- und Verwaltungskosten)
5) bei Aufgabenminderung
6) bei Ende der Beurlaubung des derzeitigen Stelleninhabers
7) nach Abschluß der Ausbildungs- oder Einführungszeit
   längstens bis zur Verwendung auf einer freien Planstelle
8) Haushaltskonsolidierung/bei anderweitigem Einsatz/Ausscheiden der Dienstkraft


kw (z. B.) 2011 künftig wegfallende Stelle zum Ende des angegebenen Jahres
Sp *) Sperrung der Stelle mit besonderer Erläuterung
TVöD Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
BesL Besondere Laufbahn (gemäß VO 1)
FuGr Funktionsgruppe (gemäß VO 2)
GemHKVO Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung
KAV Kommunaler Arbeitgeberverband Nds. e. V.
MI Innenministerium
mAZ mit Amtszulage
NBG Niedersächsisches Beamtengesetz
NKBesVO Niedersächsische Kommunalbesoldungsverordnung
NStOV-Kom Nieders. Stellenobergrenzenverordnung für den kommunalen Bereich
VKA Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
VO 1 Verordnung zu § 26 Abs. 4 Nr. 1 Bundesbesoldungsgesetz (alt)
VO 2 Verordnung zu § 26 Abs. 4 Nr. 2 Bundesbesoldungsgesetz (alt)
Z 12/Z 8 Vorarbeiterzulage 12 vH/8 vH







Stellenplan 2012


Inhaltsverzeichnis Seite Abkürzungsverzeichnis


Gesamtzusammenstellung zum hD höherer Dienst
Stellenplan und zur Stellen- gD gehobener Dienst
übersicht 2012 2 mD mittlerer Dienst


B 5 - B 8 Stellen der Wahlbeamten
Allgemeine Bestimmungen zum A 6 - A 16, B 2 Stellen der Laufbahnbeamten
Stellenplan 2012 3 - 4 E 1 - E 15 Entgeltgruppen der Beschäftigten


E 2 Ü übertarifliches Entgelt gem. TVÜ
Stellenplan Teil A: Beamtinnen und Beamte 5 - 17 E 15 Ü übertarifliches Entgelt gem. TVÜ


aT außertarifliches Entgelt
Stellenplan Teil B: S 2 - S 18 Entgeltgruppen für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 18 - 22 H Stellen der Halbtagskräfte


T Stellen mit einer Abweichung von der tariflich vereinbarten Arbeitszeit
Anhang: Dienstkräfte in der kw/ku 1) 2) 3) 4) 5) 6) 7) 8) künftig wegfallende/umzuwandelnde Stellen
Ausbildungszeit 23 - 24 1) bei Organisationsänderung/Ausscheiden des derzeitigen Stelleninhabers


2) bei Fortfall der Freistellungsvoraussetzungen
Stellenübersichten Teil A: 3) bei Fortfall von Zuschusszahlungen
Aufteilung nach der 4) bei Fortfall der Kostenerstattung (Personalkosten zuzüglich
Verwaltungsgliederung 25 - 48     Anteil an Sach- und Verwaltungskosten)


5) bei Aufgabenminderung
Stellenübersichten Teil B: 6) bei Ende der Beurlaubung des derzeitigen Stelleninhabers
Sonderübersicht über die Planstellen von Beamtinnen und 49 - 52 7) nach Abschluß der Ausbildungs- oder Einführungszeit
Beamten, die mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besetzt sind    längstens bis zur Verwendung auf einer freien Planstelle


8) Haushaltskonsolidierung/bei anderweitigem Einsatz/Ausscheiden der Dienstkraft
Stellenübersichten Sonderrechnung kw (z. B.) 2012 künftig wegfallende Stelle zum Ende des angegebenen Jahres


Sp *) Sperrung der Stelle mit besonderer Erläuterung
- Hochbau und Gebäudemanagement 53 - 56 TVöD Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst


GemHKVO Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung
- Abfallwirtschaft 57 - 60 KAV Kommunaler Arbeitgeberverband Nds. e. V.


MI Innenministerium
- Stadtentwässerung 61 - 64 mAZ mit Amtszulage


NBG Niedersächsisches Beamtengesetz
NKBesVO Niedersächsische Kommunalbesoldungsverordnung
NStOV-Kom Nieders. Stellenobergrenzenverordnung für den kommunalen Bereich
VKA Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
Z 12/Z 8 Vorarbeiterzulage 12 vH/8 vH
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Gesamtzusammenstellung


zum Stellenplan und zur Stellenübersicht 2012


Stand 2011 Veränderung Stand 2012
Insgesamt Insgesamt Insgesamt


(Sp. 2 a + 2 b) (Sp. 3 a + 3 b) (Sp. 4 a + 4 b)


1 2 a 2 b 2 c 3 a 3 b 3 c 4 a 4 b 4 c


1 Stellenplan (einschließlich


Beamte der Sondervermögen)
1.1 Beamte 1.181,49 196,00 1.377,49 24,27 -24,00 0,27 1.205,76 172,00 1.377,76
1.2 Beschäftigte 1.582,16 236,23 1.818,39 24,86 9,00 33,86 1.607,02 245,23 1.852,25


Summe 1 2.763,65 432,23 3.195,88 49,13 -15,00 34,13 2.812,78 417,23 3.230,01


2 Stellenübersicht
(Gebäudemanagement)


2.1 Beamte 23,50 23,50 -0,75 -0,75 22,75 22,75
2.2 Beschäftigte 308,65 308,65 -60,69 -60,69 247,96 247,96


Summe 2 (ohne Beamte) 308,65 308,65 -60,69 -60,69 247,96 247,96


3 Stellenübersicht
(Abfallwirtschaft)


3.1 Beamte 4,82 4,82 -0,19 -0,19 4,63 4,63
3.2 Beschäftigte 2,50 2,50 2,50 2,50


Summe 4 (ohne Beamte) 2,50 2,50 2,50 2,50


4 Stellenübersicht
(Stadtentwässerung)


4.1 Beamte 3,56 3,56 -0,19 -0,19 3,37 3,37
4.2 Beschäftigte 3,50 3,50 3,50 3,50


Summe 5 (ohne Beamte) 3,50 3,50 3,50 3,50


Summe 1 bis 5 3.078,30 432,23 3.510,53 -11,56 -15,00 -26,56 3.066,74 417,23 3.483,97


ohne Leer- und 
Ausbildungstellen, 


Stellenreserve, 
Altersteilzeit, 
zugewiesene 
Dienstkräfte


 Leer- und 
Ausbildungstellen, 


Stellenreserve, 
Altersteilzeit, 
zugewiesene 
Dienstkräfte


ohne Leer- und 
Ausbildungstellen, 


Stellenreserve, 
Altersteilzeit, 
zugewiesene 
Dienstkräfte


 Leer- und 
Ausbildungstellen, 


Stellenreserve, 
Altersteilzeit, 
zugewiesene 
Dienstkräfte


ohne Leer- und 
Ausbildungstellen, 


Stellenreserve, 
Altersteilzeit, 
zugewiesne 
Dienstkräfte


 Leer- und 
Ausbildungstellen, 


Stellenreserve, 
Altersteilzeit, 
zugewiesene 
Dienstkräfte







Allgemeine Bestimmungen zum Stellenplan 2012


1 Der Stellenplan ist nach den Mustern der Verwaltungsvorschriften zur Ausführung der Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung aufgestellt 
worden.


2 Der Verwaltungsausschuss wird ermächtigt, über die Inanspruchnahme von Stellen mit entsprechendem Sperrvermerk zu beschließen.


3 Die Verwaltung wird ermächtigt


3.1 über die Inanspruchnahme der Stellenreserve zu entscheiden. Der Rat wird über die konkrete Inanspruchnahme unterrichtet.


3.2 Stellen, aus denen vorübergehend Dienstbezüge oder Entgelte nicht bezahlt werden (z. B. wegen längerer Erkrankung), und Stellen, deren 
Inhaberinnen während der Mutterschutzfristen nicht beschäftigt werden dürfen, im Bedarfsfall für nichtbeamtete Ersatzkräfte zu verwenden. 
(Bei den Stellen für Erzieherinnen oder Erzieher sowie Kinderpflegerinnen oder Kinderpfleger des FB Kinder, Jugend und Familie ist bei der 
Bemessung des Personalbedarfs der Personalausfall wegen Mutterschutz und Erziehungsurlaub nicht berücksichtigt worden; in diesem 
Bereich ist der Bedarf zu unterstellen.)


3.3 vakante Praktikantinnen- oder Praktikanten-Stellen für den Beruf der Erzieherin oder des Erziehers mit Kinderpflegerinnen oder 
Kinderpflegern zu besetzen. Kinderpflegerinnen- oder Kinderpflegerstellen in Horten dürfen zur Gewährleistung des Betriebs vorübergehend 
mit Erzieherinnen oder Erziehern mit entsprechender Eingruppierung besetzt werden.


3.4 über die vorhandenen Stellen hinaus nichtbeamtete Dienstkräfte vorübergehend bis zu 9 Monaten zu beschäftigen, wenn ein unabweisbarer 
Bedarf vorliegt und Haushaltsmittel hierfür verfügbar sind.


3.5 über die vorhandenen Stellen hinaus nichtbeamtete Dienstkräfte zu beschäftigen, wenn eine volle Kostenerstattung für den Rest des 
Haushaltsjahres durch Dritte erfolgt.


3.6 Beschäftigte in Maßnahmen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) außerhalb des Stellenplans im Rahmen der veranschlagten Haushaltsmittel 
befristet unter der Voraussetzung zu beschäftigten, dass im Einzelfall ein Zuschuss der Agentur für Arbeit in der in § 264 SBG III genannten 
Höhe (bei Arbeitsförderungsmaßnahmen gem. § 217 ff SGB III –Eingliederungszuschuss – in Höhe von 50 v. H. des an diese 
Beschäftigungsgruppe zu zahlenden förderungsfähigen Arbeitentgelts) bzw. eine Förderleistung nach dem SGB II gewährt wird.
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4 Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen


4.1 Künftige Stellenwegfälle im Zusammenhang mit Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen sind mit dem Vermerk "kw 8)" gekennzeichnet, ggf. 
ergänzt um die Jahreszahl des angestrebten Wegfalls.


4.2 Eine Realisierung dieser Stellenwegfälle bei vergleichbaren anderen Stellen ist möglich bzw. erforderlich. Im Übrigen muss die Realisierung 
jeweils bei der  frühestmöglichen Gelegenheit erfolgen. In die Prüfung der Realisierungsmöglichkeit ist nicht nur die mit dem kw 8)-Vermerk 
versehene Planstelle einzubeziehen. Zu berücksichtigen sind vielmehr alle Planstellen des Fachbereichs/Referates in dieser Laufbahngruppe 
mit gleichen bzw. vergleichbaren Stellenwerten. 


4.3 Die für die Hausreinigung ausgewiesenen Stellen und Stellenanteile sind im Rahmen der Haushaltskonsolidierung 2002 pauschal mit kw 8)-
Vermerken versehen worden. Ggf. abweichende Ausweisungen gelten als entsprechend geändert.


Hinweis: Bei allen personalrechtlichen Maßnahmen sind die Zuständigkeiten gem. § 80 Abs. 4 NGO zu beachten.
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S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen
Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011


insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht
je Bes.-Gruppe mit mit besetzt


Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


B e a m t e   a u f   Z e i t


1 Oberbürgermeister B 8 1,00 1,00 1,00


B 8 1,00 1,00


2 Erster Stadtrat B 6 1,00 1,00 1,00


B 6 1,00 1,00


3 Stadtbaurat B 5 1,00 1,00 1,00


B 5


4 Stadtkämmerer B 5


B 5


5 Stadtrat B 5 3,001) 2,00 2,00 1) dav. 1 kw 6)


B 5 4,00 3,00


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


6 Leitender Baudirektor B 2 1,00 1,00 1,00


7 Städt. Leitender Direktor B 2 4,002) 4,00 4,00 2) dav. 1 kw 2012


B 2 5,00 5,00
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S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen
Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011


insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht
je Bes.-Gruppe mit mit besetzt


Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


8 Leitender Baudirektor A 16 3,001) 3,00 2,00 1,00


9 Leitender Branddirektor A 16 1,005) 2,00 1,00 1,00


10 Leitender  Medizinaldirektor A 16 1,00 1,00 1,00 1) dav. 1 kw 6), 1 x kw 2013


11 Leitender Museumsdirektor A 16


12 Städt. Leitender Direktor A 16 7,00 7,00 7,00


13 Leitender Vermessungsdirektor A 16 1,00 1,00 1,00


A 16 13,00 14,00


14 Archivdirektor A 15 1,00 1,00 1,00


15 Baudirektor A 15 7,002) 6,00 5,00 1,00 2) dav. 1 kw 2012


16 Bibliotheksdirektor A 15 1,00 1,00 1,00


17 Branddirektor A 15 1,00 1,00 1,00


18 Medizinaldirektor A 15


19 Museumsdirektor A 15


20 Städtischer Direktor A 15 9,003) 8,00 7,50 0,50 3)


21 Vermessungsdirektor A 15 1,004) 2,00 2,00 4) 


5) 


22 Veterinärdirektor A 15 1,00 1,00 1,00


A 15 21,00 20,00
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S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


23 Bauoberrat A 14 8,001) 9,00 8,00 1,00 1) dav. 1 ku 1) A 13


24 Bibliotheksoberrat A 14


25 Brandoberrat A 14 1,00 1,00 1,00


26 Oberkustos A 14


27 Städtischer Oberrat A 14 12,002) 12,00 12,00
2) dav. 1 kw 6)


28 Vermessungsoberrat A 14 1,00 1,00 1,00


29 Veterinäroberrat A 14 1,00 1,00 0,75 0,25
3) dav. 1 kw 6)


A 14 23,00 24,00


30 Baurat A 13 1,00 1,00 1,00


31 Kustos A 13


32 Städtischer Rat A 13 2,003) 1,00 1,00


A 13 3,00 2,00







- 8 -
S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


33 Stadtoberamtsrat mit Amts- A 13
zulage mAZ


34 Bauoberamtsrat A 13 4,001) 4,00 4,00 1) dav. 2 kw 6)


35 Brandoberamtsrat A 13 2,00 2,00 2,00


36 Sozialoberamtsrat A 13


37 Stadtoberamtsrat A 13 40,002) 42,00 36,88 5,12 2) dav. 8 kw 6), 
1 kw 2012, 1 kw 7), 2 kw 2013, 1 kw 2014


38 Vermessungsoberamtsrat A 13


A 13 46,00 48,00


39 Archivamtsrat A 12 1,00 1,00 1,00


40 Bauamtsrat A 12 3,00 3,00 2,80 0,20


41 Brandamtsrat A 12 4,007) 4,00 4,00 7)


42 Sozialamtsrat A 12


43 Stadtamtsrat A 12 76,258) 77,75 72,25 5,50 8) dav. 6 kw 6), 2 kw 2013, 1 x kw 2014, 1 x kw 2015,
1 kw 1),  1 kw 7), 1 kw 2012, 1 T 30 kw 6), 1 T 20 kw 2012


44 Vermessungsamtsrat A 12


45 Gewerbeamtsrat A 12 1,00 1,00 1,00


85,25 86,75
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S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


46 Bauamtmann A 11 4,001) 4,00 2,25 1,75 1) dav. 2 T 20


47 Brandamtmann A 11 11,00 11,00 11,00


48 Archivamtmann A 11 2) dav. 10 T 30, 19 T 20, 2 T 25, 1 T 36, 1 T 35, 
2 kw 1), 1 T 20 kw 2), 1 T 10 kw 2), 1 kw 2013, 


49 Gewerbeamtmann A 11 1 kw 2012, 1 T 20 kw 2013
1 kw 5), 10 kw 6), 1 T 4 kw 8)


50 Stadtamtmann A 11 175,632) 177,26 170,05 7,21


51 Vermessungsamtmann A 11 1,00 1,00 0,50 0,50


A 11 191,63 193,26


52 Archivoberinspektor A 10 2,00 2,00 1,75 0,25


53 Bauoberinspektor A 10 1,00 1,00 1,00 3) dav. 51 T 20, 11 T 30, 1 T 24, 3 T 10,  3 T 25, 1 T 20 kw 2013
1 T 20 kw 1), 1 T 30 kw 1), 2 kw 1), 1 kw 2), 2 x 2013


54 Bibliotheksoberinspektor A 10 1,00 1,00 1,00 23 kw 6), 1 T 20 kw 6), 1 T 30 kw 6)


55 Brandoberinspektor A 10 15,004) 15,00 10,00 5,00


56 Sozialoberinspektor A 10 1,00 1,00 0,50 0,50
4) dav. 2 kw 7), 1 kw 1)


57 Stadtoberinspektor A 10 240,183) 225,78 210,60 2,61 12,57


58 Vermessungsoberinspektor A 10


A 10 260,18 245,78
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S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


59 Archivinspektor A 9


60 Sozialinspektor A 9


61 Stadtinspektor A 9 27,001) 29,00 2,00 27,00 1) 1 kw 6), 1 kw 2012, 25 kw 7)


A 9 27,00 29,00


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


62 Hauptbrandmeister A 9 12,002) 12,00 12,00 2) dav. 1 kw 2)
mit Amtszulage mAZ


63 Stadtamtsinspektor A 9 23,003) 22,00 21,25 0,75 3) dav. 3 T 20, 2 T 30, 1 T 20 kw 1), 1 kw 2), 
mit Amtszulage mAZ 1 x kw 2014, 1 x kw 2016


64 Lebensmittelkontroll- A 9 1,00 1,00 1,00
amtsinspektor mit mAZ
Amtszulage


A 9 36,00 35,00
mAZ


65 Hauptbrandmeister A 9 51,004) 46,00 45,00 1,00 4) dav. 5 kw 4),  1 kw 1)


66 Lebensmittelkontroll- A 9 5,00 5,00 5,00
amtsinspektor


67 Stadtamtsinspektor A 9 31,795) 30,79 30,79 5) dav. 1 T 21,5,  2 T 20, 1 T 30, 1 T 20 ku 1) A 8, 3 kw 6)
1 T 20 kw 2), 1 ku 1) A 8


A 9 87,79 81,79
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S t e l l e n p l a n


Teil A: Beamtinnen und Beamte
I. Stadtverwaltung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


68 Lebensmittelkontroll- A 8
hauptsekretär


69 Oberbrandmeister A 8 116,001) 108,00 93,75 2,00 12,25 1) dav.  13 kw 4), 4 kw 1), 


70 Stadthauptsekretär A 8 170,502) 167,00 156,45 1,50 9,05 2) dav. 26 T 20, 1 T 25, 1 T 33, 8 T 30, 1 T 35, 2 T 20 kw 1),
1 T 20 kw 6), 1 ku 1) A 6, 5 kw 1), 1 kw 2), 1 T 7 kw 3),


A 8 286,50 275,00 14 kw 6), 5 kw 7), 5 x ku 1) A 10, 1 x kw 2014,
1 T 10 kw 3), 1 kw 2012, 2 kw 2013, 1 x T 30 ku 1) A 10 T 30, 


71 Brandmeister A 7 117,003) 130,00 117,00 13,00 2 x T 20 ku 1) A 10 T 20,


72 Landesplanungsober- A 7 1,004) 1,00 1,00
sekretär 3) dav. 7 kw 4), 8 kw 7)


65 Lebensmittelkontroll ober- A 7 4) dav. 1 T 20 kw 8), 1 T 20
sekretär


74 Stadtobersekretär A 7 110,665) 122,53 99,06 5,68 17,79 5) dav. 1 T 15, 2 T 10, 16 T 20,  1 T 20 kw 1), 1 T 20 kw 2012, 
2 T 20 kw 3), 1 T 20 kw 6), 9 T 30, 1 T 27, 1 T 29,5,


A 7 228,66 253,53 15 kw 6), 3 kw 7), 1 x T 13, 2 kw 2012, 1 x T 15 kw 4), 1 kw 5)


75 Lebensmittelkontrollsekretär A 6


76 Stadtsekretär A 6 27,006) 27,50 11,00 1,00 15,50 6) dav. 2 T 20, 1 T 20 kw 6), 2 kw 6), 2 kw 1),  
15 kw 7), 1 kw 2013


A 6 27,00 27,5


insgesamt 1347,01 1347,01 1345,61 1345,61 1193,1 15,5 136,94
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S t e l l e n p l a n 


Teil A: Beamtinnen und Beamte


II. Sondervermögen mit Sonderrechnung: Hochbau und Gebäudemanagement
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16 1,00 1,00 1,00


A 16 1,00 1,00


2 Baudirektor A 15 1,00 1,00


A 15 1,00


3 Bauoberrat A 14


4 Städt. Oberrat A 14


A 14


5 Baurat A 13 1,00 1,00 0,75 0,25


A 13 1,00 1,00
Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


6 Bauoberamtsrat A 13


7 Stadtoberamtsrat A 13


A 13


8 Bauamtsrat A 12 1,00 1,00 1,00


9 Stadtamtsrat A 12 2,00 2,00 2,00


A 12 3,00 3,00


10 Bauamtmann A 11 0,501) 0,50 0,50 1) 1 T 20


A 11


11 Stadtamtmann A 11 3,00 2,00 2,00


A 11 3,50 2,50
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S t e l l e n p l a n 


Teil A: Beamtinnen und Beamte


II. Sondervermögen mit Sonderrechnung: Hochbau und Gebäudemanagement
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


12 Bauoberinspektor A 10 3) 3)


13 Stadtoberinspektor A 10 1,754) 2,75 0,75 2,00
4) dav. 1 T 30, 1 kw 2013


A 10 1,75 2,75


14 Stadtinspektor A 9 5) 5)


A 9
6)


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


15 A 9 6) 7)


mAZ


A 9 8)


mAZ


16 Stadtamtsinspektor A 9 2,007) 2,00 2,00 9) dav. 3 T 20, 3 T 30


A 9 2,00 2,00


17 Stadthauptsekretär A 8 2,758) 2,00 2,00 10)


A 8 2,75 2,00


18 Stadtobersekretär A 7 6,759) 7,25 6,00 1,00 0,25


A 7 6,75 7,25


19 Stadtsekretär A 6 1,0010) 1,00 1,00


A 6 1,00 1,00


Hochbau
insgesamt 22,75 22,75 23,50 23,50 20,00 1,00 2,50


Stadtamtsinspektor mit 
Amtszulage
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S t e l l e n p l a n 


Teil A: Beamtinnen und Beamte


II. Sondervermögen mit Sonderrechnung: Stadtentwässerung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16


A 16


2 Bauoberrat A 14


A 14


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


3 Bauoberamtsrat A 13


4 Stadtoberamtsrat A 13 0,501) 0,50 0,50


A 13 0,50 0,50


3 Bauamtsrat A 12


4 Stadtamtsrat A 12 2) 0,19 0,19 1) 1 T 20


A 12 0,19 2)


5 Stadtamtmann A 11 0,373) 0,37 0,37 3) 1 T 15


A 11 0,37 0,37 4) dav. 1 T 20


6 Bauoberinspektor A 10


7 Stadtoberinspektor A 10 2,504) 2,50 2,50


A 10 2,50 2,50


8 Stadtinspektor A 9


A 9
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S t e l l e n p l a n 


Teil A: Beamtinnen und Beamte


II. Sondervermögen mit Sonderrechnung: Stadtentwässerung
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


9 A 9 mAZ


A 9 m AZ


10 Stadtamtsinspektor A 9


A 9


10 Stadthaupsekretär A 8


A 8


9 Stadtobersekretär A 7


A 7


10 Stadtsekretär A 6


A 6


Stadtentwässerung
insgesamt 3,37 3,37 3,56 3,56 3,56


Stadtamtsinspektor mit 
Amtszulage
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S t e l l e n p l a n 


Teil A: Beamtinnen und Beamte


II. Sondervermögen mit Sonderrechnung: Abfallwirtschaft
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16


A 16


2 Bauoberrat A 14


A 14


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


3 Bauoberamtsrat A 13


4 Stadtoberamtsrat A 13 0,501) 0,50 0,50


A 13 0,50 0,50


3 Bauamtsrat A 12


4 Stadtamtsrat A 12 2) 0,19 0,19 1) 1 T 20


A 12 0,19 2)


5 Stadtamtmann A 11 1,133) 1,13 1,13 3) dav. 1 T 25, 1 T 20


A 11 1,13 1,13


6 Bauoberinspektor A 10


7 Stadtoberinspektor A 10 2,00 2,00 2,00


A 10 2,00 2,00


8 Stadtinspektor A 9


A 9
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S t e l l e n p l a n 


Teil A: Beamtinnen und Beamte


II. Sondervermögen mit Sonderrechnung: Abfallwirtschaft
Lfd. Laufbahngruppen und Bes.-Gruppe Zahl der Stellen im Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. Amtsbezeichnungen Haushaltsjahr 2012 insgesamt Summe davon am 30.06. 2011
insgesamt Summe je tatsächlich besetzt nicht


je Bes.-Gruppe mit mit besetzt
Bes.-Gruppe Beamten Beschäftigten


1 2 3 4 4a 5 5a 6 7 8 9


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


9 A 9 mAZ


A 9 m AZ


10 Stadtamtsinspektor A 9 0,501) 0,50 0,50 1) 1 T 20


A 9 0,50 0,50 2) 1 T 20


10 Stadthaupsekretär A 8 0,502) 0,50 0,50


A 8 0,50 0,50


9 Stadtobersekretär A 7


A 7


10 Stadtsekretär A 6


A 6


Abfallwirtschaft
insgesamt 4,63 4,63 4,82 4,82 4,82


Sondervermögen
insgesamt 30,75 30,75 31,88 31,88 28,38 1,00 2,5


Beamte
insgesamt 1377,76 1377,76 1377,49 1377,49 1221,51 16,54 139,44


Stadtamtsinspektor mit 
Amtszulage
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S t e l l e n p l a n


Teil B: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen


Nr. gruppe, Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011
Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht


2012 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8


Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 1)


2)


3) dav. 1 T 10, 1 T 13,43 kw 4), 1 T 15,2 kw 4), 2 T 19,5, 2 T 19,5 kw 4), 
3 T 29,25


1 aT 3,001) 3,00 3,00 - 4) dav. 1 kw 2015


2 15Ü 2,002) 2,00 2,00 - 5) dav. 1 T 9,75 kw 2013, 8 T 19,5, 1 T 29,25, 1 kw 6), 1 T 30, 1 T 29,25 kw 2012,
1 kw 2015


3 15 15,243) 17,24 14,95 2,29


4 14 16,004) 15,00 14,77 0,23 6) dav. 4 T 19,5, 1 T 19,5 ku 1) 11 T 19,5, 1 T 35,46, 1 kw 2)


5 13 31,255) 28,50 26,91 1,59
7) dav. 10 T 19,5, 1 T 25,33, 1 T 27, 1 T 29,25, 1 T 29,38, 2 T 30,39,  


1 üT, 1 kw 4), 2 kw 2012, 3 kw 2014, 1 kw 2015, 1 kw 2), 4 kw 6)
1 kw 5)


8) dav. 3 T 19,5, 1 T 28,37, 1 T 29,25, 1 kw 1), 1 T 29,25 kw 4)
6 12 29,916) 30,91 30,81 0,10 2 kw 2012, 1 kw 3), 1 kw 5), 2 kw 6)


7 11 111,467) 110,46 93,00 17,46


8 10 43,528) 47,27 32,45 14,82 9) dav. 1 T 9,75, 1 T 19,25, 25 T 19,5, 1 T 19,5 kw 1)
1 T 19,5 kw 8), 1 T 19,5 Sp*), 1 T 19,76, 1 T 20,69, 1 T 23,3 kw 8), 1 T 24,57, 1 T 24,62, 


9 9 125,189) 122,24 108,69 13,55 1 T 25, 3 T 25,33, 1 T 26,34, 1 T 27,92, 10 T 29,25, 3 T 30, 7 T 30,39, 1 T 32,17,
1 T 32,5, 1 T 35, 1 ku 1) 8, 2 ku 1) A 8, 1 kw 1), 2 kw 2), 6 kw 2015, 1 kw 2014,
6 kw 2012, 5 kw 3), 9 kw 4),  26 kw 6), 4 üT, 
1 T 24,5, 1 T 30 kw 4), 3 T 25 kw 4)


377,56 376,62 326,58 50,04
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S t e l l e n p l a n


Teil B: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen
Nr. gruppe, Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


1) 1 kw 13,17, 10 T 19,5, 1 T 19,5 kw 8), 2 T 24,82, 2 T 25, 5 T 29,25, 2 ku 1) A 10,
1 T 30, 1 T 30,39, 1 T 34, 3 ku 1) 6, 1 kw 1), 2 kw 2015, 1 T 19,5 kw 3),


10 8 117,131) 117,13 108,17 8,96 36 kw 6), 5 üT, 7 kw 4)


11 7 12,002) 12,00 10,00 2,00 2) dav. 1 kw 2) Z 12, 1 kw 2014, 3 Z 12
3) dav. 1 T 9,75 kw 4), 12 T 19,5, 1 T 19,5 üT ku 1) 5 T 19,5, 1 T 19, 4 ku 1) 5 T 19,5,


12 6 186,423) 189,56 171,27 18,29 1 T 19,5 ku 1 A 6 T 20, 3 T 19,5 üT, 1 T 22,04, 1 T 23,5
2 T 25,33, 1 T 25,33 üT, 1 T 28,75, 2 T 29,25, 1 T 29,38, 1 T 30,25, 1 T 31 kw 4),


13 5 288,984) 292,33 280,24 12,09 1 T 32,5 kw 4), 1 T 37, 1 T 37,3 kw 4), 3 ku 1) 5, 3 kw 2012, 6 kw 2015
2 kw 5), 17 kw 6), 33 üT, 16 Z 12, 4 Z 8,


14 4 39,505) 38,50 37,50 1,00 1 T 34 Z 8, 1 T 32,42, 1 T 15


15 3 120,636) 120,38 117,22 3,16 4) dav. 5 T 19,5, 1 T 25, 1 T 19,5 kw 8), 1 kw 5), 1 T 30, 1 T 8,11 kw 8) 2012,
4 kw 2015


16 2Ü 4,00 7) 4,00 3,00 1,00


17 2 16,008) 17,00 11,00 6,00 6) dav. 3 kw 2015, 1 kw 2012, 2 T 19,5, 1 kw 1)


18 1 56,249) 55,51 54,25 1,26 7) dav. 1 kw 2014


8) dav. 3 kw 2012


Zwischensumme Beschäftigte 1218,46 1223,03 1119,23 103,8
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S t e l l e n p l a n


Teil B: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen
Nr. gruppe, Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


19 Kr. 12 a
1) dav. 1 kw 6)


20 Kr. 11 b


21 Kr. 11 a


22 Kr. 10 a


23 Kr. 9 d


24 Kr. 9 c


25 Kr. 9 b


26 Kr. 9 a


27 Kr. 8 a


28 Kr. 7 a 1,001) 1,00 1,00 -


29 Kr. 4 a -


30 Kr. 3 a


1,00 1,00 1,00Zwischensumme Beschäftigte Kr.


Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Anwendungsbereich des BT-K des TVöD
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S t e l l e n p l a n


Teil B: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen
Nr. gruppe, Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Sozial- und Erziehungsdienst


31 S 18 1,00 1,00 1,00 -


32 S 17 20,00 18,00 18,00 -


33 S 16 1,00 1,00 1,00 -


34 S 15 16,00 17,00 16,00 1,00


35 S 14 46,65 46,65 42,09 4,56


36 S 13 25,00 24,00 22,54 1,46


37 S 12 52,17 44,57 41,57 3,00


38 S 11 73,14 69,11 64,12 4,99


39 S 10 26,31 25,31 23,88 1,43


40 S 9 -







- 22 -
S t e l l e n p l a n


Teil B: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Vermerke, Erläuterungen
Nr. gruppe, Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


41 S 8 74,94 29,72 26,59 3,13


42 S 7 9,54 9,54 9,54 -


43 S 6 126,71 161,70 141,84 19,86


44 S 5 -


45 S 4 40,67 1,18 0,86 0,32


46 S 3 114,53 139,95 131,46 8,49


47 S 2 5,13 5,63 5,51 0,12


632,79 594,36 546,00 48,36


1218,46 1223,03 1119,23 103,8


1,00 1,00 1,00


1852,25 1818,39 1666,23 152,16Beschäftigte insgesamt


Zwischensumme Beschäftigte 
im Sozial- und Erziehungsdienst


Zwischensumme Beschäftigte


Zwischensumme Beschäftigte Kr.
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Anhang: Dienstkräfte in der Ausbildung und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte


II. Dienstkräfte in der Ausbildung und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte


Lfd. Bezeichnung Art der Vergütung vorgesehen beschäftigt Vermerke, Erläuterungen


Nr. im im Vorjahr
Haushaltsjahr am


2012 01.10.2011
1 2 3 4 5 6


1 Brandreferendare Anwärterbezüge - -
2 Stadtinspektor-Anwärter Anwärterbezüge 31 31
3 Stadtsekretär-Anwärter Anwärterbezüge 18 19
4 Lebensmittelkontrollsekretär-Anwärter Anwärterbezüge 1 1
5 Brandoberinspektor-Anwärter Anwärterbezüge 2 2
6 Brandmeister-Anwärter Anwärterbezüge 35 29
7 Fachoberschulpraktikanten einschließlich außertarifliche Entschädigung - -


Vorpraktikanten nach VKA-Richtlinien


8 Dienstanfänger Unterhaltsbeihilfe 10 10
9 Bauinspektor-Anwärter Anwärterbezüge - -
10 Archivinspektor-Anwärter Anwärterbezüge - -


Auszubildende für den Beruf


11 Anlagenmechaniker/in für Heizung- Klima- und 
Sanitärtechnik


Ausbildungsvergütung 3 3


12 Bauzeichner/in Ausbildungsvergütung 1 1
13 Buchbinder/in Ausbildungsvergütung 1 1


14 Elektroniker/in für Energie- und Gebäudetechnik Ausbildungsvergütung 4 4
15 Fachangestellte/r für Medien- und 


Informationsdienste


a.) FR: Archiv Ausbildungsvergütung 1 1
b.) FR: Bibliothek Ausbildungsvergütung 8 8


16 Fachinformatiker/-in Ausbildungsvergütung 2 2
17 Gärtner/in Ausbildungsvergütung - -
18 Hauswirtschafter/in Ausbildungsvergütung 4 4
19 Informatikkaufleute Ausbildungsvergütung - -
20 IT-System-Elektroniker/-in Ausbildungsvergütung 3 3
21 Kaufleute für Bürokommunikation Ausbildungsvergütung 16 16
22 Kfz-Mechatroniker/in Ausbildungsvergütung 2 2
23 Maler/in und Lackierer/in Ausbildungsvergütung 2 2
24 Mechatroniker Ausbildungsvergütung 3 3
25 Techn. Zeichner/in Ausbildungsvergütung 1 1
26 Tischler/in Ausbildungsvergütung 1 1
27 Veranstaltungskauffrau/-mann Ausbildungsvergütung 3 3
28 Vermessungstechniker/in Ausbildungsvergütung 1 1
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Anhang: Dienstkräfte in der Ausbildung und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte


II. Dienstkräfte in der Ausbildung und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte
Lfd. Bezeichnung Art der Vergütung vorgesehen beschäftigt Vermerke, Erläuterungen
Nr. im im Vorjahr


Haushaltsjahr am
2012 01.10.2011


1 2 3 4 5 6


Praktikant/in für den Beruf


29 Sozialarbeiter/in, Sozialpädagoge/-in Entgelt gemäß TV 12 12
30 Erzieher/in Entgelt gemäß TV - -


31 Volontär/in Vergütung gemäß Rd.Erl. d. MWK 1 1
vom 02.04.1980


32 Helfer/in im freiwilligen sozialen Jahr Taschengeld gemäß 29 29
Jugendfreiwilligendienstgesetz


33 Helferin/Helfer im freiwilligen sozialen - " - 3 3
Jahr - Kultur


34 Helfer im freiw. ökologischen Jahr - " - - -


35 Bundesfreiwilligendienst Bundesfreiwilligendienstgesetz 31 13


Vorpraktikant/in für den Beruf


36 Erzieher/in außertarifl. Entschädigung - -


37 Sozialarbeiter/in/Sozialpädagoge/-in außertarifl. Entschädigung 2 -


38 Vorpraktikant/in im Baubereich außertarifl. Entschädigung 2 -


39 Vorpraktikant/in im Kulturbereich außertarifl. Entschädigung 1


40 Ausländische Praktikanten/innen außertarifl. Entschädigung 2 - Mehrfachbesetzung infolge Einsatzes für unterschiedliche Zeiträume


41 Schülerpraktikant/in - 10 1 Mehrfachbesetzung infolge Einsatzes für unterschiedliche Zeiträume


42 sonstige Praktikanten/-innen z. B. - 10 8 Mehrfachbesetzung infolge Einsatzes für unterschiedliche Zeiträume
Umschüler/innen, Pk. aus anderen Betrieben,  
Reha-Maßnahmen, Integrationsmaßnahmen  


insgesamt 256 215


Bei gegebener Notwendigkeit können die in der Aufstellung genannten Zahlen vorübergehend bis zur nächsten Änderung des Stellenplanes geringfügig überschritten werden.
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG)insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


Oberbürgermeister 1,00 1,00


01 Zentrale Steuerung 1,00 2,00 1,00 6,00 3,00 1,00 5,00 4,00 1,00 24,00


0120 Ref. Stadtentwicklung 1,00 1,00 1,00 4,00 1,00 8,00


und Statistik


0140 1,00 1,00 2,00 6,50 1,00 11,50


0150 Gleichstellungs-


referat


Erster Stadtrat 1,00 1,00


10 Zentrale Dienste 1,00 2,00 2,00 5,00 20,00 30,50 15,88 7,00 16,62 7,01 107,01


Verwaltung 1


insgesamt 1,00 1,00 1,00 3,00 5,00 8,00 9,00 24,00 43,00 24,88 7,00 18,62 7,01 152,51


Ref. Rechnungs-
prüfungsamt
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG)insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


Finanz-, Stadtgrün- 1,00 1,00


und Sportdezernent


20 Finanzen 1,00 1,00 1,00 6,00 5,50 22,50 13,50 3,00 26,50 4,50 84,50


Verwaltung 2


insgesamt 1,00 1,00 1,00 1,00 6,00 5,50 22,50 13,50 3,00 26,50 4,50 85,50
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG) insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


32 1,00 1,00 1,00 3,00 3,00 14,00 16,63 4,00 14,79 47,50 41,75 4,00 151,67


37 Feuerwehr 1,00 1,00 1,00 3,00 4,00 15,00 15,76 11,00 51,00 117,00 110,00 329,76


Verwaltung 3


insgesamt 2,00 2,00 2,00 6,00 7,00 29,00 32,39 15,00 65,79 164,50 151,75 4,00481,43


Bürgerservice, 
Öffentliche 
Sicherheit
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG)insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ mD


Kultur- und


Wissenschaftsdezernat 1,00 1,00


0412 Ref. Stadtbibliothek 1,00 1,00 1,50 1,00 4,50


0413 Ref. Städtisches 1,00 0,50 1,50


Museum


0414 Ref. Wissenschaft 1,00 1,00 1,00 2,00 5,00


und Stadtarchiv


40 Schule 1,00 2,00 4,00 4,00 10,50 3,00 1,00 25,50


41 Kultur 1,00 1,00 3,75 5,10 2,50 13,35


Verwaltung 4


insgesamt 1,00 1,00 3,00 2,00 6,00 8,75 18,60 1,00 0,50 7,00 2,00 50,85
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG)insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


Sozial-, Schul-, 1,00 1,00


Gesundheits- und


Jugenddezernent


0500 Sozialreferat


50 2,00 1,00 4,00 10,00 32,00 58,01 1,00 7,25 4,00 29,13 6,38 0,50 155,27


51 Kinder, Jugend 1,00 1,00 4,00 8,13 23,25 3,50 8,25 12,26 1,00 62,39


und Familie


Verwaltung 5


insgesamt 1,00 3,00 2,00 4,00 14,00 40,13 81,26 1,00 7,25 7,50 37,38 18,64 1,50 218,66


Soziales und 
Gesundheit
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG)insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


Bau- und 1,00 1,00


Umweltschutzdezernent


0600 Baureferat 1,00 1,00 2,00 4,00


0630 Baurecht 1,00 1,00 2,00 5,00 4,25 4,50 17,75


61 3,00 3,00 7,00 1,00 2,00 3,00 8,75 4,00 2,00 3,00 36,75


66 1,00 2,00 2,00 1,00 2,00 4,75 10,00 1,00 7,51 31,26


67 Stadtgrün 2,00 1,50 2,50 1,00 2,75 2,00 11,75


und Sport


Verwaltung 6


insgesamt 1,00 1,00 3,00 7,00 10,00 1,00 4,00 9,00 22,00 20,75 1,00 7,50 13,26 2,00 102,51


Stadtplanung und 
Umweltschutz


Tiefbau und 
Verkehr
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG) insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


0800 Stabsstelle


Wirtschaftsdezernat 1,00 1,50 2,50


Verwaltung 8


insgesamt 1,00 1,50 2,50


Personalvertretung 0,75 1,00 2,00 0,50 1,00 5,25


Städt. Dienstkräfte 


des Jobcenter 1,00 2,00 3,00 11,50 39,55 8,75 10,00 75,80


Braunschweig


Leerstellen 1,00 1,00 1,00 1,00 8,00 6,75 9,00 24,25 1,00 3,00 14,50 15,50 2,50 88,50


Ausbildungsstellen 1,00 1,00 2,00 25,00 5,00 11,00 15,00 60,00


Leer- und Aus- 1,00 1,00 1,00 1,00 9,00 7,75 9,00 26,25 26,00 3,00 19,50 26,50 17,50 148,50


bildungsstellen


insgesamt


Altersteilzeit 1,00 1,00 1,00 4,00 4,00 2,00 2,00 1,00 16,00


zugewiesene


Dienstkräfte 1,00 4,00 1,50 1,00 7,50
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG)insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  
nummer mAZ mAZ


65 Gebäude- 1,00 1,00 3,00 3,50 1,75 2,00 2,75 6,75 1,00 22,75


 management


Stadtentwässerung 0,50 0,37 2,50 3,37


Abfallwirtschaft 0,50 1,13 2,00 0,50 0,50 4,63
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
I. Beamtinnen und Beamte


Gliede- Organisations- Beamte auf Zeit Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 4 NBesG) Laufbahngruppe 2 (§ 15 Abs. 3 NBesG) Laufbahngruppe 1 (§ 15 Abs. 2 NBesG) insge- Erläuterungen
rungs- einheit B 8 B 6 B 5 B 2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6 samt  


nummer mAZ mAZ


Zusammenstellung


Verwaltung 1 1,00 1,00 1,00 3,00 5,00 8,00 9,00 24,00 43,00 24,88 7,00 18,62 7,01 152,51


Verwaltung 2 1,00 1,00 1,00 1,00 6,00 5,50 22,50 13,50 3,00 26,50 4,50 85,50


Verwaltung 3 2,00 2,00 2,00 6,00 7,00 29,00 32,39 15,00 65,79 164,50 151,75 4,00 481,43


Verwaltung 4 1,00 1,00 3,00 2,00 6,00 8,75 18,60 1,00 0,50 7,00 2,00 50,85


Verwaltung 5 1,00 3,00 2,00 4,00 14,00 40,13 81,26 1,00 7,25 7,50 37,38 18,64 1,50 218,66


Verwaltung 6 1,00 1,00 3,00 7,00 10,00 1,00 4,00 9,00 22,00 20,75 1,00 7,50 13,26 2,00 102,51


Verwaltung 8 1,00 1,50 2,50


Personalvertretung 0,75 1,00 2,00 0,50 1,00 5,25


Städt. Dienstkräfte
des Jobcenter 1,00 2,00 3,00 11,50 39,55 8,75 10,00 75,80
Braunschweig


Leer- und Aus-
bildungsstellen 1,00 1,00 1,00 1,00 9,00 7,75 9,00 26,25 26,00 3,00 19,50 26,50 17,50 148,50


Altersteilzeit 1,00 1,00 1,00 4,00 4,00 2,00 2,00 1,00 16,00


zugew. Dienstkräfte 1,00 4,00 1,50 1,00 7,50


Verwaltung
insgesamt 1,00 1,00 4,00 5,00 14,00 21,00 23,00 3,00 46,00 85,25 191,63 259,18 27,00 36,00 87,79 286,50 228,66 27,00 1.347,01


Gebäude- 
management


1,00 1,00 3,00 3,50 1,75 2,00 2,75 6,75 1,00 22,75


Abfallwirtschaft 0,50 1,13 2,00 0,50 0,50 4,63


Stadtentwässerung 0,50 0,37 2,50 3,37


insgesamt 1,00 1,00 4,00 5,00 15,00 21,00 23,00 4,00 47,00 88,25 196,63 265,43 27,00 36,00 90,29 289,75 235,41 28,00 1.377,76







- 34 -
Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


01 Zentrale Steuerung 3,00 1,00 0,50 2,00 2,00 4,00 1,00 13,50


0120 Ref. Stadtentwicklung
und Statistik 2,00 3,00 1,65 6,65


0140 Ref. Rechnungs-
prüfungsamt 1,00 1,00 1,00 2,00 1,00 0,50 6,50


0150 Gleichstellungs-


referat 1,00 1,36 2,36


10 Zentrale Dienste 2,50 10,00 3,00 4,00 11,00 12,41 4,25 4,00 2,50 53,66


Zwischensumme 3,00 8,00 3,50 13,00 4,50 7,36 11,00 16,56 8,25 5,00 2,50 82,67
Verwaltung 1


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


01 Zentrale Steuerung


0120 Ref. Stadtentwicklung
und Statistik


0140 Ref. Rechnungs-
prüfungsamt


0150 Gleichstellungs-
refrat


10 Zentrale Dienst 2,00 2,00


Zwischensumme
Verwaltung 1 2,00 2,00
Sozial- und Erziehungsdienst


Verwaltung 1
insgesamt 84,67
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


20 Finanzen 1,00 1,00 1,00 2,50 4,00 1,14 6,50 11,88 2,15 2,00 33,17


Zwischensumme
Verwaltung 2 1,00 1,00 1,00 2,50 4,00 1,14 6,50 11,88 2,15 2,00 33,17


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


20 Finanzen


Zwischensumme
Verwaltung 2
Sozial- und Erziehungsdienst


Verwaltung 2 33,17
insgesamt
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


32 Bürgerservice,
Öffentl. Sicherheit 1,75 1,00 3,78 8,50 13,00 26,00 21,28 75,31


37 Feuerwehr 1,00 1,00 1,00 7,00 4,00 4,00 2,50 1,00 1,63 23,13


Zwischensumme
Verwaltung 3 1,75 1,00 2,00 4,78 15,50 4,00 17,00 28,50 1,00 22,91 98,44


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


32 Bürgerservice,
Öffentl. Sicherheit


37 Feuerwehr


Zwischensumme
Verwaltung 3
Sozial- und Erziehungsdienst


Verwaltung 3
insgesamt 98,44
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


0412 Ref. Stadtbibliothek 1,00 2,00 14,48 1,00 7,00 17,06 8,78 51,32


0413 Ref. Städtisches Museum 1,00 2,00 2,00 1,50 1,00 3,07 3,00 4,50 1,00 19,07


0414 Ref. Wissenschaft und 1,50 0,50 1,00 3,00 1,50 7,50
Stadtarchiv


40 Schule 1,00 1,00 1,00 3,50 3,00 65,42 1,00 75,92


41 Kultur 1,00 2,50 2,00 4,29 30,52 1,00 2,50 3,80 1,00 1,00 49,61


Zwischensumme
Verwaltung 4 1,00 3,50 3,00 4,29 31,52 4,50 5,50 69,22 2,00 1,00 125,53


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


0412 Ref. Stadtbibliothek


0413 Ref. Städtisches Museum


0414 Ref. Wissenschaft und 
Stadtarchiv


40 Schule


41 Kultur 1,00 0,50 1,50


Zwischensumme
Verwaltung 4 1,00 0,50 1,50
Sozial- und Erziehungsdienst


Verwaltung 4
insgesamt 127,03
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


0500 Sozialreferat 1,00 1,00 1,00 1,00 4,00


50 Soziales und Gesundheit 10,24 0,50 0,50 2,00 2,00 9,00 14,37 9,76 27,06 2,00 14,63 1,00 2,00 95,06


51 Kinder, Jugend und Familie 4,00 1,00 2,00 2,65 6,00 8,11 1,00 1,00 1,00 45,24 72,00


Zwischensumme
Verwaltung 5 10,24 5,00 2,50 0,50 4,00 2,00 11,65 15,37 16,76 35,17 3,00 15,63 2,00 2,00 45,24 171,06


Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr.
12 a 11 b 11 a 10 a 9 d 9 c 9 b 9 a 8 a 7 a 4 a 3 a


50 Soziales und Gesundheit 1,00 1,00


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


0500 Sozialreferat 1,00 1,00 3,41 5,41


50 Soziales und Gesundheit 3,00 1,00 7,65 7,10 21,97 40,72


51 Kinder, Jugend und Familie 15,00 1,00 14,00 34,00 23,00 39,07 31,73 22,31 67,94 9,54 106,71 40,67 86,03 5,13 491,00


Zwischensumme
Verwaltung 5 1,00 18,00 1,00 16,00 41,65 23,00 46,17 57,11 22,31 67,94 9,54 106,71 40,67 86,03 5,13 542,26
Sozial- und Erziehungsdienst


Verwaltung 5
insgesamt 714,32
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


0600 Baureferat 2,00 1,00 1,00 1,00 5,00


0630 Baurecht 1,00 1,00 3,00 10,50 1,00 1,00 5,25 22,75


61 Stadtplanung und 1,00 5,00 7,91 30,50 2,00 5,50 14,25 1,00 11,90 10,45 1,00 90,51
Umweltschutz


66 Tiefbau und Verkehr 1,00 1,00 1,00 9,00 15,96 9,00 10,00 14,90 7,27 4,50 9,00 82,63


67 Stadtgrün und Sport 1,00 1,00 1,00 2,00 3,00 14,50 3,00 8,75 9,51 3,00 48,50 60,66 24,00 44,67 11,00 235,59


Zwischensumme 
Verwaltung 6 1,00 2,00 4,00 9,00 24,91 71,46 7,00 23,25 34,76 4,00 76,30 84,63 28,50 53,67 11,00 1,00 436,48


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


0600 Baureferat


0630 Baurecht


61 Stadtplanung und 
Umweltschutz


66 Tiefbau und Verkehr


67 Stadtgrün und Sport


Zwischensumme
Verwaltung 6
Sozial- und Erziehungsdienst


Verwaltung 6
insgesamt 436,48
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte


Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


Dez. VI Wirtschaftsdezernat 1,00 1,00


Zwischensumme 
Verwaltung 8 1,00 1,00


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


Dez. VI Wirtschaftsdezernat


Zwischensumme
Verwaltung 8
Sozial-Erziehungsdienst
Verwaltung 8
insgesamt 1,00


15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T.


94 Personalvertretung 1,00 1,00 1,00 2,35 3,50 1,14 9,99


96 Städtische Dienstkräfte 1,00 2,00 5,00 2,00 4,00 1,00 15,00
des Jobcenter Braunschweig


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


94 Personalvertretung 1,00 0,50 1,50


96 Städtische Dienstkräfte
des Jobcenter Braunschweig 9,53 9,53


Summe
Personalvertretung


11,49


Summe
Städtische Dienstkräfte
des Jobcenter Braunschweig


24,53
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte
Gliede- Organisations- insge-
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. samt Bemerkungen
nummer


92 Leerstellen 3,00 2,00 10,00 16,00 12,00 20,00 1,00 6,00 70,00


93.1 Stellenreserve 1,00 1,00 1,00 2,00 11,00 1,00 17,00


95 zugewiesene Dienstkräfte 0,73 1,00 1,00 1,00 1,50 5,23


98 Altersteilzeit 1,00 1,00 8,00 5,00 15,00 5,00 2,00 16,00 9,00 6,00 2,00 7,00 77,00


Zwischensumme 92, 93.1
95 und 98 169,23


Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr.
12 a 11 b 11 a 10 a 9 d 9 c 9 b 9 a 8 a 7 a 4 a 3 a


92 Leerstellen


S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2


92 Leerstellen 2,00 2,00 1,00 2,00 4,00 4,00 6,00 18,00 28,00 67,00


93.1 Stellenreserve


95 zugewiesene Dienstkräfte


98 Altersteilzeit 3,00 1,00 2,00 1,00 2,00 9,00


Zwischensumme 92, 93.1,
95 und 98 Sozial- und 
Erziehungsdienst 2,00 5,00 2,00 2,00 6,00 4,00 7,00 20,00 28,00 76,00


Summe 92, 93.1, 95 und 98 245,23
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte außerhalb des Sozial- und Erziehungsdienstes


Gliede- Organisations- Kr.
rungs- einheit 15Ü 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2Ü 2 1 a.T. insg. insgesamt
nummer


Zusammenstellung


Verwaltung 1 3,00 8,00 3,50 13,00 4,50 7,36 11,00 16,56 8,25 5,00 2,50 82,67


Verwaltung 2 1,00 1,00 1,00 2,50 4,00 1,14 6,50 11,88 2,15 2,00 33,17


Verwaltung 3 1,75 1,00 2,00 4,78 15,50 4,00 15,00 28,50 1,00 22,91 96,44


Verwaltung 4 1,00 1,00 5,50 4,00 8,29 49,00 7,00 16,57 92,28 16,78 1,00 1,00 203,42


Verwaltung 5 10,24 5,00 2,50 0,50 4,00 2,00 11,65 15,37 16,76 35,17 3,00 15,63 2,00 2,00 45,24 1,00 172,06


Verwaltung 6 1,00 2,00 4,00 9,00 24,91 71,46 7,00 23,25 34,76 4,00 76,30 84,63 28,50 53,67 11,00 1,00 436,48


Verwaltung 8 1,00 1,00


Personalvertretung 1,00 1,00 1,00 2,35 3,50 1,14 9,99


Städt. Dienstkräfte der ARGE 1,00 2,00 5,00 2,00 4,00 1,00 15,00


Leerstellen/Stellenreserve 1,00 1,00 1,00 5,00 13,00 10,00 16,00 1,00 12,00 20,00 1,00 6,00 87,00


Altersteilzeit 1,00 1,00 8,00 5,00 15,00 5,00 2,00 16,00 9,00 6,00 2,00 7,00 77,00


zugewiesene Dienstkräfte 0,73 1,00 1,00 1,00 1,50 5,23


Zwischensumme 2,00 15,24 16,00 31,25 29,91 111,46 43,52 125,18 117,13 12,00 186,42 288,98 39,50 120,63 4,00 16,00 56,24 3,00 1,00 1219,46
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst
Gliede- Organisations-
rungs- einheit S 18 S 17 S 16 S 15 S 14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 S 2 insgesamt
nummer


Zwischensumme 1219,46


Verwaltung 1 2,00 2,00


Verwaltung 2


Verwaltung 3


Verwaltung 4 1,00 0,50 1,50


Verwaltung 5 1,00 18,00 1,00 16,00 41,65 23,00 46,17 57,11 22,31 67,94 9,54 106,71 40,67 86,03 5,13 542,26


Verwaltung 6


Verwaltung 8


Personalvertretung 1,00 0,50 1,50


Städt. Dienstkräfte des Jobcenters 9,53 9,53


Leerstellen/Stellenreserve 2,00 2,00 1,00 2,00 4,00 4,00 6,00 18,00 28,00 67,00


Altersteilzeit 3,00 1,00 2,00 1,00 2,00 9,00


zugewiesene Dienstkräfte


Zwischensumme
Sozial- und Erziehungsdienst


1,00 20,00 1,00 16,00 46,65 25,00 52,17 73,14 26,31 74,94 9,54 126,71 40,67 114,53 5,13 632,79


Gesamtsumme
aller Beschäftigten 1852,25
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Erläuterungen zu den Stellen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


FB/Ref. ku kw H T Sp / Sp *) Sonstige Vermerke
(außer H)


1 2 3 4 5 6 7


0120 1 x 13 1 x 6 T 25,33 1 x 6  üT
1 x 13 T 19,5 kw 2012


0140 1 x 6 üT T 19,5


0150 1 x 9 T 20,69
1 x 9 T 32,50


01 1 x 10 2 x 9 üT
1 x 5 2 x 6 üT 


1 x 5 T 19,5 ku 1) 3 T 19,5


10 1 x 9 ku 1) A 8 1 x 11 kw 5) 1 x 12 1 x 6 T 25 2 x 6 üT
1 x 5 1 x 5 T 29,25 1 x 6 T 19,5 üT
1 x 3 1 x 6 T 30 kw 5)
1 x 6
1 x 9


20 1 x 3 kw 2012 1 x 5 1 x 6 T 15 1 x 6 T 19,5 ku 1) 5 T 19,5
1 x 8 1 x 5 T 25,33 3 x 6 üT
1 x 9 1 x 9 T 25 1 x 6 üT T 19,5
1 x 13


32 1 x 5 kw 5) 1 x 13 1 x 9 T 30,39 1 x 6 üT
1 x 3 1 x 3 T 25,33 1 x 13 T 9,75 kw 2013
8 x 5 1 x 3 T 24,57
25 x 3
1 x 8


37 6 x 8 kw 4) 1 x 5 1 x 3 T 24,5
1 x 6 kw 1)
1 x 8 kw 1)
1 x 4 kw 1)
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Erläuterungen zu den Stellen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


FB/Ref. ku kw H T Sp / Sp *) Sonstige Vermerke
(außer H)


1 2 3 4 5 6 7


0412 1 x 9 T 27,92 1 x 6 üT


0413 1 x 6 üT


0414 1 x 9 1 x 6 T 19,5 üT


40 5 x 5 1 x 5 T 25 1 x 6  üT
1 x 8 T 19,5 kw 3)


41 1 x 6 1 x 13 T 29,25 1 x S 11 T 19,5 kw 8)
1 x 5 1 x 5 T 31,41 1 x 10 T 29,25 kw 4)


2 x 6 üT
1 x 5 T 19,5 kw 8)


1 x 8 üT
1 x 13 T 29,25 kw 2012


Die Ausweisung von Teilzeitstellen bei Schulsekretären/Schulsekretärinnen ist dem Stellenverteilungsplan des Fachbereiches 40 zu entnehmen.


Die Ausweisung von Teilzeitstellen bei Musikschullehren/Musikschullehrerinnen ist dem Stellenverteilungsplan des Fachbereiches 41 zu entnehmen.
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Erläuterungen zu den Stellen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


FB/Ref. ku kw H T Sp / Sp *) Sonstige Vermerke
(außer H)


1 2 3 4 5 6 7
0500 1 x 6 üT


1 x 9 T 30 kw 4)


1 x 9 T 25 kw 4)


50 1 x 4 ku 1) 3 1 x 10 kw 1) 2 x 15 1 x 15 T 10 1 x 15 T 13,43 kw 4)
2 x 6 ku 1) 5 3 x 9 kw 1) 1 x 12 1 x S 14 T 29,25 1 x 15 T 15,20 kw 4)


1 x 4  ku 1) 2Ü 1 x 8 kw 1) 2 x 8 4 x S 11 T 30,39 2 x 15 T 19,5 kw 4)
2 x 8 ku 1) A 10 1 x 5 kw 4) 11 x 5 1 x S 14 T 35,2 1 x 6 T 19,5 ku 1) A 6 T 20


1 x 11 kw 4) 4 x 3 1 x 5 T 30,39 4 x 6 üT


1 x S 12 kw 4) 1 x 13 1 x 3 T 24,57 1 x 5 T 19,5 kw 1)


2 x S 11 kw 4) 2 x 6 1 x S 11 T 30 1 x 8 T 9,75 kw 1)
1 x 5 kw 5) 1 x S 12 1 x 5 T 29,25 1 x 5 T 19,5 kw 2012


1 x S 12 kw 2013 2 x 8 T 29,25 1 x 6 T 29,25 ku 1) 5 T 29,25


1 x S 11 T 29,25 1 x 5 T 23,30 üT kw 4)
3 x 15 T 29,25 1 x 5 T 25,33 üT kw 4)
1 x S 12 T 23,3 1 x 6 T 9,75 kw 4)
1 x S 11 T 24,5 1 x 5 T 30,39 üT kw 4)
1 x 6 T 29,38 1 x 5 üT


1 x 8 T 34 1 x 8 T 29,25 ku 1) 5 T 29,25
1 S 11 T 25,33 2 x S 11 T 30 kw 4)


1 x 6 üT kw 2012


51 3 x S 11 kw 3) 1 x S 4 1 x S 11 T 25,33 4 x 6 üT
1 x 5 kw 1) 1 x 6 1 x S 4 T 26,34 2 x S 8 üT kw 4)


4 x S 11 1 x S 11 T 29,25 1 x 3 T 5 kw 1)
2 x S 12 1 x S 12 T 30,39 1 x S 8 T 19,5 kw 4)
3 x 14 2 x S 8 T 24,82


1 x S 8 T 7,09


1 x 5 T 30,39


1 x S 11 T 30,39
1 x S 11 T 6
1 x 3 T 34


6 x S 14 T 29,25
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Erläuterungen zu den Stellen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


FB/Ref. ku kw H T Sp / Sp *) Sonstige Vermerke
(außer H)


1 2 3 4 5 6 7


noch 51 1 x S 12 T 25
1 x S 12 T 19,24
1 x 11 T 19,32


1 x S 12 T 23,25
1 x S 12 T 33,94


0630 1 x 6 ku 1) 5 1 x 5 1 x 5 T 29,25
2 x 10
1 x 11


61 1 x 11 kw 2014 3 x 5 1 x 6 T 29,25 4 x 6 üT
2 x 8 2 x 5 T 30,39 1 x 6 T 25,33 üT
1 x 6 1 x 5 T 15,2 1 x 7 Z 12
1 x 9 3 x 8 T 29,25
7 x 11 1 x 12 T 35,46
2 x 12
2 x 13


66 3 x 8 ku 1) 6 1 x 5 1 x 6 T 25 2 x 6 üT
1 x 4 1 x 6 T 29,25 2 x 3 Z 8
3 x 6 1 x 11 T 29,38


1 x 11 T 30,39
1 x 11 T 28,22
1 x 11 T 27,5


1 x 5 T 30


67 1 x 6 ku 1) 5 1 x 11 kw 2014 1 x 5 1 x 5 T 30,90 2 x 7 Z 12
1 x 9 kw 2012 2 x 3 1 x 5 T 123,37 1 x 6 üT
1 x 11 kw 2012 1 x 6 1 x 3 T 104 15 x 6 Z 12
1 x 10 kw 2014 1 x 1 T 156 1 x 5 T 9,75 kw 5)
1 x 5 kw 2012 1 x 9 T 29,25 1 x 5 T 8,11 kw 8)


1 x 5 T 29,25 1 x 5 Z 12
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Stellenübersichten


Teil A: Aufteilung nach der Verwaltungsgliederung
II. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Erläuterungen zu den Stellen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


FB/Ref. ku kw H T Sp / Sp *) Sonstige Vermerke
(außer H)


1 2 3 4 5 6 7


Per- 1 x 6 T 33 kw 2)
sonal- 1 x 11 kw 2) 1 x 3 T 19,5 kw 2)
vertret. 2 x 7 Z 12 kw 2) 1 x 3 T 24,82 kw 2)


1 x 5 kw 2) 1 x 5 T 19,5 kw 1)
1 x S 12 kw 2) 1 x 6 T 19,5 kw 2)


1 x 6 kw 2) 1 x S 3 T 19,5 kw 2)
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Teil B: Sonderübersicht über die Planstellen der Beamtinnen und Beamten, die mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besetzt sind


1. Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Bes.-Gruppe Gliederungs- FB/Ref./lfd. Nummer auf der Stelle geführt Bemerkungen


Nr. gruppe der nummer des Stellenverteilungs- seit bis voraus-
Planstelle nach Teil A planes des Vorjahres sichtlich


Unterteil 1
1 2 3 4 5 5a 6 7 8


1 Amtl. Tierarzt/-ärztin E 13 A 14 29 32.5.1/02705
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Stellenübersichten


Teil B: Sonderübersicht über die Planstellen der Beamtinnen und Beamten, die mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besetzt sind


2. Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Bes.-Gruppe Gliederungs- FB/Ref./lfd. Nummer auf der Stelle geführt Bemerkungen
Nr. gruppe der nummer des Stellenverteilungs- seit bis voraus-


Planstelle nach Teil A planes des Vorjahres sichtlich
Unterteil 1


1 2 3 4 5 5a 6 7 8


1 E 11 A 11 46 0630.11.2/03947


2 E 11 A 11 46 0630.11.3/03956


3 E 9 A 10 52 0414/01596


4 Sachbearbeiter/in S 11 A 10 57 51.41/05405


5 E 5 A 10 57 96.20/03570


6 Sachbearbeiter/in  E 8 A 10 57 96.20/04185


7 S 14 A 10 56 51.11/024075


Techn. Sachbearbeiter/in


Techn. Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sozialarb./-päd.
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Stellenübersichten


Teil B: Sonderübersicht über die Planstellen der Beamtinnen und Beamten, die mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besetzt sind


3. Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Bes.-Gruppe Gliederungs- FB/Ref./lfd. Nummer auf der Stelle geführt Bemerkungen
Nr. gruppe der nummer des Stellenverteilungs- seit bis voraus-


Planstelle nach Teil A planes des Vorjahres sichtlich
Unterteil 1


1 2 3 4 5 5a 6 7 8


1 E 8 A 8 70 32.11.1/05046


2 E 8 A 8 69 37.15/04999


3 E 8 A 8 69 37.15/05000


4 E 6 A 7 74 10.02/02301


5 E 6 A 7 74 20.41/1/03910


6 E 5 A 7 74 32.31/02323


7 E 6 A 7 74 32.32/02330


8 E 6 A 7 74 32.32/04841


9 E 6 A 7 74 32.41.2/01941


10 E 6 A 7 74 32.41.2/02374


11 Sachbearbeiter/in E 6 A 7 74 32.41.2/02375


12 Sachbearbeiter/in E 6 A 7 74 32.41.2/02382


13 E 6 A 7 74 51.01.2/02468


14 E 6 A 7 74 61.42/1/03723


15 E 6 A 7 74 65.04/01761


Sachbearbeiter/in


Vollzugsbeamter/-beamtin


Gruppenführer/in


Gruppenführer/in


Kontenführer/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in
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Stellenübersichten


Teil B: Sonderübersicht über die Planstellen der Beamtinnen und Beamten, die mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besetzt sind


3. Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Bes.-Gruppe Gliederungs- FB/Ref./lfd. Nummer auf der Stelle geführt Bemerkungen
Nr. gruppe der nummer des Stellenverteilungs- seit bis voraus-


Planstelle nach Teil A planes des Vorjahres sichtlich
Unterteil 1


1 2 3 4 5 5a 6 7 8


16 E 6 A 6 76 51.01.1/02387


17 E 5 A 6 76 66.41/01947


insgesamt 25


Sachbearbeiter/in


Sachbearbeiter/in
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Wirtschaftsplan 2012


für den FB 65, Hochbau und Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen


Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011
Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht


2012 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8


1 aT 1)


2 15Ü 2)


3 15 2,001) 1,00 1,00 3)


4 14 3,002) 3,00 2,00 1,00
4) dav. 1 T 19,5


5 13 2,003) 2,00 2,00


5) dav. 2 T 19,5, 3 kw 2013


6 12 8,504) 9,00 8,50 0,50 6)


7 11 30,005) 31,00 30,54 0,46 7) dav. 1 T 30,39


8 10 1,006) 1,00 1,00


9 9 5,78 7) 6,78 4,78 2,00


52,28 53,78 49,82 3,96
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Wirtschaftsplan 2012


für den FB 65, Hochbau und Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


8) dav. 1 kw 2013


10 8 13,008) 13,00 13,00
9)


11 7 12,009) 12,27 12,00 0,27
10) dav. 1 T 20, 1 T 29,25, 1 T 30, 1 üT, 1 ku 1) 4, 1 kw 2013


12 6 23,0210) 26,00 23,26 2,74
11) dav. 1 T 29,25


13 5 34,5211) 42,77 37,00 5,77


14 4 13,5112) 14,51 10,00 4,51 12)


15 3 33,6913) 35,46 25,98 9,48 13)


16 2Ü 14) 14)


17 2 2,00 15) 2,00 1,90 0,10
15)


18 1 63,94 108,86 56,42 52,44


195,68 254,87 179,56 75,31


insgesamt Beschäftigte 247,96 308,65 229,38 79,27


Die Ausweisung von Teilzeitstellen bzw. ku- oder kw-Vermerken  im Bereich Schulhausmeister/-innen, Hausmeister/-innen 
und Raumpflege ist aus dem StVPl  des FB 65 ersichtlich.
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Wirtschaftsplan 2012


für den FB 65, Hochbau und Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamtinnen und Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8
Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16 1,00 1,00 1,00


2 Baudirektor A 15 1,00 1,00


3 Bauoberrat A 14


4 Städt. Oberrat A 14


4 Baurat A 13 1,00 1,00 0,75 0,25


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


5 Bauoberamtsrat A 13


6 Stadtoberamtsrat A 13


7 Bauamtsrat A 12 1,00 1,00 1,00


8 Stadtamtsrat A 12 2,00 2,00 2,00


9 Bauamtmann A 11 0,501) 0,50 0,50 1) 1 T 20


10 Stadtamtmann A 11 3,00 2,00 2,00


A 11


11 Bauoberinspektor A 10 3)


12 Stadtoberinspektor A 10 1,754) 2,75 0,75 2,00 4) dav. 1 T 30, 1 kw 2013


A 10


13 Stadtinspektor A 9 5)


A 9
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Wirtschaftsplan 2012


für den FB 65, Hochbau und Gebäudemanagement


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamtinnen und Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)
6)


14 Stadtamtsinspektor mit A 9 6) 7)


Amtszulage m AZ 8)


9) dav. 3 T 20, 3 T 30
15 Stadtamtsinspektor A 9 2,007) 2,00 2,00


10)


16 Stadthauptsekretär A 8 2,758) 2,00 2,00


17 Stadtobersekretär A 7 6,759) 7,25 7,00 0,25


18 Stadtsekretär A 6 1,0010) 1,00 1,00


insgesamt: 22,75 23,50 21,00 2,50
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Abfallwirtschaft


C. Stellenübersicht
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen


Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011
Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht


2012 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8


1 aT 1) 1 T 19,5


2 15Ü
2)


3 15


4 14 0,501) 0,50 0,50
3)


5 13 1)


4)


6 12 2)


7 11 2,003) 2,00 2,00


8 10 4)


5)


9 9 5)


2,50 2,50 2,50
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Abfallwirtschaft


C. Stellenübersicht
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


6)


7)


10 8 6)


8)


11 7 7)


12 6 8)


9)


13 5 9)


14 4 10) 10)


15 3 11)


16 2Ü 11)


17 2


18 1


insgesamt Beschäftigte 2,50 2,50 2,50
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Abfallwirtschaft


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamtinnen und Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8
Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16


2 Bauoberrat A 14


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


3 Bauoberamtsrat A 13


4 Stadtoberamtsrat A 13 0,501) 0,50 0,50


5 Bauamtsrat A 12 1) 1 T 20


6 Stadtamtsrat A 12 2) 0,19 0,19 2)


3) dav. 1 T 25, 1 T 20
A 12


7 Stadtamtmann A 11 1,133) 1,13 1,13


A 11


8 Bauoberinspektor A 10


9 Stadtoberinspektor A 10 2,00 2,00 2,00


A 10


10 Stadtinspektor A 9


A 9
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Abfallwirtschaft


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamtinnen und Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


11 Stadtamtsinspektor A 9 0,501) 0,50 0,50 1) 1 T 20


12 Stadthauptsekretär A 8 0,502) 0,50 0,50 2) 1 T 20


13 Stadtobersekretär A 7


insgesamt: 4,63 4,82 4,82
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Stadtentwässerung


C. Stellenübersicht
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen


Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011
Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht


2012 besetzt besetzt
1 2 3 4 5 6 7 8


1 aT 1) 1 T 19,5


2 15Ü
2)


3 15


4 14 0,501) 0,50 0,50
3)


5 13 1)


4)


6 12 2)


7 11 1,003) 1,00 1,00


8 10 4)


5)


9 9 1,00 5) 1,00 1,00


2,50 2,50 2,50
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Stadtentwässerung


C. Stellenübersicht
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Lfd. Funktionsbezeichnung Entgelt- Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. gruppe Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Sondertarif Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


6)


7)


10 8 1,00 6) 1,00 1,00
8)


11 7 7)


12 6 8)


9)


13 5 9)


14 4 10) 10)


15 3 11)


16 2Ü 11)


17 2


18 1


1,00 1,00 1,00


insgesamt Beschäftigte 3,50 3,50 3,50







- 63 -
Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Stadtentwässerung


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamtinnen und Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8
Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 4 NBesG)


1 Leitender Baudirektor A 16


2 Bauoberrat A 14


Laufbahngruppe 2 (i. S. von § 15 Abs. 3 NBesG)


3 Bauoberamtsrat A 13


4 Stadtoberamtsrat A 13 0,501) 0,50 0,50


5 Bauamtsrat A 12 1) 1 T 20


6 Stadtamtsrat A 12 2) 0,19 0,19 2)


3) 1 T 15
A 12 4) dav. 1 T 20


7 Stadtamtmann A 11 0,373) 0,37 0,37


A 11


8 Bauoberinspektor A 10


9 Stadtoberinspektor A 10 2,504) 2,50 2,50


A 10


10 Stadtinspektor A 9


A 9
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Wirtschaftsplan 2012


für die Sonderrechnung Stadtentwässerung


C. Stellenübersicht
Nachrichtlich:


Beamtinnen und Beamte
Lfd. Laufbahngruppe Zahl der Zahl der Stellen im Vorjahr Erläuterungen
Nr. und Stellen im insgesamt davon am 30.06.2011


Amtsbezeichnung BesGr. Haushaltsjahr tatsächlich nicht
2012 besetzt besetzt


1 2 3 4 5 6 7 8


Laufbahngruppe 1 (i. S. von § 15 Abs. 2 NBesG)


11 Stadtamtsinspektor A 9


12 Stadthauptsekretär A 8


13 Stadtobersekretär A 7


insgesamt: 3,37 3,56 3,56





